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(Beginn: 9:05 Uhr)

Vizeprisident Frank Lortz:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich erdffne die
23. Plenarsitzung und stelle die Beschlussfahigkeit fest.

Eingegangen und auf Thren Plitzen verteilt ist ein Dringli-
cher EntschlieBungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN betreffend Sanierung vor Neubau in Bund und
Land, Drucks. 21/1187. Hat irgendjemand etwas gegen die
Dringlichkeit? — Nein, dann ist sie bejaht. Dann wird die-
ser Dringliche Entschliefungsantrag Tagesordnungspunkt
48 und kann, wenn niemand widerspricht, zusammen mit
Tagesordnungspunkt 40, der Aktuellen Stunde der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, und Tagesordnungspunkt
43, der Aktuellen Stunde der Fraktion der Freien Demokra-
ten, aufgerufen und danach direkt abgestimmt werden.

Wir beginnen im Anschluss an die amtlichen Mitteilun-
gen mit den Aktuellen Stunden. Vorgesehen ist eine ein-
stiindige Mittagspause nach dem Tagesordnungspunkt 10,
der dritten Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und der SPD fiir ein Gesetz zur Anderung jagdrecht-
licher Vorschriften. Nach dem vorliegenden Ablaufplan
tagen wir heute voraussichtlich bis ca. 20:20 Uhr. Also,
nehmt euch was vor.

Dann begriifie ich, wie immer, sehr herzlich auf der Besu-
chertribiine unsere Besucherinnen und Besucher. Seien Sie
herzlich willkommen.

(Allgemeiner Beifall)
Sie werden sehen, hier ist es schon.

Dann habe ich Entschuldigungen. Es fehlen heute ganz-
tagig die Abgeordneten Lena Arnoldt, Hildegard Forster-
Heldmann, Klaus Gagel, Maximilian Miiger und Chris-
toph Sippel. Zudem fehlt ganztigig Staatsminister Armin
Schwarz. Ich frage in die Runde der Geschéftsfiihrer: Gibt
es weitere Entschuldigungen? — Das ist offensichtlich nicht
der Fall. Dann halten wir das auch fest.

Zu Beginn der Mittagspause, voraussichtlich gegen
13 Uhr, tagt der Untersuchungsausschusses 21/2 im Sit-
zungsraum 501 A.

Jetzt kommen wir noch zu den Gliickwiinschen. Im Namen
des ganzen Hauses gratuliere ich unserem Freund und Kol-
legen Stefan Schneider, der heute seinen 47. Geburtstag
feiert.

(Allgemeiner Beifall)
Alles Gute. Komm mal her, die Nordhessen konnen laufen.

(Vizeprésident Frank Lortz tiberreicht ein Weinpra-
sent.)

Meine Damen und Herren, zum Fufiball gibt es in dieser
Woche nicht viel zu sagen. Wir wollen nur noch einmal
darauf hinweisen — wir sind ja alle Freunde der Eintracht —,
dass die Eintracht am letzten Samstag mit dem 3 : 3 ein
hervorragendes Spiel gebracht hat.

(Allgemeiner Beifall)

Alle Achtung, gegen die beste Mannschaft Europas, das ist
schon ein tolles Stiick.

(Vereinzelter Beifall)

— Der Zuspruch fiir die Bayern wird lauter. — Dann wollen
wir einmal die Offenbacher Kickers ansprechen. Sie sind
auf dem Weg zur Meisterschaft. Das muss ich sagen. Wir
haben hier viele, den Tarek, die Kim-Sarah Speer, die Na-
dine Gersberg und den Oliver Stirbock, der ist {ibrigens ein
ganz grofler OFC-Fan, habe ich heute Morgen gehort. Er
ist bei jedem Heimspiel dabei mit seinem Schal. Also, wir
wollen den Kickers alles Gute wiinschen. Tarek, ich stelle
mal anheim, ob man nicht vielleicht, bevor du nach Berlin
zu den Vornehmen gehst, hier so einen Kickers-Fanclub
machen kann.

(Heiterkeit)

Gut, dann habe ich nur noch eine Meldung. Es gab in den
letzten Wochen Geriichte: Dem Vernehmen nach wollte
Jirgen Klopp nach seinem Abschied aus Liverpool noch
eine Stufe auf der Karriereleiter weitergehen und Trainer
und Betreuer unserer Landtagself werden.

(Heiterkeit)

Das haben wir natiirlich abgelehnt, meine Damen und Her-
ren. Wir stehen zu unserem Freund Oliver Ulloth.

(Beifall)
Noch.
(Heiterkeit)

Du hast jetzt eine gewisse Zeit, Winterpause, damit ihr
euch etwas regeneriert. Zumindest kann in den néchsten
Wochen nichts Schlimmes passieren. Alles Gute fiir die
Mannschaft. — Der Oliver Ulloth nimmt das schon mit
Kraft entgegen, der weifl das und ist sturmfest und erdver-
wachsen, der packt das.

Gut, mehr ist nicht zu sagen. Die Lage ist gut, die hessi-
schen Vereine sind insgesamt gut. Wenn ich die Stidhessen
sehe, muss ich auch einmal Darmstadt 98 erwdhnen: 3 : 3
in Karlsruhe; die haben die Karlsruher so halb sturmreif
geschossen. Die kommen jetzt Ende des Monats zu den
Offenbacher Kickers zum Pokalspiel. Tarek, dann werden
wir denen mal Bescheid geben.

Meine Damen und Herren, jetzt kommen wir zum Ernst
der Sitzung.

Tagesordnungspunkt 39:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der CDU

Finanzplatz Frankfurt stiirken, unsere Banken schiit-
zen, Commerzbank-Zukunft sichern

— Drucks. 21/1162 —

Es spricht der Kollege André Stolz, CDU-Fraktion. André,
bitte.

André Stolz (CDU):

Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der deutsche Staat hat in der Weltfinanzkrise 2007 bis
2009 in einer Notsituation die Entscheidung getroffen, der
Commerzbank mit einer stillen Einlage in Hohe von 16
Milliarden Euro zu helfen, die mittlerweile fast zuriickge-
zahlt ist, und mit einer Kapitaleinlage in Héhe von 2 Milli-
arden Euro.

Das war notwendig geworden, da die Ubernahme der
Nummer 2, der Dresdner Bank, durch die kleinere Num-
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mer 3, die Commerzbank — jetzt halten Sie sich fest —
zwei Wochen vor der Lehman-Pleite beschlossen wurde.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht auszudenken, was
passiert wire, wenn dadurch faktisch sowohl die Dresdner
Bank als auch die Commerzbank ins Straucheln gekom-
men waren.

Die damalige und noch heute giiltige Strategie war klar:
zeitlich befristet den Bankensektor, die Kunden und somit
die Realwirtschaft zu stiitzen. Eines steht fiir uns Christde-
mokraten fest: Der Staat ist nicht der bessere Unternehmer.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Wir haben gesagt, dass wir erst dann die Anteile wieder
verkaufen wollen — jetzt horen Sie genau zu, das war die
Strategie damals —, wenn die Bank strukturell gesundet
ist, eigenstindig weiterarbeiten kann und dem Finanzplatz
Frankfurt und der deutschen Realwirtschaft kein Schaden
zugefiigt wird, am besten zu einem Zeitpunkt, zu dem der
deutsche Steuerzahler mit so wenig Verlust wie mdglich
aus diesem befristeten Engagement wieder herauskommen
kann. Das ist die Wahrheit, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall CDU)

Es war fiir die Commerzbank ein langer Weg, ein langer
Weg der Integration der Dresdner Bank, ein langer Weg,
sich neu aufzustellen. Jedoch ist der Turnaround geschafft,
die Commerzbank steht heute so gut da wie in den letzten
25 Jahren nicht. Die Eigenkapitalrendite ist so hoch wie
noch nie. Es gibt eine klare, eindeutige Strategie auf Eigen-
standigkeit, die auch von den Wirtschaftspriifern attestiert
wird.

Natiirlich kann man jetzt dariiber streiten, wann der beste
Zeitpunkt ist, aus dieser Bank auszusteigen. Nur, eines
muss beachtet werden — es ist egal, ob das im Jahre 2023
gewesen wire, 2024, 2025, 2026 oder im Jahr 2027 —,
namlich, dass die formulierten Ziele, die wir als Grof-
aktiondr gesetzt haben, erreicht werden: der Fortbestand
einer zweiten oder einer gemeinsamen grofen deutschen
Geschiéftsbank, die Versorgung des Mittelstandes mit Kre-
diten, die Perspektiven fiir die Beschiftigten und die Siche-
rung des Finanzplatzes Deutschland.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das, was im September
dieses Jahres passierte, liest sich im Nachhinein — wir
konnen es nur im Nachhinein lesen — wie ein Mix aus
selbst verschuldeter Tragik und Finanzkrimi. Das Bundes-
finanzministerium beauftragte die Finanzagentur, ein erstes
Aktienpaket der Commerzbank — jetzt kommt es, und das
war auch in Ordnung —, gestreut in kleinen Tranchen, zu
verkaufen. Durchgefiihrt wurde diese Aktion durch J.P.
Morgan — in Klammern: Hausbank der UniCredit — und
durch Goldman Sachs — in Klammern: Commerzbank-Be-
rater in Sachen Strategie der Eigenstindigkeit. Am 11.09.
sind wir dann alle davon iiberrascht worden, dass das kom-
plette Aktienpaket entgegen dieser Aussage an nur einen
Investor verkauft wurde, also ohne die Platzierung von
Limiten durchgefiihrt wurde. Ganz brisant: Goldman Sachs
— Klammer auf: Commerzbank-Berater — legte kurz nach
0 Uhr das Mandat nieder, da ein Interessenkonflikt bestiin-
de.

(Andreas Lichert (AfD): Ja!)

So zog J.P. Morgan — Klammer auf: UniCredit — die Trans-
aktion alleine durch. Genau diese UniCredit sicherte sich
parallel dazu unter Umgehung der Meldepflichten, reguldr

natiirlich mit derivativen Finanzinstrumenten, weitere An-
teile, sodass sie heute 21 % halten, mit der Aussicht, 29 %
zu besitzen; mit der klaren Strategie — das ist unbestritten
in der Finanzwelt —, die Commerzbank komplett zu {iber-
nehmen. Ganz egal, ob das vom BMF beabsichtigt war
oder nicht, am Ende hat der Eigentiimer aktiv einen Uber-
nahmeangriff verschuldet oder zumindest begiinstigt, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall CDU und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Unsere Uberzeugung ist, dass der Staat den Markt in einer
geordneten Markwirtschaft zu gewihrleisten hat. Aber es
ist auch die Aufgabe des Staates, gerade, wenn er diese
Bank halt, Schaden vom deutschen Volk abzuwenden.

(Lachen und Zurufe Freie Demokraten — Unruhe)
Daher ist es gut, dass die Bundesregierung — —

(Anhaltende Unruhe — Zuruf Freie Demokraten:
Jetzt iibertreiben Sie mal nicht! — Glockenzeichen)

— Herr Stirbock, horen Sie kurz zu. — Daher ist es gut,
dass die Bundesregierung und somit auch Ihr BMF vorerst
alle weiteren Verkdufe eingestellt hat. Das war ja erst an-
ders beabsichtigt. Vielleicht ist es gut, dass sich da andere
durchgesetzt haben, Herr Stirbock. Wir wissen nur allzu
gut, was eine Ubernahme durch die UniCredit bedeutet und
welches Schicksal die HypoVereinsbank erlitten hat: Zwei
Drittel der Belegschaft wurde abgebaut, die Verlegung al-
ler wichtiger Entscheidungsebenen nach Mailand, die De-
gradierung der borsennotierten Bank zu einer GmbH, um
noch einfacher von Mailand aus durchregieren zu kdnnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Commerzbank ist die
Mittelstandsbank unter den Geschiftsbanken, mit einem
Anteil von 40 % am Mittelstandsportfolio, 40.000 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern, 22.000 Mittelstandskunden
mit Sitz in Frankfurt am Main. Hier geht es nicht um
Parteipolitik. Hier geht es auch nicht um die Hochhaltung
des freien Marktes, Kollegin Schardt-Sauer.

(Unruhe)

Hier geht es einzig und allein um die Zukunft unserer
zweitgroften deutschen Geschiftsbank.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): Unfassbar!)

Es geht um die Aufrechterhaltung der dritten Sdule unse-
rer Bankenstruktur: der privaten Geschéftsbanken. Es geht
um Tausende von Mittelstandskunden. Es geht um 40.000
Beschiftigte, und es geht um nichts anders als um die Zu-
kunft unseres deutschen, unseres hessischen Finanzplatzes
Frankfurt. — Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall CDU - Vereinzelter Beifall
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Zurufe Freie Demo-
kraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege André Stolz. — Das Wort hat jetzt
Frau Kollegin Marion Schardt-Sauer, FDP-Fraktion. Bitte
sehr.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Werter Herr Prisident, werte Kolleginnen und Kollegen!
Herr Kollege Stolz, ich habe mich gerade gefragt, ob Sie
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uns wortwdrtlich das Wortprotokoll der Aktuellen Stunde
vom 25. September im Deutschen Bundestag vorgetragen
haben, als die CDU bei der Frage {iber die Verschworungs-
theorien bei diesem Anteilsverkauf schon ziemlich aufge-
dreht hat. Vielleicht sollten Sie in Threm Wortbeitrag eine
eigenstindige Landeshaltung entwickeln und nicht nur das
erzéhlen, woriiber im Bundestag diskutiert wurde; das viel-
leicht einmal als Anregung.

(Beifall Freie Demokraten — Zurufe)

Werte Kolleginnen Kollegen, worum geht es hier? In den
Jahren 2008 und 2009 standen mehrere systemrelevante
Institute vor dem Zusammenbruch. Eines davon war die
Commerzbank — iibrigens ist der drittgrofite Anteilseigner
BlackRock, dazu hat Thr CDU-Bundestagsfraktionsvorsit-
zender ja auch eine Beziehung.

(Beifall Freie Demokraten — André Stolz (CDU):
Haben Sie das auch gelesen? — Unruhe)

Was ist passiert? Werte Kolleginnen und Kollegen — —
(Anhaltende Unruhe — Glockenzeichen)

— Ja, man muss den Sachverhalt immer vollstindig darle-
gen, sagen die Juristen. — Was ist passiert? 18 Milliarden
Euro, das waren Steuergelder der Biirgerinnen und Biirger,

(Andreas Lichert (AfD): Steuerzahlergeld!)

wurden eingesetzt, und dann ist der Staat reingegangen.
Das ist auch richtig, um einen Dominoeffekt zu verhin-
dern. 2008 und 2009, lassen Sie sich das auf der Zunge
zergehen: Wir hatten viele CDU-Bundesregierungen seit
der Zeit — zu lange. Wir brauchen keine Staatsbanken in
Deutschland. Wir Freie Demokraten priifen die Entschei-
dung, die staatlichen Anteile nun endlich zu reduzieren
oder die Reduzierung einmal anzugehen. Das ist richtig.

(Beifall Freie Demokraten)

Werter Kollege, zu Goldman Sachs und diesem und jenem,
schauen Sie sich einmal das Protokoll vom Bundestag an,
um allen Legenden entgegenzutreten. Dieser Verkauf von
4,49 % fand im Einklang mit dem EU-Recht

(Zuruf AfD: Oh! — Unruhe)

— es gilt das EU-Recht — und vor allem diskriminierungs-
frei statt.

(Beifall Freie Demokraten)

Sie wissen ganz genau, dass deshalb keine kleinere Stiicke-
lung moglich ist. Man soll die Geschichte redlich erzihlen.
Fakt ist, aus unserer Sicht fordert ein Bankensektor ohne
staatliche Eigentlimerstruktur Innovation und Wettbewerb.
Was brauchen wir denn? Wir brauchen eine wettbewerbs-
fahige Bankenlandschaft.

(André Stolz (CDU): Aber in Deutschland!)

Das tut dem Finanzplatz Frankfurt gut. Ich habe {iberhaupt
keine konstruktive Antwort der Union gehdrt, auch nicht
in den Papieren gelesen, die Sie jetzt verteilt haben. Was
braucht es denn dafiir? Geben Sie doch bitte einmal Ant-
worten. Es braucht keinen Staatsprotektionismus dafiir.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Unruhe)

Werte Kolleginnen und Kollegen, es braucht auch keine
markigen Spriiche des Hessischen Ministerprasidenten.

(Beifall Freie Demokraten)

Wortlich wurde — das Protokoll der Aktuellen Stunde aus
dem Bundestag ist eine wunderbare Lektiire — von einem
SPD-Kollegen vorgetragen, die Bundesregierung liefere,
und jetzt zitiert er den Ministerprédsidenten, ...die Com-
merzbank ,,den Interessen einer ausldndischen Bank aus®.
Das ist ein Jargon, der den europdischen Gedanken etwas
vermissen ldsst.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Zurufe)

Es braucht eine Starkung des Banken- und Kapitalmarktes,
und dazu braucht es endlich einmal Taten, werte Kolle-
gen der Union. Dauernd wird iiber die Banken und die
Kapitalmarktunion geredet; wir Freie Demokraten haben
eigentlich gedacht, wir hitten die Union mit an Bord. Die
Banken miissen sich grenziiberschreitend auf dem europé-
ischen Markt zusammenschlieen. Wir brauchen europdi-
sche Champions.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Das sieht man bei anderen Branchen. Es gibt den aktu-
ellen Draghi-Report. Justus Haucap hat dazu auf dem
Verbandstag der Sparda-Banken gesprochen. Herr Minis-
terprasident, da waren Sie anwesend. Vielleicht haben Sie
seine Rede nicht bis zum Ende gehort. Er hat sehr klar
gesagt, dass uns laut Draghi-Report bei den Banken, bei
den Pharmafirmen und bei der IT die groBen Player fehlen.

Andere auBlerhalb Europas haben in den letzten 20 Jahren
nicht geschlafen. Wir haben erhebliche Investitionen in
Deutschland und in Europa zu titigen. Das sind die Lehren
aus der Finanzkrise: Eigenstidrkung und vor allem Wettbe-
werbsfahigkeit. Ich sage es noch einmal: Wir brauchen
eine vertiefte Banken- und Kapitalmarktunion.

Verehrte Kollegen, wenn man das wirklich einmal mit Ta-
ten angeht, dann wiirde man glaubwiirdig etwas fiir den
Finanzplatz Frankfurt tun. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der Union, dazu gibt es seit vielen Jahren nichts. Auf
der Bundesebene hat sich, wie von Mehltau bedeckt, seit
vielen Jahren gar nichts getan. Es gab Stillstand. Man muss
das doch einmal sagen. Diese Bundesregierung hat sich auf
den Weg gemacht.

(Lachen Ingo Schon (CDU))

— Verehrter Herr Kollege, lesen Sie das bitte nach, bevor
Sie lachen.

(Beifall Freie Demokraten)

Es gibt das Zukunftsfinanzierungsgesetz 1. Das Zukunfts-
finanzierungsgesetz II wurde auf den Weg gebracht. Die
Ansiedlung der AMLA war nur mit einem gemeinsamen
Kraftakt moglich.

Eines ist ganz wichtig. Da haben Sie die grofite Playerin
in Thren Reihen; dazu komme ich gleich. Finanzminister
Lindner hat die Debatte {iber die dringend notwendige Ver-
tiefung der Kapitalmarktunion mit konkreten Vorschlidgen
vorangebracht. Verehrter Herr Ministerprésident, verehrte
Kollegen der Union, wegen der markigen Spriiche dachte
ich eben, mit der Europdischen Union haben wir es noch
nicht so. Herr Minister Pentz ist noch nicht da. Man soll-
te lieber einmal auf dem europdischen Parkett an einem
Strang ziehen. Sie sollten Frau von der Leyen, die Threr
Partei angehort, davon iiberzeugen. Die vertiefte Banken-
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und Kapitalmarktunion ist fiir uns essenziell. Das ist es,
was die Branchen voranbringt. Das ist, was hilft.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Frau Kollegin Schardt-Sauer, Sie miissen zum Schluss Th-
rer Rede kommen.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Herr Président, natiirlich. Da Sie das gesagt haben, gehe
ich in die Schlusskurve. — Die 4,49 % zu verkaufen, war
richtig. Die Marktwirtschaft, die Ordnungspolitik und die
Starkung des europédischen Marktes sind fiir uns als Freie
Demokraten der Kompass. Werte Kollegen der Union, wir
hoffen, dass Sie Thren Kompass wiederfinden. — Vielen
Dank fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Frau Kollegin Schardt-Sauer, vielen Dank. Das war eine
lange Schlusskurve. — Jetzt erhdlt Frau Kollegin Miriam
Dahlke fiir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN das
‘Wort. Miriam, bitte.

Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Prisident, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! In den letzten Wochen gab es harsche AuBerun-
gen rund um die Commerzbank. Von Ausverkauf in einer
Nacht-und-Nebel-Aktion war die Rede.

Wir GRUNE finden es zunichst einmal wichtig, festzustel-
len: Ohne starke Banken gibt es keine starke Wirtschaft.
Unabhéngig von dem konkreten Fall lohnt es sich, die Fra-
ge zu stellen: Wie ernst meinen Sie das? — Da bin ich bei
der Kollegin Schardt-Sauer. Wie ernst meinen wir es denn
wirklich mit der europdischen Banken- und Kapitalmarkt-
union? Herr Stolz, nachdem ich Thre Rede gehdrt habe, bin
ich mir da nicht mehr so sicher.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Wenn wir es in der Europdischen Union mit einem ge-
meinsamen Binnenmarkt ernst meinen, dann miissen wir
unabhingig von der Situation bei der Commerzbank an-
erkennen, dass dazu auch grenziiberschreitende Fusionen
gehoren kdnnen. Wir haben in ganz Europa einen enormen
Bedarf an Investitionen fiir die Zukunft. Ohne eine starke
und leistungsfahige Bankenwirtschaft werden wir das nicht
stemmen konnen.

Deswegen brauchen wir beides. Wir brauchen unsere Spar-
kassen und Genossenschaftsbanken genauso wie die gro-
fen Banken, um als Europdische Union mit China und den
Vereinigten Staaten von Amerika {iberhaupt mithalten zu
konnen.

Deswegen zeigten die Europdische Zentralbank und die
Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht der Uni-
Credit kein Stoppschild. Sie ist iibrigens eine gut aufge-
stellte Bank. Das Gegenteil ist der Fall: Die Aufsicht will

der europdischen Integration mit dem Ziel, mehr Resilienz
im Bankensektor zu erreichen, nicht im Wege stehen.

Ich finde es deswegen wichtig, wie wir liber diese Angele-
genheit reden. Da macht mir diese Debatte schon Sorgen.
Wenn wir jetzt eine Wortwahl wie ,,Schaden vom deut-
schen Volk abwenden‘ haben, wenn wir da eine Kultur des
Misstrauens schaffen, dann wird die Debatte populistisch
gefiihrt. Da frage ich mich: Wie wollen wir in Zukunft ei-
gentlich tiber noch komplexere Vorhaben wie zum Beispiel
ein geeintes Insolvenzrecht tiberhaupt diskutieren?

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Es gibt in Europa kein anderes Land, das so sehr vom ge-
meinsamen Binnenmarkt der Europdischen Union profitiert
wie Deutschland. Deutsche Unternehmen beteiligen sich.
Sie iibernehmen jedes Jahr auslidndische Unternehmen in
Milliarden-Euro-Hohe. Die Telekom hat zum Beispiel ehe-
malige staatliche Kommunikationsbetreiber aufgekauft. Sie
ist jetzt europaweit Marktfithrer. Dagegen hatte niemand
etwas.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Alle, die sich im konkreten Fall unreflektiert wehren,
aufschreien und mit schrillen Worten in eine Abwehrhal-
tung fallen, erweisen der Européischen Union einen Béren-
dienst.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich will nicht aberkennen, dass eine Ubernahme der Com-
merzbank durch die UniCredit konkrete Auswirkungen ha-
ben wiirde. Die wéren aber genau zu betrachten und zu
bewerten.

Es ist gut, dass der Bundesfinanzminister entschieden hat,
erst einmal keine weiteren Anteile an der Commerzbank
zu verkaufen. Damit macht die Bundesregierung deutlich,
dass sie auch an die Eigenstindigkeit der Commerzbank
glaubt. Das ist das, was die Bank selbst will.

Natiirlich wiirde es Auswirkungen auf den Finanzplatz
Frankfurt haben, wenn die Commerzbank in Zukunft von
Mailand aus gesteuert wiirde. Das Ziel eines starken Fi-
nanzplatzes Frankfurt eint uns mit den meisten. Liebe Mit-
glieder der Union, liebe Mitglieder der Koalition, es reicht
nicht, sich dariiber zu freuen, dass die AMLA nach Frank-
furt kommt und dass Frankfurt in dem neuesten Index
wieder unter den Top Ten ist. Es brauchte dann schon deut-
liche Anstrengungen der Landesregierung, den Finanzplatz
zu starken. Herr Stolz, dazu haben Sie kein Wort gesagt.
Ich hore da nichts.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Es geht um die Forderung der Innovationen und der Fi-
nancial Technology. Ich will einmal daran erinnern, dass
wir gerade gestern in der Zeitung lesen konnten, dass die
Helaba in ihrer Finanzplatzstudie sehr gute Perspektiven
fiir den Finanzplatz Frankfurt sieht. Das ist die Bilanz von
zehn Jahren sehr guter Arbeit der schwarz-griinen Landes-
regierung. Besonders fiir den Bereich der Nachhaltigkeit
und fiir die Digitalisierung werden Spezialisten gesucht.

Liebe Mitglieder der Landesregierung, ich kann an Sie
nur appellieren: Verspielen Sie das nicht, indem Sie jetzt
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eine populistische Wortwahl betreiben und nichts fiir den
Finanzplatz Frankfurt tun.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Marion
Schardt-Sauer und Moritz Promny (Freie Demokra-
ten))

Ich will noch einmal Folgendes sagen: Es ist uns sehr
wichtig, wenn die Fusion kiime — wir wissen das zurzeit
noch nicht —, dass sie dann sozialvertraglich ablauft. Ehr-
lich gesagt, es braucht auch keine Fusion, um Filialen
zu schliefen. Das hat sich bei der Commerzbank gezeigt.
Aber wir sind da natiirlich an der Seite der Beschiftigten.

Ich mochte noch etwas zum Mittelstand sagen. Herr Stolz,
Sie haben eben gesagt, dass die Commerzbank zu 40 %
den Mittelstand finanzieren wiirde. Die Commerzbank
hat bei der Finanzierung des Mittelstandes kein Alleinstel-
lungsmerkmal. Aber auch die fusionierte Bank hétte kein
Interesse daran, sich von dem Mittelstand abzuwenden. Ich
glaube, unsere Unternehmen denken bereits viel européi-
scher als manche in der deutschen Politik.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)

Ich komme zum Schluss. Unter dem Strich kann man
sagen: Anstatt der Art, wie UniCredit vorgegangen ist,
wire es besser gewesen, auf Kooperation zu setzen. Dazu
sage ich definitiv Ja. Aber miissten unsere Wirtschaft und
die Kundinnen und Kunden Angst vor einer Bank haben,
die fusioniert wurde? Die Antwort lautet definitiv Nein.
Was einen starken Finanzplatz angeht, sage ich: Statt natio-
nalstaatlicher Reflexe und politischem Aktionismus brau-
chen wir eine nachhaltige Strategie zur Stirkung unseres
Finanzplatzes Frankfurt. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Frau Kollegin Dahlke, vielen Dank. — Meine Damen und
Herren, bevor wir weitermachen, begriile ich auf der Be-
suchertribiine eine Delegation aus Namibia. Sie besteht
aus Frau Julia Enjambi, der Biirgermeisterin der Stadt
Oshikuku — ich hoffe, dass ich das richtig ausgesprochen
habe —, und vier weiteren Vertretern der Stadtverwaltung,
die von unserem ehemaligen Abgeordnetenkollegen und
Freund sowie dem jetzigen Biirgermeister der Partnerstadt
Pfungstadt, Herrn Patrick Koch, begleitet werden. Patrick,
sei zusammen mit deiner Delegation herzlich willkommen.

(Allgemeiner Beifall)

Nun hat der Kollege Marius Wei}, SPD-Fraktion, das
Wort. Marius, auf.

(Tarek Al-Wazir (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Jetzt musst du dich entscheiden, Marius! — Gegen-
ruf Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten): Zwei
Mikros! — Weitere Zurufe)

Marius Weif} (SPD):

Herr Prisident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kol-
lege Al-Wazir, ich glaube, nach der Debatte ist es hilfreich,
wenn man am Anfang erst einmal zwei Sachen klarstellt:

Erstens. In einer Marktwirtschaft hat der Staat in einer
privaten Bank auf Dauer nichts zu suchen, Punkt.

(Beifall SPD, CDU, Freie Demokraten und verein-
zelt BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Zweitens. In einem europdischen Markt ist es selbstver-
standlich, dass Unternehmen iiber Landergrenzen hinweg
von anderen Unternehmen Anteile erwerben oder diese
Unternehmen sogar ganz iibernehmen kdnnen.

Ich glaube, es ist wichtig, das am Anfang dieser Debatte
einmal zu erwéihnen.

(Oliver Stirbdck (Freie Demokraten): Fangen Sie bei
der CDU an! — Weitere Zurufe Freie Demokraten)

In der Finanzkrise hat der deutsche Staat die Commerz-
bank mit 18 Milliarden Euro gerettet, in der Corona-Krise
die Lufthansa mit dem WSF mit 9 Milliarden Euro.

(Zuruf René Rock (Freie Demokraten))

Es ist richtig, dass sich der Staat dafiir, wenn er einspringt
und Unternehmen rettet, auch Rechte daran sichert,

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

wie es die Bundesregierung damals getan hat mit dem Ak-
tienpaket bei der Commerzbank oder wie es die Bundesre-
gierung in der Corona-Krise bei der Lufthansa mit dem
Aufsichtsratssitz gemacht hat. Es ist aber auch richtig, dass
sich der Staat, wenn sich die entsprechenden Unterneh-
men wieder konsolidiert haben, aus diesen Unternehmen
zurilickzieht, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Die Lufthansa bietet beispielsweise seit Monaten um die
ehemalige Alitalia.

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Genau!)

Was wir deutschen Unternehmen in Italien zubilligen,
muss selbstverstdndlich auch umgekehrt in einem verein-
ten europdischen Binnenmarkt gelten.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, trotz der ordnungspoli-
tischen und europdischen Regeln, zu denen wir stehen,
kann man das Verhalten der UniCredit und ihres Chefs
Andrea Orcel im konkreten Fall aber zu Recht kritisieren.
Die Bundesregierung wollte 4,49 % ihres Aktienanteils
nicht an einen einzigen Interessenten verkaufen, sondern
sie breit streuen.

(André Stolz (CDU): Genau! So ist es!)

Die UniCredit hat hier offenbar nicht mit offenen Karten
gespielt und Informationen verschleiert. Auch die Rolle
von J.P. Morgan, die sowohl den Bund als auch die Uni-
Credit beraten hat, ist mehr als suspekt.

AuBerdem lag Herr Orcel iibrigens auch schon bei anderen
Féllen kolossal daneben. Er war verantwortlich filir eine
Schieflage der Royal Bank of Scotland durch die Ubernah-
me der niederlindischen ABN AMRO. Die RBS musste
daraufhin kurz vom britischen Steuerzahler fiir 45 Milliar-
den Pfund gerettet werden; das war die teuerste Bankenret-
tung in Europa. Kurz darauf wechselte Orcel mit einem
25-Millionen-Franken-Antrittsbonus zur Schweizer UBS.
Das miissen diese Besserverdienenden sein, fiir die manche
gerade mehr Respekt einfordern, liebe Kolleginnen und
Kollegen.
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(Beifall SPD und André Stolz (CDU))

Man kann diese geplante Ubernahme selbstverstindlich
hinterfragen, und es gibt auch ein paar Fragen, die die
UniCredit beantworten muss: Was hat die UniCredit mit
der Commerzbank vor? Haben Sie eine deutliche Ande-
rung des Geschéftsmodells vor? Sollen HypoVereinsbank
und Commerzbank zusammengelegt werden? Wie sind die
Auswirkungen auf den Finanzplatz Frankfurt?

Solange die Commerzbank — Miriam, du hast es eben an-
gesprochen — ein eigenstindiges Unternehmen bleibt, bei
dem auch die Fithrungsfunktionen hier in Frankfurt sind,
werden die Auswirkungen auf den Finanzplatz Frankfurt
nicht so grof} sein. Wenn es aber eine Filiale der UniCredit
werden soll, dhnlich wie es bei der HVB ist, und alle
Fiihrungsfunktionen nach Mailand wechseln, sind die Aus-
wirkungen auf den Finanzplatz Frankfurt doch erheblich.
Deswegen miissen diese Fragen beantwortet werden.

Wir haben durch unsere Bankenlandschaft mit vielen 6f-
fentlich-rechtlichen Instituten, die eine andere Renditeer-
wartung haben, in Deutschland viele Kredite im Umlauf,
die nicht so rentabel sind, wie es den Erwartungen einer
von Orcel gefiihrten UniCredit entspricht. Kénnen die ho-
hen Renditeerwartungen der Italiener die Chancen von
Mittelstandlern driicken, hier an Kredite zu kommen? Die
Commerzbank ist die Mittelstandsbank in Deutschland.

(Zurufe René Rock (Freie Demokraten) und André
Stolz (CDU))

Wenn es zu einer Ubernahme kime, hitte die UniCredit
mehr Geschéft in Italien als in Deutschland. Wenn wieder
eine Krise ausbricht, wer stabilisiert denn dann das Unter-
nehmen?

(Heiko Scholz (AfD): Der deutsche Steuerzahler!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind einige Fragen.
Die Politik kann diese Ubernahme nicht verhindern. Aber
ich finde, sie hat das Recht, von einer UniCredit und von
einem Herrn Orcel, wenn er die Commerzbank iiberneh-
men mochte, Antworten auf diese Fragen zu bekommen.

(Beifall SPD, CDU und Tarek Al-Wazir (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN))

Ich habe in den letzten Tagen von der neuen Vorstandsvor-
sitzenden der Commerzbank, Bettina Orlopp, gelesen, dass
sie eine Ubernahme durch die UniCredit ablehnt. Sie sorgt
sich um die Kreditversorgung des Mittelstands, um das
bessere Rating der Commerzbank und um die Beschéftig-
ten am Standort Frankfurt.

Wir begriilen, dass die Commerzbank eigenstindig blei-
ben will, und sagen den Beschiftigten unsere Solidaritdt
Zu.

(Beifall Stephan Griiger (SPD))

Egal, ob bei Volkswagen, bei der Commerzbank oder bei
sonst einem hessischen Unternehmen, die SPD steht immer
an der Seite der Beschiftigten, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall SPD)

Herr Prisident, meine letzten Sétze: Das Interesse der Uni-
Credit an der Commerzbank ist iibrigens ein Giitesiegel fiir
die Arbeit der Beschiftigten und ein Zeichen dafiir, dass
sie es geschafft haben, aus einem Sanierungsfall wieder
eine profitable Bank zu machen. Die Commerzbank gehort

zu Frankfurt, und die Commerzbank gehort zu Hessen —
hoffentlich moglichst eigenstindig. — Herzlichen Dank fiir
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Weil3. — Das Wort hat der Abgeord-
nete Andreas Lichert, AfD-Fraktion.

Andreas Lichert (AfD):

Herr Prdsident, sehr geehrte Damen und Herren, werte
Kollegen! Und plotzlich ist Alarm, auch hier im Landtag.
Anlass dieser politischen Hektik ist der Einstieg der Uni-
Credit bei der Commerzbank. Und plétzlich halten es fast
alle Fraktionen bis auf die GRUNinnen

(Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Lustig!)

fiir geboten, sich tendenziell fiir eine unabhédngige Com-
merzbank auszusprechen — ebenso, wie wir es tun.

(Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Was? Da haben Sie mir nicht zugehort!)

— Es klang doch sehr danach, als wéren Sie bereit, die
Commerzbank auf dem Altar des EU-Kultismus zu opfern.

(Beifall AfD — Zuruf Miriam Dahlke (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN))

Das passt auch in Thre ideologische Grundhaltung.
(Zurufe — Glockenzeichen)

Und woran liegt es, dass wir uns jetzt hier fiir eine unab-
héngige Commerzbank aussprechen?

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Er erzdhlt doch eh, was er will!)

Logik und historische Erfahrung sagen uns, dass natiirlich
eine vollstindige Ubernahme mit massiven Verlusten, vor
allen Dingen sehr hochwertiger Arbeitsplédtze, am Finanz-
platz Frankfurt einhergehen wird.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Ja!)
Die Zahl von 12.000 wird regelmaBig genannt.

Von der Rolle der Commerzbank fiir die Finanzierung
des Mittelstandes haben wir auch schon einiges gehort.
Glicklicherweise haben wir das Dreisdulenmodell unserer
Finanzwirtschaft. Insofern will ich das jetzt nicht zu hoch-
héngen, aber die Sorgen sind auf jeden Fall berechtigt.

AuBerdem miissen wir uns einfach einmal klarmachen:
Hier im Landtag haben wir in dieser Sache eigentlich
keine Aktien. Unsere Einflussmoglichkeiten gehen asym-
ptotisch gegen null. Trotzdem ist Druck im Kessel. Das
sicht man ja auch an den diversen Antrigen, die jetzt
noch reinschneien. Da mochte ich den Antrag der Freien
Demokraten durchaus lobend hervorheben. Darin scheint
wenigstens ansatzweise die ehemalige liberale Tradition
einer seridsen Ordnungspolitik auf; finde ich gut. Wie sich
das mit dem Rumgeampele in Berlin vertrégt, das miissen
Sie allerdings den Wéahlern erkléren.

(Beifall AfD und Sascha Herr (fraktionslos) — Zuruf
Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten) — Gegen-
ruf AfD: Scht!)
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Ein gewisses Alleinstellungsmerkmal Thres Antrags ist na-
tirlich die ostentative Begeisterung fiir die Kapitalmarkt-
union; haben wir aber auch von den GRUNEN gehért. Da-
zu ein Zitat: Grenziiberschreitende Fusionen unter fairen
Wettbewerbsbedingungen gehdren natiirlich dazu.

Ich glaube, der Kollege Stolz von der CDU hat sehr wohl
darauf hingewiesen, dass diese Aussage auf die Transakti-
on seitens der Bundesregierung bzw. des BMF wohl kaum
zutreffen diirfte.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Genau!)

Aber wenn solche Fusionen eine tolle Sache sind, muss
doch trotzdem die Frage erlaubt sein: Wieso wird denn die
Commerzbank gekauft, und wieso kauft die Commerzbank
dann nicht die UniCredit? Das ist doch der Elefant im
Raum.

(Beifall AfD)

Warum sind deutsche Banken und auch deutsche Unter-
nehmen eigentlich so billig? Ich denke, das sollten wir uns
einmal kurz auf der Zunge zergehen lassen. Was wiirde es
denn eigentlich bedeuten, wenn es eben zu einer vollstin-
digen Fusion kédme?

Nehmen wir einmal die Rangfolge nach Bilanzsumme
europdischer Banken inklusive der Schweiz und GroB3bri-
tannien. Da liegt die hier so viel gepriesene Commerzbank
gerade einmal auf Rang 20 mit einer Bilanzsumme von
560 Milliarden Euro. Die UniCredit liegt immerhin auf
Rang 14 mit 799 Milliarden Euro. Kombiniert wiirden sie
sich knapp vor die Deutsche Bank schieben und somit auf
Rang 8 landen.

Interessant ist aber, die Bilanzsumme der UniCredit ist um
42 % groBer als die der Commerzbank. Uber den dicken
Daumen gepeilt, betrigt sie also das Eineinhalbfache. Be-
trachten wir die Marktkapitalisierung, ist die UniCredit
mit 65 Milliarden Euro mehr als dreimal so viel wert
wie die Commerzbank mit 20 Milliarden Euro. Das ist
durchaus bemerkenswert. Das hat vielleicht etwas mit dem
Gewinn zu tun. Dieser ist bei der UniCredit fast viermal so
hoch wie bei der Commerzbank. Kollege Weif3 hat vorhin
das Stichwort Giitesiegel angesprochen: Giitesiegel fiir die
Commerzbank. Ich wiirde einmal sagen: Giitesiegel fiir das
Potenzial der Commerzbank, aber noch nicht die Realitét.

(Beifall AfD)

Sicherlich spielt eine gewisse Gewinnfantasie eine Rolle.
Aber geht es hier vielleicht nicht eher um das Rating der
kombinierten Bank?

(Beifall AfD)

Gerade fiir Banken ist es extrem wichtig, durch ein gutes
Rating gute Finanzierungskonditionen zu erreichen. Ich
glaube, hier liegt tendenziell der Hase im Pfeffer.

Die Frage lautet also: Warum ist das Bankgeschift in
Deutschland so vergleichsweise unprofitabel? Warum gibt
es trotz besseren Ratings und niedriger Finanzierungskos-
ten offenbar einen ,,Deutschland-Malus* bei der Borsenka-
pitalisierung?

Wir kennen die Antwort: schlechte Politikergebnisse und
fehlendes Vertrauen in die politische Fithrung unseres Lan-
des. Das konnen wir als AfD-Fraktion sehr gut nachvoll-
ziehen. Wir konnen aber nicht so ganz nachvollziehen,
warum wir das hier in einer Aktuellen Stunde innerhalb

von fiinf Minuten abzuhandeln versuchen. Wir werden
deswegen der Zukunft der Commerzbank, der deutschen
Finanzwirtschaft und der deutschen Wirtschaft insgesamt
heute Nachmittag unseren Setzantrag widmen. — Ich be-
danke mich.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Lichert. — Das Wort hat der Minis-
terprisident.

Boris Rhein, Ministerprisident:

Sehr geehrter Herr Président, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Der Finanzplatz Frankfurt — deswegen fithren
wir die Diskussion so intensiv und engagiert — ist die Herz-
kammer des europidischen Finanzwesens, und deswegen
miissen wir ihn stidrken. Deswegen miissen wir uns um
ihn kiimmern und diirfen ihn nicht schwéchen. Eines der
echten Flaggschiffe — das zeigt die emotionale Diskussion
— dieses Finanzplatzes ist die Commerzbank.

Sie ist ein Schatz, den wir haben. Sie ist der zentrale Fi-
nanzierer des deutschen Mittelstandes. Auch dariiber haben
wir heute schon gesprochen. Sie ist ein echter Stabilititsan-
ker unserer Wirtschaft. Auflerdem hat sie eine sehr starke
Tradition am Standort. Sie stand und sie steht verlédsslich
an der Seite von kleinen Unternehmen, von mittleren Un-
ternehmen, aber auch — auch das haben wir bereits bespro-
chen — von groBen Unternehmen, und das insbesondere in
Krisenzeiten.

Deswegen schlief3t sie im Bankgeschéft eine wichtige Lii-
cke, ndmlich die Liicke zwischen der Deutschen Bank ei-
nerseits und den Sparkassen und Volksbanken andererseits.
Damit hat sie eine besondere Rolle. Sie ist ein integraler
und damit zentraler Bestandteil unseres erfolgreichen deut-
schen Dreisdulen-Bankensystems. Das ist das Besondere
an der Commerzbank. Deswegen muss die Diskussion, die
wir fithren, auch gefithrt werden.

Frankfurt ist doch nicht deshalb der wichtigste Finanzplatz
Europas, weil sich hier drei, vier Banken und Institute
tummeln,

(Zuruf Dr. Frank Grobe (AfD))

sondern Frankfurt ist deswegen so erfolgreich, weil Frank-
furt fiir Diversitat steht, weil Frankfurt fur Stabilitit steht
und weil Frankfurt insbesondere fiir Profitabilitdt steht.

Meine Damen und Herren, die Entwicklung der Commerz-
bank und die Entwicklung des Aktienkurses der vergan-
genen Jahre zeigt doch deutlich, dass die Commerzbank
auf exakt dem richtigen Kurs ist. Deswegen miissen wir
diesem Flaggschiff, von dem ich eingangs gesprochen ha-
be, neuen Antrieb verleihen, anstatt es zu versenken. Der
Finanzplatz braucht Stirke und Stabilitit. Der Finanzplatz
braucht keinen Schlussverkauf, wie er derzeit stattfindet.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Das ist der Grund, warum die Vorgidnge um den Verkauf
der Anteile des Bundes in allerhdchstem Maf3e alarmierend
sind. Ich muss Thnen sagen, Frau Kollegin Dahlke, ja, das
ist eine Nacht-und-Nebel-Aktion gewesen — ich will das
sehr deutlich hinterlegen —, in die die Landesregierung zu
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keinem Zeitpunkt eingebunden worden ist. All das muss
uns in der Tat besorgen.

Ja, es stellen sich in der Tat Fragen, Frau Kollegin Schardt-
Sauer: Wie konnte es passieren, dass der Bundesfinanzmi-
nister die Commerzbank mit dem Verkauf des Aktienpa-
kets zu einem Ubernahmekandidaten gemacht hat? Das
ist geschehen. Das hat der Bundesfinanzminister zu verant-
worten.

(Beifall CDU)

Das ist doch der Tatbestand, iiber den wir heute sprechen:
Ubernahmekandidat.

Ich frage auch, wie es passieren konnte, dass ihm der Ver-
kaufsprozess offensichtlich vollstdndig entglitten ist. Der
Verkaufsprozess ist ihm vollstindig entglitten.

(Beifall CDU)

Der Kollege Stolz hat doch auf die Merkwiirdigkeiten die-
ses Prozesses hingewiesen.

Meine Damen und Herren, warum war der Vorsitzende des
interministeriellen Lenkungsausschusses — das ist im Ub-
rigen FDP-Finanzstaatssekretir Toncar — nicht auf Uber-
nahmeversuche vorbereitet? Seit Jahren macht UniCredit
keinen Hehl aus seinem Interesse an der Commerzbank.
Warum war der FDP-Finanzstaatssekretdr Toncar, der den
interministeriellen Lenkungsausschuss leitet, nicht darauf
vorbereitet? Das ist eine Frage, die sich stellt.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): Welche Rolle
spielt Friedrich Merz? — Weitere Zurufe — Glocken-
zeichen)

— Ich nehme zur Kenntnis, Sie werden unruhig. Es ist recht
so, dass Sie unruhig werden. Bei diesem Sachverhalt muss
man auch unruhig werden.

Meine weitere Frage lautet: Warum ist mit dem Verkauf
eines grolen Aktienpakets — nein, man muss von einem
ganzen Aktienblock sprechen — der Einstieg iiberhaupt
ermoglicht worden? Warum ist dieser Einstieg iiberhaupt
ermoglicht worden? Das ist die Frage, die sich stellt. Das
sind die Fragen, die sich stellen. Was ist das eigentlich? Ist
das Gutglaubigkeit? Ist das Unbedarftheit?

Meine Damen und Herren, es ist in jedem Fall dilettan-
tisch. So ist ein Scherbenhaufen angerichtet worden. Es ist
deshalb ein Scherbenhaufen entstanden, weil dieser vom
Bundesfinanzminister losgetretene unkontrollierte und un-
gesteuerte Vorgang den Wirtschaftsstandort Deutschland in
unverantwortlicher Art und Weise gefédhrdet. Das ist doch
das, woriiber wir heute sprechen.

(Beifall CDU)

Frau Kollegin Dahlke sprach von der deutschen Wirtschaft.
Die Nervositit in der deutschen Wirtschaft ist enorm. Sie
steigt enorm wegen eines wirklich amateurhaften Vorge-
hens. Die Wirtschaft ist beunruhigt iiber das, was da vor
sich geht. Die deutsche Wirtschaft ist in Sorge iiber das,
was da gerade mit der Commerzbank angerichtet worden
ist.

Ich frage: Gibt es fiir das, was da geschehen ist, irgendeine
Erklarung? Gibt es in Berlin irgendeine Strategie, die viel-
leicht nur wir hier nicht verstehen? Vielleicht kann uns die
FDP das erkléren. Ich schitze Frau Kollegin Schardt-Sauer
als eine unglaublich kluge und engagierte Kollegin. Sie
sind hier aber um den heiflen Brei herumgetanzt. Sie sind

gar nicht auf den Sachverhalt eingegangen. Was Sie uns
hier erzéhlt haben, das glauben Sie doch selbst nicht. Das
kann doch nicht Thr Ernst sein. Kann die FDP uns erkldren,
was da vor sich gegangen ist? Ich stelle die Frage ganz
eindeutig.

Ich wei} und ich hore, das wichtige CEOs in Deutschland
in grofBer Sorge sind. Erst gestern hat mir der Vorstands-
vorsitzende der TUI-Gruppe geschrieben und die eindring-
liche Bitte geduflert, die Commerzbank als eigenstidndiges
Bankhaus mit Sitz in Deutschland zu erhalten.

Ich finde, die Sorgen sind berechtigt. Es besteht eine gro-
Be Sorge, dass wir einen Standortvorteil verlieren, dass
wir die Nidhe zu den Kunden verlieren, dass die Nidhe zu
den Kunden in die Briiche geht, dass das dichte Netz von
Auslandsstandorten, das fiir Grounternehmen so wichtig
ist, aufgelost wird, dass wir Stabilitdt und Verldsslichkeit
riskieren, dass Entscheidungen, die sich auf deutsche Un-
ternehmungen auswirken, nicht mehr in Deutschland ge-
troffen werden und dass der Finanzplatz Frankfurt durch
diesen Verkauf Souverénitit und Stabilitit einbiift.

Meine Damen und Herren, ich erwarte, dass der Bund
Verantwortung tibernimmt fiir den Finanzplatz, fiir Frank-
furt, fiir den Wirtschaftsstandort. Ich erwarte im Ubrigen
auch, dass Berlin jetzt unsere Finanzwirtschaft stirkt, aber
nicht unsere Finanzwirtschaft schwécht, und zwar in enger
Absprache — was ist das denn fiir ein Stil — mit Hessen und
mit den Bundeslédndern, in denen Banken ihren Hauptsitz
haben, weil hier vor Ort die Finanzplatzkompetenz sitzt.

Ich will versohnlich sein. Was wir hinbekommen haben,
Frau Kollegin Schardt-Sauer, das hat doch gezeigt, was
funktioniert, wenn wir die Dinge gemeinsam machen,
wenn wir die Dinge abgestimmt miteinander machen. Ich
biete ausdriicklich die enge Zusammenarbeit des Landes
an. Der Bund muss sich jetzt als Ankeraktionir mit seinem
Aktienanteil von 12 % aktiv einbringen. Der Bund muss
jetzt seine Aktiondrsrechte nutzen. Der Bund muss jetzt ak-
tiv handeln, und zwar zum Wohl der deutschen Wirtschaft
und auch zum Wohl Tausender Arbeitnehmer.

Wir gehen in Hessen diesen Weg. Wir stérken den Finanz-
platz. Wir schiitzen unsere Banken. Wir setzen uns fiir die
Zukunft der Commerzbank ein. Die Landesregierung wird
deshalb in Kiirze ein Finanzplatzkabinett einrichten, um
gemeinsam mit den Akteuren des Finanzplatzes — ich beto-
ne: gemeinsam mit den Akteuren des Finanzplatzes — eine
Strategie zu entwickeln, die es in Berlin beim Finanzminis-
ter offensichtlich nicht gibt. Wir tun dies, um den Finanz-
platz Frankfurt zu starken, um den Finanzplatz Frankfurt in
die Zukunft zu fithren. Wir iibernehmen Verantwortung fiir
unseren Finanzplatz, und das erwarten wir jetzt auch vom
Bund.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Ministerpréasident, herzlichen Dank. — Das Wort hat
die Kollegin Schardt-Sauer. Redezeit: 3:30 Minuten.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Werter Herr Président, werte Kolleginnen und Kollegen!
Wenn der Ministerprasident so direkt fragt und auch einen
Zeitkorridor einrdumt, dann wollen wir seitens der Freien
Demokraten die Antwort nicht schuldig bleiben, warum
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wir hier ganz klar der Ordnungspolitik und dem europii-
schen Gedanken — danke auch fiir die Ausfithrungen der
Kollegin Dahlke — den Vorzug gegeniiber Staatsprotektio-
nismus geben.

(Beifall Freie Demokraten)

Werter Herr Ministerprasident, Sie haben gefragt: Was
macht die Bundesregierung? — Sie haben wieder die Frage
nicht beantwortet, was eigentlich diese Landesregierung
macht.

(Zuruf CDU: Hat er doch gesagt!)

— Er sprach von einem Finanzplatzkabinett. Wenn ich nicht
mehr weiterwei3, dann griinde ich einen Arbeitskreis.

(Heiterkeit und Beifall Freie Demokraten und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich musste schon ein bisschen schmunzeln, als der Kollege
Marius Weill versuchte — er hatte ja zwei Mikros, das der
Bundesregierung und das des Koalitionspartners hier in
Wiesbaden; das ist nicht immer einfach, Marius, das kann
ich verstehen — —

(Zuruf CDU: Sie reden um den heiflen Brei herum!)

— Nein, ich rede nicht um den heiflen Brei herum. — Erkl&-
ren Sie doch einmal sachlich, Herr Ministerprésident: Ei-
nen Anteil von 4,49 %, das als ein ,riesiges Aktienpaket*
zu bezeichnen — —

(Zurufe AfD)

— Ich weiB, die AfD mochte gern den Privatmarkt aushe-
beln.

(Beifall Freie Demokraten — Lachen und Zurufe
AfD)

— Der Ankauf weiterer Anleihen erfolgte auf dem privaten
Markt. Bleiben Sie bitte sachlich. — Ich weil3, es ist einfa-
cher, markige Spriiche iiber die Ampel zu machen, aber ich
appelliere in Richtung der Kollegin Dahlke: Wir haben ei-
nen Anteil von 4,49 % aus einer Staatsbank herausgezogen
und Steuergeld zuriickgegeben. Jetzt {iberlegen wir, wie
wir weiter vorgehen. Was erleben wir? Sie machen doch
im Grunde PR fiir die UniCredit.

(Beifall Freie Demokraten)

Mit dem Geschreie, dass diese Firma dieses und jenes
tue, tun Sie dem Finanzplatz Frankfurt keinen Gefallen.
Der Anteil in Hohe von 4,49 % ist in einer rechtstreuen
Form verkauft worden. Man darf nicht miide werden, das
zu wiederholen. Erkldren Sie einmal, wie es hétte anders
funktionieren konnen. Die Pakete hatten nicht gestiickelt
werden diirfen. Das war der erste Schritt. Der ist absolut
rechtstreu erfolgt. Was im Zuge dessen passiert ist, hat
nichts damit zu tun. Wenn Sie der Bundesregierung dann
Dilettantismus vorwerfen, zeigt das nur, dass Sie im Grun-
de keine Antwort darauf haben, warum der Anfang vom
Ausstieg nicht schon Jahre zuvor erfolgt ist, Herr Minister-
président.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Ich frage mich schon: Wiirden Sie bei jedem Institut so
handeln? Ich weill gar nicht, wer es gesagt hat: Als sich
die Lufthansa bei einer italienischen Luftgesellschaft ein-
gekauft hat, haben Sie dann auch in einem anderen Staat
angerufen? Ist das die Riickkehr zu den Nationalstaaten?

Das ist meine Frage an diese Landesregierung. Was haben
Sie bei Threr Wirtschaftspolitik eigentlich fiir Koordinaten?

Nochmals: Wir brauchen starke Banken. Die Commerz-
bank ist zu schwach, um die UniCredit zu ibernehmen.
Unser Ziel muss doch sein, unsere Institute so stark wie
moglich zu machen. Deshalb noch einmal — Frau von der
Leyen ist ja jetzt auf europdischer Ebene mit ihren Kom-
missaren gestirkt worden — Wann wird auf européischer
Ebene mit tatkrédftiger Unterstlitzung dieser Landesregie-
rung, vielleicht auch mit dem Finanzplatzkabinett, end-
lich die Kapitalmarktunion umgesetzt werden? Das wiirde
nidmlich dem Finanzplatz helfen.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat der Kollege Andreas Lichert,
AfD-Fraktion.

Andreas Lichert (AfD):

Herr Prisident! Das ist eine durchaus lebhafte Debatte,
aber ich glaube, wir miissen den Vorgang auf einer etwas
groBeren Skala einsortieren. Es ist ja kein Zufall, dass sich
der Herr Ministerprasident hier personlich zu Wort gemel-
det hat. Spricht das fiir die Bedeutung der Commerzbank
fiir das Land Hessen?

(Zuruf CDU: Ja!)

— Ja, vielleicht. — Oder reiht sich das vielleicht eher in die
Historie ein, dass der Ministerprisident jede Gelegenheit
nutzt, um sich ein Stiick weit auf der bundespolitischen
Ebene zu profilieren — auf Kosten der Ampel?

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Das konnte ja sein. Wir finden es natiirlich grundsitzlich
gut, die Ampel zu kritisieren. Da haben wir viel zu tun;
deshalb sind wir fiir jede Hilfe dankbar. Das ist in Ord-
nung, es bleibt genug fiir uns beide iibrig. Das ist iiber-
haupt keine Frage.

(Heiterkeit AfD)

Wir miissen uns jetzt noch einmal anschauen, was die Rah-
menlage speziell fiir die Situation der Commerzbank ist.
Ich habe ja schon die Frage aufgeworfen: Warum ist die
UniCredit dreimal so viel wert wie die Commerzbank? Das
ist doch die Frage, die wir uns hier stellen miissen; denn
dann kommen wir zu den Antworten, die wir im Bereich
der Ordnungspolitik, der Bankenregulierung usw. angehen
miissen. Die Befassung damit ist nicht die Flugh6he dieses
Landtags; machen wir uns nichts vor. Wir miissen aber
iiber das Thema Bankenregulierung reden — das werden
wir heute Nachmittag auch tun —; denn wir iiberfrachten
das Thema Banken immer mehr mit irgendwelchem Zeug
— jetzt auch noch mit der Taxonomie, die ja wirklich ein
sozialistisches GroBenwahnprojekt der Sonderklasse ist.

(Beifall AfD)

Reden Sie einmal mit Leuten aus der Bankwirtschaft.
Selbstverstindlich gibt es da immer ein paar, die das Ho-
helied singen, die Chancen stiinden im Vordergrund, die
Transformation sei eine ganz tolle Sache, und iliberhaupt. —
Nein, das ist sie nicht. Diese Transformation, das sténdige
Gold-Plating Deutschlands und die Uberregulierung sorgen
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dafiir, dass deutsche Unternehmen im internationalen Ver-
gleich billig sind.

(Beifall AfD)

Der Herr Ministerprasident hat zu Recht von ,,Ausverkauf™
gesprochen. Der bezieht sich aber nicht nur auf die Com-
merzbank, sondern eben auch auf die deutsche Wirtschaft
insgesamt. Meine Damen und Herren, das sind die Her-
ausforderungen, vor denen wir stehen, und Sie miissen in
Ihren Parteien — vor allem in den Parteien in bundespoliti-
scher Verantwortung — endlich danach handeln.

Kommen wir wieder auf das Thema zurtick: Herr Minister-
prasident, wie glaubwiirdig ist es, wenn Sie sich an der
Ampel abarbeiten, aber zulassen, dass Thre Parteikollegin
Ursula von der Leyen eine irrwitzige Regulierung nach
der anderen tiber Briissel in die EU-Mitgliedstaaten hinein-
tragt?

(Beifall AD)

Die CDU ist eben nicht nur Opposition im Bund, sondern
sie regiert auf der EU-Ebene de facto mit. Deswegen miis-
sen Sie sich diese Fehlentwicklung vollstdndig zurechnen
lassen. Reden Sie mit den Kollegen im Bundesrat, handeln
Sie entsprechend, dann gewinnen Sie Glaubwiirdigkeit.
Bisher ist es aber einfach nur ein gro3es Theater.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Lichert. — Keine weiteren Wortmel-
dungen. Dann ist diese erste Aktuelle Stunde behandelt.

Ich rufe die folgenden Tagesordnungspunkte auf:

Tagesordnungspunkt 40:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Teuer, laut, schidlich und von allen Seiten Kritisiert —
Hessische Landesregierung muss ihr ideologisches En-
gagement fiir den zehnspurigen Ausbau der A 5 bei
Frankfurt beenden!

— Drucks. 21/1163 —

Tagesordnungspunkt 43:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der Freien Demokraten

Beschleunigter Ausbau der A 5 ist dringend notwendig
— wo bleibt die Bundesratsinitiative des Verkehrsminis-
ters?

— Drucks. 21/1167 —

Tagesordnungspunkt 48:

Dringlicher Entschliefungsantrag
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Sanierung vor Neubau in Bund und Land
— Drucks. 21/1187 —

Es beginnt Frau Kollegin Katy Walther, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN. Bitte sehr.

(Unruhe)

— Meine Damen und Herren, ich darf Sie bitten, IThre
Zusammenkiinfte im Plenarsaal zu beenden. Trinken Sie
draufen einen.

(Heiterkeit)
Das Wort hat Frau Kollegin Walther.

Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Lassen Sie uns heute iiber Systemrelevanz sprechen,
so, wie wir es wiahrend der Corona-Pandemie schon einmal
gemacht haben. Heute soll es aber nicht um Klinikpersonal
gehen, sondern um Infrastruktur — sprich: unsere Bundes-
strallen, unsere Bestandsautobahnen, unsere Briicken. Sie
sind ndmlich systemrelevant; sie sind relevant fiir eine
funktionierende Wirtschaft und fiir die Mobilitdt der Men-
schen.

In unserer Pressekonferenz zum zehnstreifigen Ausbau der
A 5 haben wir vor 14 Tagen 15 Punkte vorgetragen, die
gegen den Ausbau der A 5 auf zehn Spuren sprechen.
Die zwei wichtigsten Punkte sind: Der Verkehr wichst
weniger stark als prognostiziert, und die Baukosten stei-
gen in sagenhafte Hohen. Liebe Landesregierung, genau
dieses Geld miissen wir dringend systemrelevant fiir gute
Bestandsstralen und tragfdahige Briicken ausgeben.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Zum Geld: Seit 2021 sind die Baukosten enorm gestiegen.
In der Machbarkeitsstudie der Autobahn GmbH stehen ge-
schitzte Kosten von 1,1 Milliarden Euro. Nach dem Bau-
preisindex von 2024 sind es jetzt schon mindestens 1,4
Milliarden Euro — im Minimum, ohne jegliche Einhausung,
von der momentan aufler dem hessischen Verkehrsminister
sowieso keiner weill, wie sie aussehen soll und ob sie
tiberhaupt gebaut werden kann. Aber seis drum. Wenn wir
uns einmal auf den Gedanken einlassen und die Kosten der
sechsspurigen Einhausung Hdosbach hochrechnen, landen
wir bei Gesamtkosten von mindestens 2 Milliarden Euro.

Liebe Landesregierung, 2 Milliarden Euro, das ist die Half-
te des Mehrbedarfs, den die Autobahn GmbH fiir die Jahre
2025 bis 2028 fiir ganz Deutschland angemeldet hat, um
die dringend notwendige Sanierung maroder Briicken und
die Modernisierung des Autobahnnetzes durchfiihren zu
konnen. Dorthin muss das Geld.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sehr viele Menschen haben das auch verstanden. Das ha-
ben die mehr als 4.000 Demonstrantinnen und Demons-
tranten verstanden, die in Frankfurt aus Protest gegen den
zehnstreifigen Ausbau der A 5 iiber die A 648 geradelt
sind. Das haben die Anwohnerinnen und Anwohner ver-
standen, die wochentlich Aktionen starten und sich vernet-
zen. Das haben die Umweltverbinde verstanden, und das
hat auch der ADAC verstanden, der nicht gerade als Vor-
feldorganisation der GRUNEN gilt. In seiner Pressemittei-
lung forderte der Autolobbyverband eine sorgfiltige Ab-
wagung der Prioritdten in der Verkehrsplanung. Ich zitiere:

»In Zeiten knapper finanzieller Mittel und fehlender
Fachkréfte muss der Erhalt der Funktionsfdhigkeit
des Autobahnnetzes oberste Prioritdt haben. Aktuell
stellen marode Briicken eine akute Gefahr dar und
konnen bei weiterer Zustandsverschlechterung zu
Vollsperrungen fiihren. Dies wiirde erhebliche volks-
wirtschaftliche Schidden verursachen, die deutlich
iiber das MaB einer schlechten Verkehrsqualitit auf
hoch belasteten Autobahnen hinausgehen. Ein iiber-
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stirzter Ausbau der A 5 ist daher nicht im Interesse
der Autofahrer.“

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Weiter:

»Aus Sicht des ADAC ist es deutlich vielverspre-
chender, den Aus- und Neubau von bestehenden Au-
tobahnkreuzen voranzutreiben. Diese Mallnahmen
versprechen die grofite Entlastung fiir Autofahrer,
da Staus iiberwiegend in den Knotenbereichen ent-
stehen.*

Wenn das nicht eine verspitete Adelung des schwarz-grii-
nen Regierungshandelns und der Arbeit unseres Verkehrs-
ministers Tarek Al-Wazir ist,

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Dr. Stefan
Naas (Freie Demokraten): Ach Gott!)

der genau das immer vorgeschlagen, in Hessen gelebt und
als Riickmeldung auf das Planungsbeschleunigungsange-
bot des Bundes zur A 5 so formuliert hat.

Aber davon will die CDU heute nichts mehr wissen. Statt-
dessen steht jetzt sogar eine Bundesratsinitiative aus Hes-
sen im Raum,

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ja, wann
kommt die denn?)

um den Los-Angeles-Highway doch noch durchzukeulen.
Bevor Sie wieder darauf hinweisen, dass es sich bei der
A 5 um ein Bundesprojekt handelt: Das stimmt. Aber aktu-
ell genieBt es auf der Bundesebene dank unserer Bemiihun-
gen keine Prioritat im Planungsbeschleunigungsgesetz.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Das habt ihr ja
gut hingekriegt!)

Sie wollen das dndern. Das liegt ganz allein in Threr Ver-
antwortung.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wie fern von vernunftgeleiteter Realpolitik das ist,
zeigt auch die Veroffentlichung der Bundesgiitegemein-
schaft Instandsetzung von Betonbauwerken. Von den 100
am stirksten sanierungsbediirftigen Autobahnbriicken in
Deutschland mit einer Lédnge von mehr als 50 Metern steht
jede fiinfte in Hessen, sagen die Fachleute. Im bundeswei-
ten Vergleich sei Hessen damit das Bundesland mit der
zweithochsten Anzahl an schlecht bewerteten Autobahn-
briicken. Genau deshalb hat Tarek Al-Wazir schon 2015
die Taskforce Briickenerhaltung gegriindet.

Noch ein drittes Statement mochte ich Thnen nicht vorent-
halten. Es stammt aus einem offenen Brief der IG Metall
und Germanwatch zum Haushaltsplan von Bundeskanzler
Scholz. Ich zitiere:

,Der Neu- und Ausbau von Autobahnen und Bun-
desstraBen wiirde dringend bendtigte Mittel binden.
Investitionsmittel werden fiir die Sanierung und
den Erhalt der gesamten Verkehrsinfrastruktur, ein-
schlieflich des Bundes-, Fernstralen- und Schienen-
netzes sowie der vielen maroden Briicken, und fir
den ziigigen barrierefreien und naturvertrdglichen
Ausbau der Schiene dringend gebraucht.”

Liebe Landesregierung, alle fordern also, dass die Sanie-
rung der Bestandsinfrastruktur in Zeiten knapper Zeiten
Prioritét hat. Auch wir fordern Sie heute zum wiederholten

Male auf, den Megaausbau der A 5 endlich fallen zu las-
sen. Stimmen Sie fiir unseren Dringlichen EntschlieBungs-
antrag, der unterstreicht, dass Sanierung vor Neubau nicht
nur in Hessen, sondern auch im Bund gelten muss. Ver-
wenden Sie sich in der Verkehrsministerkonferenz und im
Bundesrat dafiir. Setzen Sie die Politik der Vernunft fort,
die unter Schwarz-Griin im Stralenbau herrschte; denn,
wenn Briicken einstlirzen oder gesperrt werden miissen,
muss die Ideologie beim Stralenbau aufhoren.

(Anhaltender Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dann, Frau Kollegin Walther. — Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Stefan Naas, Fraktionsvorsitzender der
FDP. Bitte sehr.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Es gibt Menschen, die sich freuen, wenn Infrastruktur
gebaut wird, und es gibt Menschen, die das verhindern
wollen. Zu diesen gehéren die GRUNEN. Wir gehoren zu
denen, die die Infrastruktur in diesem Land ausbauen wol-
len, weil es wichtig ist, weil dieses Land wie kein anderes
von guter Infrastruktur lebt.

(Beifall Freie Demokraten)

Ich kann Thnen sagen, wie es in meiner Jugend war. In
meiner Jugendzeit haben Sie die Landesgrenze zwischen
Bayern und Hessen daran erkannt, dass die Autobahn hin-
ter Seligenstadt zweispurig wurde und man im Stau stand.
So war das frither: in Hessen freie Fahrt, in Bayern Stau.

Davon sind wir mittlerweile meilenweit entfernt. Die A 5
und die A 3 sind Nadeldhre, und sie sind stauanféllig. Sie
sind mit die meistbelasteten Strecken in Deutschland, auf
denen mitunter mehr als 140.000 Autos pro Tag fahren. Sie
sind auch am unfallgefahrdetsten. Frau Kollegin Walther,
Sie kennen die Statistik. Deswegen sagen wir, es ist gut
und richtig, dass auch die A 5 angefasst und endlich ausge-
baut wird.

(Beifall Freie Demokraten)

Dass es dafiir fachliche Kriterien gibt, das wissen Sie auch.
Das ist ndmlich eine gemeinsame Bundesregierung; da gibt
es einen vordringlichen Bedarf, und da ist der Ausbau der
A 5 zwischen dem Nordwestkreuz und dem Frankfurter
Kreuz enthalten.

Da Sie hier so schon auf die griinen Ideale zu sprechen
kommen, sage ich Thnen: Schauen wir uns einmal Thre Bi-
lanz im Straflenbau in Hessen nach zehn Jahren Schwarz-
Griin an. Dafiir haben Sie Verantwortung getragen. ,,In-
standsetzung vor Neubau* war Ihr Credo. Sie hatten wirk-
lich gute Haushaltsjahre. Ich glaube, das kann man sagen.
In der Zukunft wird es eher schwieriger werden. 50 %
der hessischen StraBlen sind in einem schlechten oder in
einem sehr schlechten Zustand. Das ist die Bilanz nach
zehn Jahren Schwarz-Griin.

(Beifall Freie Demokraten — Zurufe BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

— Ja, jetzt kommen Sie wieder mit den Zahlen und den
hohen Haushaltsansitzen, die Sie stetig erhoht haben. Dazu
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kann ich nur sagen, sie sind alle hinter der Abschreibung
zuriickgeblieben. Auch das ist Fakt.

(Beifall Freie Demokraten)

Wenn Sie die Preissteigerungen im Tiefbau einrechnen,
sehen Sie, dass sich sehr viele dieser Zahlen relativieren.

Deswegen: Die GRUNEN wollen keine StraBen bauen.
Das haben wir zur Kenntnis genommen. Wir leben weiter-
hin von der Substanz.

(Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Falsch!)

Es ist eben griine Ideologie, die sich in einer schwarz-grii-
nen Koalition durchgesetzt hat.

Nach zehn Jahren gab es Hoffnung: neue Koalition, neu-
er Koalitionspartner, Politik des Machbaren, Realpolitik.
In der Tat hatten wir Hoffnung, dass sich da etwas tut;
denn wir haben in Berlin, auch mit den GRUNEN, immer-
hin ein Beschleunigungsgesetz verabschiedet, das den be-
schleunigten Ausbau auch von Autobahnen vorsah.

Deswegen gab es bei uns die Hoffnung, dass die A 5 auch
dazugehort. Das haben Sie unter Schwarz-Griin auf den
letzten Metern verhindert, indem Sie diese sieben Projekte,
und damit auch die A 5, herausgenommen haben. Sie stan-
den auf der Bremse — unfassbar. Eigentlich dachten wir,
mit der neuen Koalition wiirde sich das jetzt &ndern.

(Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Was sagt eigentlich der ADAC?)

In der Tat ist unser neuer Verkehrsminister in Brieffreund-
schaft mit seinem Kollegen auf Bundesebene getreten. Er
hat ihn angeschrieben, ob es nicht moglich wire, die A 5
noch in das beschleunigte Planungs- und Genehmigungs-
verfahren aufzunehmen. Die Antwort kennen wir ja, und
die ist auch richtig. Herr Kollege Wissing hat Thnen doch
geschrieben, dass es nicht mehr so einfach ist, wieder in
den beschleunigten Ausbau zu kommen, wenn die Liste
einmal geschlossen ist. Richtig, sage ich da. Die A 5 aus
dem beschleunigten Verfahren zu nehmen, war némlich
ein kapitaler Fehler, den die CDU damals hitte verhindern
miissen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall Freie Demokraten)

Deswegen fragen wir heute in unserer Aktuellen Stun-
de: Wo bleibt eigentlich die Bundesratsinitiative? Wann
kommt diese denn? Nehmen Sie Thren Koalitionsvertrag
eigentlich noch ernst, oder ist er schon Altpapier?

(Beifall Freie Demokraten)

Jetzt haben auch die GRUNEN noch eine Aktuelle Stunde
beantragt und wollen die Einstellung des Engagements der
Landesregierung in Sachen zehnspuriger Ausbau der A 5.
Wir fragen: Wo ist eigentlich das bisherige Engagement,
das man einstellen soll? Wo ist denn das? Es gibt doch gar
kein Engagement, liebe Kolleginnen und Kollegen von den
GRUNEN. Thre Aktuelle Stunde ist eigentlich iiberfliissig;
denn die Kollegin Walther und unser Wirtschaftsminister
spielen doch in einem Team.

(Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Das
wisste ich aber!)

— Ja, das tun Sie; denn Sie wollen beide diese Straf3e nicht.
Thre Argumente sind auch dieselben: Larmschutz und zu

hohe Kosten. Sie werden das gleich horen. Der Minister
will den Ausbau doch insgeheim auch nicht.

Deswegen sagen wir: Das sind alles vorgeschobene Argu-
mente. Natiirlich wird es Larmschutz geben, wie bei jeder
Stralle, die ausgebaut wird. Dafiir gibt es gesetzliche Re-
geln, und das ist auch gut und richtig so. Deswegen werfen
Sie hier bitte keine Nebelkerzen. Selbstverstindlich ist es
auch so, dass dieses Projekt Geld kostet. Aber es ist doch
Bundesgeld. Es ist viel Bundesgeld.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Ach so! — Zuruf: Steuergeld! — Unruhe
— Glockenzeichen)

— Ja, es ist Bundesgeld. Deswegen ist es auch verniinftig,
dass man es auf dieser Bundesebene beldsst und einmal
abwartet.

Vizeprisident Frank Lortz:
Herr Kollege Dr. Naas, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Nein, dazu
fehlt mir die Zeit!)

— Gut, dann lassen wir das.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Es wird ndmlich sehr darauf ankommen, und deswegen
ist es sehr wichtig, wie wir uns hier heute verhalten, wie
wir uns zu diesem Projekt stellen. Kollegin Walther, wir
wissen alle, dass die Mittel in der Zukunft knapp werden.
Deswegen wird entscheidend sein, ob man ein Projekt zu-
mindest mit breiter Mehrheit in diesem Haus unterstiitzt
oder ob man sich hier schon nicht einig ist. Denn es gibt
Lander um uns herum, die sich einig sind, und die werden
dann auch ihre StraBen bekommen. Wir werden unsere
Stralle wahrscheinlich nicht bekommen, weil wir uns na-
tiirlich nicht einig sind.

Wir glauben, dass das ein groBer Standortnachteil fiir uns
ist, dass Hessen diese Strafle braucht und dass wir diese
Strae hier auch klar und deutlich befirworten miissen.
Deswegen setzen wir uns dafiir ein, dass diese Strafe
ausgebaut wird und dass die Landesregierung endlich das
einlost, was sie verspricht und was sie versprochen hat,
nidmlich, dass es eine Bundesratsinitiative dazu gibt und
dass wir diese Strafle dann — hoffentlich — auf die Liste des
beschleunigten Ausbaus bekommen. Das verlangen wir als
Freie Demokraten, und das sind Sie uns Threm Koalitions-
vertrag nach auch schuldig, liebe Kollegen von der CDU. —
Herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Naas. — Das Wort hat der Abgeord-
nete Schwaier, AfD-Fraktion.

Olaf Schwaier (AfD):

Sehr geehrter Herr Prdsident, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen Abgeordnete! Wir haben bereits mehrfach in
dieser Legislaturperiode iiber den Ausbau der A 5 gespro-
chen; das ist sozusagen ein Dauerbrenner mit Nachbrenner.
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Aber weil es um den Verbrenner geht, wollen die GRU-
NEN den Ausbau verbieten. Die schwarz-rote Koalition
hat sich vorgenommen, den Ausbau umzusetzen, aber pas-
siert ist bisher gar nichts.

Der Verkehrsexperte Prof. Geistefeldt, der an der Machbar-
keitsstudie zum Ausbau der A 5 beteiligt war, betonte jetzt
noch einmal im Hessischen Rundfunk die Notwendigkeit
eines zehnspurigen Ausbaus.

(Zuruf Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Er sagte — ich zitiere —

,Es wird bereits in naher Zukunft eine sehr hohe
Verkehrsbelastung prognostiziert.*

Frau Walther, das ist das Gegenteil von dem, was Sie ge-
sagt haben.

(Beifall AfD)

»Insbesondere durch die Entwicklung am Frankfur-
ter Flughafen, wo neue Fliachen fiir Wirtschaftsbe-
triebe erschlossen werden, steigt das Verkehrsauf-
kommen weiter an. Daher sind in diesem Abschnitt
nur zehn Fahrstreifen ausreichend, um diese Belas-
tung langfristig zu bewiltigen.*

Ich erinnere {ibrigens auch daran, dass wir einen neuen
Terminal 3 bauen. Dieser wird demnéchst fertiggestellt,
und das wird auch zu mehr Passagieraufkommen fiihren
und die A 5 ganz sicher mitbelasten. Der A-5-Abschnitt
ist im siidlichen Teil bereits heute achtspurig und im nord-
lichen Teil sechsspurig. In vielen Bereichen gibt es tempo-
rire Seitenstreifenfreigaben — das weiB jeder, der da lang-
fahrt, aber mit dem Fahrrad geht das nicht so gut —,

(Beifall AfD)

sodass der Sprung auf einen zehnspurigen Ausbau gar
nicht so viel mehr Bodenversiegelung nach sich ziehen
wird. Frau Walther, ich nehme das Wort einmal in den
Mund; denn darum miisste es Thnen eigentlich gehen.

Hessen als Transitland profitiert mageblich vom Auto-
bahnnetz, das in Verbindung mit dem Flughafen Frank-
furt einen entscheidenden Beitrag zum wirtschaftlichen Er-
folg unseres Bundeslandes leistet. Durch die Erweiterung
der Autobahn wird der Verkehrsfluss erheblich verbessert,
was den Menschen und unserer Wirtschaft zugutekommt;
denn, wo der Verkehr stockt, verlieren wir Produktivitit.
Eine moderne Infrastruktur ist unerlédsslich, um die Wettbe-
werbsfahigkeit der hessischen Wirtschaft zu erhalten.

(Beifall AfD)

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Sicherheit auf unse-
ren Straflen. Die A 5 gehort leider auch zu den Unfall-
schwerpunkten in Hessen. Prof. Geistefeldt ist liberzeugt,
dass ein Ausbau der A 5 die Verkehrssicherheit deutlich
erhohen wird, weil Engpésse beseitigt wiirden und so auch
der Verkehrsfluss harmonischer verliefe. Mehr Spuren be-
deuten nicht nur weniger Staus, sondern auch ein geringe-
res Unfallrisiko.

(Beifall AfD)

Gegner des Ausbaus argumentieren oft, dass dieser zu
mehr Larm fithren wiirde. Doch langfristig ist das Gegen-
teil der Fall. Dank verbesserter Liarmschutzmalinahmen,
die im Zuge des Ausbaus verpflichtend errichtet werden

miissen, wird der Ausbau der A 5 langfristig sogar zu
weniger Larm fiihren. Ich wiirde sagen: Eine Larmschutz-
wand ist besser als gar kein Larmschutz, was dem heutigen
Zustand entspricht.

(Beifall AfD)

Besonders die Anwohner in den Stadtteilen Nordweststadt,
Griesheim und Goldstein werden von einem verbesserten
Larmschutz profitieren.

(Zuruf Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Die dann keine Hauser mehr haben!)

Doch anstatt die Chance des Ausbaus zu nutzen, blockie-
ren Sie, Herr Verkehrsminister Mansoori, das Projekt, in-
dem Sie es stets von einer Einhausung abhédngig machen.
Ich nehme an, Sie meinen damit ein Milliardengrab wie bei
Hosbach auf der A 3, wo eine solche Einhausung gebaut
wurde. Auch zu dem Thema zitiere ich Prof. Geistefeldt:

,Es ist falsch, wenn die Politik schon im Vorfeld
festlegt, dass die Autobahn nur dann ausgebaut wird,
wenn bestimmte LarmschutzmalBnahmen umgesetzt
werden. Das sollte man den Planerinnen und Planern
iiberlassen.*

Jeder, der taglich auf der A 5 im Stau steht, hat das Hin
und Her der Politik um den Ausbau der A 5 satt. Das geht
seit Jahren so.

(Beifall AfD)

Deshalb gibt es eine wirklich groBe Erwartung bei vie-
len Hunderttausend Pendlern, bei Brummifahrern, bei der
Wirtschaft, bei der Industrie und allen Autofahrern in Hes-
sen, dass die Landesregierung jetzt endlich handelt und ihr
Versprechen aus dem Koalitionsvertrag, die A 5 zehnspu-
rig auszubauen, in die Tat umsetzt.

In diesem Zusammenhang verweise ich auch noch ein-
mal auf unseren Dringlichen EntschlieBungsantrag Drucks.
21/875 vom 11. Juli. Schon da hatten wir als Uberschrift
»laten statt Worte* gewdhlt. Die Menschen warten wirk-
lich auf diese Taten. — Vielen Dank fiir Thre Aufmerksam-
keit.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Schwaier. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Maximilian Ziegler fiir die SPD-Fraktion.

Maximilian Ziegler (Vogelsberg) (SPD):

Sehr geehrter Herr Prdsident, sehr geehrte Damen und
Herren! Diese Diskussion zu diesem Zeitpunkt ist nichts
anderes als ein Sturm im Wasserglas.

(Beifall SPD)

Es geht schon wieder um den Ausbau der A 5. Wie ein
Echo nutzen FDP und GRUNE dieses Thema, um Auf-
merksamkeit zu erhaschen.

(Beifall SPD — Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
Das steht in eurem Koalitionsvertrag!)

Doch hier geht es um weit mehr als um parteipolitische
Positionen.

(Unruhe — Glockenzeichen)
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Es geht um die Frage, Herr Naas, wie wir verantwortungs-
voll und zukunftsorientiert mit einem wichtigen Infrastruk-
turprojekt in Hessen umgehen.

Betrachten wir die Fakten: Hessen wird keine Bundesrats-
initiative zur Beschleunigung des Ausbaus der A 5 starten,
solange das vom Bund angekiindigte zu realisierende Ge-
samtkonzept nicht vorliegt. Das ist auch verstandlich.

Ich habe keine Ahnung, wie Frau Walther, so wie heute,
immer wieder zu einem anderen Schluss kommt. Die Ein-
zigen, die jeden Morgen aufwachen und von der A 5 ge-
traumt haben, sind doch die GRUNEN.

(Beifall SPD)

Die veroffentlichte Machbarkeitsstudie fiihrt aus, dass ein
zehnspuriger Ausbau in Abschnitten technisch moglich sei.
Ich gehe noch einmal darauf ein.

Sie kléart aber auch auf: Die technische Machbarkeit des
Larmschutzes und die erforderlichen Risikobewertungen
sind Gegenstand weiterfiihrender Untersuchungen. Es steht
auch darin: Aus Ladrmschutzaspekten sind bei alleiniger
Betrachtung zwischen Niederrad und Westkreuz auf drei
Teilabschnitten Einhausungen zu empfehlen.

Sie sind zwar effektiv, aber sie haben erhebliche Auswir-
kungen auf Bauablauf, Bauzeit, Bau- und Betriecbskosten.
Deshalb muss man schauen, ob das alles iiberhaupt mog-
lich ist. Auch die Untersuchung der Umweltvertréglichkeit
ist nicht abschlieBend geklért und Teil weiterfithrender Un-
tersuchungen.

Diese Fragen sind zu kldren, und diese Fragen konnen
auch gekldrt werden. Denn diese Abschnitte stehen — das
hat Herr Naas schon gesagt — mit vordringlichem Bedarf
im Bundesfernstralengesetz. Somit ist der Bundesminister
fiir Verkehr am Zug. Er kann planen, er kann untersuchen,
und er kann ein realisierbares Gesamtkonzept vorlegen.
Das, was Sie hier fordern, liebe FDP, kommt, wenn {iber-
haupt, erst am Ende zum Zug. Planen kann man unabhén-
gig davon.

Die SPD hat immer unmissverstindlich klargemacht: Fiir
uns geht ein Ausbau nur mit maximalem Larmschutz.
Wenn es also keine Einhausungen gibt, dann gibt es fiir
uns auch keinen solchen Ausbau.

(Beifall SPD)

Denn wir wollen, dass Anwohnerinnen und Anwohner vor
Verkehrslarm und Abgasen geschiitzt sind. So steht es {ibri-
gens auch im Koalitionsvertrag, dass wir uns fiir effektiven
Larmschutz an Bestandsstrecken einsetzen. Kleiner Tipp:
Vielleicht machen wir dazu einmal eine Aktuelle Stunde.

Unsere eindeutige Position zeigt: Es geht nicht darum,
per se Dinge zu beschleunigen, sondern darum, sie richtig
zu machen. Die FDP fordert eine Beschleunigung und ei-
ne Bundesratsinitiative. Aber warum fordert die hessische
FDP das, wenn ihr eigener Verkehrsminister auf Bundes-
ebene noch abwartet? Diese Frage muss man doch einmal
stellen. Das ist doch ein Widerspruch. Denn, sagen wir
es einmal ganz klar, auch Herr Wissing konnte fiir die Auf-
nahme des Projektes in den Anhang 2 des Bundesgesetzes
sorgen.

(Vereinzelter Beifall SPD — Dr. Stefan Naas (Freie
Demokraten): Sehr clever!)

Dazu braucht es keine Bundesratsinitiative, Herr Naas.
Das wissen Sie. Aber offensichtlich geht es dem Bundes-
minister genauso wie der Landesebene: Er will abwarten,
was bei dem zweiten Gutachten herauskommt. Erst danach
kann er, wie die Landesregierung auch, die Lage bewerten
und entscheiden, ob und wie der Ausbau weitergeht.

Aber auch die GRUNEN irren, wenn sie pauschal gegen
jede Infrastrukturmafnahme sind.

(Mathias Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Sind wir gar nicht!)

Ich habe es schon einmal gesagt: Eine funktionierende
Infrastruktur ist wichtig fiir den Zusammenhalt und das
Zusammenleben von Stadt und Land. Eine pauschale Ab-
lehnung von Projekten, die fiir die wirtschaftliche Entwick-
lung Hessens notwendig sind, wiirde uns langfristig scha-
den. Das kann Autobahnen, es kann aber auch wie in der
Vergangenheit Landesstral3en betreffen.

(Beifall SPD)

Wir brauchen eine solide Infrastruktur, um als Transitland
stark zu bleiben — nicht nur bei Straf3en, sondern auch bei
Schienen, Briicken und Tunneln.

Insgesamt handelt es sich hier um eine Debatte zum fal-
schen Zeitpunkt am falschen Ort, oder — wie der Minister
beim letzten Mal schon gesagt hat — um eine Debatte mit
viel Ldrm um nichts. — Vielen Dank.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat der Kollege Jorg Michael
Miiller fiir die CDU-Fraktion. Bitte sehr.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):

Herr Prdsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe
Antragsteller dieser Aktuellen Stunde, ich kann ja alles
verstehen. Man kann ja sagen, dass man fiir irgendetwas
steht. Aber dieses Pingpongspiel macht keinen Sinn. Denn
das ist jetzt, so glaube ich, das vierte Mal, dass wir uns
dariiber unterhalten, und wir unterhalten uns mit keinem
einzigen zusétzlichen Argument — abgesehen davon, dass
ich heute ein paar bemerkenswerte Dinge gehdort habe.

Das Erste, was ich gehort habe, Kollegin Walther, war, wir
miissten doch endlich einmal Stralenbau ohne Ideologie
machen. Da muss ich ehrlicherweise einmal sagen, dass
das der schérfste Spruch war, den ich heute gehort habe.
Denn wer, wenn nicht Sie, macht Straflenbau nach dem
Grundsatz der Ideologie?

(Beifall CDU und Freie Demokraten — Zuruf Mathi-
as Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

— Kollege Naas, nicht zu frith freuen, das kommt gleich
zuriick.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ich klatsche
immer, wenn du was Richtiges sagst!)

Denn diese Bundesregierung mach ja auch das Pingpong-
spiel. Diese Bundesregierung spielt an dieser Stelle doch
wirklich Pingpong. Denn Sie sagten auch: Wer hat es denn
verhindert, dass das Gesetz, das wir angemeldet haben,
noch einmal verédndert wurde? — Wir haben es ja angemel-
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det, lieber Kollege Naas. Es wire redlich gewesen, wenn
Sie gesagt hdtten: Herr Minister, wir miissen anerkennen,
dass Sie es nachgemeldet haben. — Das habe Sie aber nicht
getan. Das haben Sie vielleicht vergessen. Das kann auch
sein.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Dann kam da der Satz, verhindert hétten wir es. Das ist
dann auch Politik mit Ideologie. Anders kann ich das nicht
bezeichnen.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Lieber Herr Naas, machen Sie Ihrem Minister doch einfach
Feuer.

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege Miiller, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-
schenfrage vom Kollegen Schwaier.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Nein, bei
fiinf Minuten doch nicht!)

— Nein. — Wir haben siebeneinhalb.

(Allgemeine Heiterkeit — J. Michael Miiller (Lahn-
Dill) (CDU): Nein!)

— Auch nicht. Auch gut.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):

Ich rede ja immer so ausfiihrlich. — Also, lieber Kollege
Naas, die Straf3e ist ja schon im Teilausbau — nicht fiinfspu-
rig, sondern vierspurig — im vordringlichen Bedarf im Ver-
kehrsplan enthalten. Warum machen Sie das denn nicht?
Warum machen Sie die Dinge nicht? Sie sagen immer:
Wir miissen, wir miissen, wir miissen. — Da gibt es die-
ses Beschleunigungsgesetz. Ich will nur einmal eine Frage
stellen: Welche einzige Maflnahme hat der Bundesminister
fiir Verkehr, seitdem dieses Gesetz beschlossen worden ist,
verwirklicht, umgesetzt, angeplant, oder sonst was?

(Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

Das Ergebnis wird Sie tiberhaupt nicht erstaunen: null. Es
ist nichts gemacht worden. Wenn Sie sagen, das miisse
alles jetzt ganz schnell gehen, wissen Sie auch — und das
ist auch unredlich —, dass das einfach nicht schnell geht.
Denn es gibt noch iiberhaupt keine Grundplanung. Insofern
hat der Verkehrsminister zuvor auch immer darauf hinge-
wiesen, lieber Kollege Al-Wazir, dass es unredlich ist, zu
sagen, dass das jetzt sofort gemacht wird, sondern es muss
auch geplant und iiberlegt werden.

(Zuruf Tarek Al-Wazir (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Und dann muss man an dieser Stelle sagen, dass es unred-
lich ist, wenn Sie sagen, es passiert sofort.

(Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

Richtig ist, dass wir uns um den Verkehr und den Ver-
kehrsfluss kiimmern miissen — im Rhein-Main-Gebiet ins-
gesamt. Dazu gehort aber auch etwas anderes. Es niitzt
nichts, nur zu sagen, man hat im wahrsten Sinne des Wor-
tes die Schnauze voll, wenn man von Norden nach Frank-
furt oder nach Siiden fihrt und man dann im Stau steht.
Wir miissen aber, bitte schon, auch rekapitulieren, dass die

Menschen die Nase voll haben, die dort leben und sagen,
dass die Belastungen immer wieder zunehmen.

Es ist klares Ziel dieser Koalition, diese beiden Punkte
miteinander zu bedenken und zu verséhnen. Wenn wir
Verkehrsausbau machen, dann wollen wir ihn vertriaglich
machen — mit den Menschen. Das ist das oberste Ziel unse-
rer Verkehrspolitik, auch bei der Vorstellung vom Ausbau
der AS.

(Beifall CDU und SPD)

Lieber Kollege Naas, wenn Sie denn so argumentieren, es
gibe da so viel Verkehr, dann miissen Sie sich vielleicht
mit der Autobahn beschéftigen, die wir ja iiberhaupt nicht
diskutieren. Wir diskutieren sie ganz bewusst nicht, weil
wir das an dieser Stelle auch nicht sehen. Trotzdem hat
diese Autobahn viel mehr Verkehr. Das ist ndmlich die
A 3. Sie hat mehr Verkehr als die Autobahn A 5, und zwar
fast 30 % mehr an Belastung morgens. Nun haben wir
vielleicht das Gliick, dass da weniger Menschen direkt an
dieser Stelle wohnen. Aber Fakt ist, dass wir das doch rea-
listisch sehen miissen und miteinander versuchen miissen,
das tibereinzubringen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb bleibt es dabei:
Die A 5 ist eine der wichtigsten Verkehrsadern in unserem
Bundesland, die A 3 ebenso. Wir miissen dafiir sorgen,
dass es einen Ausbau gibt. Aber, wenn es den gibt, muss
der vertraglich sein, und er muss so sein, dass dic Men-
schen damit leben konnen.

Ich will Thnen das einmal an einem personlichen Beispiel
deutlich machen. Ich wohne 2,5 Kilometer Luftlinie von
der A 45 entfernt. Diese A 45 haben wir frither nie gehort.
Vor 1989 konnte man die wirklich nicht horen; das war so
ein ganz leichtes Gesumme. Der Verkehr ist seit dieser Zeit
um iiber 200 % angestiegen. Was wir neuerdings haben, ist
Lérm auf dem Land — und zwar Dauerlarm.

Ich kann verstehen, dass die Menschen in Frankfurt sagen:
Wir wollen diesen Dauerldrm nicht. — Deshalb ist das Pro-
jekt des Ministers, zu sagen: Die Einhausung ist eine sinn-
volle Mallnahme, die Menschen dort mitzunehmen, der
richtige Weg, die A 5 weiterzudenken, weiter zu planen,
und den Verkehr in unserem Land voranzubringen. — Des-
halb werden wir das in aller Ruhe mit den Menschen, fiir
die Menschen machen. — Vielen herzlichen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Miiller. — Der Kollege Schwaier hat
das Wort.

Olaf Schwaier (AfD):

Lieber Herr Kollege Miiller, ich wei3 gar nicht, wie man
das als Wiéhler auffassen soll, dass Sie sich hierhin stel-
len und vier- oder fiinfmal das Wort ,,unredlich® in den
Mund nehmen, aber selbst den Ministerprasidenten gestellt
haben in der letzten Regierung, in den Regierungen davor
und auch in der jetzigen Regierung. Warum haben Sie
das nicht verhindert, dass ihr damaliger stellvertretender
Ministerprésident die Projekte abgesagt hat? Da waren Sie
beteiligt.
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(Beifall AfD — Tarek Al-Wazir (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Weil das verniinftig war!)

Sie konnen doch nicht so tun, als hitte das gar nichts mit
der CDU zu tun, was unter dem Herrn Al-Wazir passiert
ist. Das war doch sehr offensichtlich. Dass die Infrastruktur
ausgebaut werden muss — das bedeutet eben auch: Neu-
bau — —

(Zuruf Tarek Al-Wazir (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN) — Gegenruf Robert Lambrou (AfD) — Glo-
ckenzeichen)

— Ich bin jetzt dran, Herr Al-Wazir, Sie konnen mir auch
einmal zuhoren.

(Beifall AfD)

Dieser Neubau ist notwendig; denn unsere Wirtschaft in
Hessen will wachsen. Wenn wir neue Gewerbefliachen an-
legen, wenn wir einen neuen Terminal, den Terminal 3,
bauen, dann heifit das auch, dass wir mehr Verkehr haben
werden, gerade hier im Rhein-Main-Gebiet. Deswegen ist
der Neubau notwendig. Die Argumente der GRUNEN —
— Sagen wir einmal: Jetzt fiir den Erhalt der Briicken zu
argumentieren, scheinheiliger geht es wirklich nicht mehr.

(Beifall AD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege Schwaier, Sie miissen zum Schluss kommen.

Olaf Schwaier (AfD):

Ich komme zum Ende. — Denn Sie hatten zehn Jahre Zeit,
die Briicken zu sanieren. Wenn Sie es bisher nicht getan
haben, wie glaubwiirdig ist es, dass Sie sich jetzt hierhin
stellen und das fordern? — Danke schon.

(Beifall AfD — Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Gegenrufe AfD: Uberhaupt nicht! — Tarek Al-Wa-
zir (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Sie haben kei-
ne Ahnung von nichts! — Gegenruf Dr. Frank Gro-
be (AfD): Anscheinend mehr als Sie! — Glockenzei-
chen)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat der Wirtschaftsminister,
Staatsminister Mansoori. Bitte sehr, Kaweh.

(Tarek Al-Wazir (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN), an
die AfD gewandt: Euer Vertreter vom Reichsnihr-
stand! — Zurufe: Oh!)

— Einen Moment, Herr Minister. Meine Damen und Her-
ren, seien Sie froh, dass ich nicht urteile. Ich bitte darum,
wenn ich etwas hore, dass man so etwas nicht sagt; und
wenn ich nichts hore, habe ich es nicht gehort, deshalb
kann ich es auch nicht riigen. Aber jeder weil3, dass ich es
riigen wiirde, wenn ich es horen wiirde. Deshalb bitte ich
darum, verniinftig zu bleiben. — Herr Staatsminister hat das
Wort.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ich habe es
gehort!)

Kaweh Mansoori, Minister fiir Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und léindlichen Raum:

Herr Président, sehr geehrte Abgeordnete, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, Herr Miiller hat es
gerade angesprochen, das miisste jetzt langsam die fiinfte
oder sechste Debatte zum Thema A 5 sein.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Passt doch!)

Ich will das einmal fiir mich festhalten: Der Erkenntnis-
gewinn wird mit jeder Debatte — um es diplomatisch aus-
zudriicken — geringer. Ich bin Thnen, den Fraktionen von
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP, allerdings

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Dankbar!)

sehr dankbar, dass sie diese Aktuellen Stunden heute in
dieser kombinierten Form abhalten; denn ich habe heute
von der linken Seite gehort, dass diese Landesregierung
die Absicht hétte, die A 5 um jeden Preis zu bauen; und
von der rechten Seite, von der FDP-Fraktion, habe ich
gehort, dass diese Landesregierung die Absicht hitte, diese
Autobahn auf keinen Fall zu bauen.

(Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
»Wann* war die Frage!)

Ich finde, viel deutlicher kénnen Sie hier vor der Offent-
lichkeit nicht sichtbar machen, dass das eine oppositionelle
Show ist und mit der Sache {iberhaupt nichts zu tun hat.

(Beifall CDU und SPD — Miriam Dahlke (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN): Was steht denn im Koali-
tionsvertrag? — Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN): Jetzt einmal konkret! — Dr. Stefan
Naas (Freie Demokraten): Es sind iibrigens zwei Ab-
schnitte! — Glockenzeichen)

— Ich komme zu den zwei Abschnitten. — Sie haben auch
in den Antridgen, die zur Abstimmung liegen, Bekenntnisse
abgefordert. Die sind, glaube ich, gar nicht erforderlich.
Natiirlich gilt fir uns der Grundsatz: Sanierung vor Neu-
bau. Aber es gibt natiirlich auch eine Akzentverschiebung.
Dort, wo Menschen und Giiter tdglich im Stau stehen, wo
Verkehrsstrome nicht funktionieren, bekennen wir uns aus-
driicklich zum Bauen neuer Infrastruktur. Das ist auch ein
Ergebnis unserer Politik, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU — Katy Walther
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Was heift das jetzt
fiir die A 5? — Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN): Was heiBt das jetzt?)

Jetzt will ich noch einmal ein paar Fakten zum Thema
A 5 einbringen. — Sie kdnnten auch aufhéren, stindig zu
fragen: ,,Was heif3t das jetzt?, ich erldutere es Thnen doch.

(Beifall Lisa Gnadl (SPD))

Es geht doch um zwei Abschnitte. Es geht zum einen um
den achtstreifigen Ausbau im Norden bis zur Anschluss-
stelle Friedberg, und es geht um den zehnstreifigen Ausbau
stidlich zwischen Frankfurter Kreuz und Nordwestkreuz.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Nicht ganz!)

Jetzt will ich einmal eines in die Diskussion einspeisen,
was Sie alle hier im Raum schon wissen: Beides ist gelten-
de Gesetzeslage nach dem Bundesverkehrswegeplan. Dar-
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auf hat die Landesregierung gar keinen Einfluss. Das gilt
heute schon.

(Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Re-
den Sie doch einmal iiber die Beschleunigung dieses
Projekts! — Weitere Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Glockenzeichen)

In der Tat, es geht — — Sie versuchen seit Januar, entlang
der Beschleunigungsfrage eine Diskussion iiber die Infra-
struktur an sich zu fiihren.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Nein!)

— Doch, weil die Infrastruktur an sich — und zwar sowohl
die Zehnstreifigkeit im Siiden als auch die Achtstreifigkeit
im Norden — bereits geltende Gesetzeslage ist.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Es geht um die Beschleunigung!)

Ob das geplant wird, in welcher Geschwindigkeit das ge-
plant wird, sind alleine Fragen der Bundesautobahn und
des Bundesverkehrsministers. Irgendwann miissen Sie sich
auch einmal eingestehen, dass das so ist; denn das ist Fakt.

(Beifall CDU und SPD — Zurufe BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:
Herr Minister, gestatten Sie Zwischenfragen?
(Minister Kaweh Mansoori: Ja!)

— Frau Kollegin Walther, bitte sehr.

Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Wenn das alles so klar ist, dann habe ich wirklich einmal
die Frage: Warum haben Sie im Koalitionsvertrag verein-
bart, dass Sie diese Projekte nachmelden, wenn Sie doch
sagen, dass es liberhaupt keinen Einfluss hat?

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Minister.

Kaweh Mansoori, Minister fiir Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und lindlichen Raum:

Weil es uns im Grundsatz darum geht — das habe ich zu
Beginn meiner Ausfithrungen deutlich gemacht —, dass In-
frastruktur die Verkehrsentlastung schaffen kann, dass auch
unter vergilinstigten Bedingungen gebaut werden kann. Da-
zu habe ich mit dem Bundesverkehrsminister zwei Wochen
nach Eintritt meines Amtes Kontakt aufgenommen, und er
hat mir rein gar nichts zuriickgemeldet zu der Art und Wei-
se, wie er diese Autobahn ausbauen kann. Dass ich dann
mit Blick auf die Interessen der Einwohnerinnen und Ein-
wohner — wir reden iiber eine Autobahn, die mitten durch
die Stadt Frankfurt geht — nicht einfach die Katze im Sack
kaufe und eine Bundesratsinitiative anstrenge, versteht sich
doch nun wirklich von selbst. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, wir wollen die Themen zusammenbringen.

(Beifall CDU und SPD)

Deswegen gibt es iiberhaupt keine abschlieende Entschei-
dung, sondern — wie Herr Abgeordneter Miiller eben aus-
gefiilhrt hat — wir werden uns die Dinge in aller Ruhe
anschauen. Wir sind dafiir, dass Infrastruktur, die sinnvoll
ist, auch gebaut wird. Wir sind auch dafiir, dass diese Infra-
struktur im Einklang mit dem, was die Menschen wollen,
gebaut wird, weil wir iibrigens auch nichts gewinnen wiir-
den, wenn wir uns iiber Jahre und Jahrzehnte vor Gerichten
streiten, sondern wir wollen, dass es fiir die Menschen
einen Mehrwert hat. Dass wir dann die Themen Larm und
Umweltbelastungen in den Blick nehmen, dass ich vor
diesem Hintergrund auch immer wieder die Einhausung
ins Spiel gebracht habe, ist eine konsistente Politik, die
Infrastruktur mit den Interessen der Menschen verbindet.
Genau so werden wir das auch in aller Ruhe weitermachen.

Deswegen bleibt es dabei: Der Bundesverkehrsminister ist
jetzt gefordert, sein Gesamtkonzept vorzulegen, das er an-
gekiindigt hat. Darauf warten wir. Dieses Gesamtkonzept
werden wir uns anschauen. Dieses Gesamtkonzept werden
wir auswerten. Dann werden wir vor dem Hintergrund des
Gesamtkonzeptes entscheiden, wie wir uns positionieren.
Bis dahin gibt es jedenfalls keine Bundesratsinitiative.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, am Ende: Mich
erinnert das alles an einen Film aus 1993 mit Bill Murray:
,und téglich griiit das Murmeltier.

(Tobias Eckert (SPD): Der Film war schoner!)

— Der Film war schon. — Der Moderator in der Filmrolle
durchlebt immer wieder den gleichen Tag. Egal, was er
macht: Am néichsten Tag fiihrt er wieder die gleichen De-
batten.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Da wissen Sie einmal, wie es uns geht! — Weitere
Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Glockenzei-
chen)

Herr Frommrich, irgendwann geht der Moderator dazu
iiber, seine Tage sinnvoller zu verbringen. Er lernt das
Klavierspielen und das Schnitzen von Eisskulpturen. Ich
bin gespannt, was wir aus dieser Debatte lernen. — Schonen
Dank.

(Lebhafter Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister. — Jetzt gibt es weitere Wort-
meldungen. Die FDP hat noch 19 Sekunden.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Das schaffe
ich nicht!)

— Ja, oder ihr miisst euch etwas von der SPD leihen.
Die hat noch mehr. — BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Frau
Kollegin Walther, hat 57 Sekunden. Packst du das? Dann
kriegst du gleich das Wort. Bitte sehr.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten), an BUNDNIS
90/DIE GRUNEN gewandt: Thr kdnntet auch fair
teilen!)

Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
57 Sekunden — dann wiirde ich

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Mach
schnell!)
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die Riickmeldungen zu Herrn Dr. Naas und zu Herrn Zieg-
ler zusammenfassen. Sie haben uns vorgeworfen, dass wir
gegen Infrastruktur seien. Das ist wirklich Quatsch. Es
geht hier um die Diskussion, ob wir uns um kaputte Infra-
struktur kiimmern oder ob wir weiterhin gréenwahnsinnig
neue Infrastruktur bauen,

(Lebhafter Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
wihrend uns der Rest unterm Hintern zusammenbricht.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ihr habt noch
nicht einmal das eine geschafft!)

Herr Michael Miiller hat gesagt, wir sollen die Ideologie-
frage stellen. Auch dazu wieder: Wir lassen Briicken und
StraBen zusammenbrechen und bauen neu. Wer ist hier
ideologisch unterwegs? Das sind Sie.

(Lebhafter Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Noch ein letztes Wort zu Herrn Mansoori. Herr Mansoori,
wir werden Sie das so lange fragen, wie sich das Thema
stellt. Sie haben Herrn Wissing kontaktiert, um nachzufra-
gen, wie die Priorisierung noch gelingen kann. Deshalb
fragen wir Sie: Was wollen Sie weiter tun, um die Prio-
risierung voranzutreiben? Denn das haben Sie im Koaliti-
onsvertrag vereinbart.

(Zuruf Minister Kaweh Mansoori)

Das miissen Sie sich doch fragen lassen. — Noch einmal zu
dem Film.

Vizeprisident Frank Lortz:

Einen Moment, Frau Kollegin Walther. Sie miissen
jetzt — —

(Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ein
letzter Satz!)

— Ein letzter, aber ein ganz schneller.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Dann hitte ich
auch gerne meine 19 Sekunden!)

Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Letzter Satz. Wir sind heute hier, um {iber den Entschlie-
Bungsantrag herauszubekommen, ob Sie sich zu der Prio-
risierung bekennen, den Neubau hintanzustellen und die
Sanierung vorzuziehen. Das werden wir gleich erleben.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Der Kollege Miiller hat noch Redezeit. 2:01 Minuten. Bit-
te, Kollege Miiller.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):

Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dieser
Klitterung miissen wir aufhoren. Hier sagt keiner: Die Brii-
cken werden nicht gebaut, wir wollen eher StraBenbau. —
Das sagt kein Mensch.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Doch!)

— Nein, es sagt kein Mensch. — Denn die Briicken, die in
Not sind, stehen alle im Plan und sind in der Planung.

(Beifall CDU, SPD und Freie Demokraten — Jiirgen
Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Man
kann das Geld nur einmal ausgeben!)

Was Sie hier machen, ist unfassbar. Sie erzeugen den Ein-
druck, diese Landesregierung, dieser Minister wiirde ver-
hindern, dass marode Briicken erneuert wiirden, nur damit
die A 5 gebaut wird. Das ist unh6flich und falsch.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Man kann das Geld nur einmal ausgeben! — Weitere
Zurufe — Glockenzeichen)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es liegt ganz alleine am
Bundesverkehrsminister, dass er die Mittel so einsetzt, wie
es notwendig ist. Wenn eine Briicke gefdhrdet ist, dann hat
er die Mittel dafiir einzusetzen. Das gibt das Gesetz vor.

(Zuruf Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Das dndert aber nichts daran, dass Verkehrspolitik auch in
die Zukunft gedacht werden muss.

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege Miiller, einen Moment. Es gibt erneut den
Wunsch nach einer Zwischenfrage.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Nein!)

— Was heilit ,,Nein“? Ich muss dich fragen.

J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU):
Nein, ganz grundsitzlich.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Das Murmeltier kommt!)

Es ist ganz klare Zielsetzung — ich wiederhole es noch
einmal —, dass wir den Verkehrsausbau in unserem Land
so planen und umsetzen, dass wir sowohl die Bediirfnis-
se der Verkehrsteilnehmer als auch die Bediirfnisse der
Anwohnerinnen und Anwohner nicht nur achten, sondern
umsetzen und beachten. Das werden wir weiter so tun. —
Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD - Jurgen Frommrich
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Man kann das Geld
nur einmal ausgeben!)

Vizeprisident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, jetzt gibt es keine weitere Wort-
meldung.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den Dringlichen Ent-
schlieBungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN, Drucks. 21/1187. Wer stimmt zu? — Das ist BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN. Das langt nicht ganz. Wer ist dage-
gen? — CDU, SPD, FDP, AfD, Kollege Gaw und Kollege
Herr. Damit ist der Antrag abgelehnt.

(Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Aber knapp!)
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Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 41 auf:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der AfD

Ein Jahr Hamas-Uberfall — Hessische Landesregierung
schaut weg bei islamischem Judenhass!

— Drucks. 21/1164 —

Das Wort hat der Kollege Dimitri Schulz.

Dimitri Schulz (AfD):

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Am 7. Oktober 2023 wurden mehr Juden ermordet als
an jedem anderen Tag seit 80 Jahren, seit dem Ende der
Schoah.

Diese Woche, ein Jahr nach dem blutriinstigen Ha-
mas-Massaker, demonstriecren Massen von Menschen in
Deutschland fiir die Paldstinenser, fur die Morder unschul-
diger jiidischer Méanner, Frauen und Kinder. Warum gibt es
diese Demos ausgerechnet am Jahrestag des Hamas-Mas-
sakers? Warum gibt es sie in Deutschland, ausgerechnet
hier?

In Frankfurt darf sogar ,,From the River to the Sea® skan-
diert werden, ein unzweideutiger Ruf nach der Zerstdrung
des jiidischen Staates, der einzigen demokratischen Bastion
unserer Werte im Nahen Osten.

Nicht nur gegen Israel wird da gehetzt — ein Redner
hat sich iiber die Verwundbarkeit des gesamten Westens
gefreut, und die Demonstranten haben gejubelt. Das ist
die Rechnung fiir die unkontrollierte islamische Massen-
einwanderung in unser Land.

(Lebhafter Beifall AfD)

Die anderen Parteien dulden erkldrte Feinde Israels — und
das heifit: auch unserer Kultur, unserer Gesellschafts- und
Wirtschaftsordnung — auf unseren eigenen Straflen. Israel
ist fiir solche Leute ein Vorwand, um gegen den gesamten
Westen und unsere Werte zu hetzen.

Seit jeher setzen wir als AfD uns dafiir ein, dass die deut-
schen Millionenzahlungen an das vermeintliche Paléstinen-
ser-Hilfswerk UNRWA aufhoéren. Der 7. Oktober gab uns
recht; denn es wird Terror finanziert.

(Beifall AfD)

Etliche UNRWA-Angestellte waren nachweislich als Ter-
roristen am Massaker der Hamas beteiligt. In einem Chat
mit rund 3.000 UNRWA-Lehrern wurde das barbarische
Massaker an unschuldigen Juden offen bejubelt — und das
alles teils finanziert von der deutschen Regierung.

Wenn man sich das vor Augen hilt, klingen die Phrasen
der Israel-Solidaritdt von Sympathisanten der Israelfeinde
wie blanker Hohn. Besonders krass ist die Entgleisung der
GRUNEN, zum Beispiel Annalena Baerbock, die Tétung
des Hisbollah-Chefs sei nicht im Interesse Israels gewesen.
Die deutsche Aullenministerin erklért also uns Juden, was
in unserem Interesse liegt und was nicht.

(Beifall AfD)

Michel Friedman wurde als Gastredner eingeladen zum
Gedenken an Oskar Schindler. Er hat das Andenken an
Schindler zum Anlass genommen, um gegen die AfD zu
polemisieren, wéahrend er den Elefanten im Raum nur am
Rande erwidhnt hat: den muslimischen Antisemitismus.

(Beifall AfD)

Nie seit der Griindung der BRD gab es die Situation,
dass man trotz des glasklaren Bekenntnisses zu Israel iiber
viele Jahre hunderttausendfach Antisemiten infolge einer
vollig verfehlten Zuwanderungspolitik ins Land gelassen
hat. Menschen, die vor Antisemitismus geflohen sind, sind
in Deutschland vor ihren Verfolgern nicht mehr sicher. Nur
die AfD hat im Bundestag ein vdlliges Verbot der Hisbol-
lah-Vereine in Deutschland gefordert.

(Beifall AfD — Zuruf Turgut Yiiksel (SPD))

Die Altparteien, angefiihrt von der CDU, haben blof3 ein
halbgares sogenanntes Betdtigungsverbot eingebracht. Ein
Jahr Hamas-Uberfall und ein Jahr Lippenbekenntnisse —
wann gibt es ein Ende des Wegschauens?

(Beifall AfD)

Die Union hat genug Zeit gehabt, die Hisbollah endgiil-
tig zu verbieten oder die iranischen Revolutionsgarden
als Terrororganisation einzustufen. Doch nichts davon ist
geschehen. Im Gegenteil: Deutschland stieg unter Merkel
sogar zum groBten Geldgeber der UNRWA weltweit auf.
Das ist wirklich eine Schande fiir Deutschland.

(Beifall AfD)

Wir als AfD begriiBen zwar den neuen Vorsto3 von Minis-
terprasident Rhein, die iranischen Konsulate zu schlieBen.
Aber viel wichtiger als die Ausweisung iranischer Diplo-
maten wire ein Vorgehen gegen den iranischen Terror, und
da haben alle Parteien gleichermafen kléglich versagt.

(Beifall AfD)

Sowohl wir Juden in diesem Land als auch die nicht jii-
dischen Deutschen haben ein Anrecht darauf, dass unser
Steuergeld nicht an Terroristen flief3t.

(Beifall AfD)

Sowohl wir Juden als auch Nichtjuden in diesem Land
haben ein Anrecht darauf, vor gewaltbereiten islamischen
Migranten wie auch vor allen anderen gewaltbereiten Ex-
tremisten, egal welcher Couleur, geschiitzt zu werden.

(Beifall AfD — Zuruf Tarek Al-Wazir (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN))

Vizeprisident Frank Lortz:

Kollege Schulz, Sie miissen zum Schluss kommen.

Dimitri Schulz (AfD):

Wir brauchen ein Ende des Wegschauens, und dazu for-
dern wir Sie alle auf. Sehen Sie hin, wenn es eingewan-
derten muslimischen Judenhass gibt. Sehen Sie hin, wenn
es Menschen gibt, die unsere historische Verpflichtung
zur Solidaritidt, Freundschaft und Briiderlichkeit mit Israel
nicht kennen. Zeigen Sie allen, wo wir stehen: an der Seite
Israels. — Vielen Dank fiir [hre Aufmerksambkeit.

(Anhaltender Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Schulz. — Das Wort hat Frau Kolle-
gin Esther Kalveram, SPD-Fraktion.
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Esther Kalveram (SPD):

Sehr geehrter Herr Président, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Gestern hat hier im Landtag Prof. Dr. Michel
Friedman geredet.

(Zuruf AfD: Dr. Dr.!)

Ich glaube, wir alle werden an diese Rede noch lange
denken.

(Volker Richter (AfD): Oh ja!)

Ich zumindest hatte Gansehaut, und er hat uns ja sehr ein-
dringlich ins Gewissen geredet. Das galt gerade auch fiir
die AfD. Ich hatte gerade bei dieser Aktuellen Stunde, die
sich hauptsdchlich mit Bundespolitik und wenig mit dem
Hessischen Landtag beschéftigt hat, wieder das Gefiihl,
dass die AfD davon kein Wort verstanden hat.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)

Gestern hat — es ist eben kurz angeklungen — Ministerprési-
dent Boris Rhein in diesem Haus in aller Deutlichkeit ver-
urteilt, dass man auf unseren Stra3en seit dem 7. Oktober
2023, vor allem auf propaléstinensischen Demonstrationen,
Applaus fiir die Hamas und unverhohlenen Hass auf Juden
horen kann.

(Bernd Erich Vohl (AfD): Und Sie machen nichts
dagegen!)

Boris Rhein hat verdeutlicht, dass er nicht nur hinschaut,
sondern auch bereit ist, zu handeln — mit ihm natiirlich die
gesamte Landesregierung.

(Robert Lambrou (AfD): Konkret?)
Trotzdem behauptet die AfD hier immer weiter anderes.
(Robert Lambrou (AfD): Was machen Sie konkret?)

Trotzdem versucht die AfD, auch weiterhin den 7. Oktober
flir ihre eigenen Zwecke zu instrumentalisieren, und nutzt
den Hass, um weiter Hass zu verbreiten.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN — Zuruf AfD: Aha!)

Sie haben wirklich nicht ein Wort von dem, was Dr. Fried-
man hier gesagt hat, verstanden — nicht ein Wort. Seit dem
brutalen Angriff der Hamas auf Israel ist die Zahl antisemi-
tischer Straftaten auch in Hessen massiv angestiegen. Und
ja, es sind langst nicht mehr nur Extremisten aller Art, die
den Krieg in Nahost instrumentalisieren und antisemitische
Codes fiir ihre Agenda nutzen.

Antisemitische Erzéhlungen sind in Deutschland bis weit
in die Mitte anschlussfahig, {iber ideologische und religio-
se Grenzen hinweg. Es ist unsere Verpflichtung, nicht ein-
fach nur hinzusehen. Es ist unsere Verpflichtung, dann
auch zu handeln. Es ist unsere Verpflichtung, den Hass
nicht zu tolerieren — nicht im Netz, nicht auf unseren Stra-
Ben und auch nicht in unseren Parlamenten.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Zuruf Volker Richter (AfD))

Aber mit Hass bekampft man eben keinen Hass. Man darf
nicht zulassen — auch das hat Dr. Friedman gestern aus-
gefiihrt —, dass pauschal allen Muslimen Antisemitismus
unterstellt wird; denn es sind viele Muslime, die Antise-
mitismus ablehnen. Es ist nicht der Islam, der per se anti-
semitisch ist. Wenn Sie vom islamischen Antisemitismus

sprechen, dann unterschlagen Sie, dass dieser nicht aus-
schlieBlich religiosen Ursprungs ist, sondern mafBigeblich
von der Propaganda der Nationalsozialisten geprigt wurde
— einer Propaganda, die auch fiir die AfD anschlussfahig
ist.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Dr. Frank Grobe (AfD): Bitte,
was? — Robert Lambrou (AfD): Das weise ich auf
das Schirfste zuriick!)

Wer genau hinsieht, der sicht auch — —

Vizeprisident Frank Lortz:

Frau Kollegin, diese AuBerung, die Sie eben gesagt haben
— fiir die AfD anschlussfahig™ —, die kann ich nicht zulas-
sen. Das riige ich.

(Beifall AfD)

Esther Kalveram (SPD):

Danke. — Wer genau hinsieht, der sicht auch, mit welcher
Scheinheiligkeit die AfD hier regelmaBig Mafinahmen ab-
lehnt, durch die der Staat Hass und Antisemitismus im
Netz bekdmpfen will; denn im Netz soll der Staat nach
dem Willen der AfD lieber wegschauen. Der Blick kdnnte
sonst zu leicht auf die von Ihrer Partei verbreitete Hetze
und nachweislich antisemitischen Codes fallen.

Aber der Staat schaut eben nicht weg, er schaut hin —
auch hier in Hessen. Wir schauen hin, und mehr noch,
wir tun etwas. Die Landesregierung hat das Amt des Anti-
semitismusbeauftragten mit einer eigenen Geschéftsstelle
gestirkt. Es wurden flichendeckende Anlaufstellen fiir den
gemeinsamen Kampf gegen Antisemitismus an den Hoch-
schulen geschaffen.

Wir verstirken die politische Bildung in den Schulen, wir
starken Medienbildung und -aufsicht, wir stiarken die inne-
re Sicherheit. Innenminister Poseck hat gemeinsam mit
dem Landesverfassungsschutz die Priaventionskampagne
»Kein Raum filir Antisemitismus®™ ins Leben gerufen. Wir
schauen nicht weg, wir handeln. Das ist leider mehr als
notwendig.

Es ist nicht hinnehmbar, dass Jidinnen und Juden, dass
Menschen in Deutschland Angst vor Ubergriffen haben
miissen. Es ist nicht hinnehmbar, dass die AfD immer
wieder versucht, diese Angste zu instrumentalisieren und
fiir ihre Zwecke zu nutzen. Man muss etwas tun gegen
den Hass im Netz, auf unseren Straflen, in unseren Parla-
menten, damit — wie es Michel Friedman formuliert hat
— alle Menschen in einem Land leben kénnen, in dem
die Menschlichkeit und nicht der Hass zdhlt. — Herzlichen
Dank.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)
Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Das Wort hat der Abgeordnete Holger Bel-
lino, CDU-Fraktion.
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Holger Bellino (CDU):

Herr Président, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Deutschland und Hessen standen und stehen unverriickbar
an der Seite Israels. Dies haben wir an dieser Stelle immer
wieder betont, vorgestern und gestern auch in Anwesenheit
der israelischen Generalkonsulin. Dies war und ist notwen-
dig. Zum einen, um der Terrorbande Hamas und anderen
zu zeigen, dass sich Israel auf die freie Welt und ihre
Biindnispartner verlassen kann. Zum anderen aber auch —
darauf hat die Landtagsprisidentin gestern zu Recht hin-
gewiesen —, damit kein schleichender Prozess des sich
Gewohnens um sich greifen kann. Diese Gefahr wurde
gestern unterstrichen.

Die Landtagsprésidentin wies darauf hin, dass am 7. Okto-
ber, am Jahrestag dieses Uberfalls, auf der Kundgebung
hier auf dem Schlossplatz durchaus mehr Menschen hatten
sein konnen — ja, sogar sein miissen.

Der barbarische Angriff, von dem hier die Rede ist, war
und ist ein klarer Verstol gegen die Menschlichkeit. Er
wurde widerwértig damit begriindet, dass man jiidisches
Leben und den Staat Israel ausldschen méchte. Das grofite
Massaker seit dem Holocaust zeigt die héssliche Fratze der
Israclhasser, aber auch deren erbarmungslose Konsequenz.

Wer das zu verantworten hat und wer das unterstiitzt, steht
abseits unserer Wertegemeinschaft. Das betrifft einzelne
Personen genauso wie Terrorbanden oder Staaten.

(Zustimmung CDU und Lisa Gnadl (SPD))

Wer zu dieser dahinterstehenden Philosophie klatscht, hat
in Deutschland nichts mehr zu suchen.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Die Jubelszenen auf deutschen Stralen und Plitzen sind
unsiglich und nicht zu tolerieren. Solche — ich sage das
in Anfiithrungszeichen — ,,Demonstrationen haben nichts,
aber auch gar nichts mit der Demokratie zu tun. Sie sind
eine Schande fiir Deutschland. Ich danke den Sicherheits-
behorden und den Ordnungsédmtern fiir die entsprechende
Aufklarung im Vorfeld und fiir die entsprechenden Ver-
botsbeschliisse, die leider vor Gericht nicht immer stand-
halten.

Das Thema ist sehr ernst. Der Angriff auf wehrlose Men-
schen und der Uberfall auf Israel sind zu ergreifend, um
sich in Polemik und Populismus zu ergehen. Dennoch
muss es erlaubt sein, zu fragen, wie scheinheilig die Aktu-
elle Stunde und die Rede des AfD-Mitglieds sind.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Ich mochte nur ein paar Beispiele nennen. Es gibt von
Ihnen die immerwihrenden Hinweise auf die sogenannte
Hochfinanz. Es gibt Holocaustleugner in Thren Reihen. Ein
Redner im Deutschen Bundestag hat von ,,Vogelschiss®
gesprochen. Es gibt Kritik an der Holocaust-Gedenkstitte.
Es gibt die Diskussion um die Remigration.

Ganz aktuell hat Thr Kollege Marxen gestern eine wiirde-
volle Gedenkveranstaltung dazu genutzt, den Hauptredner
zu diskreditieren. Das ist stillos. Das ist wiirdelos. So et-
was gehort sich im Hessischen Landtag nicht.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Fraktion der
AfD, es ist unverschamt, dass Sie diesen barbarischen
Uberfall nutzen, um der Hessischen Landesregierung zu
unterstellen, sie wiirde beim islamistischen Judenhass weg-
schauen.

(Robert Lambrou (AfD): Was machen Sie konkret?)

Das weisen die Mitglieder der CDU-Landtagsfraktion ent-
schieden zuriick. Das gilt fiir die aktuelle christlich-soziale
Koalition genauso wie fiir die frilheren Koalitionen mit den
GRUNEN und der mit der FDP. Immer stand der Kampf
gegen Extremismus und Judenhass auf der Tagesordnung.

Auf die Arbeit an den Schulen wurde bereits hingewiesen.
Das gilt fiir die Priavention, die Aufkldrung und auch fiir
die Sanktion.

Die Polizei und der Verfassungsschutz wurden personell
und materiell verstirkt. Die Gesetze wurden geschérft.
Schon zur Zeit des Innenministers Volker Bouffier wurden
der Islamismus und der Salafismus als eine der groften
Herausforderungen und Gefahren fiir die Demokratie be-
zeichnet. Dafiir wurde er von manchen kritisiert, die da-
mals die Zeichen der Zeit noch nicht erkannt hatten.

Die Stelle des Landesbeauftragten wurde geschaffen. Sie
wurde kiirzlich aufgewertet. NeDiS, das Netzwerk zur De-
radikalisierung im Strafvollzug, wurde geschaffen. Es ist
bundesweit einzigartig.

Das sind nur ein paar Beispicle, die zeigen, dass der Titel
Threr Aktuellen Stunde eine Unverschiamtheit ist. Schauen
Sie sich den Titel Ihrer Aktuellen Stunde an. Die von Thnen
hierzu gefiihrte Debatte ist nicht nur faktenbefreit, sondern
angesichts der Tiefe der Unterstellungen widerwértig und
ehrabschneidend. Zu unterstellen, dass man bei einem so
wichtigen Thema wegschauen wiirde, ist ehrabschneidend.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Bellino, Thre Redezeit ist abgelaufen. Sie miissen bitte
zum Schluss Threr Rede kommen.

Holger Bellino (CDU):

Ich fasse zusammen. Ich mochte am Ende meiner Rede
Ministerprasidenten Boris Rhein zitieren. Er sagte es sehr
deutlich:

,,Judenhass und Auslinderfeindlichkeit haben in un-
serer Gesellschaft keinen Platz. Weder auf dem
Sportplatz noch im Kino oder in unseren Hoch-
schulen.*

Ich fiige hinzu: Ersparen Sie uns Ihre Lippenbekenntnisse.
Verschonen Sie uns mit Ihrer Scheinheiligkeit.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Als Néchster hat sich Herr Dr. Biiger von der Fraktion der
Freien Demokraten zu Wort gemeldet. Bitte sehr.
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Dr. Matthias Biiger (Freie Demokraten):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Der Antisemitismus ist fir jlidisches Leben
in unserem Land, aber auch und insbesondere fiir unsere
Gesellschaft als Ganzes eine Gefahr. Dass die Menschen in
diesem Land wieder Angst haben miissen, mit einer Kippa
auf die StraBe zu gehen, ihre Kinder in jiidische Bildungs-
einrichtungen zu schicken oder sich mit Israel solidarisch
zu zeigen, ist schlicht und ergreifend zum Schémen.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und vereinzelt SPD)

Dazu hat gestern Michel Friedman in einer denkwiirdigen
Feierstunde sehr eindriickliche Worte gefunden. Wissen
Sie, Thre wiirdelose Aktion fdllt am Ende auf Sie von der
AfD zuriick.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, vereinzelt CDU und SPD)

Wir kidmpfen jedenfalls gegen jede Form des Antisemi-
tismus, und zwar unabhéngig davon, von wem und von
welcher Seite er kommt. Deshalb darf es bei der Ableh-
nung des Antisemitismus keine Einschrankung geben. Das
Adjektiv, das Sie verwenden, ist am Ende eine Einschrén-
kung. Da verbieten sich Adjektive.

Dass Sie in der Uberschrift Thres Antrags einer Aktuellen
Stunde ,,islamischer Judenhass* schreiben, besagt doch et-
was. Mit diesem Titel klammern Sie ganz bewusst jede
andere Form des Antisemitismus aus. Das ist das Problem.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, vereinzelt CDU und SPD)

Herr Lambrou, offenkundig habe ich Sie getroffen. Wissen
Sie, es gibt keinen guten Antisemitismus. Der Antisemitis-
mus hat viele Wurzeln. Eine wesentliche Wurzel ist rechts
auflen.

Selbstverstindlich gibt es den israclbezogenen Antisemitis-
mus. Leider hat er sich nach dem 7. Oktober 2023 noch
verstérkt.

Auch das hat Michel Friedman in seiner gestrigen Rede
sehr eindriicklich gesagt: Es gibt in Hessen, aber mehr
noch auBlerhalb Hessens Demonstrationen, die von linken
Gruppen unterstiitzt werden. Das geschieht unter dem La-
bel ,,Pro Paléstina“. Da wird unverhohlen das Lebensrecht
des Staates Israel infrage gestellt. Das geschieht unter
der iiblen Parole: ,,From the River to the Sea“. Leider
geschieht das mit Unterstiitzung der ,,Fridays for Future-
Ikone Greta Thunberg.

Daran sieht man eines: Es gibt auch den linken Antisemi-
tismus. Auch da fehlt mir der ausreichende Widerspruch
aus der entsprechenden Szene.

(Beifall Freie Demokraten)

Das ist auch an manchen Hochschulen ein Problem. Des-
wegen werden wir dazu heute noch einen weiteren Antrag
auf ganz breiter Basis einbringen.

Es gibt aber auch den Antisemitismus aus der rechten
Ecke. Es gibt den Antisemitismus, bei dem es um die
Relativierung des NS-Staates geht. Da sehe ich bei der
AfD leider klare Grenziiberschreitungen. Auch darauf hat
Herr Kollege Bellino schon zu Recht hingewiesen: ,,Vogel-
schiss* und ,,Mahnmal der Schande®. Da haben wir leider
eine ganz klare Relativierung.

Sie haben in Threr Rede gesagt: Wir dulden keinen Antise-
mitismus. — Doch, die Mitglieder der AfD dulden Antise-
mitismus. Denn sie dulden genau solche Begriffe.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Herr Lambrou, indem Sie ganz bewusst nur den islami-
schen Antisemitismus nennen, negieren Sie Ihre Verant-
wortung fiir den rechten Antisemitismus. Das geschieht
ganz bewusst.

(Bei._fall Freie Demokraten, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und vereinzelt CDU)

Deshalb ist Thre Aktuelle Stunde keinerlei Beitrag zur
Bekdmpfung des Antisemitismus. Vielmehr ist das — ich
kann es nicht anders sagen — eine populistische Vereinnah-
mung, um in unserem Land Stimmung gegen Muslime zu
machen.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, vereinzelt CDU und SPD)

Wissen Sie, im Gegensatz zu Thnen kennen wir keinen gu-
ten und keinen schlechten Antisemitismus. Es gibt keinen
Antisemitismus, der von den Richtigen oder den Falschen
kommt. Das unterscheidet uns dabei von Thnen: Wir sind
auf keinem Auge blind.

Deshalb darf ich zusammenfassen: Die von der AfD betrie-
bene Instrumentalisierung des Antisemitismus, und das ein
Jahr nach dem 7. Oktober, ist im hochsten Malle bedauer-
lich.

SchlieBen mochte ich meine Anmerkungen zu Threr Aktu-
ellen Stunde mit einem Satz von Goethe: ,,Man merkt die
Absicht, und man ist verstimmt. — Danke sehr.

(Beifall Freie ngokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néicbste Rednerin ist Frau Klaes von BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN. Bitte schon.

Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prdsidentin, sehr geehrte Abgeordnete!
Wenn eine Partei nicht die Stimme von Jidinnen und Ju-
den ist, dann ist es die AfD.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD und Dr.
Ralf-Norbert Bartelt (CDU) — Zurufe — Glockenzei-
chen)

Keine andere Partei hat in ihren eigenen Reihen so viele
Antisemiten wie die AfD.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Dr. Frank
Grobe (AfD): Bitte was?)

Keine andere Partei lduft bedenkenlos neben Corona-Leug-
nern, Reichsbiirgern, Identitiren, Verschworungstheoreti-
kern, die ununterbrochen im Netz und auf der Stralle eine
vermeidliche jiidische Weltverschworung propagieren und
oft sogar zu offener Gewalt aufrufen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und SPD —
Robert Lambrou (AfD): Wihlt Frau Thunberg jetzt
AfD oder die GRUNEN? — Weitere Zurufe)
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Keine andere Partei relativiert das furchtbare Menschheits-
verbrechen der Schoah wie die AfD.

(Robert Lambrou (AfD): Wir relativieren da nichts!)

Gauland nannte die NS-Zeit einmal einen ,,Vogelschiss® in
der deutschen Geschichte,

(Robert Lambrou (AfD): Dafiir hat er sich mehrfach
entschuldigt!)

Hocke das Mahnmal fiir die ermordeten Juden Europas ein
,,.Denkmal der Schande® und die Erinnerungskultur ,,damli-
che Bewiltigungspolitik™. Antisemitismus ist im Denken
und Handeln vieler AfD-Mitglieder fest verankert — mal
offensichtlich, mal codiert, wie es [hnen gerade passt.

Was unterscheidet die AfD von uns, von den demokrati-
schen Fraktionen? Wir hetzen Menschengruppen und Reli-
gionen nicht gegeneinander auf.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU, SPD
und Freie Demokraten — Robert Lambrou (AfD):
Wir benennen Fakten!)

Antisemitische Anfeindungen kommen aus allen gesell-
schaftlichen Milieus,

(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

aus dem Rechtsextremismus,
(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

aus linken und auch aus migrantisierten Milieus.
(Robert Lambrou (AfD): Richtig!)

Das leugnet hier keiner aufler der AfD.

(Robert Lambrou (AfD): Nein, das sehen wir auch
so! Aber es gibt eine Richtung, aus der der Antise-
mitismus deutlich steigt!)

Eine Aktuelle Stunde zum Antisemitismus und zum
schrecklichen Terrorangriff der Hamas vom 7. Oktober
2023 zu nutzen, um Hass gegen Muslime zu schiiren, ist
einfach nur schibig und schlicht menschenverachtend.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU, SPD
und Freie Demokraten — Zurufe AfD)

Rechtsextreme und islamistische Einstellungen, Antisemi-
tismus und Rassismus haben in den letzten Jahren erheb-
lich zugenommen. Die Zahlen antisemitischer Straftaten
sind nach dem 7. Oktober stark angestiegen. Das nehmen
wir alle besorgt zur Kenntnis. Jede antisemitische Straftat
ist eine Straftat zu viel.

Doch auch wenn Sie das von der AfD schlicht nicht horen
wollen oder es nicht in Thr Weltbild passt: Die meisten an-
tisemitischen Straftaten kommen weiterhin aus dem rechts-
extremen Spektrum.

(Robert Lambrou (AfD): Selbst Frau Faeser zweifelt
an dieser Statistik! — Weitere Zurufe)

— Ich wiirde jetzt aus der rechten Ecke ganz ruhig sein.

(Robert Lambrou (AfD): Selbst Frau Faeser gibt zu,
dass diese Statistik falsch ist! — Weitere Zurufe)

Denn wie war das mit dem Mord an Walter Liibcke? Der
Morder hat 2018 fiir Thre Partei Plakate aufgeklebt und
Geld an Sie gespendet. Wo waren Sie bei den rechtsextre-
men und antisemitischen Terroranschligen von Halle und
Hanau? Komisch, da erinnere ich mich an nichts.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD — Robert Lambrou (AfD): Wir waren bei

allen Gedenkveranstaltungen! — Dr. Frank Grobe
(AfD): Wir waren in Hanau, Sie nicht! — Zuruf Hei-
ko Scholz (AfD))

Denn, was alle diese Téter miteinander verbunden hat, war
der Hass auf Juden, auf Muslime und auf Frauen. Und das
waren Deutsche, das waren Rechtsextreme, und das waren
Anhénger Threr Ideologie.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und SPD)

Die jiidische Gemeinschaft ist also nicht nur durch die Fol-
gen des Nahostkonflikts bedroht, sondern auch weiterhin
durch die AfD und Rechtsextreme.

(Robert Lambrou (AfD): Reden Sie mal mit jiidi-
schen Biirgern, wovon die sich im Alltag bedroht
fiihlen!)

Aber Antisemitismus bemerkt die AfD in den eigenen Rei-
hen nur ganz selten; denn sonst wiirde Thre Strategie nicht
funktionieren, nimlich das Hetzen gegen die vermeintliche
Bedrohung der christlich-abendlandischen Kultur. Thnen
geht es dabei nicht um die Bediirfnisse und den Schutz
von Jiidinnen und Juden im Land,

(Robert Lambrou (AfD): Doch, es geht uns genau
darum!)

sondern nur darum, gegen Muslime zu hetzen. Sie sorgen
sich nicht um Jiidinnen und Juden. Sie benutzen sie, um
ihren antimuslimischen Ressentiments Ausdruck zu verlei-
hen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und SPD —
Robert Lambrou (AfD): Es geht um die Benennung
von Fakten, warum der Antisemitismus in Deutsch-
land steigt!)

Ich zitiere auch hier gerne den Zentralrat der Juden in
Deutschland:

... die AfD ist eine Gefahr fiir jiidisches Leben in
Deutschland!

Die AfD agiert unumwunden gegen Muslime und
andere Minderheiten in Deutschland. Dabei versucht
die AfD, ,die‘ Muslime als Feinde der westlichen
Welt oder ,der Juden darzustellen. Muslime sind
nicht die Feinde der Juden! Die Feinde aller Demo-
kraten in diesem Land sind Extremisten, egal ob aus
rechtsextremer, linksradikaler oder radikal-muslimi-
scher Gesinnung heraus.*

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Tobias
Eckert (SPD) — Sandra Weegels (AfD): Wo waren
Sie denn am Montag?)

Deswegen: Horen Sie auf, uns Demokratinnen und Demo-
kraten vorzuwerfen, dass wir beim Thema Antisemitismus
wegschauen oder nicht handeln wiirden.

(Robert Lambrou (AfD): Sie schauen bei einem ganz
bestimmten Teil des Antisemitismus weg!)

Der Terrorangriff der Hamas hat eine tiefe Wunde hinter-
lassen. Der 7. Oktober markiert eine Zésur fiir Jiidinnen
und Juden auf der ganzen Welt.

Wir miissen jede Form von Antisemitismus entschlossen
bekampfen. Antisemitismus ist in Deutschland seit Jahr-
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hunderten tief verwurzelt und immer noch da. Es ist kein
Problem der anderen. Es ist unser gemeinsames Problem.

Und schon gar nicht sollten wir im Land der Téter ernst-
haft so tun, als hétten wir in Deutschland ausschlieB3lich ein
Problem mit Antisemitismus von Zugewanderten.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD und
Freie Demokraten — Robert Lambrou (AfD): Das
sagt auch keiner!)

Der Antisemitismus war in den letzten Jahren und Jahr-
zehnten immer da — bei praktisch allen Terrortaten in
Deutschland. Immer wieder spielt ein ausgepragter Antise-
mitismus, ein Hass auf Jiidinnen und Juden eine entschei-
dende Rolle.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Frau Klaes, kommen Sie bitte zum Schluss?

Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Ja, ich komme zum Schluss. — Deswegen ist die Bekdmp-
fung des Antisemitismus Kernaufgabe der Politik.

Wer antisemitische Stereotype verwendet und von Globa-
listen und vom ,,GroBBen Austausch* faselt, der stellt sich
ins rechte Abseits und sollte bei der Debatte einfach still
sein. Sie von der AfD sind keine Stimme gegen Antisemi-
tismus.

(Robert Lambrou (AfD): Doch, das sind wir!)

Der Anschlag auf die Synagoge und die Morde von Hal-
le——

(Robert Lambrou (AfD): Den einzigen jiidischen
Landtagsabgeordneten haben wir in unseren Reihen!
— Gegenrufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:
Frau Klaes, Ihre Redezeit ist zu Ende. Sie miissen wirklich

zum Schluss kommen.

Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Ja. — Das war gestern vor fiinf Jahren. Erinnern wir uns
an den 9. Oktober 2019 und daran, dass Deutschland 2024
noch rechtsextremer geworden ist. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Bevor ich die Landesregierung zu Wort bitte, mochte ich
Ihnen zur Kenntnis geben und Sie dariiber informieren,
dass wir fiir die nichste Altestenratssitzung einen Proto-
kollauszug anfordern, um genau in die Debatte zu schauen.

Jetzt aber spricht zu uns die Landesregierung. Staatsminis-
ter Poseck, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, fiir Si-
cherheit und Heimatschutz:

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Judenhass ist eine Schande, erst recht
auf unseren Stralen. Judenhass ist Gift fiir unsere Werte-
ordnung. Erschreckend ist, wie sichtbar Judenhass bei uns
seit dem 7. Oktober des vergangenen Jahres geworden ist.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Die Aktuelle Stunde der AfD ist reichlich absurd. Sie ist
deshalb absurd, weil Sie der Landesregierung vorwerfen,
beim Judenhass wegzuschauen. Das Gegenteil ist der Fall.
Fiir die Landesregierung hat die Bekdmpfung des Juden-
hasses, des Antisemitismus, iiberragende Bedeutung.

(Robert Lambrou (AfD), ein Schriftstiick hochhal-
tend: Hier steht ,,islamischer Antisemitismus!)

— Ich will es deutlich machen: Das umfasst auch die
Bekdmpfung des islamistisch oder islamisch motivierten
Antisemitismus. Da machen wir im Unterschied zu Thnen
keinerlei Unterschiede, welche Motivation dem Antisemi-
tismus zugrunde liegt.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Jeder Antisemitismus ist schlimm,
(Robert Lambrou (AfD): Ja!)

egal, ob er islamisch, ob er rechtsextrem, linksextrem oder
anderweitig motiviert ist.

(Robert Lambrou (AfD): Ja!)

Ich will auch sehr deutlich in Richtung AfD sagen: Sie
sind kein glaubwiirdiger Vertreter fiir die Bekdmpfung des
Antisemitismus.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Robert Lambrou (AfD):
Das sehen viele Juden in Deutschland mittlerweile
anders!)

Wir stehen als Landesregierung fiir einen klaren Kurs.
Wir vertreten klare Positionen. Wir haben eine eindeutige
Haltung gegen den Antisemitismus in unserem Land. Das
gilt fiir unseren Ministerprisidenten Boris Rhein, der das
immer wieder deutlich gemacht macht. Das gilt aber auch
fiir jedes Mitglied dieses Kabinetts. Ich bin sehr froh und
dankbar dafiir, dass das auch fiir die breite Mehrheit in
diesem Hause gilt. Das haben die Rednerinnen und Redner
gerade sehr deutlich gemacht, wofiir ich ausgesprochen
dankbar bin.

(Robert Lambrou (AfD): Jetzt miissen aber auch Ta-
ten folgen!)

Wir handeln auch. Wir haben einen Antisemitismusbeauf-
tragten, der eine starke Stimme hat.

(Zuruf Dimitri Schulz (AfD))

Wir setzen auf Pravention — Prdvention von allen Formen
des Antisemitismus. Ein Projekt wurde bereits genannt.
Auch das ist ein wichtiger Schwerpunkt der Bildungspo-
litik. Und wir setzen auch auf das Durchgreifen unseres
Staates an dieser Stelle.

(Zuruf Robert Lambrou (AfD))
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Ich will mich ganz herzlich bei den Polizistinnen und Po-
lizisten bedanken, die am 7. Oktober auf den Straflen im
Einsatz waren und dafiir Sorge getragen haben, dass es
nicht noch zu weiteren Ubergriffen gekommen ist, und
die Ubergriffe und Straftaten sehr sorgfiltig aufgenommen
haben. Ich kann Thnen versichern, dass diese auch konse-
quent verfolgt werden.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Robert Lambrou (AfD): Auch zeitnah?)

Dariiber hinaus setzen wir uns dafiir ein, dass das Existenz-
recht Israels unter strafrechtlichen Schutz gestellt wird.
Das habe ich bereits unmittelbar nach dem 7. Oktober
gefordert, und bin da vollig einig mit unserem Justizminis-
ter Christian Heinz und dem Antisemitismusbeauftragten
Uwe Becker. Wir brauchen eine Ergdnzung des Strafrechts.
Die letzten Monate haben gezeigt, dass der strafrechtliche
Rahmen nicht ausreicht, weil die Leugnung des Existenz-
rechts Israels eben nicht gegenwirtig strafrechtlich geahn-
det wird. Gleichzeitig ist diese Leugnung und auch das
Aufrufen zur Vernichtung Israels oder die Parole ,,From
the River to the Sea” immer wieder durch Antisemitismus
geprégt. Deshalb diirfen wir das nicht zulassen. Deshalb
brauchen wir eine Verdnderung des Strafrechts. Deshalb
will ich auch an dieser Stelle noch einmal an die Bundesre-
gierung appellieren, titig zu werden. Wenn wir eine Straf-
vorschrift haben, wird es auch den Versammlungsbehdrden
deutlich leichter gemacht, Versammlungen mit solchen wi-
derwirtigen Parolen zu verbieten.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Sehr geehrte Damen und Herren von der AfD, Sie handeln
wieder einmal als Wolf im Schafspelz.

(Robert Lambrou (AfD): Ach, was?)

Sie nutzen dieses Thema, um gegen Teile unserer Bevolke-
rung Hass und Hetze zu verbreiten. Sie stellen Zugewan-
derte unter einen allgemeinen Verdacht. Das ist nicht be-
rechtigt. Sie konnen Antisemitismus nicht erfolgreich mit
Hass und Hetze bekdmpfen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Robert Lambrou (AfD):
Tun wir auch nicht! Wir benennen Fakten!)

Sie ignorieren vollig, dass auch der Rechtsextremismus
eine Wurzel des Antisemitismus in unserem Land ist — und
zwar durchaus auch eine gewichtige Wurzel.

(Robert Lambrou (AfD): Selbstverstindlich! Natiir-
lich!)

Sie dulden Rechtsextremismus in Threr Partei und auch in
Ihren eigenen Reihen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Robert Lambrou (AfD):
Nein, nein!)

Sie vertreten antisemitische Codes. Es war Thr gerade nicht
anwesender Sitznachbar, Andreas Lichert, der hier an die-
sem Rednerpult von der ,,Hochfinanz* gesprochen hat —
ein klassischer antisemitischer Code.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Zurufe Robert Lambrou
und Dr. Frank Grobe (AfD))

Sie vertreten Theorien des Great Reset, die auch fir Anti-
semitismus stehen. Wir haben auch schon gehort, dass Thre
Partei flir eine Relativierung der Geschichte eintritt. Der
,»,Vogelschiss® der Geschichte,

(Robert Lambrou (AfD): Dafiir hat sich Herr Gau-
land mehrfach bereits entschuldigt! Das erwéhnen
Sie nie!)

das ,,Mahnmal der Schande“ und andere Nazispriiche von
Herrn Hocke, der immer wieder SA-Spriiche aufgreift, ste-
hen dafiir beispielhaft.

(Lisa Gnadl (SPD): So ist es!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren — —

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Staatsminister, ich erinnere Sie an die Redezeit.

Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, fiir Si-
cherheit und Heimatschutz:

Vielen Dank, Frau Prisidentin. Ich komme zum Schluss.

Ich méchte heute — genauso, wie es Frau Abgeordnete
Klaes gemacht hat — an den Anschlag auf die Synagoge in
Halle vor fiinf Jahren am Feiertag Jom Kippur erinnern.

(Robert Lambrou (AfD) begibt sich zum Présidium.
— Tobias Eckert (SPD): Bleib doch sitzen!)

Es war ein Rechtsextremist, von dem dieser schreckliche,
antisemitisch motivierte Anschlag ausging. Ich will unse-
ren Bundesprésidenten zitieren, der bei der Gedenkfeier
Folgendes gesagt hat:

,»Es ist Zeit, zu widersprechen, wo jemand gegen
Minderheiten vorgeht. Es ist Zeit fiir Vernunft, wo
jemand Wut und Hass schiirt. Es ist Zeit fiir Solidari-
tit, wo jemand angegriffen wird.*

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der AfD, die-
se Sétze haben sehr viel mit Thnen zu tun. — Vielen Dank
fir Thre Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Meine Damen und Herren, der parlamentarische Ge-
schiftsfithrer der AfD, Herr Dr. Grobe, hat sich zur Ge-
schéftsordnung gemeldet.

Dr. Frank Grobe (AfD):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Mir wurde gerade zuge-
tragen, dass der parlamentarische Geschéftsfiihrer der FDP,
Herr Stirbock, unseren Kollegen Herrn Schulz als ,,Schein-
juden‘ bezeichnet hat. Das ist reiner Antisemitismus. Ich
hoffe, dass er so viel Riickgrat besitzt, das zu akzeptieren,
und auch zugibt, dass er das gesagt hat. Das ist eine Unver-
schimtheit.

(Felix Martin (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Fra-
gen Sie mal die Jiidische Gemeinde Wiesbaden! Die
kennen den nicht!)
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Oliver Stirbock (Freie Demokraten):

Ich habe gesagt, dass die Jiidische Gemeinde Wiesbaden
Herrn Dimitri Schulz als ,,Scheinjuden® bezeichnet. Das ist
SO.

(Sandra Weegels (AfD): Das macht es nicht besser!
— Miriam Dahlke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Das ist ein Fakt!)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Meine Damen und Herren, da wir das im Prdsidium nicht
gehort haben, mochte ich Sie bitten, das vielleicht aufler-
halb des Plenarsaals bilateral zu klaren.

Wir sind damit am Ende der Aktuellen Stunde — —
(Widerspruch Robert Lambrou (AfD))

— Entschuldigung. Genau, wir hatten eine Uberziehung der
Redezeit durch den Herrn Minister. Deswegen hat sich
Herr Lambrou fiir eine zweite Runde gemeldet. Thnen ste-
hen zwei Minuten zur Verfiigung. Sie haben das Wort.

(Zurufe AfD — Gegenruf Wiebke Knell (Freie De-
mokraten): Wir horen Thnen den ganzen Tag zu! Das
ist ekelhaft! — Weitere Zurufe AfD und Freie Demo-
kraten — Glockenzeichen — Fortgesetzte Zurufe und
Gegenrufe Freie Demokraten und AfD)

— Einen Moment, Herr Lambrou. — Ich mdchte Sie alle
noch einmal bitten, dem Redner jetzt zuzuhdren, damit wir
die Aktuellen Stunden heute Vormittag noch abarbeiten
konnen. — Bitte schon.

Robert Lambrou (AfD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr verehrte Damen und
Herren! Diese Aktuelle Stunde beschiftigt sich mit dem
Thema, dass aus unserer Sicht die Hessische Landesregie-
rung bei islamischem Judenhass wegschaut. Wir themati-
sieren hier oft genug den Antisemitismus in der deutschen
Gesellschaft. Natiirlich ist das ein 360-Grad-Problem. Das
wissen Sie. Sie wissen auch, dass wir das oft genug erwéh-
nen.

(Beifall AfD)

Deswegen ist diese Unterstellung nicht anstéindig. Wir ha-
ben in unseren Reihen mit Dimitri Schulz den einzigen
Juden, der im Moment Landtagsabgeordneter ist.

(Felix Martin (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Be-
hauptet er zumindest!)

Thm zu unterstellen, er sei nur ein Scheinjude, ist schibig.
(Beifall AfD)

Unterhalten Sie sich bitte mit Dimitri Schulz {iber seinen
Glauben, seine jiidischen Vorfahren miitterlicherseits. Das
ist niveaulos, Herr Kollege.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): Das sicht die
jidische Gemeinde anders!)

Schauen Sie, die AfD hat bei dem ehrlichen Anspruch,
mitzuhelfen, Antisemitismus zu bekdmpfen — das machen
Sie auch alle; das stelle ich nicht in Abrede —,

(Lisa Gnadl (SPD): Sie haben das doch schon im
Titel der Aktuellen Stunde in Abrede gestellt!)

eine ganz wichtige Aufgabe, weil Sie es nicht in ausrei-
chendem Mal3e schaffen, dariiber zu reden, dass der islami-
sche Antisemitismus in Deutschland in den letzten Jahren
dramatisch zugenommen hat.

(Beifall AfD)

Natiirlich gibt es viele Muslime, die nicht antisemitisch
sind und sich auch dagegenstellen. Aber solange Sie eine
Masseneinwanderung, die vorwiegend von Einwanderern
aus muslimischen Kulturkreisen geprégt ist,

(Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Sie bestdtigen genau das, was Thnen vorge-
halten wird!)

die laut allen Umfragen in groBen Teilen antisemitisches
Gedankengut nach Deutschland mitbringen

(Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Das ist nicht Thr Ernst!)

und den jiidischen Mitbiirgern in Deutschland zunehmend
im Alltag das Leben schwermachen — —

(Lisa Gnadl (SPD): Immer wieder das Gleiche! Im-
mer wieder das Gleiche! — Weitere Zurufe)

Solange Sie nicht die Kraft finden, das klar anzusprechen
und das zu stoppen, werden wir Sie daran erinnern — in
jedem verdammten Plenarzyklus.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Die néchste Wortmeldung kommt von Vizeprasident René
Rock. Bitte schon.

(Zurufe AfD — Gegenruf Wiebke Knell (Freie De-
mokraten): Wir alle haben es alle verstanden! Nur
Sie nicht!)

René Rock (Freie Demokraten):

Frau Prisidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Als
ich das Thema der Aktuellen Stunde, die hier eingebracht
worden ist, gesechen habe, hatte ich schon kein gutes Ge-
fiihl iber den Verlauf der Debatte, weil es eine klare
Provokation ist und nicht der Sache dienen sollte. Das
finde ich schade. Ich dachte, nach dem, was wir gestern
erlebt haben, hitten alle verstanden, worauf es jetzt in un-
serem Land ankommt, dass wir die Spaltung in unserem
Land nicht vertiefen diirfen, dass die jiidische Gemeinde
immer als Erstes attackiert wird, wenn die Menschlichkeit
zur Debatte steht, dass es historisch jedem bekannt ist,
dass es immer erst die Juden sind, die Zielscheibe von
Unmenschlichkeit, Ausgrenzung und Aggressivitit in einer
Gesellschaft werden.

Wie Herr Friedman gesagt hat: Am Anfang sind es die
Juden, aber der Hass, die Wut und die Unmenschlichkeit
suchen immer weiter nach Opfern. Wenn sie keine Juden
mehr finden, dann finden sie vielleicht uns. — Mit unserer
Geschichte und fiir uns als Demokratien, flir uns als Werte-
gemeinschaft muss doch deutlich geworden sein, wo wir
jetzt stehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der AfD, Sie haben
mit Herrn Marxen jemanden in Threr Fraktion sitzen, der
es sich gestern hier beim Gedenken an den Holocaust,
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beim Gedenken an einen Helden, an einen Menschen, der
Menschlichkeit bewiesen hat, der uns alle bis auf einen
beriihrt hat — hoffe ich zumindest —, nicht verkneifen konn-
te, in einer solchen Situation die Wiirde dieses Hauses mit
einer klar antisemitischen Handlung, einer Provokation zu
diskreditieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das urteilt iiber Sie
selbst. Das urteilt eindeutig iiber Sie, Herr Marxen. Wer
jemanden wie Sie in seiner Fraktion duldet, der hat eigent-
lich alles zu diesem Thema gesagt. — Vielen Dank.

(Anhaltender lebhafter Beifall Freie Demokraten,
CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Meine Damen und Herren, mir liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. Somit ist diese Aktuelle Stunde abgehal-
ten.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 42:

Antrag Aktuelle Stunde

Fraktion der SPD

Diskriminierungsfreies Hessen — die Einsetzung der
neuen Landesbeauftragten ist ein entschiedenes Signal
gegen Hass, Hetze und jede Form von Menschenfeind-
lichkeit

— Drucks. 21/1166 —

Die vereinbarte Redezeit betrdgt fiinf Minuten. Als Erster
hat sich Herr Yiiksel zu Wort gemeldet.

Turgut Yiiksel (SPD):

Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Das
Land Hessen steht fest zu einem offenen, fairen und viel-
féltigen Miteinander. Wir haben uns einer Vielfaltspolitik
und einer aktiven Antidiskriminierungsarbeit verschrieben,
und zwar mit dem klar umrissenen Ziel, den Grundsatz
der Gleichbehandlung in allen gesellschaftlichen Struktu-
ren und Institutionen dauerhaft zu verankern und voranzu-
bringen. Staat und Verwaltung tragen dabei eine besondere
Verantwortung. Sie miissen Vorbild sein und vorangehen.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Respekt und Wertschiatzung von Vielfalt sind kein Bei-
werk, sondern ein integraler Aspekt der Verwaltungskultur.
Wir betrachten die individuellen Hintergriinde als Berei-
cherung. Es ist unser erklartes Ziel, dass diese Vielfalt in
unseren Institutionen angemessen reprisentiert wird.

Fiir die Koalition steht fest: Antidiskriminierung ist kein
Thema von gestern, sondern eine zentrale Herausforderung
unserer Zeit. Taglich erfahren Menschen in Hessen Diskri-
minierungen, etwa aufgrund ihrer Hautfarbe, ihrer Religi-
on oder ihrer sexuellen Orientierung. Dabei werden ihre
Rechte verletzt. Sich dagegen zur Wehr zu setzen, ist oft
eine Herausforderung und schwierig. Umso dringlicher ist
es, dass wir aktive Vielfaltspolitik gestalten, um ein fried-
liches und gelingendes Zusammenleben zu ermdglichen,
ein Zusammenleben, in dem der wertschitzende Umgang
mit Individualitit und Pluralitdt Ausdruck einer wehrhaften
freiheitlich-demokratischen Gesellschaft ist, dies selbstver-
standlich auf der Grundlage der Werte unseres Grundge-
setzes.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

In einer Gesellschaft, die immer vielfdltiger und komplexer
wird, dirfen wir Hass, Hetze und menschenfeindlichen
Tendenzen keinen Raum lassen, weder in den sozialen
Medien noch auf unseren Stralen und erst recht nicht in
unseren Institutionen, auch nicht in diesem Parlament, lie-
be Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Ein bedeutender Schritt in diese Richtung ist die neu
geschaffene Stelle der Landesbeauftragten fiir Antidiskri-
minierung. Sie wird mit groBem Engagement gegen Ras-
sismus, Antisemitismus und jede Form der Ausgrenzung
kidmpfen und dabei gleichzeitig aktiv die Entwicklung fort-
schrittlicher Strategien zur Pravention von Diskriminierung
vorantreiben.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Mit Berivan Sekerci hat die Landesregierung eine fachkun-
dige, akribische und vor allem empathische Personlichkeit
gewonnen, die zukiinftig als Landesbeauftragte fiir Anti-
diskriminierung die Rolle der Vermittlerin fiir betroffene
Menschen und Communitys ausiiben und deren Sprachrohr
sein wird. Ich wiinsche Ihnen viel Erfolg, Frau Sekerci.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und Robert Lambrou
(ATD))

Die Landesbeauftragte wird durch gezielte Aufklarungsar-
beit, Beratung und Opferhilfe einen besonderen Beitrag
leisten. Im Fokus stehen dabei Menschen, die am stirksten
von Diskriminierung betroffen sind, sei es durch rassisti-
sche Zuschreibungen aufgrund der ethnischen Herkunft,
des Geschlechts, der Religion, einer Behinderung oder der
sexuellen Identitét.

Auch Diskriminierungsformen, die seltener im Licht der
Offentlichkeit stehen, wie zum Beispiel Altersdiskriminie-
rung oder Rassismus, werden damit stirker in den Blick
genommen. Hier setzt die Landesregierung mit der Anti-
diskriminierungsstelle neue Maf3stdbe und entwickelt inno-
vative Handlungsstrategien.

Die Landesbeauftragte wird auBlerdem als starke Partne-
rin fiir Kommunen und Landesbehérden wirken, um eine
moderne und offene Organisationsstruktur zu fordern. Un-
sere hessische Verwaltung soll in der Breite die Vielfalt
unserer Gesellschaft widerspiegeln und diese nicht nur ak-
zeptieren, sondern wertschétzen und leben.

Die Landesbeauftragte wird eine bedeutsame Rolle in un-
serer Verwaltung tibernehmen. Thre Ernennung ist ein Ge-
winn fiir die seit 2015 bestehende Antidiskriminierungs-
stelle und Ausdruck einer folgerichtigen Entwicklung. Mit
der Schaffung der Stelle wurde ein zentrales Vorhaben
der Koalition schnell in die Tat umgesetzt. Wir haben
uns dariiber hinaus vorgenommen, dort, wo mit Blick auf
die Umsetzung der EU-Antidiskriminierungsrichtlinie Re-
gelungsliicken im Landesrecht bestehen, diese im Rahmen
laufender Gesetzgebungsverfahren zu schlieen. Auch hier
kommt der Landesbeauftragten eine zentrale Rolle zu.

Unsere Botschaft ist klar: Diskriminierung hat in Hessen
keinen Platz.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Yiksel, Sie miissen zum Schluss kommen.
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Turgut Yiiksel (SPD):

Gemeinsam gestalten wir ein Land, das Vielfalt nicht nur
toleriert, sondern als Stirke begreift und vorlebt. Lassen
Sie uns gemeinsam fiir ein fortschrittliches inklusives Hes-
sen kdmpfen, in dem jeder Mensch mit Respekt und Wiirde
behandelt wird. — Vielen Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nichster Redner ist Herr Piirsiin von den Freien Demokra-
ten.

Yanki Piirsiin (Freie Demokraten):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen!

,,Die Antidiskriminierungsstelle ist als Stabsstelle im
Hessischen Ministerium fiir Arbeit, Integration, Ju-
gend und Soziales angesiedelt und Staatssekretérin
Katrin Hechler direkt zugeordnet. Das ist ein deut-
liches Signal fiir den hohen Stellenwert, den die
Landesregierung der Antidiskriminierungsarbeit in
Hessen zuschreibt.*

So nachzulesen auf der Homepage der Antidiskriminie-
rungsstelle des Landes.

Auf dieses ,,deutliche Signal“ folgt mit der Einsetzung der
neuen Landesbeauftragten ,.ein entschiedenes Signal gegen
Hass, Hetze und jede Art von Menschenfeindlichkeit* — so
der Titel Ihrer Aktuellen Stunde.

In der vorherigen Landesregierung war Staatsminister Klo-
se noch Bevollmédchtigter fiir Antidiskriminierung. War
diese Entkopplung etwa ein erschreckendes Signal?

Interessant ist auch die Lektiire der Plenarprotokolle der
vergangenen Legislaturperiode. Zwei Mal wurden Gesetz-
entwiirfe fiir ein Antidiskriminierungsgesetz diskutiert.
Beide wurden abgelehnt. Ich kann die Debatten so zu-
sammenfassen: LINKE und SPD sehen die Losung in ei-
nem Gesetz, CDU und GRUNE verweisen voller Inbrunst
auf die Antidiskriminierungsstelle und das Antidiskrimi-
nierungsnetzwerk. Die GRUNEN hitten sich wohl auch
ein Gesetz gewiinscht. CDU und FDP halten ein Gesetz
nicht fiir die Losung.

Nun fithren CDU und SPD eine Antidiskriminierungsbe-
auftragte ein, obwohl dies im Koalitionsvertrag iiberhaupt
nicht vorgesehen ist. Jedenfalls diirfen wir Thnen, verchrte
Frau Berivan Sekerci, zu Threr Ernennung gratulieren und
fiir die kiinftige Arbeit als Landesbeauftragte alles Gute
wiinschen.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und Robert Lam-
brou (AfD))

Nun wissen wir alle aber auch, dass es mit der Schaffung
neuer Stellen und der Ernennung von Landesbeauftragten
allein nicht getan ist. Man fragt sich, ob diese Landesregie-
rung auf Probleme lieber mit Beauftragten statt mit Losun-
gen aufwartet. Es gibt ndmlich einen Bedarf an Beratung,
aber kein Defizit an Beauftragten in Hessen. Da stimmt die
Priorititensetzung keineswegs.

Im Bereich der Antidiskriminierungsberatungsstellen, die
die wichtigste Rolle spielen, besteht Handlungsbedarf. In

einem geschiitzten vertraulichen Rahmen stehen sie Men-
schen, die Diskriminierungen erfahren haben, helfend zur
Seite, damit diese ihre Verletzungen und Erfahrungen gut
bewiltigen konnen.

Dem steigenden Bedarf an Unterstiitzung stehen jedoch
deutlich begrenzte Beratungskapazititen gegeniiber. Das
fithrt dazu, dass Anfragen von den Antidiskriminierungs-
beratungsstellen zum Teil nicht mehr abgedeckt werden
konnen oder dass es zu langen Wartezeiten kommt. Zu
diesem eindeutigen Ergebnis gelangt eine Studie der Anti-
diskriminierungsstelle des Bundes aus dem vergangenen
Jahr.

Wohlgemerkt, und um Missverstindnissen vorzubeugen:
Ich spreche nicht von dem Netz an Erst- und Verweisungs-
beratungsstellen; ich spreche von den spezialisierten Bera-
tungsstellen, die psychosoziale Unterstiitzung bieten, Be-
ratung zu auBlergerichtlichen und rechtlichen Handlungs-
moglichkeiten, Unterstlitzung und aktive Begleitung bei
Auseinandersetzungen mit der fiir die Diskriminierung ver-
antwortlichen Stelle in konkreten Féllen, Sichtbarmachung
von Diskriminierung und falliibergreifende Intervention
zur Verhinderung diskriminierender institutioneller Prakti-
ken und benachteiligender Strukturen.

Bei der Beratungsdichte bildet Hessen im Vergleich mit an-
deren Bundeslédndern eines der Schlusslichter. Die erwéhn-
te Studie macht also einen dringenden Handlungsbedarf
deutlich, damit Menschen im Diskriminierungsfall ange-
messene Unterstiitzungsangebote finden konnen.

(Beifall Freie Demokraten)

Die Unterstiitzung und Beratung miissen sowohl wohnort-
nah und niedrigschwellig als auch barrierefrei erreichbar
sein. Die Beraterdichte in Hessen miisste sich nach den in
der Studie vorgestellten Zahlen in etwa verneunfachen.

Die Antwort der Landesregierung auf diesen Handlungs-
bedarf ist die Einrichtung einer Beauftragtenstelle. Wenn
mit der Einsetzung der neuen Landesbeauftragten die im
Koalitionsvertrag erwahnte Stirkung der Antidiskriminie-
rungsstelle im Sinne der Koordinierung und Schaffung ei-
nes flichendeckenden Beratungsangebots gemeint ist, dann
erwarten wir zeitnah greifbare Ergebnisse.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir BUNDNIS 90/DIE GRUNEN spricht Frau Abgeordne-
te Klaes.

Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete! Hass und Diskriminierung vergiften
das Klima. Wir leben in einer Zeit, in der Antisemitismus,
Rassismus und andere Formen von Menschenfeindlichkeit
stetig wachsen und aggressiver werden. Die Zahlen und
Taten sprechen fiir sich. Diskriminierung raubt unserer
Gesellschaft das Potenzial, das in ihr steckt. Statt Men-
schen den Freiraum und die Chance zu geben, sich zu
entfalten, fiihrt Diskriminierung zu Ausgrenzung, verletzt,
macht krank und tétet im schlimmsten Fall. Wir diirfen die
von Diskriminierung betroffenen Menschen nicht alleine
lassen. Eine gute Antidiskriminierungspolitik ist deswegen
entscheidend fiir unsere offene und plurale Gesellschaft.
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(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

In einer Zeit, in der Hass und Hetze grassieren, ist die
Bekdmpfung von Diskriminierung deswegen essenziell.
Um Antisemitismus, Rassismus und andere Formen der
Menschenfeindlichkeit zu bekdmpfen, braucht es sowohl
unterschiedliche als auch gleiche Ansétze. Deswegen hal-
ten wir GRUNE die neue Stelle einer Landesbeauftragten
fiir Antidiskriminierung fiir ein durchaus wichtiges und
notwendiges Signal, doch darf das natiirlich nicht die einzi-
ge politische Forderung in diesem Bereich bleiben.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Demokratieforderung, Beratungs- und Anlaufstellen sowie
antirassistische und politische Bildung sind und bleiben
elementare Bausteine im Bereich der Demokratie und der
Antidiskriminierungsarbeit — auch nach der Schaffung der
neuen Landesbeauftragtenstelle. Wir brauchen alle diese
Elemente in gleichem Mafle.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Deswegen unser Appell an die Landesregierung: Der Akti-
onsplan fiir Demokratie und gegen Extremismus sowie der
Aktionsplan fiir Akzeptanz und Vielfalt miissen fortgefiihrt
werden.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir haben sehr viele und tolle Trigerschaften in Hes-
sen, die sich téglich fiir eine diskriminierungsfreie und de-
mokratische Gesellschaft einsetzen. Die Landesregierung
muss diesen Trégern Sicherheit geben und ihr Arbeit wei-
terhin fordern.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir diirfen es nicht hinnehmen, dass Feinde der Demo-
kratie die gesellschaftliche Verunsicherung in Krisenzei-
ten weiter instrumentalisieren. Gerade in Zeiten, in denen
Rechtspopulisten und Rechtsextreme wieder verstarkt ver-
suchen, Minderheiten einzuschiichtern, Angste und Hass
zu schiiren, braucht es jeden Einzelnen von uns.

Der Schutz der Menschenwiirde, der Vielfalt und der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung sind leider nicht
selbstverstdndlich. Wir héren und sehen sie immer deutli-
cher: die schlichten Antworten, den Hass und die verfas-
sungsfeindliche Propaganda auf Demonstrationen, auf den
Stralen, im Internet und in den Parlamenten. Schuld an
den Problemen und Krisen sind in Thren Augen immer die
anderen: Gefliichtete, Eingewanderte, Jiidinnen und Juden,
Musliminnen und Muslime, queere Menschen, Frauen,
Sinti und Romnja. Es wird beschimpft und bedroht, online
und offline, und dann ist es vom Wort zur Tat nicht weit.
Diese schrecklichen Taten haben wir noch schmerzlich vor
Augen, gerade wir in Hessen. Diese Taten diirfen wir nicht
vergessen. Es muss weiterhin ein Weckruf und zugleich
ein Mahnruf an uns alle sein, dass wir uns téglich fiir
den Schutz und Sicherheit von marginalisierten Menschen
einsetzen miissen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Genau darum miissen die Prévention und der Abbau von
Diskriminierungen und Vorurteilen sowie die Forderung
der Antidiskriminierungsarbeit wichtige Ziele fiir die neue
Stelle sein.

Die Gesellschaft ist in Teilen schon sehr fortschrittlich
und vielfaltig, aber in manchen politischen Gruppen wer-

den Menschenrechte und Antidiskriminierungen als Iden-
titdtspolitik verunglimpft oder mit englischen Schlagwor-
tern, wie woke, lacherlich gemacht. Das ist einfach nur
der Versuch, die bisherigen Machtstrukturen zu erhalten.
Es wird ein rechter Kulturkampf auf dem Riicken einer
kleinen Minderheit gefiihrt. Rechtsextreme Denkfabriken
instrumentalisieren diese Themen fiir ihre eigenen diskri-
minierenden politischen Zwecke; denn gegen die vermeint-
lichen Fremden und Gefdhrlichen ldsst es sich immer gut
hetzen. Aber wie singen ,,Die Arzte” in ihrem Lied so
schon: ,,Deine Gewalt ist nur ein stummer Schrei nach
Liebe.*

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lasst uns gemeinsam uns
fiir ein Hessen starkmachen, in dem Diskriminierung, Hass
und Hetze keinen Platz haben. Da ist der Einsatz einer
Landesbeauftragtenstelle ein erster guter Schritt — aber
auch nur ein Schritt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Naéchster Redner ist Herr Richter von der AfD-Fraktion.

Volker Richter (AfD):

Sehr verehrte Frau Prisidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Wir als stérkste biirgerlich-konservative
Kraft im Hessischen Landtag wiinschen der neuen Landes-
beauftragten fiir Antidiskriminierung viel Erfolg.

(Beifall AfD)

Wir teilen die Ansicht, dass neben dem Rassismus auch
bislang seltener 6ffentlich thematisierte Formen der Diskri-
minierung in den Blick genommen werden sollten. Aber
das, was wir derzeit als Antidiskriminierung wahrnehmen,
lasst eher auf den Ausbau und den Erhalt einer ideologisch
geprégten linken Politik schlieBen.

(Beifall AfD)

Denn aus Threr viel gepriesenen Vielfalt ist leider langst
politische Einfaltigkeit geworden. Von Wertschitzung ist
da nicht viel zu spiiren, meine Damen und Herren. Aber
nur auf diese Weise konnen Sie es schaffen, die dafiir
notwendige moralische Deutungs- und Meinungshoheit zu
erreichen; und wir haben gerade eben wieder gehort, wie
Andersdenkende als ,,Demokratiefeinde® bezeichnet wur-
den.

(Beifall AfD)

Die Menschen- und Biirgerrechte scheinen bei Thnen als
GRUNEN und bei vielen Sozialisten fiir Leute wie uns
nicht mehr zu gelten. Sie gelten nur noch fiir Sie und Thre
Anhénger.

(Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Mit Antidiskriminierung hat das nichts zu tun, und wir er-
warten von der Antidiskriminierungsbeauftragten, dass sie
dies auch klar benennt und damit gesamtgesellschaftlich
auch im Sinne aller Biirger handelt.

(Beifall AfD — Zurufe BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)
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Kritik an SPD, GRUNEN, CDU und FDP und deren Nar-
rativen und Legendenbildungen ist ndmlich weder Hass
noch Hetze, und schon gar nicht ist sie Menschenfeindlich-
keit.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, Kritik an Threr Politik ist zwin-
gend notwendig und wichtiger Bestandteil einer funktio-
nierenden Demokratie. Das ist iibrigens auch eine Lehre
aus dem, was wir gestern gehort haben.

(Beifall AfD)

Es darf eben nicht sein, dass kritische Biirger bekdmpft
werden und dass viele Biirger in Hessen mittlerweile Angst
davor haben, ihre eigene Meinung zu &uflern.

(Lachen SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN -
Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Das ist
ja unfassbar!)

Das zu dndern, meine Damen und Herren, wird eine wich-
tige Aufgabe der Antidiskriminierungsbeauftragten sein.
Um es, gerade nach Ihren AuBerungen von heute, ein fiir
allemal klarzustellen: Wir als AfD hassen nichts, und wir
hassen niemanden.

(Beifall AfD — Lachen SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

— Das, was von Thnen kommt, empfinde ich eigentlich nur
als Hime. Das, was Sie uns entgegenbringen, sind wirklich
Hass und Hame. Anders kann ich es nicht darstellen.

(Beifall AfD — Zurufe SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Meine Damen und Herren, wir lieben unser Land. Das
konnen Sie uns vorwerfen, aber sonst nichts.

(Beifall AfD — Sascha Meier (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Sie lieben dieses Land nicht! — Weitere
Zurufe SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir kommen einmal zu Aussagen. Wenn Lars Klingbeil,
Vorsitzender der SPD, nach der Europawahl sagt, dass
das Ergebnis der Europawahl viele Menschen noch einmal
wachrtittele, weil die Nazis bei dieser Wahl stirker gewor-
den seien, dann ist das geistige Brandstiftung. Sie beklat-
schen Aussagen, die geistige Brandstiftung sind.

(Beifall AfD)

Auflerdem verharmlosen Sie damit die Verbrechen der Na-
tionalsozialisten.

(Beifall AfD — Zurufe SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Dass der Moderator Christian Ehring vom NDR Ende
April 2017 Frau Weidel als ,,Nazischlampe® bezeichnet
hat, ist Hass und Hetze und zutiefst frauenfeindlich.

(Beifall AfD)

Dass Bundesprésident Steinmeier im Januar 2024 ausge-
sagt hat, dass wir unser Land — wer auch immer ,,wir* ist —
,hicht von extremistischen Rattenfangern kaputt machen®
lassen sollen, ist Hass und Hetze.

(Beifall AfD)

Niemand von Ihnen hat sich von solchen und dhnlichen
Aussagen je distanziert. Sie nicken dazu. Wer so nickt und

dazu klatscht, der bestitigt, dass wir eine Antidiskriminie-
rungsbeauftragte brauchen.

(Beifall AfD)

Ich komme jetzt zum Ende meiner Rede. Ich will nur noch
eines sagen — das zu thematisieren gehdrt auch dazu —,
némlich, dass deutsche Kinder und Jugendliche in unseren
Schulen als ,,Kartoffeln®, , Nazis“ und ,,Biodeutsche® be-
schimpft werden.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Sie miissen jetzt wirklich zum Ende kommen. Thre Rede-
zeit ist zu Ende.

Volker Richter (AfD):

Ich komme gleich zum Ende. — Wo sind Sie da? Wo sind
die Worte, mit denen Sie den Menschen in unserem Land
helfen?

(Zurufe SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sie wollen das nicht horen, weil Sie nur Thre Narrative
bedienen. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Von der CDU hat sich Herr Abgeordneter Schad zu Wort
gemeldet. Bitte sehr.

Max Schad (CDU):

Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Hass,
Hetze, Vorurteile und Diskriminierungen — all das ist Rea-
litdit in unserem Land. Ich will in dem Zusammenhang
auch gleich sagen, dass ich auf die naseweisen Kommenta-
re des Vorredners und auf seine Verdrehungen gar nicht
eingehen mochte. Das ist die Atemluft gar nicht wert.

(Beifall CDU und SPD)

Die Realitdt in unserem Land ist ndmlich, dass Hessen
bereits seit Langerem auf breiter Flur aktiv geworden ist,
um den Schutz vor Diskriminierung zu erhéhen. Schon vor
Jahren hat man sich in Hessen diesem Problemfeld in Brei-
te und Tiefe gewidmet. Es wurden Formate gefunden, die
funktionieren und bundesweit hohe Anerkennung erhalten.
Dartiiber bin ich sehr froh.

Einige der MaBnahmen mochte ich an dieser Stelle nen-
nen. Vor mittlerweile neun Jahren wurde die Landes-Anti-
diskriminierungsstelle Hessen eingerichtet. Das ist schon
erwahnt worden. Ein Jahr spédter wurde das Antidiskrimi-
nierungsnetzwerk Hessen gegriindet. Dieses hat sich als
eine sehr effiziente Einrichtung bewdhrt, die einen Pro-
zess langfristig begleiten kann. Es beridt, steht zur Seite
und kann auch aktiv involviert werden. Es sind feste Be-
ratungsstellen geschaffen worden — drei an der Zahl —,
und zudem gibt es die Mdglichkeit, Diskriminierungen on-
line und effizient zu melden. Es gibt den Aktionsplan fiir
Akzeptanz und Vielfalt Hessen, der in den letzten Jahren
ausgebaut worden ist, konkret wirkt und auch mit den ent-
sprechenden Mitteln unterlegt ist.
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Eine Reihe weiterer Maflnahmen wéire noch zu nennen.
Deutlich wird daran, Hessen hat eine gute Infrastruktur, auf
die Verlass ist.

(Beifall CDU und SPD)

Genau diesen Weg werden wir jetzt weitergehen. Die Sozi-
alministerin hat verkiindet, dass es erstmals in Hessen eine
Antidiskriminierungsbeauftragte geben wird. Damit steht
in unseren Reihen eine weitere Institution zur Verfligung,
die sich gegen Diskriminierung einsetzt. Dies bedeutet
auch eine Starkung der Stabsstelle Antidiskriminierung.

Wir begriien, dass sich die Beauftragte auch mit Diskri-
minierungen auseinandersetzen will, die bislang nicht so
sehr im Fokus standen, etwa mit dem Thema Altersdiskri-
minierung und, aus meiner Sicht auch ganz wichtig, der
Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen. Auch
in diesen Bereichen Priavention, Sensibilisierung, Beratung
und Vernetzung weiter auszubauen ist ein gutes Signal an
die Betroffenen in unserem Land und ein neuer Schwer-
punkt dieser Landesregierung.

(Beifall CDU und SPD)

Viele der ergriffenen Mallnahmen zielen auf eine langfristi-
ge Wirkung. Wir setzen darauf, mehr Verstindnis fiir das
Gegeniiber zu schaffen und ein umfassendes Verstandnis
fiir das Problem der Alltagsdiskriminierung und deren Fol-
gen zu erreichen. Dies erfordert einen langen Atem, und
hierfiir brauchen wir starke Institutionen. Das ist besonders
wichtig.

Die Position der CDU-Fraktion ist dabei klar: Engagierte
Arbeit im Bereich der Antidiskriminierung unterstiitzen
wir fest. MaBBnahmen wie eine Beweislastumkehr oder ein
Verbandsklagerecht, {iber das hier schon diskutiert worden
ist und das es in Berlin bereits gibt, wird es mit uns nicht
geben.

Seit Jahren ist das Land Hessen glaubwiirdig, nachvoll-
ziehbar und auch mit nachweisbaren Ergebnissen in der
Bekédmpfung von Diskriminierung aktiv. Dies ist bundes-
weit anerkannt. Es bleibt unsere Aufgabe, die Zahl der
Fille von Diskriminierung weiter zu reduzieren und Struk-
turen zu verbessern. Dafiir gehen wir jetzt weitere Schritte.

In der gestrigen Gedenkstunde ist sehr deutlich geworden,
dass die Bekdmpfung gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit gerade auch von der Haltung und dem Einsatz
jedes Einzelnen abhingig ist. Dieses Bewusstsein weiter
in das Land zu tragen ist wichtig. Mit der neuen Beauf-
tragten haben wir hierfiir eine weitere starke Stimme. Wir
wiinschen Frau Sekerci bei ihrer neuen Aufgabe alles Gute
und viel Erfolg.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fir die Landesregierung erteile ich Staatsministerin Hof-
mann das Wort. Bitte schon.

Heike Hofmann, Ministerin fiir Arbeit, Integration, Ju-
gend und Soziales:

Frau Prisidentin, meine Damen und Herren! Es ist mir eine
groBBe Freude, dass heute diese Aktuelle Stunde anlésslich
der Ernennung unserer neuen Landesbeauftragten fiir An-
tidiskriminierung initiiert wurde; denn ich bin der festen

Uberzeugung, dass wir mit der Ernennung von Berivan
Sekerci — die ich an dieser Stelle recht herzlich im Hause
begriiBen darf — einen wichtigen Meilenstein setzen, um
die Antidiskriminierungsarbeit in unserem Land zu verstar-
ken und zu verstetigen.

Die aktuellen Entwicklungen sowie die Debatten am gest-
rigen und am heutigen Tage im Parlament, aber auch die
aktuellen Zahlen zeigen uns ndmlich, dass wir die Antidis-
kriminierungsarbeit in unserem Land entschlossen ausbau-
en und verstetigen miissen. Es gibt leider keine aktuellen
Studien; aber Studien, die vor geraumer Zeit durchgefiihrt
wurden, geben an, dass bereits jeder Dritte Diskriminie-
rungserfahrungen gemacht hat und dass es da eine ganz
hohe Dunkelziffer gibt.

Wir wollen, dass die Antidiskriminierungsarbeit in unse-
rem Land ausgebaut wird, und wir nehmen dabei jegli-
che Form von Diskriminierung in den Blick. Ob es sich
um Diskriminierungen aufgrund der Herkunft, rassistischer
Zuschreibungen, des Geschlechts, der geschlechtlichen
Identitét, der Religion, der Weltanschauung, einer Behin-
derung, des Lebensalters oder der sexuellen Identitdt han-
delt: All das nehmen wir in den Blick. Wir wollen, dass in
Hessen keinerlei Diskriminierung stattfindet.

(Beifall CDU und SPD)

Wir wollen ein vielfiltiges, tolerantes und weltoffenes
Hessen, in dem jeder diskriminierungsfrei leben kann,
egal, wie er aussicht, egal, wie er fiihlt, egal, wie denkt.

Von der Kollegin ist schon angesprochen worden, was
Diskriminierung mit den Menschen macht. Wie ich eben
gesagt habe, haben wir steigende Zahlen. Wenn man Dis-
kriminierung erfahrt, ist man verletzt. Man wird kleinge-
macht, man wird zuriickgestoBen, man wird tief gekrénkt.

Ich mochte Thnen exemplarisch eine besorgniserregende
Zahl in Erinnerung bringen. Nach aktuellen Studien, hier
sind die ,,Mitte-Studie” und {iibrigens auch der Verfas-
sungsschutzbericht zu nennen, ist es angezeigt, das Enga-
gement fiir Antidiskriminierung zu verstirken, und zwar
auf allen staatlichen Ebenen. Daneben bin ich der festen
Uberzeugung — und ich denke, diese teilen Sie mit mir —,
dass das eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist.

Aber jetzt zu der besorgniserregenden Zahl: 10 bis 12 %
der Befragten weisen aktuell sozialdarwinistische Vorstel-
lungen auf. Das heifit, diese befragten Menschen sind der
Meinung, dass sich in der Natur immer der Stdrkere durch-
setzen solle. Ich sage Thnen deutlich: Diese besorgniserre-
genden Zahlen steigen, und das ist eine Gefahr zum Bei-
spiel fiir die behinderten Menschen in unserer Gesellschaft.
Dem miissen wir uns entgegenstemmen.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Herr Schad, Herr Yiiksel und auch die anderen Kollegin-
nen und Kollegen haben schon angesprochen, dass wir be-
reits eine sehr erfolgreiche Antidiskriminierungsarbeit hier
im Land machen: mit der Stabsstelle, mit dem Aktionsplan
fiir Akzeptanz und Vielfalt — den wir jetzt fortschreiben —,
aber auch mit unseren ADiBe-Netzwerken, die sehr erfolg-
reich sind. Die gesamtgesellschaftliche Entwicklung zeigt
uns, dass wir hier stirker werden missen, dass wir dies
forcieren miissen.

Da setzt die neue Landesbeauftragte, Frau Sekerci, ge-
meinsam mit uns allen an. Sie wird Ansprechpartnerin
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fiir Biirgerinnen und Biirger, fiir Institutionen, Vereine und
Verbédnde sein. Sie wird Ansprechpartnerin sein, und sie
wird die Stabsstelle in ihrer erfolgreichen Arbeit konzep-
tionell unterstiitzen.

Sie wissen, dass wir in unseren Gesetzen mogliche Dis-
kriminierungsliicken identifizieren und schlieBen wollen.
Frau Sekerci, die sich diesem Thema schon seit Langem
mit Hingabe widmet, verbindet in hervorragender Art und
Weise die Kompetenz als Juristin mit der der Offenheit.
Deshalb ist sie genau die Richtige, um auch die gesetzli-
chen Schutzliicken zu schlieen.

(Beifall CDU und SPD)

In diesem Sinne freue ich mich, dass wir dieses Thema
heute hier besprechen konnten und, vor allen Dingen, dass
wir uns alle entschlossen fiir den Diskriminierungsschutz
in unserem Land einsetzen. — Vielen Dank fiir Thre Auf-
merksamkeit.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank, Frau Staatsministerin. — Damit ist die Aktuel-
le Stunde besprochen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 20:

Antrag

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD, Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN, Fraktion der Freien Demokra-
ten

Nie wieder ist Jetzt — kein Antisemitismus an hessi-
schen Hochschulen

— Drucks. 21/1125 -

Die vereinbarte Redezeit betrdgt fiinf Minuten. Zunéchst
hat sich Dr. Biiger von den Freien Demokraten zu Wort
gemeldet.

Dr. Matthias Biiger (Freie Demokraten):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Bei den wirklich wichtigen Punkten konnen
wir, die demokratische Mitte dieses Parlaments, zusam-
menstehen, und das zeigt unser gemeinsamer Antrag ,,Nie
wieder ist Jetzt — kein Antisemitismus an hessischen Hoch-
schulen®.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Deswegen mochte ich an den Beginn meiner Rede aus-
driicklich den Dank an die Fraktionen von CDU, SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN stellen fiir die Bereitschaft,
aus der von uns eingebrachten Antragsvorlage einen ge-
meinsamen Antrag zu machen. Ich moéchte mich bei den
Kolleginnen und Kollegen auch herzlich fiir die sehr kon-
struktive Beratung bedanken. Wir stellen uns nidmlich alle
gemeinsam gegen jede Form des Antisemitismus. Das zei-
gen wir auch mit dem Antrag.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Wir tun das an jedem Ort, wir sind auf keinem Auge blind.
Wir freuen uns — und auch dafiir danke ich — dass wir
diesen Punkt noch einmal in die groBe Plenarsitzung ein-

bringen konnten und ihn nicht nur im Ausschuss beraten
haben.

Der Antrag hat meines Erachtens sehr viele sehr gute Pas-
sagen; sicherlich werden die Kolleginnen und Kollegen
auch auf einzelne eingehen. Ich mochte auf die Passagen
eingehen, die uns als Freien Demokraten ganz besonders
wichtig sind. Da beginnt es schon mit Punkt 2, in dem es
heif3t:

,,Hochschulen sind Orte maximaler Freiheit, der frei-
en MeinungsdufBlerung, der Wissenschaftsfreiheit und
des Respekts und der Toleranz, aber keine rechtsfrei-
en Rdume. Der Landtag spricht sich daher fiir eine
,Null-Toleranz-Strategie’ gegen Antisemitismus ...
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aus.

Meine Damen und Herren, das ist sehr wichtig; denn An-
tisemitismus ist Menschenfeindlichkeit und weder durch
Meinungs- noch durch Wissenschaftsfreiheit gedeckt. Des-
wegen ist es wichtig, dass das so klar im Antrag steht.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Nun zu den MafBinahmen. Da sind uns insbesondere zwei
Aussagen sehr wichtig, die sich in Punkt 7 des Antrags
finden: Es gibt in den Hochschulen keinen Raum fiir An-
tisemitismus, es gibt aber auch keine Beschrinkung von
unliebsamen Meinungen. — Was ich damit meine, konkreti-
sieren wir in Punkt 5:

»Die Hochschulleitungen miissen bei antisemiti-
schen Verhaltensweisen konsequent einschreiten.
Antisemitische AuBerungen und Handlungen sind
bei Verdacht auf strafrechtliche Relevanz unverziig-
lich zur Anzeige zu bringen.*

Indem wir das heute beschlieBen werden, geben wir den
Hochschulleitungen eine Richtschnur, und wir unterstiitzen
sie auch, wenn sie genau das dann tun. Das ist ein wichti-
ger Schritt.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Nun zum néchsten Punkt:

,Der Landtag unterstreicht, dass gleichwohl alle
MeinungsduBerungen und Veranstaltungen, die sich
auf dem Boden des Grundgesetzes bewegen und
die Rechte anderer Hochschulmitglieder nicht beein-
trachtigen, im Rahmen eines pluralen wissenschaftli-
chen und gesellschaftlichen Austausches an 6ffentli-
chen Hochschulen méglich sein miissen.*

Eigentlich wiirde man denken, das sei eine Selbstverstind-
lichkeit. Aber wir wissen, dass das nicht immer automa-
tisch so ist.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Sehr richtig!)

Wir hatten bereits beim vergangenen Mal die abgesag-
te Veranstaltung mit der israelischen Generalkonsulin er-
wiéhnt. Wir hatten erst gerade bei unserer Wissenschafts-
freiheitsdiskussion Frau Prof. Schroter, die von Veranstal-
tungen berichtet hat, die nicht stattfinden konnten. Wir
wissen auch von Veranstaltungen, die aus Sicherheitsgriin-
den irgendwann gestrichen werden; dabei handelt es sich
meist um Veranstaltungen mit biirgerlichen Politikerinnen
und Politikern. Wir halten es fiir wichtig, diesen klaren
Punkt zu setzen.


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/5/01125.pd%66

Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 23. Sitzung - 10. Oktober 2024 1399

(Beifall Freie Demokraten)

Uns als Fraktion ist es auch wichtig, den Antisemitismus-
beauftragten einzubeziehen. Wir schreiben ndamlich unter
Punkt 6:

»Der Landtag spricht sich dafiir aus, dass die Lan-
desregierung ... bei Bedarf unter Hinzuziehung der
Geschiftsstelle des Antisemitismusbeauftragten in
engen Austausch mit Schulen und Hochschulen ...
tritt, um gemeinsam die Situation im Bildungsbe-
reich zu analysieren ...

Damit zeigen wir einen ganz konkreten Weg auf, wenn
es Probleme mit Antisemitismus an Hochschulen und
Schulen geben sollte, und das ist wichtig.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt SPD)

Wir halten es auch deswegen fiir wichtig, weil wir als
Land genau da, wo wir Handlungsoptionen haben, diese
Handlungsoptionen wahrnehmen.

Damit kann ich zusammenfassen: Dieser Antrag zeigt eine
klare Haltung gegen Antisemitismus. Er enthélt zentrale
Inhalte. Ich glaube, die allerwichtigste Botschaft ist — das
freut mich besonders nach der gestrigen Feierstunde zum
50. Todestag von Oskar Schindler, die mich immer noch
bewegt — Zum Antisemitismus kénnen wir aus der demo-
kratischen Mitte dieses Parlaments heraus gemeinsam Be-
schliisse fassen. — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die SPD-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter Kaffen-
berger das Wort.

Bijan Kaffenberger (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, liebe Anwesende! Es gibt
Antisemitismus von links, von rechts und leider auch aus
der Mitte. Es gibt Antisemitismus unter Deutschen und
Ausldndern, in Schulen und Hochschulen. Antisemitismus
ist in unserer Gesellschaft tief verwurzelt, und zwar in
allen Milieus und Schichten. Der traurige Hohepunkt ist
und bleibt die von Deutschen betriebene millionenhafte
Vernichtung von Juden wihrend der Schoah. Daraus ergibt
sich unsere ganz besondere Verantwortung fiir ein ,,Nie
wieder®.

Es ist nicht das erste Mal, dass ich diese Worte an diesem
Pult sage. Aber ich kann lhnen auch versprechen: Es wird
nicht das letzte Mal sein; denn fiir uns demokratische Frak-
tionen in diesem Parlament wird es niemals einen erinne-
rungspolitischen Schlussstrich geben. Dass alle demokrati-
schen Fraktionen in diesem Parlament das genauso sehen,
zeigt einmal mehr dieser gemeinsame Antrag ,,Nie wieder
ist Jetzt™.

Michel Friedman hat uns in der gestrigen Gedenkstunde
an diesem Pult eindringlich mit seinen Worten gemahnt:
,»,Nie wieder® ist jetzt darf keine Worthiilse bleiben. Dafiir
miissen wir etwas tun. — Das hat er uns mitgegeben. Wir
miissen handeln.

Das junge linke akademische Milieu ist nach einer aktuel-
len Studie der Universitdit Mannheim die am wenigsten

antisemitisch eingestellte Gruppe in Deutschland. Wie so
oft bei extremistischen Schreihilsen tduscht die Lautstédrke
tiber die tatsdchliche Anzahl hinweg. Und doch, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, ist jeder einzelne antisemitische
Vorfall einer zu viel.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Michel Friedman hat uns gestern in dieser vielleicht fiir
dieses Parlament historischen Rede gemahnt. Er hat uns
gemahnt, nicht wegzusehen, nicht wegzuhdren und vor
allem eines: nicht gleichgiiltig zu sein. Ich danke den de-
mokratischen Fraktionen in diesem Haus fiir diese gemein-
same Initiative und dafiir, dass wir nicht gleichgiiltig sind.
Das gilt auch fiir diese Landesregierung, die in Person
unseres Wissenschaftsministers Timon Gremmels seit dem
ersten Tag entschieden gegen Antisemitismus an unseren
Hochschulen vorgeht.

Das ist auch unsere Aufgabe. Denn Wissenschaftsfreiheit
zu gewihrleisten, bedeutet doch ganz konkret, dass sich
jiidische Studierende und jiidische Lehrende frei und sicher
bewegen konnen miissen. Sie miissen an unseren Hoch-
schulen frei und sicher lehren und forschen kénnen.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Erst am Montag hat die LOEWE-Spitzenprofessorin Haya
Shulman der Bundesinnenministerin, der Digitalministerin,
dem Wissenschaftsminister — ich und mehrere andere Ab-
geordnete waren dabei — personlich berichtet, wie sie die
Lage empfindet.

Mir ist auch wichtig, auf etwas anderes hinzuweisen,
was sie angemerkt hat: Es ist ndmlich auch so, dass die
deutsch-israelischen Forschungskooperationen, gerade im
Bereich der Cybersicherheit, fiir uns so wichtig sind. Sol-
che Forschungskooperationen erfordern von uns nicht nur
das Bekenntnis dazu, dass wir Wissen teilen und dass wir
gemeinsam forschen wollen, sondern sie erfordern von uns
ein klares Bekenntnis, ein klares Eintreten und ein Handeln
gegen jeden Antisemitismus.

Dazu miissen wir die Demokratieerziehung und die Anti-
semitismuspravention weiter aufbauen. Es bedarf an den
Hochschulen einer Intensivierung der Aufklarung iiber den
Nahostkonflikt und seine aktuellen Auspragungen. Nur so
kdonnen wir antisemitische Narrative und Falschinformatio-
nen entkréften.

Deshalb ist es auch zu begriiflien, dass der Wissenschafts-
minister die Anlaufstellen auf den Weg gebracht hat. Die
Benennung der Ansprechpersonen ist vorgenommen. Die
staatlichen Hochschulen haben diese benannt. Sie sind eta-
bliert, sie tauschen sich bereits aus, und sie vernetzen sich.

In der Debatte zuvor haben wir es auch gehort: Wir gehen
genauso gegen alle anderen Formen der gruppenbezogenen
Menschenfeindlichkeit vor. Warum? — Auch das hat Mi-
chel Friedman uns gestern eindriicklich gesagt: weil jeder
jemand ist.

Auch juristisch sind wir an hessischen Hochschulen gut
aufgestellt. Gewalttaten oder auch nur deren Androhungen
werden an hessischen Hochschulen nicht geduldet. Wir
verfiigen mit unserem Hochschulgesetz tiber eine weitrei-
chende rechtliche Grundlage, die den Hochschulen alle
notwendigen Mittel und alle notwendigen Instrumente an
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die Hand gibt, um antisemitische Vorfalle zu ahnden. Diese
auch zu nutzen, obliegt ihnen.

Aber verfassungsmiflig ist das geschiitzte Recht, sich
friedlich zu versammeln, natiirlich auch an Hochschulen
giiltig. Dieses Recht zu gewéhrleisten, wenn es dabei nicht
zu rechtswidrigen Handlungen kommt, ist gleichermalien
Aufgabe unseres Rechtsstaates.

Frau Prasidentin, ich komme zum Ende. Das Rechtsstaat-
prinzip ist ein wesentliches Merkmal der Demokratie. Ich
kann es nur immer wieder betonen, wie wichtig deswegen
auch unser neu aufgelegtes Forschungsprogramm fiir die
angewandte Demokratieforschung ist. Das gilt, so glaube
ich, insbesondere deshalb, weil es auch Forschungsvorha-
ben zum Thema Antisemitismus ganz gezielt und beson-
ders fordert. — Vielen Dank dafiir.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Bevor ich den nichsten Redner aufrufe, mochte ich auf
der Besuchertribiine ganz herzlich unseren ehemaligen Ab-
geordneten Gerald Kummer begriiflen.

(Allgemeiner Beifall)
Niéchster Redner ist Herr Dr. Grobe von der AfD-Fraktion.

Dr. Frank Grobe (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Wie sagt man doch so schon? Alles hat seine
Stunde.

Dabher ist es kein Zufall, dass das Thema ,,Antisemitismus
an Hochschulen® heute von den selbst ernannten demokra-
tischen Fraktionen auf die Tagesordnung gesetzt wurde.
Und in der Tat bietet es sich in dieser Woche an, zu diesem
wichtigen Thema zu sprechen und ein entsprechendes Zei-
chen zu setzen.

Denn wir begehen nicht nur den ersten Jahrestag des ter-
roristischen Uberfall der Hamas auf Israel und den 50.
Todestag von Oskar Schindler. Vielmehr stellen wir auch
immer hdufiger Angriffe auf unsere jiidischen Mitbiirger
in Deutschland fest — sei es in unseren Innenstiddten, an
Schulen und leider auch an unseren Universititen. Gera-
de der fast tdgliche virulente Antisemitismus an unseren
Hochschulen sollte fiir uns alle ein Grund zur Sorge sein.
Fiir uns von der AfD-Fraktion ist deshalb vollig unbestreit-
bar, dass die Antisemitismusbekdmpfung ganzjéhrig Priori-
tét besitzen muss.

(Beifall AfD)

Warum betone ich das? — Seitdem wir im Hessischen
Landtag sitzen, haben wir hdufig auf diese antisemitischen
Vorfille an unseren Hochschulen und in unserem Land hin-
gewiesen. So haben wir allein innerhalb der letzten neun
Monate 14 parlamentarische Initiativen dazu eingereicht
und Sie, werte Damen und Herren von den vier Altpartei-
en, zusammen nur zwolf. Sie sehen also, wir haben als
einzelne Fraktion dem Thema deutlich mehr Aufmerksam-
keit zukommen lassen als Sie.

(Beifall AfD — Bijan Kaffenberger (SPD): Reden,
nicht handeln!)

Erst Mitte Juni haben wir einen entsprechenden Antrag
,,Keine amerikanischen Zustdnde an hessischen Hoch-
schulen” ins Plenum gebracht. Wie haben Sie darauf re-
agiert? — Augenrollend, achselzuckend und immer mit den
gleichen Plattitiiden und inhaltsleeren Phrasen. Und nun
kommen Sie wieder mit einem Schaufensterantrag, weil
einige Gedenktage zusammenfallen. Denn an diesen Tagen
kann man sich leicht 6ffentlich und medial positionieren —
und das, ohne wirklich Entscheidendes umzusetzen.

Nicht von ungeféhr gab es weder im Ausschuss auf unsere
Fragen auch hinsichtlich Exmatrikulationen von antisemiti-
schen Studenten eine richtige Aufkldrung noch ein konse-
quentes Handeln des Wissenschaftsministers Gremmels.

(Beifall AfD)

Vielleicht lag das Problem aber auch darin, dass es eben
die AfD-Fraktion war, welche die aktuellen Ereignisse an
unseren Hochschulen in Frankfurt, Fulda und Kassel im
Blick hatte und diese im Hessischen Landtag besprechen
wollte. So sahen Sie im Juni angesichts der steigenden An-
zahl der Vorfille an den Hochschulen noch keine wirkliche
Notwendigkeit, iber Antisemitismus zu reden.

(Zuruf Bijan Kaffenberger (SPD))

Dies zeigte sich insbesondere daran, dass nur wenige Ab-
geordnete der regierungstragenden Fraktionen CDU und
SPD der Debatte folgten. Der Kollege Lucas Schmitz von
der CDU setzte noch einen drauf. Ich zitiere ihn: ,,Sie
versuchen, den Eindruck zu erwecken, unsere Hochschulen
seien Orte der Gewalt, der Angst, der Spaltung.” Ich sage
Thnen mal etwas, Herr Kollege Schmitz: Das sind unsere
Hochschulen ldngst.

Nun frage ich die Antragsteller: Haben wir nun ein gra-
vierendes Problem an den hessischen Hochschulen oder
nicht? — Werden Sie sich einmal einig.

Hier zeigt sich aber eines: Wir von der Alternative fiir
Deutschland sind zum Taktgeber der Aufkldrung antisemi-
tischer Vorfille geworden, und Sie sind nur noch Teil des
Problems.

(Beifall AfD)

Denn Sie sind noch nicht einmal in der Lage, die israeli-
sche Generalkonsulin bei einer Veranstaltung der Goethe-
Universitit Frankfurt zu schiitzen. Sie gehen lieber den
gebiickten Weg und sagten die erste Veranstaltung in vor-
auseilendem Gehorsam ab. Es ist auch klar, warum: Denn
Sie finanzieren indirekt mit Steuergeldern die Hamas in
Paldstina, demonstrieren zusammen mit den Israelfeinden
gegen die einzige noch verbliebene Oppositionspartei oder
finden es nicht schlimm, wenn Auf3enministerin Baerbock
mit antiisraelischen Islamisten auf Steuerzahlerkosten di-
niert.

(Beifall AfD)

Bei den Vereinten Nationen enthélt sich die Bundesregie-
rung, wenn Israel aufgefordert wird, sich innerhalb eines
Jahres aus Gaza und der Westbank zuriickzuziehen. Das
ist nicht nur feige, sondern konterkariert die vollmundige
Erklérung, Israels Sicherheit sei deutsche Staatsrdson.

(Beifall AfD)

Hieran zeigt sich, was die Ursachen fiir den grassierenden
Antisemitismus sind: die unkontrollierte Massenmigration,
insbesondere aus dem islamischen Kulturkreis und natiir-
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lich unsere links-griine Kulturschickeria, die sich auch im
offentlich-rechtlichen Rundfunk breitgemacht hat.

(Beifall AfD — Zuruf BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und da eigentlich alle hier wissen, dass in jeder sozialis-
tischen Variante immer der Antisemitismus mitschwingt,
lehnen wir von der AfD seit jeher jeglichen Sozialismus ab
— den roten wie den griinen. Wer sich in der Farbenlehre
auskennt, weil3, was sich daraus ergibt.

(Beifall AfD)

Wir sagen daher: Verurteilen alleine reicht nicht. Wir
miissen endlich tdtig werden und den politischen Sumpf,
den Sie angerichtet haben, trockenlegen. Andern Sie end-
lich das Hochschulgesetz, damit Studenten bei judenfeind-
lichem Verhalten exmatrikuliert werden kdnnen.

(Beifall AfD)

Die bayerische Regierung will es nun tun. Das sind
wir ndmlich unseren jiidischen Mitbiirgern und Studenten
schuldig. — Vielen Dank.

(Beifall AfD — Zuruf Jiirgen Frommrich (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die CDU hat sich Herr Schmitz zu Wort gemeldet.
Bitte schon.

Lucas Schmitz (CDU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Lieber Herr Kollege von der AfD-Fraktion,
Michel Friedman hat es gestern gesagt:

(Zuruf Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Es geht darum, was wir tun, und nicht darum, was wir
sagen.

(Zurufe AfD)

Jiidische Mitbiirgerinnen und Mitbiirger in unserem Land
haben es satt, dass wir nur davon sprechen, was wir ma-
chen, und nicht aktiv handeln und tun.

(Zurufe AfD)

Dann frage ich Sie als AfD-Fraktion: Was tun Sie? Sie
tun namlich nichts. Wenn es um Israel geht, wenn es um
unterstiitzende Demonstrationen geht, haben wir keinen
einzigen Abgeordneten Ihrer Fraktion auf nur einer einzi-
gen Demonstration gesehen.

(Robert Lambrou (AfD): Ich war am 7. Oktober auf
dem Schlossplatz! Wo waren Sie? — Weitere Zurufe
— Glockenzeichen)

Es sind ndmlich die Abgeordneten der demokratischen
Fraktionen dieses Hauses, die ihre Solidaritidt bei jeder
Demonstration zeigen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Von Ihrer Fraktion habe ich dort noch niemanden gesehen.

(Robert Lambrou (AfD): Ich war da! Waren Sie auch
da?)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 7. Oktober —
wir versuchen, zur Sachebene zuriickzukehren —

(Widerspruch AfD)

war flir viele Jiidinnen und Juden der Beginn einer neuen
Zeitrechnung. Thr Leben teilt sich in ein Davor und ein
Danach, in Israel, aber auch hier in Deutschland an unseren
Hochschulen und im 6ffentlichen Leben.

Der 7. Oktober markiert einen Wendepunkt im Hinblick
auf die Sicherheitsarchitektur im Mittleren und Nahen Os-
ten, aber eben auch einen Wendepunkt bei uns in Deutsch-
land. Das ldsst sich leider sehr deutlich an den Zahlen von
RIAS ablesen: Allein im Jahr 2023 gab es 83 % mehr
antisemitische Vorfélle im Vergleich zum Jahr 2022, iiber
die Hélfte davon nach dem 7. Oktober.

Der 7. Oktober war fiir unsere jiidischen Mitbiirger ein
Wendepunkt. Meine sehr verehrten Damen und Herren,
lassen Sie uns diesen Tag auch als Wendepunkt unserer
Politik begreifen.

(Zurufe AfD)

Lassen Sie uns konkret werden, lassen Sie uns antisemiti-
sche Vorfille an Hochschulen nicht mehr dulden, antisemi-
tische Kiinstlerinnen und Kiinstler finanziell nicht mehr
unterstiitzen, lassen Sie uns ein klares Signal senden: Es
reicht, es ist genug.

Ich bin daher dem Minister fiir Wissenschaft und Kunst
sowie dem Antisemitismusbeauftragten des Landes Hessen
sehr dankbar fiir ihre deutliche Politik

(Dimitri Schulz (AfD): Wo ist der eigentlich?)

in der Sache, fiir ihre deutlichen Worte und vor allem fiir
ihre Handlungen, fiir ihr Tun im vergangenen Jahr.

Schauen wir uns die Taten im Einzelnen an: korperliche
Gewalt gegen jidische Studenten, Davidsterne werden an
Haustiiren und Geschifte gespriiht. ,,From the River to the
Sea“ ist ein mittlerweile bekannter Ausruf auf Demonstra-
tionen. Ist das jetzt diese sogenannte Israelkritik, von der
alle sprechen?

Nur, um das klarzustellen und sehr deutlich an dieser Stel-
le zu sein: Kritik an militdrischen Operationen Israels ist
legitim. Wir sind sogar dazu angehalten, sie kritisch zu
hinterfragen, wenn zivile Opfer zu beklagen sind. Ja, die
Anzahl ziviler Opfer in Gaza ist hoch. Deshalb sind auch
Demonstrationen an unseren Hochschulen zu akzeptieren.
Aber, und das ist das ganz Entscheidende, Israel ist nicht
der Aggressor, es verteidigt sich gegen Terroristen, deren
einziges Ziel die komplette Ausloschung des Staates Israel
und seiner jiiddischen Bewohner ist.

(Beifall Oliver Stirbock (Freie Demokraten))

Israel geht gegen ein menschenverachtendes Regime vor,
das seine eigene zivile Bevolkerung als Schutzschild be-
nutzt. Es ist daher nicht zu ertragen, wenn an Hochschulen
und in unseren Stddten der Angriff der Hamas oder des
Irans frenetisch gefeiert wird, wéhrend jidisches Leben
wieder den Riickzug ins Verborgene antritt.

Solche Szenen fithren unweigerlich zu der Frage, mit
welchen Regeln, mit welchen Interessen wir uns hier in
Deutschland présentieren. Es geht schlicht um die Frage,
ob wir uns als Rechtsstaat noch ernst nehmen, ob unsere
Demokratie gegen diesen Hass siegen wird.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, angesichts der
derzeitigen Situation, finde ich, reicht es nicht mehr, nur
nach Deutschland zu kommen und hier eine neue Heimat
zu finden. Es reicht nicht mehr, hier nur einen Job auszu-
iiben und damit einer Arbeit nachzugehen. Es reicht nicht,
nur zur Uni zu gehen oder in eine Kunstausstellung. Es
reicht auch nicht, nur in Sonntagsreden von unseren Wer-
ten zu sprechen. Wir sind an einem Punkt angekommen,
wo es darum geht, dass unsere Werte gelebt werden von
allen Mitbiirgerinnen und Mitbiirgern, ob links oder rechts
oder von welcher Religion auch immer. Dazu zdhlt, dass
das Existenzrecht Israels nicht zur Disposition steht. Dazu
zahlt, das Jidinnen und Juden sorgenfrei in unserem Land
leben konnen, egal wo, ob an unseren Hochschulen oder
im O6ffentlichen Leben.

Wir sind an einem Punkt angekommen, wo es auf jeden
Einzelnen ankommt. Es geht jetzt darum, ob die Worte,
dass die Sicherheit Israels Staatsrdson ist, am Ende auch
wirklich tragen. Der Ausspruch ,,,Nie wieder® ist jetzt*
darf keine Worthiilse bleiben, sondern muss mit konkreten
Taten und konkreter Unterstiitzung gelebt werden.

Herr Friedman hat es gesagt: Demokratie ist die Ant-
wort gegen Hass, weil Demokratie bedeutet, dass wir alle
gleichberechtigt miteinander leben koénnen.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Schmitz, Sie missten bitte zum Ende kommen.

Lucas Schmitz (CDU):

Ich komme zum Ende, Frau Prisidentin. — Deswegen muss
die Demokratieforderung immer unser vordergriindiges
Ziel sein. Das machen wir, die wesentlichen Fraktionen
dieses Hauses, mit diesem Antrag noch einmal deutlich.

Lassen Sie mich mit einem Ausspruch enden, damit er von
diesem ehrenwerten Podium in diesem Hohen Haus auch
einmal gesagt und damit ein deutliches Signal gesendet
wird: Bring them home now. — Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Nichste 'Rednerin ist Frau Eisenhardt von BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN. Bitte schon.

Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Das Leid des 7. Oktober, das ungewisse
Schicksal von noch immer 101 Menschen in Geiselhaft,
allein im letzten Monat 17.000 Raketen: Der Terror von
Hamas, Hisbollah und dem Iran gegeniiber Israel verursa-
chen Leid und Angst bei allen Israelis und bei allen Jiidin-
nen und Juden, und das nicht nur in Israel. Denn seit dem
7. Oktober ist die Zahl antisemitischer Straftaten in Hessen
und an unseren Hochschulen stark gestiegen. Deshalb be-
griiBe ich die Initiative der FDP zu diesem fraktionstiber-
greifenden Antrag.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD, Freie
Demokraten und Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU))

Damit kdnnen wir als demokratische Fraktionen deutlich
machen: Antisemitismus nehmen wir nicht hin, wir stellen
uns ihm entgegen. Antisemitismus ist keine Meinung und
kein respektabler Diskussionsbeitrag, den Jiidinnen und Ju-
den aushalten miissen. Bei Antisemitismus jedweder Form
geht es um Ausgrenzung, Ddmonisierung und letztlich
um verbale und physische Gewalt gegen eine Minderheit.
Wenn man Antisemitismus an Hochschulen glaubhaft be-
kédmpfen will, dann gehdrt es im ersten Schritt dazu, ihn
richtig zu benennen, sich der Debatte zu stellen und sich
nicht in Worthiilsen zu verlieren.

Die Verschirfung des Nahostkonflikts hat besonders dem
israelbezogenen Antisemitismus Vorschub geleistet. Die
Linie zwischen berechtigter Kritik am Regierungshandeln
der israelischen Regierung und israclbezogenem Antisemi-
tismus ldsst sich klar ziehen. Man konnte das an vielen
Beispielen deutlich machen. Lassen Sie es mich aber ein-
fach ausdriicken: Berechtigte Kritik ist geprdgt von Mit-
menschlichkeit, von Empathie, und zwar unabhingig da-
von, auf welcher Seite des Konflikts sich die Opfer befin-
den. Mitmenschlichkeit und Menschenrechte sind univer-
selle Werte. Wer diese teilt, kann den Terror von Hisbollah
und Hamas nicht feiern. Wer diese teilt, sieht auch das
humanitére Leid in Gaza.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Freie Demo-
kraten und vereinzelt SPD)

Jidinnen und Juden an unseren Hochschulen erleben An-
tisemitismus von rechts, von links durch vermeintlich in-
tellektuellen Antisemitismus und auch durch einen islami-
schen Antisemitismus. An Hochschulen in den USA, aber
auch bei uns in Deutschland und Hessen ist der Antisemi-
tismus von links besonders weit verbreitet. Wer glaubt, auf
der Seite der Hamas stehe er auf der Seite der Unterdriick-
ten, der irrt gewaltig. Er steht auf der Seite der Terroristen,
Geiselnehmer und Vergewaltiger.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU, SPD
und Freie Demokraten)

Wir haben die Aufgabe, dass Jiidinnen und Juden, egal
ob Studierende, Forschende oder Beschéftigte, sich an un-
seren Hochschulen sicher fiihlen, dass sie sichtbar sein
konnen, dass sie ihre Religion ausiiben kénnen, so, wie es
ihnen das Grundgesetz garantiert.

Deswegen war es gut, dass wir in der letzten Legislatur-
periode den Beauftragten gegen Diskriminierung Gesetzes-
rang gegeben haben und sie verpflichtend fiir alle Hoch-
schulen sind. Deswegen war es richtig, dass Ministerin
Dorn in ihrer Amtszeit nach dem 7. Oktober in Austausch
mit den Hochschulprésidien, aber auch den betroffenen
Studierenden gegangen ist und unter anderem 1,5 Millio-
nen Euro fiir sofortige Pravention und Beratungsangebote
bereitgestellt hat.

Es ist gut, dass diese MaBBnahmen von Minister Gremmels
weitergefiihrt werden und angesichts der Lage auch weiter
ausgebaut werden.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und SPD)

Denn das Netzwerk Jiidischer Hochschullehrender und
der Verband Judischer Studierender schildern Angriffe, sie
schildern Diskriminierungen durch Lehrende und Mitstu-
dierende in Seminaren, sie erziahlen von Studienabbriichen
und Angst auf dem Campus. Mit einer klaren Haltung die-
ses Hauses stirken wir heute deshalb auch den Hochschul-
leitungen den Riicken, sich in ihrer Hochschule dem An-
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tisemitismus klar entgegenzustellen. Eine Beratungsstelle
bringt nur dann etwas, wenn Konsequenzen folgen, wenn
Mitglieder einer Hochschule Jiidinnen und Juden diskrimi-
nieren; dafiir bietet das Hochschulrecht die notwendigen
Mechanismen.

Mit dem Antrag von heute machen wir ganz im Sinne der
gestrigen Rede von Prof. Friedman eine Haltung deutlich:
Etwas tun miissen wir jeden Tag. — Ich mochte mich mit
meinen abschlieBenden Worten dem Kollegen vor mir an-
schlieen: Bring them home now. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU, SPD
und Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung hat nun Staatsminister Gremmels
das Wort. Bitte schon.

Timon Gremmels, Minister fiir Wissenschaft und For-
schung, Kunst und Kultur:

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Lassen Sie mich in aller Deutlichkeit
sagen: Herr Dr. Grobe, das geht so nicht, dass Sie sich
in einer Landtagsdebatte hinstellen und die Unwahrheit
dartiber sagen, wie die Abldufe waren.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Das stimmt nicht!)

Diese Landesregierung und auch die Vorgidngerlandesre-
gierung haben unmittelbar nach dem 7. Oktober ihre Ak-
tivitdten in Sachen Hochschulen und Antisemitismus ver-
starkt und ausgebaut. Dafiir hat es keiner AfD bedurft, und
dafiir bedarf es keiner AfD.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Wenn Sie sich hinstellen und uns unterstellen, dieser Ta-
gesordnungspunkt sei heute auf die Tagesordnung gekom-
men, weil es Gedenktage gegeben habe, ist das schlicht-
weg falsch. Die FDP hat vor der Sommerpause einen guten
Antrag eingebracht.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Und wir? 14 haben wir
eingebracht!)

In den Beratungen des Ausschusses ist daraus ein Antrag
der Koalitionsfraktionen, der FDP und der GRUNEN ge-
worden, der heute entscheidungsreif ist.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Gut so!)

Insofern ist das, was Sie hier gesagt haben, die Unwahr-
heit, Herr Dr. Grobe. Dieses Parlament handelt auch ohne
AfD in guter Kooperation mit der Landesregierung.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Dr. Frank Grobe (AfD):
Verkiindigen Sie doch einmal Erfolge! Gibt es Erfol-
ge? Nein, es ist nichts passiert!)

In der Tat ist es ein wichtiges Signal, dass bei einem sol-
chen Thema die demokratischen Fraktionen dieses Hauses
unseren 14 Hochschulen Riickenwind geben und sie in der
teilweise vor Ort schwierigen Situation unterstiitzen.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Dann warten wir mal ab,
was da kommt!)

Ich sage aber auch ganz deutlich, dass das Thema Antise-
mitismus nicht nur an den Hochschulen eine Rolle spielt.
Antisemitismus findet auf der Stra3e statt, in den Schulen,
in den Vereinen, im Sport und auf den Arbeitsstellen. Sich
dem konsequent entgegenzustellen, ist unser aller gesell-
schaftliche Aufgabe,

(Dr. Frank Grobe (AfD): Das habe ich nicht anders
gesagt!)

nicht nur in dieser besonderen Gedenkwoche, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

In der Tat gibt es Studien, die besagen, dass der Antise-
mitismus nach dem 7. Oktober an den Hochschulen im
Vergleich zur Gesamtbevolkerung sogar weniger stark ver-
treten ist. Aber es bedarf keiner Relativierungen; auch
wenn er weniger stark vertreten ist, miissen wir uns dem
konsequent entgegenstellen. Fiir Antisemitismus darf es in
unserer Gesellschaft nirgendwo Platz geben; klare Haltung
muss es sein. Wir stirken jede Aktivitdt gegen Antisemitis-
mus an unseren Hochschulen, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:
Herr Minister, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?
(Minister Timon Gremmels: Bitte!)

— Herr Dr. Grobe.

Dr. Frank Grobe (AfD):

Vielen Dank, Herr Minister Gremmels. — Wann ahnden Sie
denn einmal Antisemitismus bei Studenten mit Exmatriku-
lationen? Das ist genau das, was ich schon ofter in den
Ausschiissen gesagt habe.

(Lucas Schmitz (CDU): Das kann er doch iiberhaupt
nicht!)

— Doch, das missen die Hochschulen machen. Es kann
aber auch gedndert werden, die Bayerische Staatsregierung
geht jetzt auch den Weg.

(Lucas Schmitz (CDU): Wir haben das schirfste
Hochschulgesetz an der Stelle!)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Gremmels, bitte schon.

Timon Gremmels, Minister fiir Wissenschaft und For-
schung, Kunst und Kultur:

Sehr geehrter Herr Dr. Grobe, wir haben im Ausschuss
schon sehr intensiv dariiber debattiert, und es ist in der Tat
schon so, dass, wenn strafrelevante AuBerungen getitigt
werden, mit den Mitteln des Hochschulrechts dagegen vor-
gegangen werden kann:

(Beifall CDU und SPD)
Studierende kénnen auch exmatrikuliert werden.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Und was ist passiert?)
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Ich mochte einmal deutlich machen: Das ist das scharfe
Schwert, aber darunter gibt es auch hochschulrechtliche
MaBnahmen, die die Hochschulen ergreifen konnen, um
gegen solche Dinge vorzugehen. Da gibt es Moglichkeiten,
wir schulen unsere Hochschulen auch darin.

Wir haben es nach meiner Amtsiibernahme geschafft, An-
sprechpartner zum Thema Antisemitismus an allen Hoch-
schulen einzufithren, die wir miteinander vernetzen. Ein
erstes Vernetzungstreffen gab es im Juni. Wir haben fiir
November ein zweites Vernetzungstreffen auf den Weg ge-
bracht, bei dem wir diese Anlaufstellen stirken, bei dem
wir sie unterstiitzen; denn das ist in der Tat notwendig.

Es darf nicht sein, dass an unseren Hochschulen Veranstal-
tungen nicht stattfinden konnen, weil die Personen, die
dort sprechen, Angst oder Sorge haben, dass die Gefahr
besteht, dass sie korperlichen oder seelischen Schaden neh-
men. Das geht nicht. Wir miissen sicherstellen, dass an
unseren Hochschulen auch die geladenen Giste, die Refe-
renten, die Sprecher reden kdnnen, ohne Angst zu haben.
Gleiches gilt fiir die Studierenden, die tagtiglich zur Uni
gehen. Man darf mit einer Kippa und man darf mit einem
Davidstern als Kette oder Anstecker keine Sorge haben,
in unserer Gesellschaft Schaden zu erleiden. Das ist unser
aller Aufgabe, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Neben den Ansprechpersonen, die wir eingesetzt haben,
gehen einzelne Hochschulen auch weiter. Ich freue mich
sehr, dass die Universitit Marburg heute eine eigene Anti-
semitismusbeauftragte benennen wird, Dr. Susanne Urban
von der Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus
Hessen, RIAS. Das ist ein guter Schritt, und das wird auch
von unserem Haus deutlich unterstiitzt, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Lassen Sie mich noch deutlich sagen: Wir als Landesregie-
rung bekennen uns dazu, jede Form des Antisemitismus zu
bekdmpfen, wir bekennen uns dazu, unsere Hochschulen
zu stirken und zu unterstiitzen — und nicht nur durch Geld-
mittel. Frau Dorn hat damals in der Tat 1,5 Millionen Euro
bereitgestellt. Wir werden das auch weiter nutzen, wir wer-
den aber auch die Forschung iiber Antisemitismus stirken
und ausbauen. Das Demokratieforschungsprogramm mei-
nes Ministeriums soll mit dafiir sorgen, dass wir auch an
die Wurzeln des Antisemitismus gehen und diesen weiter-
hin bekdmpfen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Ich darf Sie an die Redezeit erinnern, Herr Staatsminister.

Timon Gremmels, Minister fiir Wissenschaft und For-
schung, Kunst und Kultur:

Frau Présidentin, ich méchte ganz zum Schluss noch ein-
mal eines deutlich machen: Ich war am Montag dieser Wo-
che mit den Kollegen Kaffenberger, Franz, Frau Ministerin
Sinemus und Frau Ministerin Faeser an einem aufleruniver-
sitdren Forschungsinstitut, dem Fraunhofer-Institut fiir Si-
chere Informationstechnologie in Darmstadt. Dort hat uns
der Président, Prof. Waidner, gesagt: Dieses Forschungsin-
stitut hat seit dem 7. Oktober vor seinem Gebédude die
israelische Flagge gehisst, und sie wird erst dann einge-

holt, wenn alle 101 Geiseln befreit sind. — Das ist eine
klare Haltung. Ich wiinsche mir, dass sehr viel mehr wis-
senschaftliche Einrichtungen in Hessen und dariiber hinaus
solche Zeichen setzen. Genau das ist das richtige Signal.
Vielen Dank an das Fraunhofer-Institut in Darmstadt fiir
dieses starke Bekenntnis. — Vielen Dank, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Zu einer zweiten Runde hat sich Herr Dr. Grobe von der
AfD gemeldet. Drei Minuten stehen Thnen zur Verfiigung.
Bitte schon.

Dr. Frank Grobe (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. — Herr Minister Gremmels,
ich freue mich, dass Sie jetzt aktiv werden wollen. Wir
werden innerhalb der nidchsten Monate eine Anfrage stel-
len und priifen dann, ob Thre groBspurigen Ankiindigungen
auch wirklich Friichte getragen haben. Ich glaube nédmlich,
das wird nicht passieren; aber wir werden an dem Thema
dranbleiben — und wir werden die Anfrage stellen. — Dan-
ke.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:
Wir sind am Ende der Debatte angelangt.

Auf Wunsch der antragstellenden Fraktionen soll iiber den
Antrag abgestimmt werden. Daher frage ich: Wer mdchte
diesem Antrag zustimmen? — Das sind CDU, SPD, BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und die Freien Demokraten. Wer
stimmt dagegen? — Niemand. Wer enthélt sich? — Das sind
die Fraktion der AfD sowie der fraktionslose Abgeordnete
Herr Herr.

Damit kommen wir zu Tagesordnungspunkt 9:

Dritte Lesung

Gesetzentwurf

Fraktion der AfD

Gesetz fiir eine regelkonforme, verstindliche und dis-
kriminierungsfreie Anwendung der deutschen Sprache
in hessischen Schulen und Verwaltungseinrichtungen

— Drucks. 21/1103 zu Drucks. 21/1009 zu Drucks.
21/518 -

Berichterstatter ist Herr Mulch von der AfD. Bitte sehr.

Lothar Mulch, Berichterstatter:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Der Kultuspolitische Ausschuss hat sich in
seiner 7. Sitzung am 19. September mit dem ihm zuriick-
iiberwiesenen Entwurf eines Gesetzes fiir eine regelkonfor-
me, verstindliche und diskriminierungsfreie Anwendung
der deutschen Sprache in hessischen Schulen und Verwal-
tungseinrichtungen befasst.

Zunichst wurde der Anderungsantrag der Fraktion der
Alternative fiir Deutschland Drucks. 21/1100 abgelehnt.


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/3/01103.pd%66
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CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten gegen die AfD.

Der Ausschuss ist sodann zu folgender Beschlussempfeh-
lung gelangt: Der Kultuspolitische Ausschuss empfichlt
dem Plenum, den Gesetzentwurf der Alternative fiir
Deutschland in dritter Lesung abzulehnen. CDU, SPD,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie Demokraten ge-
gen Alternative fiir Deutschland.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Erster Redner ist Herr Abgeordneter Scholz von der AfD.

Heiko Scholz (AfD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, verehrte Damen und Her-
ren! Zu Beginn noch einmal zur Erinnerung: Uber 80 %
der Deutschen lehnen die Verwendung der Gendersprache
und damit eine weitere Zerstdrung unseres hochsten Kul-
turguts, unserer natiirlich gewachsenen deutschen Sprache,
ab.

(Beifall AfD)

Wir als gewihlte Volksvertreter haben die Pflicht, diesen
eindeutig mehrheitlichen Biirgerwillen ohne Wenn und
Aber konsequent durchzusetzen und ihm damit die ihm
zustehende politische Wiirdigung zukommen zu lassen.

Meine Damen und Herren, Sie erinnern sich: Der Verein
Deutsche Sprache erhielt seit 2021 Dutzende von Anfra-
gen und Beschwerden von Schiilereltern, weil diese ihre
Kinder einem politisch geférbten, ideologischen und vor
allem aber standardsprachlich fehlerhaften Sprachgebrauch
ausgesetzt sehen. Die Eltern kritisieren, dass die Schiiler
einseitig beeinflusst und im Hinblick auf das Erlernen
der Normsprache falsch und nicht richtlinienkonform un-
terrichtet werden. Diesen Umstand nicht beachtend, duf3er-
ten sich ausgerechnet Vertreter einer Lehramtsfachschaft
einer hessischen Universitét, ihre Mitglieder wiirden ein
Genderverbot, wie auch immer es aussehen moge, ohnehin
im kiinftigen Berufsalltag ignorieren.

Meine Damen und Herren, diese Riickmeldungen zeigen
uns doch iiberdeutlich, dass ein Ministererlass in Sachen
Genderverbot in keiner Weise ausreichend ist, um des of-
fenkundigen Problems an unseren Schulen Herr zu werden.

(Beifall AfD)

Wir brauchen daher dringend eine sanktionsféhige gesetzli-
che Losung, um zumindest diesem Teil des links-griinen
Umerziehungsprogramms ein schnelles Ende zu setzen,
meine Damen und Herren.

(Beifall AfD)

Weiterhin stellt ein Verbot des Genderns an Schulen und
Verwaltungseinrichtungen, wie von uns vorgetragen, kei-
nen grundrechtswidrigen Eingriff in die allgemeine Hand-
lungsfreiheit dar. Es bleibt natiirlich auch bei der An-
wendung unseres Gesetzentwurfs moglich, wertschitzend
geschlechtergerecht zu kommunizieren — jedoch in dem
Rahmen, den uns der Rat fiir deutsche Rechtschreibung
vorgibt. Gleichfalls werden durch den Gesetzentwurf das
Recht auf schulische Bildung sowie die paddagogische Frei-
heit des Lehrers nicht verletzt.

Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden, dass un-
ter anderem das inhaltliche und didaktische Programm
der Lernvorgéinge und das Setzen der Lernziele gemélB
Art. 7 Absatz 1 Grundgesetz dem Staat obliegt. Aus dem
Recht auf schulische Bildung kénnen, so das Verfassungs-
gericht ausdriicklich, keine individuellen Anspriiche auf
die wunschgeméifie Gestaltung von Schule abgeleitet wer-
den. Dies gilt auch beziiglich der Entscheidung des Lehrers
dariiber, ob und wie weit diese Ziele von den Schiilern
erreicht worden sind. Nicht zuletzt ist im Gesetzentwurf
eine Abweichung von den Regelungen fiir eine Befassung
mit dem Phénomen der Gendersprache im Unterricht in
Art. 3 ausdriicklich vorgesehen.

Somit ist es jedem Péddagogen moglich, allen Schiilern
Kenntnisse iiber das Vorhandensein und die Bedeutung
alternativer Ausdrucksformen zur geschlechtergerechten
Sprache im Rahmen der entsprechenden Unterrichtseinheit
zu vermitteln.

Mit unserem Anderungsantrag haben wir zudem einen
sinnvollen Vorschlag des Vereins Deutsche Sprache einflie-
Ben lassen.

Meine Damen und Herren, weder aus juristischen noch
aus fachdidaktischen Griinden spricht auch nur ein einzi-
ges Argument gegen die Annahme unseres vorliegenden
Gesetzentwurfs,

(Beifall AfD)

welcher im Ubrigen gedanklich auf den Ausarbeitungen
Threr Thiiringer CDU-Parteifreunde beruht.

(Beifall AfD — Dr. Frank Grobe (AfD): Oh!)

Diese Argumente werden Sie allerdings nicht davon abhal-
ten, auch diesen AfD-Gesetzentwurf in bekannter Weise
abzulehnen. Damit haben Sie erneut die Gelegenheit ver-
passt, eine konsequente, am Biirgerwillen orientierte Ent-
scheidung zu fallen.

Zum Abschluss noch einmal an die Union gerichtet: Losen
Sie sich endlich aus dem Kartell des Stillstandes und der
Wahlverlierer. Schauen Sie nach Sachsen, wo die Brand-
mauern bereits brockeln.

(Beifall AfD)

Verschwenden Sie Thre Energie nicht weiter dafiir, uns und
unsere parlamentarischen Initiativen zu verhindern.

Lassen Sie mich mit Moliére schlief3en:

,,Wir sind nicht nur verantwortlich fiir das, was wir
tun, sondern auch fiir das, was wir nicht tun.*

Stimmen Sie bitte in diesem Sinne unserem Gesetzentwurf
zu. — Ich bedanke mich recht herzlich fir die Aufmerksam-
keit.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Freien Demokraten erteile ich Herrn Abgeordneten
Promny das Wort. Bitte sehr.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Bereits in der Debatte zur zweiten Lesung habe ich darauf
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hingewiesen, dass es mir fernliegend erscheint, Sprachre-
gelungen Gesetzeskraft zu verleihen. Ich bleibe bei dieser
Haltung. Auch die dritte Lesung wird daran nichts dndern.
Ihr Gesetzentwurf ist ein Gesetzentwurf der Verbote, und
genau deswegen werden wir ihn ablehnen.

(Beifall Freie Demokraten — Dr. Frank Grobe (AfD):
Das Gegenteil ist der Fall!)

Ich bin der festen Uberzeugung, Hessen braucht keine
Sprachpolizei, und schon gar nicht von der AfD. Sprache
ist ein Mittel der Verstindigung, aber Sprache wandelt
sich. Sprache ist immer auch Ausdruck von Individualitét.
Wir alle sollten uns daher in vornehmer Zuriickhaltung
iiben und anderen Menschen nicht unsere eigenen Vorstel-
lungen aufoktroyieren.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Dr. Frank Grobe (AfD): 80 % der Biir-
ger wollen es nicht!)

Meine Damen und Herren von der AfD, wenn Sie schon
nicht meinem Rat folgen wollen, dann folgen Sie wenigs-
tens dem Rat fiir deutsche Rechtschreibung — ich habe es
Thnen beim letzten Mal schon gesagt, deswegen sage ich
es Thnen noch einmal; denn Wiederholung ist die Mutter
der Bildung, vielleicht hilft es — Uben Sie an der Stelle
einmal die sogenannte rezeptive Toleranz. Das wiirde ich
Ihnen auf jeden Fall nahelegen.

Am Ende wird nur eines deutlich: Sie gerieren sich hier
einmal mehr als Sachwalter der Allgemeinheit, doch in
Wahrheit fithren Sie nur Ihren eigenen Kulturkampf.

(Heiko Scholz (AfD): Wir fithren den Kulturkampf
fiir unsere Biirger, fiir 80 %!)

Meine Damen und Herren, unter dem Strich bleibt es da-
bei: Thr Gesetzentwurf ist ein Gesetzentwurf der Verbote,
und deswegen ist er abzulehnen.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néchste Rednerin ist die Abgeordnete Hartdegen von der
SPD. Bitte schon.

Tanja Hartdegen (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Die Tatsache, dass wir uns in diesem Haus nun
das dritte Mal mit diesem Thema befassen miissen, zeigt
weniger das grofle Interesse der AfD an gendergerechter
Sprache, sondern vielmehr das Interesse der AfD an Skan-
dalisierung oder, besser, an Pseudoskandalisierung.

(Vereinzelter Beifall SPD, CDU und Moritz Promny
(Freie Demokraten))

— Danke sehr fiir den einzelnen Applaus.

Natiirlich ist es Thr gutes parlamentarisches Recht, eine
dritte Lesung zu beantragen. Aber bitte, wenn das Thema
zur Geniige ausdiskutiert ist, dann steht eher zu vermuten,
dass allein das populistische Interesse befriedigt werden
soll. Inhaltlich ist jedenfalls in den beiden vorausgegange-
nen Debatten schon alles gesagt worden, was zu sagen
ist. Was zu regeln ist, ist geregelt worden. Sie sollten
Thre widerspriichlichen Forderungen und Logikprobleme

irgendwo anders kléren, jedenfalls nicht in diesem Hohen
Haus.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und Moritz Promny
(Freie Demokraten) — Robert Lambrou (AfD): Wo
denn sonst?)

Es passt nicht zusammen, dass Sie sich selbst als diejeni-
gen stilisieren, denen angeblich der Mund verboten wird.
Zugleich wollen Sie jetzt Sprachverbote erteilen. Absurder
geht es wohl kaum noch.

(Beifall SPD, Christian Wendel (CDU) und Moritz
Promny (Freie Demokraten))

Fiir uns gilt jedenfalls eindeutig und unumst6Blich: Solan-
ge man sich an die Verfassung hilt und keinen Hass und
Hetze verbreitet, wird in diesem Land niemandem der
Mund verboten. Jeder darf sprechen, wie er mdchte. Das
ist das Kernstiick unserer freiheitlich-demokratischen Ge-
sellschaft.

(Dr. Frank Grobe (AfD): Das wird der deutsche Leh-
rer aber anders sehen!)

Sie miissen sehr viel Angst vor Andersdenkenden und vor
Verdnderungen haben.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Moritz Promny (Freie Demokraten))

Das Gendern bedeutet fiir uns, dass wir Respekt vor allen
Menschen zum Ausdruck bringen.

(Robert Lambrou (AfD): Auch vor den 80 %, die
Gendersprache ablehnen?)

— Wir zwingen niemanden dazu, zu gendern. Das haben
Sie, glaube ich, falsch verstanden. Das sind genau die Fake
News, die Sie immer wieder zu verbreiten versuchen.

(Beifall SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Robert Lambrou (AfD): Sie versuchen, die Gender-
sprache durchzusetzen!)

Das Gendern stellt fiir niemanden eine Gefahr dar. Ich bin
iiberzeugt davon, dass wir uns in diesem Hohen Hause mit
wichtigeren Dingen beschéftigen sollten, die die Biirgerin-
nen und Biirger in unserem Land wirklich weiterbringen.

(Zuruf AfD: Das entscheiden Sie?)

Deshalb beende ich jetzt meinen Redebeitrag und danke
fur Thre Aufmerksamkeit. Jetzt darf der Néchste.

(Beifall SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat jetzt Abgeordnete
Herz das Wort.

Julia Herz (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Wir haben bereits mehrfach im Plenum und auch im
Ausschuss tiber diesen Gesetzentwurf diskutiert. Es bleibt
dabei: Der Gesetzentwurf der AfD ist diskriminierend, er
geht komplett an den Problemen der Schulen vorbei, und
er ist, wie uns von vielen Institutionen erlautert worden ist,
verfassungsrechtlich problematisch.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Wir GRUNE sind ohnehin immer gegen Sprachverbote ge-
wesen. Wir wollen, dass alle vollkommen frei entscheiden,
ob sie gendern oder nicht. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Die nichste Wortmeldung liegt von der CDU vor. Der
Abgeordnete Sommer hat das Wort.

Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU):

Sehr geehrte Frau Prdsidentin, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Ich sehe tatsdchlich schon die Nachrichten in
meinen Posteingdngen vor mir mit der Frage: Wieso spre-
chen Sie schon wieder iiber das Gendern im Landtag? —
Weil die AfD das so will. Sie hat die dritte Lesung fiir
ihren Gesetzentwurf beantragt, dann gibt es eben auch eine
dritte Lesung.

(Zuruf AfD: So ist es!)

Ich will daher auch sehr deutlich werden: Dieser Gesetz-
entwurf steht exemplarisch fiir die Politik der AfD; denn
sie ist unnétig und ganz schlicht von vorgestern.

(Gerhard Bérsch (AfD): Sagen Sie das Thren Kolle-
gen von der CDU in Thiiringen!)

Der Gesetzentwurf war von Anfang an nicht nétig, da der
Ministerprésident in seiner Dienstanweisung Ende Mirz,
also vor tiber einem halben Jahr, bereits alles dazu geregelt
hat, was es zu regeln gibt. Das Gendern mit Sonderzeichen
ist in Schule und Verwaltung untersagt — unmissverstiand-
lich klar und bereits seit einem halben Jahr in der Anwen-
dung. Das habe ich Thnen in der ersten Lesung zu diesem
Gesetzentwurf am 16. Mai — das miissen Sie sich auf der
Zunge zergehen lassen — schon einmal gesagt. Diese dritte
Lesung ldsst mich aber ernsthaft daran zweifeln, ob Sie
hier rechts im Saal das inhaltlich so durchdrungen haben.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Es bleibt dabei, wir werden Thren Gesetzentwurf ablehnen.
SPD und CDU stehen ndmlich voll und ganz hinter der
Dienstanweisung des Ministerprésidenten; denn sie orien-
tiert sich an dem, was unsere christlich-soziale Koalition
in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart hat, und sie orientiert
sich vor allem auch an den Realitdten unserer Gesellschatft.
Ein Grofiteil der Bevolkerung, und auch der Rat fiir deut-
sche Rechtschreibung, lehnt das Gendern mit Sonderzei-
chen ab. In Schule und Verwaltung dieses Landes ist dies
auch durch Dienstanweisung des Ministerprédsidenten seit
iiber sechs Monaten in der Umsetzung. So geht im Ubrigen
Realpolitik.

(Beifall CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was Sie mit Threr
dritten Lesung hier machen, erschliefit sich mir und den
meisten anderen hier im Saal, und auch im ganzen Lande
Hessen, nun wirklich nicht. Thr Vorgehen ist tatsdchlich
nicht an der Sache orientiert, sondern gegebenenfalls noch
hernehmbar fiir die Schaufenster Threr AfD-Geschiftsstel-
len oder Threr Social-Media-Kanile.

Seriose Politik fiir die Menschen im Land machen weiter-
hin wir und nicht Sie, und das, wie Sie sehen — gegebe-

nenfalls aber auch nicht verstehen —, auch noch in einer
deutlich hoheren Geschwindigkeit, als dass Sie uns noch
folgen kdnnen. Der Gesetzentwurf ist daher unnétig. Wir
werden ihn auch heute ablehnen und das Thema heute
endgiiltig erledigen. — Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung spricht Staatssekretdr Losel. Bitte
sehr.

Dr. Manuel Losel, Staatssekretir im Ministerium fiir
Kultus, Bildung und Chancen:

Sehr verehrte Frau Prdsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren Abgeordnete! Auch in der dritten Lesung
gilt, was von Beginn an klar war: Der Gesetzentwurf ist
iiberfliissig, und er ist abzulehnen.

Meine Damen und Herren der AfD-Fraktion, Sie mochten
im Hessischen Schulgesetz beispielsweise regeln, ,,dass
die Vermittlung und Erlernbarkeit des gesprochenen Wor-
tes der deutschen Sprache nicht erschwert oder beeintréch-
tigt werden™. Was gibt es denn hier zu regeln? Das ist
doch selbstverstindlich. Mit dem Anderungsantrag wollen
Sie den Gesetzentwurf prézisieren, beispielsweise mochten
Sie regeln, dass staatliche Einrichtungen ,,bei Erlass von
Rechtsvorschriften ... sowie in ihrer ... 6ffentlichen Kom-
munikation die Regeln der amtlichen Rechtschreibung zu
beachten* haben.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat langst
klar geregelt, dass sowohl fiir den dienstlichen Schrift-
verkehr der Landesverwaltung als auch fiir die sprachli-
che Gestaltung von Gesetzentwiirfen und Verwaltungsvor-
schriften das Amtliche Regelwerk der deutschen Recht-
schreibung zu verwenden ist. Es ist alles langst geklirt, es
ist alles langst geregelt.

Interne Sprachempfehlungen durch vorgesetzte Stellen, die
dem entgegenstiinden, wie Sie es in Threm Anderungsan-
trag suggerieren, gibt es schlicht nicht. Sie arbeiten sich
mit dem Gesetzesvorhaben an einem Phantom ab. Deswe-
gen in aller Kiirze: Das Regelwerk der deutschen Recht-
schreibung ist bereits die Grundlage fiir den Unterricht an
unseren Schulen, und es gilt auch fiir die Verwaltung. Der
Gesetzentwurf ist deswegen in finaler Lesung abzulehnen
und findet heute und hier sein wohlverdientes Ende. —
Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Wir kommen zur Abstimmung iiber diesen Gesetzentwurf.
Wer diesem Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. — Das sind die Fraktion der AfD und
der fraktionslose Abgeordnete Herr. Wer stimmt dagegen?
— Das ist das restliche Haus. Damit ist dieser Gesetzesent-
wurf in dritter Lesung abgelehnt.
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Meine Damen und Herren, wir kommen zu Tagesord-
nungspunkt 10:

Dritte Lesung

Gesetzentwurf

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Gesetz zur Anderung jagdrechtlicher Vorschriften

— Drucks. 21/1127 zu Drucks. 21/1041 zu Drucks.
21/507 -

Vereinbarte Redezeit sind fiinf Minuten. Zunichst hat der
Berichterstatter Herr Leyh von der CDU das Wort. Bitte
schon.

Dominik Leyh, Berichterstatter:

Frau Présidentin, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Heute brauche ich keine Schiitzenhilfe, wir sind top vorbe-
reitet fiir die Berichterstattung. Wir haben getagt, und es
gibt eine Beschlussempfehlung, die relativ ziigig ergangen
ist. Wir hatten eine kurze knackige Ausschusssitzung von
10:02 Uhr bis 10:08 Uhr, das kommt spéter noch einmal
zum Tragen.

Die Beschlussempfehlung lautet: Der Ausschuss fiir Land-
wirtschaft und Umwelt empfiehlt dem Plenum, den Ge-
setzentwurf in dritter Lesung unverdndert anzunehmen.
Dafiir haben die Mitglieder der Fraktionen der CDU, der
AfD, der SPD und der Freien Demokraten gestimmt. Da-
gegen haben die Mitglieder der Fraktion BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN gestimmt. Zuvor war der Anderungsan-
trag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Drucks.
21/1066, abgelehnt worden. Fiir die Ablehnung haben die
Abgeordneten der Fraktionen der CDU, der AfD, der SPD
und der Freien Demokraten gestimmt, dagegen die Mit-
glieder der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. — Da-
mit bin ich mit der Beschlussempfehlung fertig.

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank fiir die Berichterstattung. — Sie sind auch der
erste Redner. Sie erhalten jetzt noch einmal das Wort.

Dominik Leyh (CDU):

Ich mache einen gleitenden Ubergang. Ich bedanke mich
ganz herzlich. — Frau Pridsidentin, sehr geehrte Damen
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei dieser
Angelegenheit kommen wir heute endlich zum Ende. Als
Erstes will ich sagen: Die Berichterstattung erfolgte wie
aus dem Bilderbuch. Das funktioniert jetzt ganz gut. Mein
parlamentarischer Geschiftsfiihrer hélt den Daumen hoch.
Wir haben das gelernt.

Ich nehme die Kurzfassung. Der Wolf ist zuriick. Das wird
natiirlich mit Sorgen und Angsten begleitet. Wir nehmen
die Menschen ernst. Das kann man heute ganz klar doku-
mentieren. Wir griilen von dieser Stelle aus alle Weidetier-
halter, unsere Jéger, aber auch alle Biirgerinnen und Biir-
ger, die uns diesen Auftrag erteilt und mitgegeben haben.
Wir kdnnen heute vermelden: Auftrag erfiillt, versprochen
und gehalten.

(Beifall CDU und SPD)

Der besondere Dank gilt Herrn Minister Jung und dem
gesamten Ministerium und unseren Fraktionsmitarbeitern.
Mein besonderer Dank gilt aber auch meinem Kollegen

von der SPD-Fraktion, Herrn Ziegler, fiir die vertrauens-
volle Zusammenarbeit bei dieser Thematik.

Wir haben die Trendwende hinsichtlich des Wolfs be-
sonders hervorgehoben. Das stand in unserem Sofort-Pro-
gramm ,,11+1 fiir Hessen®. Unser heutiger Beschluss in
dritter Lesung wird ein starkes und entschiedenes Signal
an samtliche Weidetierhalter und vor allem an unsere Biir-
gerinnen und Biirger sein.

Aber ich mochte auch noch einer anderen Gruppierung
danken. Das ist die Fraktion der GRUNEN. Durch den
Antrag auf die dritte Lesung kdnnen wir heute noch einmal
ganz klar dokumentieren, dass wir zuhoren und dass wir
handeln. Das ist eine ganz klare Geschichte.

Es wurde angemerkt, es gebe noch ganz viele Fragen und
offene Punkte. Dann haben wir uns in einer Ausschusssit-
zung getroffen. Die ganz vielen Fragen und Anmerkungen
wurden zwischen 10:02 Uhr und 10:08 Uhr behandelt.
Dann waren sie alle erschopfend abgeschlossen, sodass
wir zligig auseinandergehen konnten. Das war mehr oder
minder ein Stiirmchen im Schnapsglas, wenn man das so
sagen will.

Sehr erfreut hat mich wirklich die 180-Grad-Wende der
Bundesumweltministerin. Auch das ist in der Zwischenzeit
noch geschehen. Auch deswegen bin ich dankbar, dass wir
die dritte Lesung haben. Dadurch kénnen wir auch darauf
noch einmal eingehen. Das hat mich frith am Morgen so
erfreut, dass mir glatt die Lockenwickler aus den Haaren
geflogen sind, als die Bundesumweltministerin ihre radika-
le Abwehr hinsichtlich Veranderungen beim Thema Wolf
einfach einmal eingestampft hat. Sie hat vor einer Verteu-
felung des Wolfs gewarnt. Sie hat uns einiges vorgeworfen.
Man konne das jetzt schon alles per Schnellschuss usw.
machen.

Dann erfolgte plotzlich die 180-Grad-Wende. Je nachdem,
wer zuhort, kann das auch eine 360-Grad-Wende sein. Wir
standen da, und plétzlich machte es einen Ruck. Es wurde
stindig behauptet, das wiirde gar nicht an Deutschland
liegen, und das wiirde sich schon irgendwie finden, es gebe
eigentlich Losungen.

Plotzlich schaltet Berlin auf Griin. Danach geht ein Ruck
durch Briissel. Wir nehmen hinsichtlich dieser Thematik
wirklich einmal Geschwindigkeit auf. Das heifit, auch
diese Behauptung war schlicht und ergreifend nur eine
Scheinbehauptung.

Der Druck der Lénder hat also gewirkt. Da mochte ich
noch einmal meinen Dank an unseren Herrn Staatsminister
Jung richten, der in den notwendigen Gremien fiir Druck
gesorgt hat.

Der letzte Punkt betrifft das Biosphérenreservat. Das will
ich nur kurz ansprechen. Herr Kollege Sebastian Miiller
hat dazu alles gesagt. Die UNESCO verlangt da eine
rechtsverbindliche Festlegung der Flachenkulisse der Bio-
sphirenreservate. In Bayern wird das seit 2014 gemacht,
also seit zehn Jahren. Da geht das mit einer Allgemeinver-
fiigung. Das werden wir ab jetzt auch so machen. Wir
heilen damit ein Problem, das es schon lange gibt. Wir
rdumen damit ein Stiick weit auf.

Zum Schluss mochte ich drei Punkte nennen:

Erstens. Wir sind Wolfserwartungsland. Die Anzahl der
Wolfe und der Rudel wird aller Erwartung nach steigen.


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/7/01127.pd%66
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Aber ab heute sind wir vor der Welle. Ab heute sind wir
auf der Zielgeraden fiir ein aktives Wolfsmanagement.

Zweitens. Versprochen — gehalten. Schwarz-Rot liefert.

Drittens. Die Trendwende hinsichtlich des Wolfs ist da.
Damit ist auch die Realpolitik wieder da. — Vielen lieben
Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Fraktion der AfD spricht Herr Schenk.

Gerhard Schenk (Bebra) (AfD):

Frau Présidentin, verehrte Damen und Herren! Der vor-
liegende Gesetzentwurf wird die weitere Vermehrung der
Wolfe und die damit verbundene Bedrohung nicht verhin-
dern. Das ist ein Bundesthema. Es ist der populistische
Versuch, den Tierhaltern und Biirgern triigerische Sicher-
heit zu vermitteln.

(Beifall AfD)
Der Handlungsbedarf besteht seit mindestens 20 Jahren.

Schweden zeigt, wie die Wolfe territorial und im Bestand
begrenzt werden. Die Wolfspopulation war nie bedroht.
Die andere Frage, inwieweit die hiesige Wolfspopulation
inzwischen hybridisiert ist, will ich jetzt gar nicht themati-
sieren. Es zeugt schon von kindlicher Naivitét, zu glauben,
Weidetiere mit Nylonzédunchen und etwas Strom schiitzen
zu konnen. Die Herdenschutzhunde werden selbst zu Op-
fern.

Wenn Sie sehen wollen, wie wolfssichere Zaune aussehen,
empfehle ich Thnen einen Gang in den Tierpark oder in
den Zoo. Sie konnen zum Beispiel in Darmstadt in die
Fasanerie gehen oder in den Wildpark Kniill. Dort kénnen
Sie das in Augenschein nehmen.

(Beifall AfD)

Verehrte Damen und Herren, wegen Threr Untétigkeit sind
iiber die Jahre viele Tausend Nutz- und Haustiere aller
Art grausam zum Opfer geworden. Ein Schutz fiir Nutz-
tiere besteht nicht. Viele Tierhalter mussten seither aus
Ohnmacht oder wegen psychischen Drucks aufgeben. Den
herzzerreiBenden Brief und das Leiden einer Pferdehalterin
habe ich frither schon einmal vorgetragen.

Mittlerweile leben mehrere Tausend Wolfe in Deutschland.
Der Fleischbedarf fiir ca. 2.000 Wolfe betragt 10.000 Kilo-
gramm pro Tag. Das sind im Jahr 3.650 Tonnen. Mit dem
Lebendgewicht der Opfertiere kommt noch ein Vielfaches
hinzu.

Wer glaubt, man koénne den Wolf dazu bringen, den wach-
senden Fleischbedarf ausschlieBlich durch Wildtiere zu de-
cken? Bei einer Kollision am 29. September 2024 mit zwei
Pferden auf der B 73 stirbt ein Taxifahrer. Aufgrund der
Spuren vor Ort besteht der schlimme Verdacht, dass die
Tiere von Wolfen gejagt wurden. Das ist erst der Anfang.

Ich mochte weitere Beispiele nennen. Im August 2024 gab
es einen Angriff der Wolfe in Stade. 50 Schafe waren tot.
Im September gab es 20 tote Schafe in Harburg. In Baut-
zen gab es im Oktober 20 tote Schafe, wenige Tage spiter
weitere 43. Eine Nacht spéter waren es noch einmal 50

weitere Schafe. Das sind nur wenige Beispiele. Das liefle
sich endlos fortsetzen.

Es bleibt natiirlich nicht nur bei Schafen, Rindern und
Pferden. Die Wolfe sind bekanntermafBen schlau. Sie wer-
den schnell merken, dass der Homo sapiens sein Revier
schon lange nicht mehr verteidigt.

Der kanadische Biologe Valerius Geist beschreibt die sie-
ben Stufen der Eskalation. In Brandenburg diirfte man
Stufe 5 erreicht habe. Wolfe toten Schafe mitten im Ort
und die Kélber in den Stillen. Sie greifen Spaziergidnger
an und erkunden Gérten. Fast tdglich erleben Tiere und
Menschen unangenehme Begegnungen. Sie zeigen oft kei-
ne Scheu vor den Menschen und sind deswegen besonders
gefahrlich.

Die Waldkindergérten sind landesweit bis auf Weiteres ge-
schlossen. Erinnern Sie sich an die Zeit, als die Kinder im
Wald gefahrlos spielen konnten? Ich erinnere mich schon.

Nun sind anscheinend auch Sie ein wenig kliiger gewor-
den. Wie in anderen Politikfeldern auch, iibernehmen Sie
die Forderungen der AfD-Fraktion.

(Beifall AfD)

Wir werden dem Gesetzentwurf deshalb zustimmen. — Ich
bedanke mich fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die SPD-Fraktion hat sich Herr Abgeordneter Ziegler
zu Wort gemeldet. Bitte schon.

Maximilian Ziegler (Vogelsberg) (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Seit unserer letzten Plenarsitzung gab es wichtige
Entwicklungen, die die Diskussion iiber den Wolf beein-
flussen. Die Bundesregierung hat einem Antrag der Euro-
paischen Kommission zugestimmt, den Schutzstatus des
Wolfes von ,,streng geschiitzt™ auf ,,geschiitzt zu dndern.
Das ist ein bedeutender Schritt, der zeigt, dass der Wolf
nicht nur in Hessen, sondern in ganz Europa fiir kontrover-
se Debatten sorgt.

Die Bundesregierung stand dabei in einem Dilemma: Ei-
nerseits waren die Bemithungen zum Schutz des Wolfes
erfolgreich, andererseits haben die Populationen in einigen
Regionen zugenommen — und damit auch die Konflikte.

Da sind wir wieder bei der Debatte hier in Hessen. Aus den
vergangenen Diskussionen im Plenum und im Ausschuss
sowie nach der Anhorung kénnen wir festhalten, dass kei-
ne Fraktion grundsétzlich gegen die Entscheidung ist, den
Wolf in das Jagdrecht aufzunehmen. Allen ist klar, dass
das Verdnderungen mit sich bringen wird, zu denen wir
unterschiedliche Ansichten haben; auf die AfD gehe ich
jetzt nicht ein.

Herr Miiller, Sie haben letztes Mal die Anderung der
Zustandigkeiten beim Wolfszentrum bedauert. Wir haben
mehrmals argumentiert, dass die Arbeit grundsitzlich wei-
tergefiihrt werden soll, jedoch unter dem Dach von Hes-
sen-Forst. Das HLNUG hat gute Arbeit geleistet, die wir
jetzt eben auch Hessen-Forst zutrauen. Griinde dafiir wur-
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den ausgetauscht. Unter anderem sind die Tétigkeiten im
Hauptamt besser zu bewiltigen.

Auch der Punkt, dass die Ausnahmegenehmigungen in
Deutschland das Problem darstellen, wird nun angegangen.
Wir glauben, dass die Verlagerung hin zur oberen Jagdbe-
horde funktionieren wird.

So bleibt der Punkt mit dem Wolfsmonitoring, den Sie an-
gesprochen haben. Alle Jagerinnen und Jéger — das hat der
Minister letztes Mal gesagt — sollen beim Wolfsmonitoring
im Rahmen ihrer Hegepflicht mitwirken. Sie kennen ihr
Revier, sie haben einen Jagdschein und eine Jagerpriifung
abgelegt. Wir glauben, dass das gelingen wird. Die Argu-
mente sind also ausgetauscht.

Ich fasse zusammen: Die Riickkehr des Wolfes bedeutet
neue Herausforderungen. Wir wollen den Wolf als Teil
unserer Natur erhalten. Aber wir miissen auch sicherstel-
len, dass die Menschen hier in Hessen gut mit ihm leben
konnen. Viele Menschen sind besorgt — nicht nur Weide-
tierhalterinnen und Weidetierhalter, auch Menschen, die in
landlichen Gebieten leben; Kollege Leyh hat das gesagt.
Diese Sorgen nehmen wir ernst.

Der Gesetzentwurf, den wir hier vorlegen, gibt uns die
Moglichkeiten, flexibel und angemessen zu reagieren,
wenn der Herdenschutz nicht ausreicht oder es zu wie-
derholten Problemfillen mit sogenannten Problemwdlfen
kommt. Wir schaffen die Voraussetzungen fiir ein in der
Zukunft liegendes Bestandsmanagement und eine Populati-
onskontrolle. Das wird dann irgendwann notwendig sein,
um ein Gleichgewicht herzustellen.

Wir dndern die Weidetierschutz-Richtlinie. Die Einfiihrung
der Weidetierpramie und der Ausbau des Herdenschutzes
sind zentrale Mallnahmen, die wir weiter vorantreiben und
mitdenken.

(Beifall SPD und CDU)

Wir handeln unbiirokratisch, indem wir durch die Beweis-
lastumkehr bei Rissen auch dann entschidigen, wenn der
Wolf als Schadensursache nicht abschlieBend geklart ist.
Hessen-Forst wird eine entscheidende Rolle dabei spielen,
das Wolfsmanagement in unserem Land zu gestalten.

Das sind allesamt gute Griinde, meine Damen und Herren,
das Vorhaben der Koalition zu unterstiitzen.

Ich mdchte noch auf einen wichtigen Punkt eingehen. Es
geht im Anderungsantrag um die rechtsverbindliche Festle-
gung — das hat der Kollege eben auch schon gesagt — der
Flachenkulisse des Biosphérenreservats Rhon, wie von der
UNESCO gefordert. Inhaltlich wird es keine Anderungen
an den Fliachenkulissen des Biosphérenreservats geben.
Wir haben hier dasselbe Ziel, ndmlich den Schutz der Na-
tur sicherzustellen. Deshalb besteht auch kein Grund, diese
Thematik kiinstlich zu verschérfen.

Zum Abschluss: Die Anpassungen des Schutzstatus durch
die Bundesregierung und der Vorschlag der Anderung des
Hessischen Jagdgesetzes sind Teil einer neuen, pragmati-
schen Herangehensweise. Es geht darum, die erfolgreiche
Wiederansiedlung des Wolfes so zu steuern, dass sie fiir al-
le Beteiligten — fiir die Tiere, die Menschen und die Natur
— tragbar bleibt. Es ist an uns, diese Balance zu schaffen.
Ich bitte um Zustimmung. — Vielen Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir BUNDNIS 90/DIE GRUNEN erteile ich Herrn Miiller
das Wort. Bitte schon.

Hans-Jiirgen Miiller (Witzenhausen) (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Frau Présidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Nach-
dem Herr Leyh einen Ausflug in die Bundespolitik ge-
macht haben, will ich sachlich zuriick nach Hessen kom-
men.

Die heutige dritte Lesung musste stattfinden, weil Sie mit
dem Jagdgesetz im Huckepackverfahren eine Anderung
des Naturschutzgesetzes vornehmen wollen. Schade, dass
Sie uns als Opposition so spét dariiber informiert haben.
Das war kein guter Stil. Das haben wir frither anders ge-
macht.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Lachen
SPD — J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Na ja!)

Im hessischen Naturschutzrecht ist ganz klar festgelegt,
dass die Ausweisung von Gebietsgrenzen fiir Biosphéren-
regionen durch eine Rechtsverordnung zu geschehen hat.
Sie von der Regierungskoalition wollen die Absicherung
fir diese und fiir moglicherweise zukiinftige Regionen
auf einem ganz niedrigen Niveau verankern. Das lehnen
wir im Interesse der Regionen und im Interesse des Natur-
schutzes ab.

Bei einem so herausragenden Projekt wie der Biosphéren-
region Rhon sollte ein hochstmoglicher Schutzstatus gel-
ten. Eine Allgemeinverfiigung, die Sie hier einfithren wol-
len, ist genauso schnell wieder aufgehoben, wie sie erstellt
wurde. Das reicht uns fiir ein so herausragendes Projekt
wie die Biosphdrenregion Rhon nicht aus.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Unklar bleibt auch, wie Sie die Erweiterung der Kernzo-
ne Rotes Moor in der Rhon schiitzen wollen, nachdem
Sie schon die Umwandlung von Naturwaldentwicklungs-
flichen zu Naturschutzgebieten gestoppt haben.

Nach unserer internen Anhdrung — eine Ausschussanho-
rung haben Sie uns verweigert — zweifeln wir nicht daran,
dass Sie sich mit der vorgesehenen Allgemeinverfiigung
im Rahmen des geltenden Rechts bewegen. Dem Biosphé-
renreservat Rhon gestehen Sie aber damit nur den geringst-
moglichen Schutz zu, der rechtlich zu akzeptieren ist.

Das scheint auch die Richtschnur fiir den Naturschutz der
Regierungskoalition zu sein: Naturschutz abbauen, wo es
nur immer geht.

(Widerspruch Maximilian Ziegler (Vogelsberg)
(SPD))

Uns reicht ein Minimalnaturschutz nicht aus.
(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Lassen Sie mich noch ein paar Sétze zum eigentlichen In-
halt des Jagdgesetzes sagen, auch wenn es sich wiederholt.
Die Ubertragung von originiren Zustindigkeiten der obe-
ren Naturschutzbehdrde auf eine andere Behorde lehnen
wir ab. Dieser Schritt, den Sie da vornehmen, wird die
rechtssichere Entnahme von Problemwdlfen anfalliger fiir
Klagen vor unseren Gerichten machen.
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Die mit dem Gesetzentwurf vorgenommenen Anderungen
bei der Zustindigkeit fiir das Wolfsmonitoring und den
Wolfsmanagementplan lehnen wir ab. Einen entsprechen-
den Enthusiasmus bei Hessen-Forst fiir die Ubernahme
konnte ich iibrigens bisher liberhaupt nicht feststellen.

Die sich anbahnenden Anderungen bei dem Schutzstatus
des Wolfs in der Berner Konvention machen eine wissen-
schaftliche Grundlage fiir das Wolfsmonitoring wichtiger
denn je; denn nur, wenn diese Grundlage gegeben ist, wird
zukiinftig auch ein regional verankertes Bestandsmanage-
ment moglich sein.

Wir halten es deshalb fiir falsch, auf die mit viel perso-
nellem Einsatz aufgebaute Expertise des HLNUG deshalb
zukiinftig zu verzichten. Am Ende befiirchten wir auch
hierdurch Nachteile fiir die Weidetierhalter durch ein an-
greifbares Wolfsmonitoring. Auflerdem werden diese Um-
stellungen die hessischen Steuerzahler Geld kosten und am
Ende womoglich ein Zustdndigkeitschaos auslosen.

Das ist alles nicht notwendig. Deshalb hatten wir unsere
Anderungsantrige im Ausschuss gestellt. Deswegen hier
noch einmal in aller Klarheit: Wolf ins Jagdrecht — ja,
Zustandigkeitsdnderungen beim Wolfsmanagement — nein.
Die Aufnahme des Wolfs in das hessische Jagdrecht hat
auf absehbare Zeit auch keine Auswirkungen auf die hessi-
schen Weidetierhalter.

Eine Hilfe wire aber, wenn die Vorginge fiir Bewilli-
gungen und Auszahlungen nach der hessischen Weidetier-
schutz-Richtlinie deutlich beschleunigt wiirden. Hierbei
gibt es eklatante Missstinde. Wir wissen, dass bewilligte
Mittel fiir den Herdenschutz aus dem Herbst 2023 noch
nicht zur Auszahlung gekommen sind und dass Antrige
aus dem Friihjahr 2024, die den Herdenschutz im laufen-
den Jahr eigentlich verbessern sollten, immer noch nicht
bewilligt wurden. Ursache dafiir sind viel zu lange Bear-
beitungszeiten bei der WIBank.

Unsere Forderungen lauten deshalb — ich will sie an dieser
Stelle auch an das Ministerium geben — Gehen Sie diesen
Missstidnden konsequent nach, lassen Sie nicht zu, dass die
Zahlstelle bei der WIBank ein Bremsklotz bei der Abwick-
lung der notwendigen HerdenschutzmalBnahmen bleibt.
Viel zu viele Ubergriffe von Wélfen geschehen in Hessen
immer noch, ohne dass ein ausreichender Herdenschutz
vorhanden war. Das hat auch genau mit diesem Missstand
Zu tun.

Also: Es bleibt noch reichlich zu tun, bis wirklich etwas
Positives fiir die Weidetierhalter zu vermelden ist. Die Ver-
abschiedung dieses Gesetzentwurfs allein wird da nicht
reichen. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néchste Rednerin ist die Abgeordnete Knell von den Frei-
en Demokraten. Bitte schon.

Wiebke Knell (Freie Demokraten):

Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Heute ist ein guter Tag fiir Hessen. Endlich wird der Wolf
ins hessische Jagdrecht aufgenommen. Uns Freie Demo-
kraten freut das ganz besonders, und zwar aus mehreren
Griinden.

(Beifall Freie Demokraten)

Es ist ein guter Tag fiir unsere Weidetierhalter; denn die
Landespolitik und die Mehrheit des Landtags erkennen
heute erstmals die Lebensrealitdt dieser Menschen an. Das
geschieht nicht nur durch warme Worte im Wabhlkreis,
wie wir das in den vergangenen Jahren erleben konnten,
sondern dann auch durch unser Abstimmungsverhalten.
Jahrelang wurden die Sorgen und Note der Weidetierhalter
ignoriert und kleingehalten. Damit ist jetzt Schluss. Das ist
auch gut so.

Meine Damen und Herren, es geht jedoch nicht nur um die
Weidetierhalter, deren Schafe, Ziegen, Pferde und Kélber
gerissen wurden. Es geht um den ldndlichen Raum und
die Menschen, die dort leben. Das sind Menschen, die sich
nicht mehr trauen, mit ihrem Hund durch Feld und Wald zu
gehen.

(René Rock (Freie Demokraten): So ist es!)

Es sind Menschen, die besorgt sind, wenn sie mit ihrem
Pony ausreiten oder ihre Kinder ausreiten lassen. Es sind
Eltern, die z6gern, ihre Kinder morgens alleine zum Bus
laufen zu lassen, weil sich regelméBig Wolfe in der Nahe
aufgehalten haben, wie in Bebra zum Beispiel. Es sind
Anwohner, die um ihre Haustiere fiirchten, nachdem ein
Wolf ein Reh im Vorgarten verspeist hat.

Meine Damen und Herren, als FDP-Fraktion weisen wir
seit vielen Jahren auf diese Sorgen hin. Das ist in den ver-
gangenen Jahren mein personliches Thema gewesen. Ich
wurde am Anfang beldchelt. Spater wurde ich beschimpft,
ich wurde auch bedroht. Irgendwann waren auch alle ge-
nervt davon: Da kommt die schon wieder mit ihrem Wolf-
Gedons. — Ich erinnere mich sehr gut an diese Spriiche. Die
Miihlen mahlen manchmal langsam in der Politik. Heute
kann ich aber doch auch mit ein wenig Zufriedenheit sa-
gen: Es lohnt sich, auch hartnickig an Themen dranzublei-
ben.

(Beifall Freie Demokraten)

Es ist auch kein Zufall, dass das aktive Bestandsmanage-
ment der Wolfe im Koalitionsvertrag der Ampel gelandet
ist. Es ist auch kein Zufall, dass auf europdischer Ebene
Bewegung in die Sache kommt, was den Schutzstatus be-
trifft. Das liegt daran, dass sich viele Menschen {iber Jahre
hinweg auch gegen viele Widerstinde — auch in diesem
Hause — dafiir eingesetzt haben. Jetzt sehen wir allméhlich
einen Erfolg. Das ist gut so.

(Beifall Freie Demokraten)

Jetzt hat der Kollege Leyh viel von Dank gesprochen. Ich
weill, Dankbarkeit kann man in der Politik nicht erwarten,
aber: Es wurde allen gedankt, nur nicht der FDP; dabei
waren wir diejenigen, die das Ganze vorangetrieben haben.
Das wire dann schon irgendwie schon gewesen.

(Dominik Leyh (CDU): Ich lade dich ein!)

— Geschenkt, geschenkt. — Meine Damen und Herren, die
Wolfspopulation in Hessen wichst exponentiell. Das wird
auch weiterhin der Fall sein, solange geniigend Nahrung
vorhanden ist. Diese Nahrung ist in Hessen reichlich vor-
handen. Der Tisch ist reichlich gedeckt. Deswegen brau-
chen wir in Zukunft einen anderen Umgang mit dem Wolf.
Wir miissen ein Zusammenleben mit dem Wolf als Beute-
greifer organisieren — auch durch Bejagung, wie wir es mit
vielen anderen Wildtierarten auch machen. Das ist jeden-
falls unser Ziel.
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(Beifall Freie Demokraten)

Um das zu erreichen, sind noch weitere Schritte notwendig
— auf europdischer Ebene, aber auch unser Engagement
im Landtag endet eben nicht mit der Aufnahme des Wolfs
in das Jagdrecht. Wir Freie Demokraten werden diesen
Prozess konstruktiv begleiten.

Meine Damen und Herren, ich mochte auch noch einige
Sitze zur Anderung bei den Biosphirenreservaten sagen.
Diese Anderungen — da haben die GRUNEN recht — wur-
den uns mehr oder weniger untergejubelt. Jagdrechtliche
Vorschriften haben damit eigentlich nichts zu tun. Ich ver-
stehe auch, dass Sie von den GRUNEN sich aufregen.
Man sollte aber auch zur Kenntnis nehmen: Die Koalition
andert jetzt, dass Biosphdrenreservate kiinftig per Allge-
meinverfliigung des Ministers erklart werden kénnen und
nicht mehr per Rechtsverordnung. Das geschieht aus einem
bestimmten Grund. Wir stehen unter massivem Zeitdruck
beim Biosphérenreservat Rhon. An dieser Situation ist Thre
ehemalige Ministerin, Priska Hinz, nicht ganz unbeteiligt.
Das ist ein Verfahren, das man nicht eben in ein paar
Monaten durchziehen kann.

Deswegen kann ich fiir die Fraktion der Freien Demokra-
ten sagen: Wir wiinschen uns, dass die Beteiligungsverfah-
ren, die nach der jetzt noch giiltigen Regelung vorgeschrie-
ben sind, nicht hinten runterfallen. Beteiligung ist total
wichtig — iibrigens bei jedem Thema — fiir die Akzeptanz
vor Ort. Daran sollten wir nichts schleifen. Wir wissen
aber, dass das Naturschutzgesetz in dieser Legislaturperi-
ode noch einmal angefasst wird. Da werden wir hoffentlich
auch ausreichend Gelegenheit haben, das im Detail zu dis-
kutieren.

(Beifall Freie Demokraten)

Wir stimmen diesem Gesetzentwurf jedenfalls zu. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt CDU und
SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung spricht Herr Staatsminister Jung.
Sie haben das Wort, bitte sehr.

Ingmar Jung, Minister fiir Landwirtschaft und Um-
welt, Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat:

Frau Prisidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wer hitte das gedacht, dass wir im Oktober des Jahres
2024 hier stehen und alle Fraktionen heute weitgehend ein-
miitig der Aufnahme des Wolfs ins Jagdrecht zustimmen
— zumindest ihr nicht widersprechen, wenn ich die Reden
richtig verstanden habe?

(Beifall CDU und SPD)

Man kann zuriickblicken. In der Tat: Es hat sich gelohnt,
standhaft zu bleiben. Vielen Dank an die FDP, liebe Frau
Knell.

(Wiebke Knell (Freie Demokraten) verneigt sich. —
Yanki Piirsiin (Freie Demokraten): Gerne gemacht!)

In der Tat, die FDP ist {iber Jahre standhaft geblieben. Die
CDU hat das als Partei tibrigens auch iiber Jahre vertreten.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD — Wiebke Knell
(Freie Demokraten): Na ja, na ja!)

Ich sage auch Herrn Miiller herzlichen Dank, der die Beja-
gung des Wolfs auch fiir richtig gehalten hat. Liebe Frau
Knell, ich habe eine gewisse Vorstellung davon, dass das
innerhalb der griinen Partei manchmal sogar etwas schwie-
riger ist als innerhalb der FDP.

Allen, die immer gesagt haben: ,,Jhr bekommt das nicht
hin“, entgegne ich: Der Ministerprasident hat das im Wahl-
kampf immer gesagt. Da haben alle gesagt, das sei nur ein
Wahlkampfschlager. Wir haben es im Koalitionsvertrag.
Da sagten Sie: Ihr macht das doch ohnehin nicht. Thr macht
das doch nur als Schlager jetzt zum Auftakt. — Wir haben
es in das Sofortprogramm aufgenommen. Viele haben ge-
sagt, am Ende kdme das nicht. Heute spricht sich niemand
im Hessischen Landtag mehr dagegen aus, und wir werden
den Wolf mit der dritten Lesung in das Jagdrecht aufneh-
men. Das ist ein groBer Erfolg, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU, SPD und Freie Demokraten — Zuruf
Gerhard Schenk (Bebra) (AfD))

— Ich sage gleich noch etwas zu lhnen. Dass wir heute
in der dritten Lesung hier stehen und wissen, dass die Bun-
desregierung dafiir sorgen wird, dass im EU-Umweltminis-
terrat ndchste Woche der Herabstufung des Schutzstatus
zugestimmt wird, dazu sage ich ganz offen: Daran hatte ich
nicht geglaubt, als wir bei der zweiten Lesung waren. —
Diese Bundesregierung, die uns noch vor ein paar Wochen
erklért hat, der einzige Weg sei das Schnellschussverfahren
— das Verfahren, das noch vor keinem Gericht gehalten
hat —, und eine Anderung auf europiischer Ebene mache
keinen Sinn, weil es zu lange dauern wiirde, ist nun umge-
fallen. Vielen Dank an alle, die an der Stelle standgehalten
haben. Heute ist ein wirklich guter Tag, meine Damen und
Herren.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD — Wiebke Knell
(Freie Demokraten): Danke! Wer hat es erfunden? —
Zuruf Gerhard Schenk (Bebra) (AfD))

— Herr Schenk, wenn Sie jetzt die ganze Zeit dazwischen-
rufen,

(Gerhard Schenk (Bebra) (AfD): Nur einmal!)

fallt mir auf, dass ich mich korrigieren muss. Es stimmt gar
nicht, dass sich alle Fraktionen heute dafiir ausgesprochen
haben. Sie haben gesagt, dass es naiv sei, dass das populis-
tisch sei, was hier vorgeschlagen werde. Ich freue mich,
dass die FDP das dann offenbar heute ablehnen wird. Das
ist hervorragend.

(Wiebke Knell (Freie Demokraten) und weitere Zu-
rufe: AfD! — Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
Vorsicht, Vorsicht!)

— Habe ich FDP gesagt? Um Gottes willen, ich habe die
AfD gemeint.

(Vereinzelter Beifall AfD)

Sie haben erklért, dass sei naiv und populistisch, weil
Zaune nicht authielten. Zéune regeln wir in der Weide-
tierschutz-Richtlinie. Die Weidetierschutz-Richtlinie haben
wir gedndert. Da haben wir die Bedingungen, die Herr
Miiller auch zu Recht anspricht, die Biirokratiehiirden ab-
gebaut. Im Gesetzentwurf machen wir etwas ganz anderes.
Wer diese Rede eben halten konnte, der muss acht Monate
lang tief geschlafen haben in diesem Parlament. Ich bin



Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 23. Sitzung - 10. Oktober 2024 1413

froh, dass Sie den Gesetzentwurf heute offensichtlich ab-
lehnen werden.

(Beifall CDU, SPD, Freie Demokraten und verein-
zelt BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Meine Damen und Herren, jetzt muss dieses Momentum
auch genutzt werden. Jetzt miissen die nédchsten Schrit-
te kommen. Es muss schnellstmoglich die Beratung in
den Gremien der Berner Konvention fortgesetzt werden.
Gleichzeitig muss auf EU-Ebene die Anderung der FFH-
Richtlinie vorbereitet werden. Ich fordere die Bundesregie-
rung auf — Frau Knell, wenn Sie so tiefen Einfluss haben,
sorgen Sie dafiir —,

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Hat sie!)

noch in dieser Periode das Bundesnaturschutzgesetz zu an-
dern und die Voraussetzung dafiir zu schaffen, dass wir in
ein Bestandsmanagement einsteigen konnen. Das wire ein
grofler Erfolg, wenn Sie das hinbekommen wiirden.

(Beifall CDU — Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
Die Ampel muss bleiben, oder was? Sehr gut!)

— Ich habe doch gehort, dass ihr da so viel Einfluss habt.

Dann will ich noch etwas zu unserem Naturschutzgesetz
sagen. Ja, das kam natiirlich etwas spéter in das Verfahren.
Wir sind aber doch von der UNESCO dazu aufgefordert
worden. Uns ist erklart worden, es droht, dass wir den
Status verlieren. Es kommt am Ende die Biosphérenregion
in Gefahr. Deswegen haben wir gesagt, dass wir das Ver-
fahren finden miissen, das am schnellsten, am unbiirokra-
tischsten und am pragmatischsten dafiir sorgt, dass wir die
Gebietskulisse festschreiben konnen.

Herr Miiller, Sie haben eben gesagt, das wére auch fiir zu-
kiinftige Verfahren anwendbar. Ja, Sie haben recht. Wenn
das Gesetz so geédndert wird, ist es auch fiir zukiinftige
Verfahren anwendbar. Ich beziehe mich auf das, was auch
eben gesagt wurde: Wir werden das Naturschutzgesetz
noch in dieser Periode liberarbeiten. — Wenn Sie Sorge
haben, dass ich weitere Regionen in Hessen ausweisen
konnte, sage ich Thnen heute zu: Es bleibt bei dieser ei-
nen. Wir weisen keine weiteren bis zur Novelle des Natur-
schutzgesetzes aus. Dann beraten wir gemeinsam dariiber.
Vielleicht konnen Sie dann heute auch insgesamt zustim-
men. Es wire ein grofer Erfolg.

(Beifall CDU und SPD)

Ich sehe, dass die Redezeit zu Ende ist. Ich hétte zwar noch
etwas zu sagen, aber das lasse ich an dieser Stelle. Ich will
den Erfolg dieses Tages nicht dadurch triiben, dass ich zu
lange rede und sich dadurch andere moglicherweise aufge-
fordert fiihlen, auch noch zu reden. Ich bedanke mich fiir
die konstruktive Zusammenarbeit mit vielen Fraktionen.
Heute ist ein guter Tag. Lassen Sie uns feiern. — Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Es liegt noch eine Wortmeldung vor. Herr Schenk hat sich
noch einmal zu Wort gemeldet. Sie haben noch eine Minu-
te Redezeit. Bitte schon.

(Zuruf CDU: Aufgewacht! — Gegenruf AfD: Taiti,
tatil)

Gerhard Schenk (Bebra) (AfD):

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Herr Jung,
20 Jahre haben Sie geschlafen, was die Wolfsregulierung
angeht. Ein ganzjdhriger Schutz im hessischen Jagdrecht
ist keine Hilfe. Das geht erst, wenn das Bundesjagdrecht
gedndert wird — das heif3t, bei einem riesigen Bestand von
Wolfen, die wir heute schon haben.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Riesig?)

Ich befiirchte, die 40 % der Landwirte in Thiiringen, die
die AfD gewdhlt haben, und die 48 %, die es in Sachsen
gewesen sind,

(Zuruf SPD: Wir sind im Westen!)

haben ein geriitteltes Mal an Auftrieb gegeben, um in
dieser Sache voranzukommen. AfD wirkt. Man sieht es.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:
Nun liegen mir keine Wortmeldungen mehr vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Wir stimmen ab iiber den
Gesetzentwurf in der Fassung der Beschlussempfehlung.
Wer dem Gesetzentwurf zustimmen kann, den bitte ich um
Handzeichen. — Das sind die CDU, die SPD, die AfD, der
fraktionslose Abgeordnete Gaw und die Freien Demokra-
ten. Wer stimmt dagegen? — Wer enthélt sich? — Das ist die
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Damit ist dieser
Gesetzentwurf zum Gesetz erhoben.

(Beifall CDU und SPD)

Meine Damen und Herren, wir treten nun in die Mittags-
pause ein und treffen uns um 14:30 Uhr wieder hier.

(Unterbrechung: 13:32 bis 14:32 Uhr)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Sehr geehrte Damen und Herren, wir setzen die Tagesord-
nung fort. Ich rufe Tagesordnungspunkt 22:

Antrag

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Politische Bildung an Schulen stirken — Demokratie
verteidigen

— Drucks. 21/1149 —

zusammen mit Tagesordnungspunkt 46 auf:

Dringlicher EntschlieBungsantrag

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Politische Bildung und Wertevermittlung als fester Be-
standteil der schulischen Ausbildung wird stetig ausge-
baut und weiterentwickelt

— Drucks. 21/1176 —

Ich erteile dem Abgeordneten Sascha Meier, Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, das Wort.

Sascha Meier (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen, liebe Géste! Unsere liberale Demokratie
ist das Fundament unseres freiheitlichen und friedlichen
Zusammenlebens. Sie ist mehr als ein politisches System.
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Sie ist ein lebendiges Versprechen von Freiheit, Gleichheit
und Gerechtigkeit an alle Biirgerinnen und Biirger.

Doch dieses Versprechen ist kein Selbstlaufer. Es muss
von jeder Generation neu verstanden, gelebt und verteidigt
werden. Wir erleben derzeit, wie dieses Verstindnis ero-
diert. Unsere Demokratie ist von allen Seiten bedroht, und
zwar von innen wie von auflen, wie gestern sehr eindriick-
lich von Herrn Prof. Friedman klargemacht wurde.

(Zuruf AfD)

Rechtsextremistisches und islamistisches Gedankengut, an-
tisemitischer Hass, den wir leider gestern auch in diesem
Hohen Hause sehen mussten, von rechts, von links und
aus dem islamistischen Spektrum nehmen zu. Grundlegen-
de demokratische Werte werden vermehrt infrage gestellt.
Autokratische Regime wie Russland und China befeuern
das Ganze und versuchen gezielt, demokratische Wahlen
in westlichen Demokratien zu beeinflussen, unterstiitzt von
Extremisten in unserem Land mit dem Ziel, unsere Demo-
kratie zu destabilisieren.

Diese Entwicklungen sind nicht neu. Sie schreiten seit
Jahren voran. Doch zuletzt ist etwas Dramatisches ins
Rutschen gekommen. Wahrend Jugendliche und junge Er-
wachsene lange Zeit der liberalen Demokratie besonders
zugeneigt waren, beobachten wir nun den besorgniserre-
genden Trend, dass rechtsextremistisches, antisemitisches
und demokratiefeindliches Gedankengut in diesen Alters-
gruppen zunimmt, und zwar in rasender Geschwindigkeit.
Zuletzt konnten wir bei den vergangenen Landtagswahlen
einen massiven Anstieg der AfD-Wahlergebnisse bei jiin-
geren Wihlerinnen und Wihlern erkennen.

(Demonstrativer Beifall AfD)

Diese Tendenzen beginnen nicht erst bei den iiber 18-Jah-
rigen. Schulleitungen und Lehrkréfte berichten von einer
massiven Zunahme rechtsextremer Vorfille an Schulen,
von immer jiingeren Schiilerinnen und Schiilern, teils be-
reits an Grundschulen.

(Zuruf AfD: Was?)

In Hessen wurden im ersten Halbjahr 2024 87 rechtsextre-
me Vorfille an Schulen gemeldet. Im gesamten Jahr 2023
waren es noch 35 Fille. Wir reden hier von der Verwen-
dung rechtsextremer Symbole: Hakenkreuze, Hitler-Griif3e,
rassistische, antisemitische und faschistische AuBerungen,
die den Schulfrieden bedrohen und anderen Schiilerinnen
und Schiilern sowie Lehrkréiften Angst machen. Erst Ende
Juli gab es an der Kopernikusschule in Freigericht rechts-
extreme Gesdnge von bis zu 40 Schiilerinnen und Schiilern
zur neuen Hass-Hymne der extremen Rechten.

Bei Gespriachen an Schulen hére ich immer mehr von
solchen besorgniserregenden Vorfillen. Diese Entwicklung
ist dramatisch und beunruhigend. Hassbotschaften, Falsch-
meldungen und Extremismus finden ihren Weg in die Kop-
fe unserer Jugend. In einer Zeit, in der wir Zusammenhalt
brauchen, erleben wir Spaltung und Radikalisierung. Das
diirfen wir nicht hinnehmen. Unsere Schulen miissen Orte
sein, an denen Demokratie gelebt und gelernt wird, und
zwar noch stérker als bisher.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es wurde bereits viel angestoBen von der vorherigen
Landesregierung: Ausbau des Politik- und Wirtschaftsun-
terrichts, Demokratiebildung in der Lehrkréfteausbildung.
Wir nehmen auch die Initiativen der neuen Landesregie-

rung zur Kenntnis. Mit Blick auf die aktuellen Entwick-
lungen sagen wir aber klar: Wir brauchen nicht nur mehr
Politikunterricht, sondern auch einen weiteren massiven
Ausbau der Demokratiebildung und Extremismuspraventi-
on fiir alle Schiilerinnen und Schiiler jeden Alters und jeder
Schulform.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Jede Schulstunde muss zu einer Stunde fiir die Demokra-
tie werden, ob im Deutschunterricht durch die Analyse
politischer Reden, im Religionsunterricht durch die offe-
ne Auseinandersetzung mit eigenen und anderen Religio-
nen. Demokratie lebt im Sportunterricht, wenn Respekt,
Fairness und Teamgeist gefordert werden. Einiges davon
geschieht bereits aufgrund des groBartigen Engagements
unserer Lehrkrafte. Nun liegt es an der Politik, strukturelle
Rahmenbedingungen zu schaffen, damit alle Schiilerinnen
und Schiiler noch mehr von solchen Ansétzen profitieren
konnen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Da reicht es nicht, den Schulen kurz vor Schuljahresbeginn
eine neue Handreichung zur Wertevermittlung zuzuschi-
cken, die nur in Intensivklassen und damit nur fir einen
Bruchteil der Schiilerinnen und Schiiler gilt, in deren Ent-
wicklung offenbar niemand aus der Schulpraxis eingebun-
den war und deren Umsetzung mit hohem biirokratischen
Aufwand von Lehrkréften dokumentiert und von Schullei-
tungen kontrolliert werden soll.

Sehr geehrter Herr Staatssekretir Losel, wenn es um
den Ausbau demokratischer Wertevermittlung an unseren
Schulen geht, konnen Sie uns grundsétzlich an Threr Seite
wissen. Sie konnen auf die Lehrkrédfte und Schulleitungen
zdhlen, die jeden Tag Hochstleistungen fiir unsere Schiile-
rinnen und Schiiler erbringen. Sie haben selbst ein grof3es
Interesse daran. Aber bitte nicht so.

Verengen Sie nicht den Blick. Es braucht mehr Demokra-
tiebildung und Extremismusprivention fiir Schiilerinnen
und Schiiler jeden Alters und jeder Schulform, nicht nur
in Intensivklassen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Binden Sie alle relevanten Akteure ein, und unterstiitzen
Sie die Schulen bei der Umsetzung, zum Beispiel mit um-
fassenden Lehrkréftefortbildungen, Netzwerken, Unterstiit-
zungsangeboten wie beispielsweise der Uberfiihrung des
Modellprojekts ,,Starke Lehrer — starke Schiiler (Hessen)*
in den Regelbetrieb, anstatt ganze Schulen kurz vor Schul-
jahresbeginn vor vollendete Tatsachen zu stellen und die
ohnehin belasteten Lehrkrifte und Schulleitungen mit zu-
satzlicher Biirokratie zu konfrontieren.

In Threm Dringlichen EntschlieBungsantrag feiern Sie sich
vor allem fiir die Errungenschaften von Schwarz-Griin und
bleiben im Ungefahren fiir die Zukunft. Leider nutzen Sie
diesen Antrag nicht, um klarzumachen, dass es keine Ein-
schnitte bei der politischen Bildung geben wird. Ein wich-
tiges Signal wire das allemal.

Fiir uns ist hingegen klar: Die Medienbildung spielt eine
zentrale Rolle bei der Demokratiebildung von Kindern und
Jugendlichen sowie bei der Lehrkrifteaus- und -weiterbil-
dung.

Rechtsextreme Akteure haben auf sozialen Medien wie
TikTok eine Monopolstellung erlangt, weil sie von der Lo-
gik der sozialen Medien profitieren. Populistische Inhalte
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emotionalisieren und werden vom Algorithmus mit Reich-
weite belohnt. Ein Grofteil der Kinder und Jugendlichen
bewegt sich regelméfig in diesen Filterblasen und Echo-
kammern von extremistischem Hass und Hetze, in denen
sich Videos von Alice Weidel und Sahra Wagenknecht die
Klinke in die Hand geben,

(Zuruf Dr. Frank Grobe (AfD))

auf denen Kinder und Jugendliche quasi dauerbeschallt
werden mit demokratiefeindlichen, rassistischen und popu-
listischen Positionen und Putins Kriegspropaganda. Wir
diirfen sie darin nicht alleinlassen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Priifung der Netzwerkreglementierung liegt sicherlich
nicht in der Hand der Landesregierung. Aber es liegt in
Threr Hand, unsere Kinder und Jugendlichen iiber die Ge-
fahren aufzukldren und ihnen Werkzeuge an die Hand zu
geben, um wahre Informationen von Fake News und Pro-
paganda zu unterscheiden.

Deshalb fordern wir die Offensive ,,Medienbildung fiir die
Demokratie”. Eine Grundlage dafiir ist mit dem Pilotpro-
jekt fir das Schulfach ,,Digitale Welt* geschaffen. Dieses
muss nun schnell und flichendeckend mit einem klaren
Schwerpunkt auf demokratische Medienbildung ausgerollt
werden. AuBlerdem braucht es umfassende Qualifizierungs-
mafBnahmen fiir Lehrkrifte.

Worin wir uns fast alle einig sind: dass die Erinnerung an
die Verbrechen des Nationalsozialismus und des Holocaust
bei der historisch-politischen Bildung und der Demokratie-
erziechung an unseren Schulen unverzichtbar ist. Es reicht
aber nicht, das nur im Lehrplan zu verankern. Wir haben
gehort, dass Schiilerinnen und Schiiler an einer Schule im
Landkreis Darmstadt-Dieburg die Schule verlassen haben,
ohne dieses Thema im Unterricht behandelt zu haben. Das
darf nicht passieren. Hier muss das Kultusministerium si-
cherstellen, dass so etwas nicht wieder vorkommt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es braucht eine verbindliche Verkniipfung mit Angebo-
ten von Holocaust-Gedenkstétten und anderen auf3erschuli-
schen Einrichtungen, wie der Bildungsstitte Anne Frank
oder dem Fritz Bauer Institut. Unser Ziel ist, dass alle
hessischen Schiilerinnen und Schiiler mindestens einmal
wiahrend ihrer Schulzeit eine Holocaust-Gedenkstitte besu-
chen. Solche Besuche diirfen nicht an organisatorischen
oder finanziellen Hiirden scheitern.

Fiir eine umfassende Demokratiebildung fordern wir au-
Berdem eine frithzeitige Einbindung von Kindern und Ju-
gendlichen in demokratische Prozesse. Last, but not least
fordern wir ein Demokratieférdergesetz, ein Gesetz, das
klare Leitlinien setzt und die Demokratiebildung nachhal-
tig fordert. Es reicht nicht, schone Worte zu finden; wir
brauchen Taten. Ich freue mich iiber Thr Bekenntnis dazu,
liebe CDU, liebe SPD. Uber ein Bekenntnis geht es bei
Thnen in diesem Antrag aber nicht hinaus. Wann kommt
ein Demokratiefordergesetz? Was soll das Gesetz beinhal-
ten? Bestandteile eines solchen Gesetzes miissen die nach-
haltige Forderung von Demokratieprojekten, die Erh6hung
der Planungssicherheit fiir die Trager und die Starkung der
Zivilgesellschaft sein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Herausforderungen
sind groB}, aber nicht uniiberwindbar. Es liegt an uns, die
richtigen Weichen zu stellen. Unsere Demokratie ist stark,

wenn wir sie stirken. Ich denke an meine eigene Schulzeit
zuriick, an Lehrerinnen und Lehrer, die mich gepragt ha-
ben, die mir beigebracht haben, kritisch zu denken, Fragen
zu stellen und fiir meine Uberzeugungen einzustehen. Die-
se Erfahrung wiinsche ich jedem Kind.

Stiarken wir unsere Schulen als Orte der Demokratie, des
Respekts und der Toleranz, und stirken wir unsere Lehre-
rinnen und Lehrer; denn auch sie starken unsere Schiilerin-
nen und Schiiler.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als nédchstem Redner gebe ich Herrn Abgeordneten Wen-
del von der Fraktion der CDU das Wort.

Christian Wendel (CDU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Im Hessischen Schulgesetz heifit es gleich
zu Beginn unter anderem:

,Die Schulen sollen die Schiilerinnen und Schiiler
befdhigen, in Anerkennung der Wertordnung des
Grundgesetzes und der Verfassung des Landes Hes-
sen ... die Grundrechte fiir sich und andere wirksam
werden zu lassen, ... staatsbiirgerliche Verantwor-
tung zu iibernehmen und ... mit anderen zur demo-
kratischen Gestaltung des Staates und einer gerech-
ten und freien Gesellschaft beizutragen, ...

Die Schule soll den Schiilerinnen und Schiilern die
dem Bildungs- und Erziehungsauftrag entsprechen-
den Kenntnisse, Fahigkeiten und Werthaltungen ver-
mitteln.*

Diesem Auftrag des Gesetzes sind wir verpflichtet, und
deshalb miissen unsere Schulen ,,Orte der Wertevermitt-
lung sein, an denen Grundprinzipien wie Toleranz, Solida-
ritdt und Respekt vermittelt werden. Genau so steht es im
Koalitionsvertrag von Union und SPD, und genau so ist
das filir uns ein zentrales Element unserer Bildungspolitik
fiir Hessen.

(Beifall CDU und SPD)

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit bilden die Grundlage
unseres Zusammenlebens. Der Demokratiebildung und -er-
ziehung kommt daher eine nicht zu unterschitzende Rolle
zu. Dabei sind unsere Schulen Orte der Wertevermittlung
und der demokratischen Partizipation. Es ist gut und rich-
tig, liebe Kolleginnen und Kollegen der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN, dass wir heute iiber dieses wichti-
ge Thema hier miteinander sprechen. Fiir uns als Koaliti-
onsfraktionen gilt, und so glasklar formulieren wir es in
unserem Dringlichen EntschlieBungsantrag:

»Freiheits- und demokratiegefdhrdende Ideologien
miissen politisch und gesellschaftlich bekampft wer-
den.”

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt Freie Demokra-
ten)

Wenn wir alle das so sehen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der Fraktion der GRUNEN, ist es richtig, dass Sie
rechtsextremistische und antisemitische Tendenzen und
Vorfille benennen. Das teilen wir ohne Abstriche. Aber



1416 Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 23. Sitzung - 10. Oktober 2024

es fehlt, dass Sie dariiber hinaus alle Formen des Extremis-
mus in [hrem Antrag benennen und verurteilen.

Wir tun das als Koalitionsfraktionen in unserem Dringli-
chen EntschlieBungsantrag, indem wir klar benennen, dass
alle antisemitischen, extremistischen und populistischen
Krifte eine Gefahr fiir unsere Demokratie sind. Deshalb ist
es so wichtig, dass wir der Demokratiebildung und Werte-
vermittlung an unseren Schulen eine hohe Bedeutung bei-
messen. Dazu gehort insbesondere, dass wir die historisch-
politische Bildung an unseren Schulen in Hessen weiter
starken, indem wir fiir alle Schiilerinnen und Schiiler die
Vermittlung der deutschen Geschichte und die Grundlagen
unserer Verfassungsordnung auch mit Exkursionen zu ent-
sprechenden Orten verbinden, etwa zu Orten der deutschen
Demokratiegeschichte, zu Gedenkstitten, Erinnerungsorten
sowie Museen, und dass wir Partnerschaften mit Schulen
in Israel und die enge Zusammenarbeit mit Kooperations-
partnern und Akteuren, wie der Bildungsstitte Anne Frank
und dem Jiidischen Museum Frankfurt, initiieren.

Wir wollen diese Besuche und Initiativen jedoch nicht per
Verpflichtung, sozusagen Top-down, verordnen, sondern
wir setzen auf den Diskurs und die Reflexion in den
Schulen, aus denen sich dann solche Initiativen ergeben.

Wir wollen eine Fokussierung auf praxisnahe politische
Bildung und Wertevermittlung, wir wollen aber auch dar-
auf achten, dass wir die Dinge nicht iiberfrachten. Gute po-
litische Bildung muss faktenbasiert und ausgewogen sein,
ohne dass jede Schulstunde unmittelbar zu einer Stunde
der Demokratie gemacht werden kann. Selbstverstindlich
ist die politische Bildung ein Querschnittsthema, und zwar
in allen Schulformen. Das will ich ausdriicklich betonen.
Fiir das Erlernen demokratischer Prozesse werden wir da-
her auch das Instrument des Klassenrats ausweiten. Aber
Fachunterricht, liebe Kolleginnen und Kollegen, sei es in
den Naturwissenschaften oder der Mathematik, hat eine
fachliche Logik und sollte nicht fiir politische Themen her-
angezogen werden. Hier sollten wir einer Uberforderung
aller Beteiligten vorbeugen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine Fokussierung ist
wichtig. So stellen wir nachdriicklich fest, dass die The-
men Nationalsozialismus und Schoah nach den Kerncurri-
cula im Fach Geschichte in der Sekundarstufe I und II
verpflichtend behandelt werden miissen.

(Beifall CDU und SPD)

Wir haben zudem verpflichtend den Politik- und Wirt-
schaftsunterricht in Hessen, und es gibt klare MaB3gaben,
wie das Fach Politik und Wirtschaft im Kerncurriculum zu
verankern ist.

Wir bekennen uns klar zur digitalen Bildung, die unsere
Schiilerinnen und Schiiler in die Lage versetzt, digitale
Medien kritisch zu reflektieren und politisch einzuordnen.
Unser Schulversuch, das neue Schulfach ,,Digitale Welt*,
ist ein Erfolgsmodell der digitalen Bildung.

Alle Lehrkrifte im Vorbereitungsdienst iiber alle Lehr-
amter hinweg setzen sich gemidB dem Kerncurriculum
mit Demokratiebildung und gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit auseinander.

Nicht zuletzt haben wir in diesen Plenartagen ausdriicklich
iiber die Bedeutung von NATO und Bundeswehr fiir unsere
Sicherheit gesprochen. Die Bundeswehr gehort in die Mitte
der Gesellschaft. Deshalb ist es richtig und wichtig, dass

die Jugendoffiziere in unsere Schulen gehen und dort will-
kommen sind.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt Freie Demokra-
ten)

Wir setzen diese gute Arbeit fort, die auch einen wichtigen
Beitrag dafiir leistet, dass sich unsere Schiilerinnen und
Schiiler noch umfénglicher mit sicherheitspolitischen Fra-
gen auseinandersetzen.

Die Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen las-
sen nicht nach darin, konsequent und zielgerichtet auf dem
Weg der politischen Bildung und Wertevermittlung weiter-
zugehen. Ich bin Staatsminister Armin Schwarz, Staatsse-
kretdr Manuel Ldsel und ihrem gesamten Haus ausdriick-
lich dankbar fiir die starke Initiative zur Wertevermittlung,
die mit Beginn des neuen Schuljahres eingefiihrt wurde.
Sie hat unmittelbar fiir die Schiilerinnen und Schiiler in
2.100 Intensivklassen begonnen. Lieber Kollege Meier, Sie
wissen, dass wir dabei nicht stehen bleiben. Sie wissen,
dass wir schon jetzt den weiteren Schritt planen.

Alle anderen Klassen und deren Lehrkrifte werden ermu-
tigt, sich an der Offensive zu beteiligen. Wir sammeln Er-
fahrungen und bewerten den eingeschlagenen Weg. Schon
jetzt ist das Ziel klar formuliert: Diese Initiative soll fiir al-
le Schiilerinnen und Schiiler in Hessen ausgebaut werden.

(Beifall CDU und SPD)

Es ist die gemeinsame Aufgabe von uns allen, dafiir zu
sorgen, dass in unserem Land und in unserer Gesellschaft,
in den Klassenzimmern und auf den Schulhéfen kein Platz
fiir Gewalt, kein Platz fiir Extremismus, kein Platz fiir
Antisemitismus ist. Das gilt fiir die, die hier leben. Das gilt
fiir die, die zu uns kommen. Dazu gibt es kein ,,Ja, und*
und kein ,,Ja, aber*. Dazu gibt es nur ein klares Ja. Daran
muss sich jede und jeder in diesem Land halten.

(Beifall CDU und SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ,,Demokratic ist die
Grundlage fiir Freiheit, Selbstbestimmung, soziale Sicher-
heit und Wohlstand®. Sie ,,muss fortlaufend erlernt, gelebt,
vorgelebt, geschiitzt und verteidigt werden®. Das ist unse-
rem Dringlichen EntschlieBungsantrag vorangestellt. Unser
Dank gilt allen, die sich dafiir einsetzen. Lassen Sie uns
gemeinsam an dieser wichtigen Aufgabe weiterarbeiten —
fiir unsere Demokratie und fiir unsere Schiilerinnen und
Schiiler in Hessen. — Ich danke Thnen.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als ndchstem Redner erteile ich Herrn Abgeordneten
Scholz von der Fraktion der AfD das Wort.

Heiko Scholz (AfD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, verehrte Damen und Her-
ren! Bei den jiingsten demokratischen Wahlen in Sachsen,
Thiiringen und Brandenburg wurde die AfD unter den jun-
gen Wihlern starkste Kraft.

(Beifall AfD)

Das ist ein Trend, der sich bereits bei den hessischen
Landtagswahlen und den Wahlen zum EU-Parlament zu-
vor abzeichnete. Es ist uniibersehbar: Unsere Jugend wihlt
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freiheitlich, konservativ und zu Threm aller Leidwesen pa-
triotisch; und das ist auch gut so.

(Beifall AfD)

In den etablierten Parteien und sozialen Konsensmedien
verbreitet sich Ratlosigkeit gegeniiber dieser Entwicklung.
Bisher war es doch der Verschworungstheorien verbreiten-
de, schwurbelnde alte weile Mann, der vom politisch-me-
dialen Komplex als Gefahr fiir unsere Demokratie ausge-
macht wurde.

(Beifall AfD)

Unvergessen auch die Angstkampagne von ,.Fridays for
Schulschwinzen® zur letzten Bundestagswahl. Kinder und
Jugendliche sollten im Hinblick auf einen drohenden Kli-
matod doch bitte mit ihren Eltern und Grofeltern reden,
um sie zur richtigen, also pro GRUNEN, Stimmabgabe zu
bewegen.

(Beifall AfD)

Und jetzt? — Jetzt stellen all diese medienschaffenden
links-griinen Spindoktoren und nicht zuletzt die links-grii-
ne Gesinnungsfraktion in diesem Hause fest, dass ihnen die
so sicher geglaubte Wéhlerklientel keinen Glauben mehr
schenkt und plétzlich AfD wihlt.

(Beifall AfD)

Pl6tzlich verhallt auch der Ruf nach Herabsetzung des
Wahlalters auf 16 Jahre auf Landes- und Bundesebene —
wie schnell sich doch das Blatt wenden kann.

(Beifall AfD)

Angesichts der Tatsache, dass die GRUNEN bei den letz-
ten Wahlen weit {iber 20 % dieser jungen Wahlerschicht
verloren haben, prasentiert uns heute deren hessische Frak-
tion die Losung dieses Problems mit ihrem Setzpunktan-
trag ,,Politische Bildung an Schulen stirken — Demokratie
verteidigen®.

Pl6tzlich sprechen die GRUNEN unserer Jugend die Fi-
higkeit ab, sich selbst eine objektive und eine eigene Mei-
nung zu bilden.

(Beifall AfD)

Man beschwort Bilder vom unheilvollen Einfluss der so-
zialen Netzwerke und ausliandischer Einflussnahme autori-
tarer Regime. Der Verweis auf die Videoplattform TikTok
darf natiirlich auch nicht fehlen. Der Ausbreitung demo-
kratiefeindlicher Positionen wird das Wort geredet, ohne
genau zu definieren, was denn diese Positionen wohl sind.

(Beifall AfD)

Die SPD-eigene Friedrich-Ebert-Stiftung bewertet bereits
die Aussage ,,Politiker sollen sich zundchst um das Wohl
des eigenen Volkes sorgen™ als latent rechtsextrem und
damit demokratiegefdhrdend — man hoére und staune. Eine
Aussage, die in 99 % der Léander dieser Erde als normal
gilt, soll in Deutschland als rechtsextremistisch eingeord-
net werden.

(Beifall AfD — Zurufe AfD: Oh!)

Dabei hat man doch in der Vergangenheit mit zahlreichen
teuren schulischen Aufklarungsprogrammen versucht, die-
se linken Weltbilder regelrecht in die Kopfe unserer Kinder
und Jugendlichen zu hdmmern. Und trotzdem erdreistet
sich doch diese Jugend, konservative und freiheitliche und

damit v6llig normale Positionen zu vertreten und mehrheit-
lich, wie gesagt, die AfD zu wihlen.

(Beifall AfD)

Das sei bf:sorgniserregend, so Thr Ton. — Ja, in der Tat,
liecbe GRUNE - allerdings wohl in erster Linie fiir Thre
Mandate in den Parlamenten, nicht wahr?

(Beifall AfD)

Daher lautet IThr Losungsansatz: mehr vom Gleichen, wie
Sie es unter Punkt 2 Thres Antrages fordern, mehr griine
Demokratiebildung und Extremismuspriavention an unse-
ren Schulen. Ich zitiere: ,,JJede Schulstunde muss zu einer
Stunde fiir die Demokratie werden!* Damit meinen Sie na-
tiirlich ein Demokratiebild nach Threm Selbstverstdndnis.

(Beifall AfD — Zuruf Mathias Wagner (Taunus)
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Die Axt wird geschérft: Indoktrination von der Wiege bis
zur Bahre, rot-griine Bestrahlung bereits ab drei Jahren,
politische Bildung und Frithsexualisierung schon im Kin-
dergarten. Nur nichts der freien Meinungsbildung iiberlas-
sen. Besser das Denken in Ketten legen — Frau Faeser sei
Dank. Der schwarze Kanal — Entschuldigung, Staatsfunk
,»Tagesschau® und ,,Panorama“ erledigen dann den Rest.

(Beifall AfD)

Warum kommt mir das so vertraut vor? — In meiner DDR-
Schul- und -Studienzeit nannte man das ,,Erzichung zum
sozialistischen Klassenstandpunkt™. Trotzdem stehe ich
heute als Vertreter einer biirgerlich-freiheitlichen rechts-
konservativen Partei hier vor Thnen und nehme mein de-
mokratisches Recht wahr, Thnen meine Argumente entge-
genzuhalten.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Herr Abgeordneter Scholz, wiirden Sie eine Zwischenfrage
zulassen?

Heiko Scholz (AfD):

Nein, danke. — Nur nebenbei: Genauso wenig, wie bei
mir die Erziehung zum richtigen Klassenstandpunkt im
DDR-Regime gefruchtet hat, genauso wenig werden IThre
Bemiihungen fruchten, unsere Kinder und Jugendlichen im
Sinne IThrer einseitig interpretierten Demokratievorstellung
zu erziehen — ganz im Gegenteil.

Erzeugte bei mir damals der real existierende Sozialismus
im selbst ernannten Arbeiter- und Bauernstaat eine uniiber-
briickbare gedankliche Kluft zu den hehren Idealen, die im
Staatsbiirgerkundeunterricht gepredigt wurden, so ist das
heute dhnlich.

Die von Thnen vermittelte Botschaft von Vielfalt und mul-
tikultureller Gesellschaft, in der sich ja alle so lieb haben,
ist mit den real existierenden Zustdnden in unseren Klas-
senrdumen, auf unseren Schulhdfen, in den Diskotheken
und in unseren Stadten nicht mehr vereinbar.

(Beifall AfD)

Oder wie sonst erkldren Sie sich die jlingste Forderung
des Présidenten des Deutschen Lehrerverbandes, Stefan
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Diill, nach professionellen Sicherheitsdiensten auf unseren
Schulhofen?

(Zuruf AfD: Hort, hort!)

Die Zahlen dazu lieferte dankenswerterweise passend letz-
te Woche das Bundeskriminalamt. Stieg die Zahl der deut-
schen tatverdidchtigen Kinder und Jugendlichen von 2020
auf 2023 um 9 %, waren es bei den nicht deutschen ju-
gendlichen Tatverdidchtigen 28,4 %. Diese Zahlen liigen
nicht.

(Beifall AfD)

Von dieser Entwicklung sind zuerst unsere eigenen Kinder
und Jugendlichen betroffen, egal ob mit oder ohne Migrati-
onshintergrund, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD)

Sie sind es, die mit ihren eigenen Bildungs- und Entwick-
lungschancen fiir die nach wie vor schrankenlose und
groftenteils illegale Masseneinwanderung bezahlen miis-
sen.

(Zurufe)

Dafiir tragen Sie alle in diesem Haus zumindest eine
Mitverantwortung, meine Damen und Herren der selbst
ernannten demokratischen Fraktionen.

(Beifall AfD — J. Michael Miiller (Lahn-Dill)
(CDU): Hat er jetzt ,selbst ernannt™ gesagt? — Ge-
genruf Robert Lambrou (AfD))

Mehr noch, zu viele unserer Jugendlichen haben IThre Poli-
tik mit dem eigenen Leben bezahlt. Konkret Michael Ky-
rath, Vater der von einem illegalen Zuwanderer ermordeten
Ann-Marie, fragte erst letzte Woche

(Anhaltende Zurufe und Gegenrufe J. Michael Miil-
ler (Lahn-Dill) (CDU) und Robert Lambrou (AfD))

im Hinblick auf die medienwirksam vergossenen Kroko-
dilstrinen IThres griinen Parteifreundes Cem Ozdemir in
einem offenen Brief auf der ,,Achse des Guten*: ,,Warum
erst jetzt?*

(Beifall AfD)

Uber 300 Elternpaare, die ihrer Kinder beraubt worden
sind, hatten sich an Familie Kyrath gewandt. Was ihre Fil-
le eint, sind finf Eckpunkte: immer das gleiche Téterprofil,
immer das gleiche Tatwerkzeug, immer die gleichen Tat-
motive, immer der nahezu gleiche Tathergang und letztlich
immer die gleichen Floskeln der verantwortlichen Politiker
nach einer solchen Tat.

(Beifall AfD)

Ich frage Sie hier und jetzt noch einmal: Trauen Sie un-
seren Jugendlichen so wenig politische Entscheidungskom-
petenz zu, aus den genannten Féllen und ihrem eigenen
tagtéglichen Erleben ihre eigenen Schliisse zu ziehen

(Zurufe)

und aus jenen eine begriindete Wahlentscheidung im Rah-
men von freien, geheimen und gleichen Wahlen zu treffen?

(Beifall AfD)

Wenn die GRUNEN den Versuch unternchmen, wie in
Punkt 4 ihres Antrags, die Erinnerung an die Verbrechen
der Nationalsozialisten sowie den Holocaust zu missbrau-

chen, um ihre politischen Forderungen gegen Kritik zu
immunisieren,

(Katy Walther (BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN):
Schamen Sie sich eigentlich nicht?)

verletzen sie damit massiv die Regeln der demokratischen
Diskussionskultur, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD)

Wir halten fest: Im Gegensatz zu Ihnen traut die AfD-
Fraktion im Hessischen Landtag unseren Jugendlichen qua
eigener Kompetenz sehr wohl zu, eine fundierte Wahlent-
scheidung bei demokratischen Wahlen zu féllen.

(Zuruf J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU) — Dani-
el May (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Deswegen
haben Sie die Wahlen ab 16 Jahren abgelehnt!)

Weitere links-griine Zwangsbegliickungen und Umerzie-
hungsprogramme sind das Letzte, was unsere Jugend heute
braucht. Wir lehnen Thren Antrag deshalb konsequenter-
weise ab.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, das gleiche Schicksal ereilt den
Dringlichen EntschlieBungsantrag der Regierungskoalition,
der denselben Geist der Bevormundung wie sein griines
Gegenstiick atmet — speziell im Hinblick auf die angespro-
chene Offensive zur Wertevermittlung. Diese war wohl ei-
ne ministeriale Kopfgeburt ohne Einbindung von Schullei-
tungen oder betroffenen Lehrkraften, wie der offene Brief
des Gesamtpersonalrats beim Staatlichen Schulamt fiir den
Landkreis Bergstrale und den Odenwaldkreis beweist.

(Zuruf Turgut Yiiksel (SPD))

Dieser lehnt — damit schlieBe ich meine Ausfithrungen —
das Programm ,,aus inhaltlichen, paddagogischen und orga-
nisatorischen Griinden ab“. — Ich bedanke mich fiir die
geschitzte Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als ndchstem Redner erteile ich Herrn Abgeordneten
Promny das Wort, Fraktion der Freien Demokraten.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Jetzt erklar
mal, was ein ,,selbst ernannter Demokrat® ist!)

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Stellen wir uns einmal Folgendes vor: Ein Schiiler steht
auf, spricht laut im Klassenzimmer, und was er sagt, scho-
ckiert nicht nur die Lehrkraft, sondern die gesamte Klasse.
Es sind Parolen, die an den Grundwerten unserer Demo-
kratie riitteln. Die Lehrkraft weil3, sie muss handeln. Doch
wie? Was tun, wenn sich Hass und Extremismus breitma-
chen und man als Lehrkraft allein auf weiter Flur steht?

Meine Damen und Herren, das ist keine Ausnahme, das
ist die bittere Realitdt in unseren Schulen. Doch anstatt
das Problem zu ignorieren oder mit oberflachlichen Maf3-
nahmen abzutun, miissen wir handeln. Demokratie muss
nicht nur gelehrt, sondern vor allem auch erlebbar gemacht
werden. Sie lebt von der Beteiligung, sie lebt von dem
Erfahren, und sie lebt von gemeinsamem Handeln.



Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 23. Sitzung - 10. Oktober 2024 1419

Die Ursachen des Extremismus sind komplexer als nur
Unzufriedenheit. Extremismus entsteht nicht einfach nur
aus Unzufriedenheit. Vielmehr zeigen Studien, dass die
Ursachen vielfdltiger sind. Soziale Isolation, Entfremdung,
Desinformation, der Einfluss von radikalen Netzwerken
und das Fehlen von positiven Vorbildern spielen hier eine
zentrale Rolle.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und vereinzelt SPD)

Es geht also weniger um eine Abwertung der Gesellschaft,
sondern darum, dass sich diese Jugendlichen oft gar nicht
als Teil unserer Gesellschaft verstehen. In dieser Situation
lassen wir Schiilerinnen und Schiiler und ebenso ihre Lehr-
kréfte in vielen Fillen allein. Meine Damen und Herren,
die Demokratiebildung darf kein theoretisches Konzept
bleiben, sie muss fest im Schulalltag verankert werden.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Der Antrag der GRUNEN ist in vielen Punkten sehr gut.
Er greift auch an ein paar Stellen zu kurz, jedenfalls nach
unserer Auffassung. Der Fokus darf nach unserer Meinung
nicht allein auf den Schiilerinnen und Schiilern liegen.

Es gilt auch, den Gesamtkontext Schule, den Gesamtkon-
text Gesellschaft zu sehen, und den Kontext Schule als sol-
chen zu begreifen, dass die Schiilerinnen und Schiiler sich
in einer bestehenden Dynamik befinden, die aufgebrochen
werden muss. Lehrkrifte miissen dann in diesen Schliissel-
situationen, wie ich sie eingangs beschrieben habe, wissen,
wie sie handeln konnen und vor allen Dingen auch wie sie
handeln sollen.

Unsere Forderungen sind hier relativ klar: Wir Freie De-
mokraten wollen eine praxisnahe Fortbildung. Es reicht
nicht, Lehrpléne zu erweitern. Lehrkréfte brauchen konkre-
te Handlungskompetenzen. Wir fordern deshalb eine pra-
xisnahe Fortbildung.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Meine Damen und Herren, es ist doch klar, jede Lehrkraft
muss wissen, wie sie im Einzelfall auf rassistische oder ex-
tremistische Vorfille reagiert. Wichtig sind dabei auch, das
ist eine weitere Forderung von uns, niedrigschwellige Un-
terstlitzungen. Lehrkréfte brauchen jederzeit Zugang zu ei-
ner fachlich qualifizierten Unterstiitzung, etwa in Form ei-
ner Hotline, um sich bei extremistischen Vorfillen schnell
und unkompliziert Unterstiitzung holen zu kénnen. Diese
Hotline koénnte erste Handlungsempfehlungen geben und
bei Bedarf weiter gehende Beratung vermitteln.

AuBerdem halten wir es fiir sehr sinnvoll — es ist im Vor-
feld auch angesprochen worden, der Kollege Meier hat
darauf hingewiesen —, dass wir eine Vernetzung der aufer-
schulischen Akteure bekommen. Demokratiebildung darf
nicht auf den Klassenraum beschrinkt bleiben. Schulen
miissen systematisch mit zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen, Gedenkstitten, Jugendzentren und Vereinen ver-
netzt werden. Ich denke, das ist auch hier Konsens, jeden-
falls im groBen Teil des Hauses.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, vereinzelt SPD und CDU)

Was wir also brauchen, ist ein umfassendes Konzept, das
praktische Hilfe bietet, praxisnahe Fortbildungen, in denen

Lehrkrifte lernen, auf extremistische Vorfalle souverin re-
agieren und entsprechend handeln zu konnen.

Meine Damen und Herren, Kollege Meier und die GRU-
NEN setzen zu Recht in ihrem Antrag auf die Medienbil-
dung. Ich glaube, auch der Antrag der regierungstragenden
Fraktionen geht in diese Richtung. Es ist richtig, dass wir
Schiilerinnen und Schiilern beibringen, wie sie sich in der
digitalen Welt bewegen. Wir diirfen aber nicht glauben,
dass Medienbildung, insbesondere durch das Fach ,,Digita-
le Welt“, alle Probleme 16sen wird. Ich glaube, das ist zu
kurz gesprungen.

(Beifall Freie Demokraten)

Soziale Medien sind der Verstirker, und was im Netz kur-
siert, spiegelt natiirlich auch immer gesellschaftliche Reali-
tdten wider. Was wir, insbesondere die Schiilerinnen und
Schiiler, brauchen, ist eine kritische Reflexionsfahigkeit.
Sie miissen lernen, Inhalte einordnen zu koénnen und zu
hinterfragen, und das geht nur, wenn sie auch im echten
Leben demokratische Debatten erleben und erfahren.

Meine Damen und Herren, es reicht nicht, iiber Demokra-
tie zu sprechen; wir miissen sie leben. Wir miissen etwas
tun, das haben wir gestern bei der Gedenkstunde gelernt.
Oskar Schindler hat uns das ins Stammbuch geschrieben.
Gewalt und Extremismus diirfen keinen Platz in unseren
Schulen haben. Klar ist, wir werden das nicht mit Sym-
bolpolitik erreichen. Wir brauchen ganz konkrete Mafinah-
men, die den Menschen in den Schulen wirklich helfen.
Die Lehrkrifte diirfen nicht lianger alleine im Regen ste-
hen, und Schiilerinnen und Schiiler miissen erleben, dass
ihre Stimme zahlt. Dafiir setzen wir Freie Demokraten uns
ein. — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als nichster Rednerin erteile ich der Abgeordneten Frau
Heidt-Sommer von der Fraktion der Sozialdemokraten das
Wort.

Nina Heidt-Sommer (SPD):

Frau Priasidentin, liecbe Anwesende! Uns als demokratische
Fraktionen des Landtags eint bei den Fragen Demokratie-
Lernen und politische Bildung sehr viel mehr, als uns
trennt. Wir verteidigen gemeinsam unsere Demokratie —
das haben wir bereits in dieser Debatte getan, im gesamten
Plenarverlauf —, und das werden wir weiter gegen alle tun,
die sie bedrohen.

(Beifall SPD und CDU)

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU und SPD sehen wir
explizit die Stdrkung der Demokratiebildung vor, um ins-
besondere Extremismen zu bekdmpfen. Uns als demokrati-
sche Fraktionen, ob in der Rolle der Regierung oder in
der Rolle der Opposition, eint, dass wir uns an unsere
Geschichte erinnern, dass wir anhand unserer Geschichte
begreifen, dass unsere Demokratic eben keine Selbstver-
stdndlichkeit ist. Uns eint, dass wir anhand unserer Ge-
schichte begreifen, dass wir unsere Demokratie gemeinsam
schiitzen miissen.
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Unser vereintes Deutschland ist Teil eines vereinten Euro-
pas, und das werden wir immer wieder gemeinsam vertei-
digen.

(Beifall SPD und CDU)

Dies ist notwendig, ganz besonders im Bereich der Schule,
weil sich in den Schulen die gesellschaftlichen Prozesse
1 : 1 abbilden. In dem Maf3e, in dem konfrontative Diskus-
sionen in der Gesellschaft zunehmen, wird auch die Arbeit
an den Schulen herausfordernder. Mein groler Dank und
meine grofle Wertschiatzung gelten allen an den Schulen
beschéftigten Personen, die sich fiir demokratische Bildung
einsetzen.

(Beifall SPD und CDU)

Demokratische Bildung ist selbstverstidndlich fiir unsere
Schulen gemdf § 2 des Hessischen Schulgesetzes eine
Querschnittsaufgabe und deshalb auch ein wichtiger Be-
standteil der Lehrkréfteaus- und -weiterbildung. Das be-
deutet, dass die Normen unserer Grundrechte Thema in
allen Fachern und in allen Schulformen sind. Das bedeutet
aber auch, dass die aus den Grundrechten erwachsenen
Konsequenzen fiir das Verhalten aller Menschen in den
Schulen jederzeit zu beachten sind.

Demokratie-Lernen zieht sich durch die gesamte Bildungs-
biografie. Es beginnt bereits in der frithkindlichen Bildung;
wenn Kinder mit Erwachsenen gemeinsam Wege finden,
ihren Alltag zu gestalten, dann ist das Demokratie-Lernen.
In den Grundschulen sprechen Kinder in Morgen- und Ab-
schlusskreisen iiber Themen, die sie bewegen, sie planen
gemeinsam Vorhaben, sie l6sen gemeinsam Konflikte; das
ist Demokratie-Lernen. In der Sekundarstufe I werden der
Klassenrat und dhnliche Instrumente weitergefiihrt. Schiile-
rinnen und Schiiler lernen dabei, Probleme selbststindig
und gemeinsam zu l6sen und dabei Losungen zu finden,
die fiir alle tragféhig sind.

In den Schulen bedeutet Demokratie-Lernen aber auch,
dass die Schiilerinnen und Schiiler in den Schiilervertretun-
gen auf Schulebene, auf Stadtebene, auf Kreisebene und
auf Landesebene ihre Interessen erkennen, formulieren und
artikulieren konnen. Auch das ist Demokratie-Lernen.

(Beifall SPD und CDU)

Der Politikunterricht bietet hier den zentralen Raum, politi-
sche Urteilsfahigkeit und politische Handlungsféhigkeit zu
fordern. In den Grundschulen findet Politikunterricht im
Sachunterricht statt und in den weiterfilhrenden Schulen
als PoWi oder GL. Schiilerinnen und Schiiler erkennen
auf dem Hintergrund faktenbasierter Informationen Zu-
sammenhénge, und das macht sie politisch miindig. Dafiir
brauchen wir in Hessen gut ausgebildete Fachkrifte und
ausreichende Schulstunden. Auch daran arbeiten wir ge-
meinsam.

(Beifall SPD und CDU)

Wir machen fiir Schiilerinnen und Schiiler erfahrbar, dass
Teilhabe an demokratischen Prozessen sinnstiftend und
weiterfithrend ist. Das ist Demokratie-Lernen.

(Beifall SPD und CDU)

Die Herausforderungen fiir unsere Demokratie sind be-
trachtlich. Extrem rechte Positionen, die einen autoritir
geprégten Staat fordern und demokratische Prozesse — —

(Zuruf Andreas Lichert (AfD))

— Es ist bezeichnend, wer sich hier angesprochen fiihlt. Ich
mochte gerne weiter ausfiihren.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Ich wiederhole es gerne: Extrem rechte Positionen, die
einen autoritir geprigten Staat fordern, demokratische Pro-
zesse infrage stellen und ihre Représentantinnen und Re-
prasentanten verdchtlich machen, stellen die grofite Her-
ausforderung unserer Zeit fiir alle Demokratinnen und De-
mokraten dar.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Zuruf Andreas Lichert (AfD))

Genau hier miissen wir ansetzen, indem wir Schiilerinnen
und Schiilern zeigen, dass Losungen, die gemeinsam ge-
funden werden und die die Bediirfnisse aller im Blick ha-
ben, besser sind als Losungen, die die Bediirfnisse vieler
auller Acht lassen. Es ist die Aufgabe von Schulen, Empa-
thie fiir Menschen mit anderer Geschichte und anderem
Denken zu fordern.

Gleichzeitig ist es die Aufgabe von Schule, unsere Demo-
kratie zu verteidigen und keine Toleranz fiir Intoleranz
zuzulassen.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Hier ldsst unser Ministerium die Lehrkréfte nicht alleine.
Es gibt eine Vielzahl an konkreten Handlungsempfehlun-
gen, wie mit verschiedenen Konflikten umgegangen wer-
den kann, und eine Vielzahl an Fortbildungen durch die
Lehrkrifteakademie.

Meine Damen und Herren, alle Konflikte der Welt spiegeln
sich in unseren Klassenzimmern wider. Aus meinen Ge-
sprachen mit Lehrkréften, Schiilerinnen und Schiilern sehe
ich, dass neben der Frage, wie innere, soziale, aber auch —
im Blick auf den Klimawandel — 6kologische Sicherheit in
Deutschland hergestellt werden kann, eben auch internatio-
nale Konflikte bewegende Themen sind.

Was macht den Erfolg der Demokratiefeinde aus? Alle Po-
sitionen, seien sie von der extremen Rechten, von islamis-
tischen oder von vermeintlich friedensbewegten Gruppen,
haben gemeinsam: Sie werden hoch emotionalisiert vertre-
ten. Das wird in einfachen Zusammenhéngen gemacht,
praktisch immer gepaart mit Verschworungstheorien. Die
Thesen der Demokratiefeinde bilden die komplexe Wirk-
lichkeit unserer Gesellschaft nicht ab. Sie verheimlichen
Zusammenhinge, sie negieren Fakten und Probleme. Sie
blenden das Vorhandensein unterschiedlicher Interessen
aus. Deshalb halten die Statements der Demokratiefeinde
keinem Faktencheck stand. Sie sind aber TikTok-fzhig.

Meine Damen und Herren, Plattformen wie TikTok sind
aus demokratischer Sicht gerade mit Blick auf Kinder und
Jugendliche ein grofles Problem. Das haben wir schon
mehrfach in der Debatte gehort, weil aus ihnen massenhaft
Fake News verbreitet werden, die unsere Demokratie an-
greifen. Wir miissen diesen Plattformen etwas entgegenset-
zen und stirken die Medienbildung als Teil der politischen
Bildung.

Mit dem Ausbau des Fachs ,,Digitale Welt“ machen wir
ein weiteres Angebot, kritisch mit Medien umzugehen.
Zur politischen Miindigkeit gehort, dass Schiilerinnen und
Schiiler Thesen und Argumente demokratieverachtender
Gruppen erkennen und argumentativ entkréften konnen.
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(Beifall SPD und CDU)

Politische Bildung und Medienbildung sind wichtige Be-
standteile des Demokratieunterrichts. Gelingende Demo-
kratiebildung ist ein Grundpfeiler der Pravention. Aber wir
miissen in den Schulen klarmachen: Unsere Demokratie
ist wehrhaft. Wenn Schiilerinnen und Schiiler aggressiv ge-
gen unsere Demokratie auftreten oder Hass und Menschen-
feindlichkeit verbreiten, haben wir in den Schulen auch
hierfiir Sanktionsmoglichkeiten.

Meine Damen und Herren, die Wichtigkeit auBerschuli-
scher Lernorte und zivilgesellschaftlichen Engagements
spielen bei der Demokratieférderung eine ganz zentrale
Rolle. Deshalb werden wir ein Demokratiefordergesetz auf
Landesebene schaffen.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Mit diesem Demokratiefordergesetz werden wir uns deut-
lich zu Demokratieférderung und Extremismusprévention
bekennen. Wir verbinden damit als Schwerpunkte der De-
mokratieforderung die politische Bildung mit au3erschuli-
schen und zivilgesellschaftlichen Angeboten; denn Bildung
ist die beste Pravention, und Pravention braucht einen lan-
gen Atem.

(Beifall SPD)

Wir werden deshalb eine konkrete gesetzliche Grundlage
fiir eine langfristige, gut gesteuerte und geplante Demokra-
tieforderung schaffen.

(Beifall SPD und CDU)

Meine Damen und Herren, die meisten Menschen, die
schon einmal eine Gedenkstitte besucht haben, erinnern
sich daran, wie beeindruckend dieser Besuch war. Auch
mich personlich haben als jungen Menschen solche Erleb-
nisse stark gepragt und zum politischen Engagement ermu-
tigt. Wir werden die hessischen Gedenkstétten bewahren
und weiterentwickeln. Mit dem geplanten Haus der Demo-
kratie an der Paulskirche schaffen wir noch eine prominen-
te neue.

Unsere Schulen stehen vor grof3en Herausforderungen. Wir
als demokratische Fraktionen tragen fiir die Zukunft unse-
res Landes gemeinsam Verantwortung. Dass wir uns dabei
iber die Wege zum Ziel, unsere Demokratie zu stirken,
streiten, ist legitim und wichtig. Wichtig ist aber auch, dass
wir uns als demokratische Fraktionen einig sind im Ziel,
unsere Demokratie zu stirken. — Vielen Dank.

(Beifall SPD, CDU und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als Néchstes spricht die Landesregierung. Ich gebe Herrn
Staatssekretir Losel das Wort.

Dr. Manuel Losel, Staatssekretir im Ministerium fiir
Kultus, Bildung und Chancen:

Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abge-
ordnete! Ich moéchte mich zunéchst bei der Fraktion der
GRUNEN dafiir bedanken, dass sie das Thema politische
Bildung auf die Tagesordnung gesetzt haben, umso mehr
vor dem Hintergrund, dass sich am Montag der Angriff

auf Israel gejahrt hat, wir gestern in einer, wie ich finde,
sehr bewegenden Feier Oskar Schindlers Todestag gedacht
haben und sich die Lage im Nahen Osten immer mehr
zuspitzt.

Meine Damen und Herren der antragstellenden Fraktion,
was Sie in Threm Papier fordern, machen wir allerdings
dort, wo es sinnvoll ist, langst, und wir machen zukiinftig
noch mehr.

Lassen Sie mich auf Thre Vorschldge, sehr geehrter Herr
Abgeordneter Meier, und auch Thre Vorschldge, sehr geehr-
ter Herr Promny, eingehen. Lieber Herr Scholz, ich habe es
wirklich versucht. Ich wollte mir Notizen machen zu den
Punkten, die Sie zum Antrag ansprechen. Aber es war wie
so oft: Es kam nichts. Es war wie oft im Plenum und oft im
Ausschuss: Sie haben komplett am Thema vorbeigeredet.

(Widerspruch Heiko Scholz (AfD))

Sie haben Ihre altbackenen Parolen in den Saal geschrien.
Deswegen erspare ich es mir, auf Thre Ausfithrungen einzu-
gehen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten — Zuruf Andreas Lichert
(AfD))

Zu den Vorschlidgen der anderen. Erst in der letzten Woche
wurde ein Sonder-Newsletter an alle Lehrkréfte verschickt.
Mit ihm erhielten unsere Kolleginnen und Kollegen in den
Schulen Unterrichtsmaterialien, und sie erhielten Praventi-
ons- und Beratungsangebote zur aktuellen Lage im Nahen
Osten, zum Umgang mit Krieg und zum Umgang mit Anti-
semitismus.

Unsere Offensive zur Wertevermittlung lauft seit diesem
Schuljahr verpflichtend in allen Intensivklassen mit zwei
Stunden pro Woche. Alle anderen Klassen, auch in Schulen
ohne Intensivklassen, konnen sich daran schon jetzt frei-
willig beteiligen; der Abgeordnete Wendel ist darauf einge-
gangen. Das Ausrollen wird folgen.

Zum PoWi-Unterricht. Wir haben im vergangenen Schul-
jahr das Fach Politik und Wirtschaft gestarkt. Wir haben
in der Sekundarstufe I die Zuweisung fiir den Politikunter-
richt an integrierten Gesamtschulen und Hauptschulen um
eine Stunde erhoht. In der gymnasialen Oberstufe haben
wir mit dem laufenden Schuljahr grundsitzlich eine durch-
géngige Belegeverpflichtung fiir das Fach fiir alle Schiile-
rinnen und Schiiler bis zum Abitur.

(Vereinzelter Beifall CDU und SPD)

Lieber Herr Meier, da Sie es vor dem Hintergrund der
Presseberichterstattung angesprochen haben: Ich bin ganz
bei Thnen. Jede Schiilerin und jeder Schiiler muss sich
wahrend der Schulzeit mit dem Thema Nationalsozialis-
mus beschéftigen. Genau deswegen ist das Thema auch
verpflichtend im Kerncurriculum Geschichte in der Sekun-
darstufe I und in der Sekundarstufe II verankert. Ich habe
mir die Kurshefte der Schule, die Sie angesprochen haben,
angeschaut und darf Thnen sagen: Das Thema wurde in
allen Klassen der Jahrgangsstufe 9 behandelt.

Demokratiebildung muss, wie die antragstellende Fraktion
ebenfalls vollig zu Recht betont, {iberall in der Schule statt-
finden. Genau das geschieht. Wir bilden unsere Lehrkréfte
so fort, dass sie unabhéngig vom Fach demokratiefeindli-
chem Verhalten, Verschworungstheorien und Hass im Netz
begegnen konnen. In diesem Kontext bieten wir auch Pro-
jekte wie beispielsweise die Netzwerk-Lotsen, Antisemitis-
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mus- und Extremismusprivention oder auch das Projekt
,Gewaltpravention und Demokratielernen” an. Auch die
geforderte Offensive zur Medienbildung fiir die Demokra-
tie 14uft bereits.

Die Beratungsstelle Jugend und Medien Hessen fordert die
Medienkompetenz von Schiilerinnen und Schiilern, und sie
unterstiitzt die Demokratieerziehung in Zeiten von TikTok.
Da Schule nicht alles leisten kann, steht die Beratungsstelle
— was ich als sehr gut erachte — auch Eltern zur Verfligung.

Was noch? Die Gedenkstitten und Erinnerungsorte werden
mit Unterstiitzung der Hessischen Landeszentrale fiir poli-
tische Bildung ihre Kapazititen ausweiten. So wird zum
Beispiel die Neukonzeption der Gedenkstitte Hadamar
realisiert. Wir haben im Ubrigen die Abordnungsstunden
flir die Gedenkstétte in Hadamar bereits verdoppelt.

Neben dem Besuch von Gedenkstétten und Erinnerungsor-
ten behandeln unsere Schulen auch iiber Stolpersteinpro-
jekte, iiber Zeitzeugengespriche oder iiber Projekttage das
Thema Nationalsozialismus. Das sind ganz tolle Initiativen
unserer Kolleginnen und Kollegen vor Ort. Ich bin ihnen
dafiir sehr dankbar.

Meine Damen und Herren, wir gehen noch weitere Wege
auBlerhalb des klassischen Unterrichts. Die Jugendoffizie-
re der Bundeswehr konnten mit ihrem Expertenwissen im
vergangenen Schuljahr rund 6.500 junge Menschen ab der
Jahrgangsstufe 9 erreichen. Das ist eine Steigerung von
rund 30 % gegeniiber dem Schuljahr 2022/2023. Das An-
gebot wird hervorragend angenommen, und wir werden
deswegen die Kooperation mit den Jugendoffizieren zu-
kiinftig weiter ausbauen.

(Beifall CDU und SPD)

Es bleibt festzuhalten: Im Ergebnis fordert der Antrag das,
was wir machen, und — das ist das Recht und vielleicht
auch die Aufgabe der Opposition — von allem eine Schippe
mehr. Ich danke Thnen nochmals fiir den Antrag. Er besti-
tigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind. — Danke schon.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Herzlichen Dank. — Weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor.

Ich gehe davon aus, dass beide Antrige dem Ausschuss
iiberwiesen werden sollen. — Das ist so. Dann werden beide
Antrage dem Kultuspolitischen Ausschuss iiberwiesen.

Wir kommen zum nichsten Tagesordnungspunkt, Tages-
ordnungspunkt 19:

Antrag

Fraktion der AfD

Finanzplatz Frankfurt darf durch Commerzbank-
Ubernahme keine Schwiichung erleiden

— Drucks. 21/1119 —

Das ist der Setzpunkt der Fraktion der AfD.
Dazu wird Tagesordnungspunkt 44 aufgerufen:

Dringlicher Antrag

Fraktion der Freien Demokraten

Finanzplatz Frankfurt stirken, Marktwirtschaft erhal-
ten

— Drucks. 21/1172 —

und Tagesordnungspunkt 45:

Dringlicher Antrag

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Commerzbank ist integraler Bestandteil des Finanz-
platzes Frankfurt

— Drucks. 21/1175 -

Ich darf Herrn Abgeordneten Lichert das Wort geben.

Andreas Lichert (AfD):

Frau Pridsidentin, sehr geehrte Kollegen, sehr geehrte Da-
men und Herren! De facto handelt es sich in der Tat
um eine Fortsetzung der Debatte der Aktuellen Stunde
heute Morgen. Nachdem sich Frau Abgeordnete Dahlke
dariiber gedrgert hat und emporte, haben sich wohl doch
alle Fraktionen fiir die Unabhingigkeit der Commerzbank
ausgesprochen. Aber: so weit, so billig — Talk is cheap,
sagt der Anglophile, und recht hat er.

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Ich habe deswegen heute Morgen schon die entscheiden-
den Fragen gestellt: Warum sind deutsche Unternehmen —
in diesem Fall Banken — so billig? Warum sind deutsche
Unternehmen im internationalen Vergleich so wenig profi-
tabel? Warum gibt es einen ,,Deutschland-Malus* bei der
Unternehmensbewertung? Anlass fiir diese grundsitzlichen
Fragen ist der Einstieg und absehbare Ubernahmeversuch
der italienischen Grobank UniCredit bei der Commerz-
bank.

Dazu muss man natiirlich anfiigen: Banken zdhlen zu den
am meisten regulierten Branchen iiberhaupt. Der Einfluss
der Politik ist somit besonders grofl. Deswegen miissen wir
uns natiirlich die Fragen stellen: Woran liegt es, dass eine
italienische GroBbank, die grundsétzlich der gleichen EU-
weiten Bankenregulierung unterliegt, so viel wertvoller
und profitabler ist als die Commerzbank? Die Frage lautet
also: Wie wurde die Commerzbank zum Schnidppchen?

Da der Teilausstieg des Bundes gerade den entsprechen-
den Anlass liefert, sollten wir vielleicht einmal 15 Jahre
zurlickspulen und uns den Anlass fiir den Einstieg des
Bundes noch einmal vergegenwértigen. Der erste Schritt
dazu ist schlicht und ergreifend, zu verstehen, was der
Kern der damaligen Bankenkrise im Euroraum war; denn
Bankenkrisen sind immer Vertrauenskrisen.

Hier ist entscheidend, dass es um den Euroraum geht; denn
im Gegensatz zur transatlantischen Subprime-Kreditkrise,
in der das Rating-Voodoo und Kettenverbriefung etc. spek-
takuldr explodierten, handelte es sich bei der européischen
Krise dezidiert um eine Euro-Staatsschuldenkrise. Das ist
der archimedische Punkt des gesamten Komplexes, nim-
lich das Null-Gewichtungs-Privileg fiir Staatsanleihen von
Eurostaaten bei der Bankbilanzierung.

Was heifit das? Bei Euro-Staatsanleihen miissen in den
Bankbilanzen keine Eigenkapitalpuffer vorgehalten wer-
den. Euro-Staatsanleihen gelten bankenregulatorisch als ri-
sikofrei — sogar griechische. Klingt irre, ist es auch, ist
aber Rechtslage. Das bedeutet auch, dass die Verluste sol-
cher Wertpapiere voll auf das Eigenkapital der Banken
durchschlagen. Wenn man sich die gewaltigen Volumina
in den Bankbilanzen anschaut, dann wiirde das natiirlich
bedeuten, dass dieses Eigenkapital sehr schnell aufgezehrt
ist, die Bank somit bankrott.


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/9/01119.pd%66
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/2/01172.pd%66
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/5/01175.pd%66

Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 23. Sitzung - 10. Oktober 2024 1423

Was konnen Griinde fiir den Verlust von Staatsanleihen
sein? Im Prinzip zwei Faktoren: allgemeiner Zinsanstieg
und Bonitdtssorgen. Vor allem diese Bonitétssorgen sorg-
ten dafiir, dass sich — beginnend 2008 — die Zinsen im
Euroraum deutlich auseinanderentwickelten.

(Der Redner hilt eine Grafik hoch.)

Die Begeisterung fiir Diagramme hat in den letzten Mona-
ten Schwankungen erlebt. Es ist nicht wichtig, dass Sie
das im Detail sehen. Aber das sind Zinsen fiir zehnjahrige
Anleihen verschiedener Lénder im Euroraum, beginnend
mit dem Jahr 2000.

Da mdchte ich kurz ein paar Phasen rekapitulieren, die
fiir das Verstdndnis der Krise und der zugrunde liegenden
Wirkmechanismen wichtig sind.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Was ist denn
die Bundesanleihe?)

Wir sehen, dass sich im Zeitraum nach der Euro-Einfiih-
rung die Zinssétze in ganz Europa quasi auf den gleichen
Zinssatz verdichteten. Es gab keinen Unterschied mehr
zwischen den verschiedenen Eurostaaten. Das ist einiger-
mafBen bemerkenswert, weil es vollkommen unrealistisch
ist. Staaten mit vollig unterschiedlichen Staatsschuldenni-
veaus hatten pldtzlich den gleichen Zinssatz zu bezahlen.
Die implizite Annahme des Marktes war: Am Ende zahlt
eh Deutschland.

(Beifall AfD)

Das war der Punkt. Dann brach die Krise aus. Da wur-
de in Anbetracht der gewaltigen Schuldenlasten ganz
schnell klar: Das funktioniert nicht, das kann nicht einmal
Deutschland. — Was wir dann sehen, ist die Explosion der
Spreads: Die Zinssitze liefen wieder massiv auseinander,
weil die Gldubiger natiirlich einsehen mussten, dass es
nicht funktioniert, dass am Ende ein und dieselbe Instanz
bezahlt.

Wir sehen, dass sich danach die Zinsen wieder aufeinander
zubewegten. Das war die Phase der Nullzinspolitik der
EZB. Die entscheidende Frage an dieser Stelle ist doch:
Werden wir ohne die EU-vertragswidrigen Anleihekdufe
der EZB diese Konvergenz der Zinssdtze weiter beobach-
ten konnen?

Wenn wir uns die letzte Zieletappe dieser Zinskurve bis ins
Jahr 2024 ansehen, dann miissen wir feststellen, dass die
italienischen Zinsen mittlerweile spiirbar iiber den griechi-
schen liegen, obwohl die griechischen Staatsschulden deut-
lich hoher sind als die italienischen. Das heif3t, der Markt
bewertet die Bonitdt der italienischen Anleihen schlechter
als die der griechischen. Das ist eine wichtige Erkenntnis.

(Beifall AfD — Zuruf AfD: Hort, hort!)

Meine Damen und Herren, nachdem wir nun hoffentlich
ein besseres Verstindnis der Krisenursachen haben, schau-
en wir einmal, ob die Politik in der Lage oder wenigstens
willens war, aus dieser Krise die richtigen Schliisse zu
ziehen. Die Kurzantwort muss leider heiflen: Nein, das hat
sie nicht; denn — ich erwihnte es schon — an den archime-
dischen Punkt der Euro-Staatsschuldenkrise, die vermeint-
liche Risikofreiheit von Euro-Staatsanleihen, genau daran
hat man sich nicht herangetraut. Im Gegenteil: Um die
Bankbilanzen weniger volatil zu machen, hat man auch in
die Bilanzierungsrichtlinie eingegriffen.

Man hat gesagt: Bilanzierung zu Marktpreisen, das kdnnen
wir eigentlich nicht mehr machen. — Man hat sich andere
Mechanismen ausgedacht und erzeugt somit den Schein
von Werthaltigkeit in den Bankbilanzen. Es werden Potem-
kinsche Dorfer errichtet.

(Beifall AfD)

Genau diese Potemkinschen Dorfer 16sen nicht die zugrun-
de liegenden Bonitéts- und Vertrauensfragen, sondern es ist
ein Taschenspielertrick. Er schafft eher Misstrauen, weil er
Transparenz beseitigt.

Meine Damen und Herren, trotz der langjahrigen Nullzins-
politik der EZB haben sich in den vergangenen 15 Jahren
die Staatsschulden in der Eurozone von 7,5 Billionen Euro
im Jahre 2009 auf 13 Billionen Euro, also um mehr als
70 %, erhoht.

(Zuruf AfD: Hort, hort!)

Genau das ist die Antwort auf die Frage, warum man sich
nicht an den zentralen Punkt dieser Problematik herantraut.
Die Politik wagt es eben nicht, weil sie darauf angewiesen
ist, fiir die Banken und die Finanzindustrie einen extrem
starken Anreiz zum Kauf dieser Staatsanleihen zu setzen.
Ohne diesen Anreiz wiren die Zinssétze und die Finanzie-
rungskosten fiir die Staaten hoher, und das wiirde die Staa-
ten natiirlich noch schneller an den Rand einer manifesten
Schuldenkrise bringen.

Meine Damen und Herren, diese Schuldenquoten erhdhen
natiirlich auch die Risiken. Deswegen ist vollkommen klar:
Die néchste Euro-Staatsschuldenkrise wird kommen. Wir
wissen nur noch nicht, wann.

(Beifall AfD)

In der Zwischenzeit versuchen Banken und Unternehmen
in diesem schwierigen Umfeld rational und erfolgreich zu
agieren. Das tut auch die UniCredit. Sie versucht wahr-
scheinlich, durch die Ubernahme der Commerzbank ihre
eigene, sehr stark auf italienische Staatsanleihen fokussier-
te Bilanz durch die Hinzunahme, quasi das Aufsaugen der
— ausweislich des deutlich besseren Ratings der Commerz-
bank gegeniiber der UniCredit — deutlich gesiinderen Bi-
lanz, zu verbessern und damit die gesamte neue Groflbank
deutlich stabiler und resilienter aufzustellen. Das ist aus
Sicht der UniCredit eine rationale Strategie. Die Frage ist:
Wollen wir da mitgehen? Ich denke, wir sollten das nicht
tun.

(Beifall AfD)

Aber hier liegt wieder der Hase im Pfeffer; denn mit gera-
de einmal 20 Milliarden Euro Marktkapitalisierung ist das
fiir UniCredit wahrscheinlich schlichtweg der giinstigere
und billigere Weg, die eigene Bilanz wieder geradezurii-
cken. Dass dies so ist, das bleibt ein Versdumnis der Poli-
tik; denn die Banken sind auch ein Seismograf der volks-
wirtschaftlichen Gesundheit. Dementsprechend muss auch
diese niedrige Marktkapitalisierung der Commerzbank ein
Schlaglicht auf den Zustand unserer Wirtschaft werfen.

(Beifall AfD)

Wir reden da leider nicht mehr nur von einer schleichen-
den, sondern mittlerweile von einer galoppierenden De-
industrialisierung, die sich natiirlich auch auf Ertrag und
Perspektive der Commerzbank, und eben auch ihre Kredit-
nehmer und Kunden, auswirkt. Der ,,.Deutschland-Malus*
an den Borsen ist somit ein Misstrauensvotum der Anleger,
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aber nicht gegen die Unternehmen und ihre Mitarbeiter,
sondern gegen eine Politik, die sich beharrlich weigert, die
normative Kraft des Faktischen anzuerkennen.

(Beifall AfD)

Es sind ideologische GroBprojekte wie die 6kologisch-so-
ziale Transformation oder der volkswirtschaftliche Selbst-
mord der Dekarbonisierung, der hier massiv betrieben
wird.

Dazu kommen Biirokratiemonster wie die EU-Taxonomie.
Das kann es nicht sein. Was wir stattdessen brauchen,
ist, dass wir uns den wirklichen Herausforderungen zu-
wenden, beispielhaft der demografischen Katastrophe. Wir
brauchen dazu eine Wiederbelebung des Wirtschaftswachs-
tums, um iiberhaupt fiir die gewaltigen Investitionen, die
dieses Land in naher Zukunft brauchen wird, gewappnet zu
sein.

Was konnen wir im Hohen Haus dazu beitragen? Relativ
wenig, und damit komme ich zum Schluss. Das fiir Hes-
sen Sinnvolle und Mogliche steht in unserem Antrag. Das
wissen Sie natiirlich auch. Wir wissen aber auch, dass Sie
ihm trotzdem nicht zustimmen werden. Aber die Wahler-
stimmen, die uns diese Ignoranz eintrigt, die nehmen wir
natiirlich gerne. — Ich danke Thnen.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen mir keine weiteren
Wortmeldungen vor. Es gab bereits heute Morgen eine De-
batte dazu.

Ich frage, ob wir die Antrdge dem Ausschuss iiberweisen.
Oder sollen wir sie direkt abstimmen? — Dementsprechend
werden alle Antrdge dem Ausschuss fiir Wirtschaft, Ener-
gie, Verkehr, Wohnen und landlichen Raum iiberwiesen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 11:

Dritte Lesung

Gesetzentwurf

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Gesetz zur Anderung des Hessischen Hochschulgesetzes
und des Gesetzes fiir die hessischen Universitatsklini-
ken

— Drucks. 21/1180 zu Drucks. 21/1093 zu Drucks.
21/646 —

Die Berichterstattung hat Herr Abgeordneter Bauer iiber-
nommen. — Vertretungsweise iibernimmt das der parlamen-
tarische Geschéiftsfithrer der CDU-Fraktion. Herr Schon,
herzlichen Dank.

Ingo Schon, Berichterstatter:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Der Innenaus-
schuss hat am letzten Dienstag in einer kurzen Sitzung dem
Plenum empfohlen, den Gesetzentwurf in dritter Lesung
anzunehmen. Das geschah mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU und der SPD gegen die Stimmen der Frak-
tion der AfD bei Stimmenthaltung der Fraktionen BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und Freie Demokraten.

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Herzlichen Dank. — Zu dem Gesetzentwurf hat sich Herr
Abgeordneter Dr. Grobe von der Fraktion der AfD zu Wort
gemeldet. Die Redezeit betrégt fiinf Minuten je Fraktion.

Dr. Frank Grobe (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Wir befinden uns heute eigentlich in der sechs-
ten Lesung des Gesetzentwurfs iiber die Hessische Hoch-
schule fiir offentliches Management und Sicherheit, ge-
nannt HOMS. Es werden sicherlich noch weitere folgen.
Denn der hessische Staatsgerichtshof hat bisher nur einen
Teil des Gesetzes behandelt. Wie wir von den Anzuhoren-
den erfahren haben, kann und wird dieses Gesetz keinen
Bestand haben, da weiterhin Zweifel an der Verfassungs-
konformitit der HOMS bestehen.

(Beifall AfD)

Wir hatten schon in der letzten Legislaturperiode darauf
hingewiesen, dass die HOMS ein Fremdkdrper unter den
hessischen Hochschulen ist. Das wird auch so bleiben. Die
Professoren werden auch weiterhin keinen Einfluss auf die
Berufung der Hochschuldozenten haben.

Zudem ist die HOMS in hdochstem Malle dysfunktional.
Es gibt kaum Synergieeffekte zwischen den akademischen
und den praktischen Gesichtspunkten der Polizeiausbil-
dung. Da die HOMS weiterhin keine wissenschaftliche
Hochschule sein wird, lehnen wir den Gesetzentwurf der
regierungstragenden Fraktionen der CDU und der SPD ab.

Da Sie von der schwarz-roten Regierung aus Schaden nicht
klug werden und sich der drastischen Kritik der Anzuho-
renden nicht stellen wollen, werden wir uns von der Sei-
tenlinie aus ansehen, wie das Spektakel weitergeht. Das
Popcorn haben wir schon bestellt. — Vielen Dank.

(Beifall AfD — Tobias Eckert (SPD): Sie nehmen
sich selbst nicht ernst!)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als Néachstem erteile ich Herrn Abgeordneten Bouffier von
der Fraktion der CDU das Wort.

Frederik Bouffier (CDU):

Frau Prédsidentin, meine Damen und Herren! Ich mache
es wirklich ganz kurz. Wir hatten dazu intensive Debatten
im Plenum des Landtags und im Ausschuss. Es ist alles
besprochen. Am Dienstag ist noch einmal deutlich gewor-
den: Der Gesetzentwurf ist ausgewogen. Wir haben die
Ergebnisse der entsprechenden Anhdrung beriicksichtigt.
Deswegen bitten wir um Zustimmung zu unserem Gesetz-
entwurf. — Herzlichen Dank.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als néchster Rednerin erteile ich Frau Abgeordneter Eisen-
hardt von der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN das
Wort.


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/0/01180.pd%66
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/3/01093.pd%66
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/6/00646.pd%66

Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 23. Sitzung - 10. Oktober 2024 1425

Nina Eisenhardt (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Meine sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Damen
und Herren! Inhaltlich habe ich in der zweiten Lesung alles
zu unserem Anderungsantrag und dem Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen gesagt. Deshalb mochte ich nur eine
Anmerkung machen: Die Mitglieder der AfD sind eine
Gefahr fiir die Freiheit der Wissenschaft. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, vereinzelt
CDU und SPD — Lachen AfD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als nichster Rednerin erteile ich Frau Abgeordneter Kunz-
Strueder von der Fraktion der Sozialdemokraten das Wort.

Cirsten Kunz-Strueder (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Auch ich werde es sehr kurz machen. Ich danke
meinem Vorredner und meiner Vorrednerin, Herrn Bouffier
und Frau Eisenhardt. Threm letzten Satz mochte ich mich
explizit anschlieen und das noch einmal betonen.

Ansonsten, glaube ich, wurde in den zwei Lesungen alles
sehr deutlich gesagt. Wir haben das eingehend diskutiert.
Mehr ist eigentlich nicht notig. Alles andere ist ein biss-
chen Klamauk. Ich danke allen, die mit Anderungsantriigen
verniinftig umgehen. Das war es.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als néachstem Redner erteile ich Herrn Abgeordneten
Promny von der Fraktion der Freien Demokraten das Wort.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Es wurden schon sehr kluge Ausfiihrungen gemacht. Herr
Kollege Bouffier hat das Entsprechende dazu gesagt. Das
hat auch Frau Eisenhardt getan.

Der entscheidende Punkt ist, dass wir Rechtssicherheit fiir
die HOMS bekommen werden. Ich denke, das ist der Kern
fiir die Initiative aller demokratischen Fraktionen in diesem
Haus gewesen. Wir haben durch entsprechende Tétigkeiten
mitgewirkt. Insofern ist das ein guter Schritt. Wir hétten
uns an der einen oder anderen Stelle natiirlich noch kleine
Anderungen gewiinscht. Nichtsdestotrotz denke ich, dass
wir in wesentlichen Teilen ein gutes Gesetz bekommen
werden. — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. — Doch,
die Regierung hat sich noch zu Wort gemeldet. Entschuldi-
gung. Herr Staatsminister Poseck, ich wollte Sie auf keinen
Fall tibergehen.

Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, fiir Si-
cherheit und Heimatschutz:

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Der Staatsgerichtshof hat am 1. Dezem-
ber des letzten Jahres entschieden, dass die Konstruktion
der HOMS in weiten Teilen verfassungskonform ist. Dar-
iiber hinaus hat er allerdings auch gewisse Vorgaben ge-
macht, was gedndert werden soll. Das haben wir aufgegrif-
fen. Jetzt besteht die Mdglichkeit, der HOMS eine rechtssi-
chere Zukunft zu geben.

Ich freue mich dariiber, dass das mdglich ist, und mochte
Sie alle bitten, die HOMS auf ihrem weiteren Weg zu un-
terstiitzen. Denn sie ist fiir unsere Nachwuchskrifte in der
Polizei und der Verwaltung wichtig. — Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Angela Dorn:
Herzlichen Dank.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung iiber diesen Gesetzent-
wurf, und zwar stimmen wir iiber die Beschlussempfeh-
lung ab. Wer der Beschlussempfehlung zustimmt, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. — Das sind die Mitglieder
der Fraktionen der CDU, der SPD und der fraktionslose
Abgeordnete. Das war es. Dann machen wir bitte die Ge-
genprobe. Wer stimmt dagegen? — Das sind die Mitglieder
der AfD-Fraktion. Wer enthélt sich der Stimme? — Das sind
die Mitglieder der Fraktionen der GRUNEN und der Frei-
en Demokraten. Damit ist der Gesetzentwurf zum Gesetz
erhoben.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)
Als Néchstes kommen wir zu Tagesordnungspunkt 12:

Antrag

Fraktion der Freien Demokraten

Zukunft der hessischen Rundfunkorchester durch of-
fentliche Stiftung sichern

— Drucks. 21/1074 —

Ich erteile Herrn Abgeordneten Rock, dem Vizeprésiden-
ten, das Wort fiir die Fraktion der Freien Demokraten.

René Rock (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und Herren! In der
Medienpolitik erleben wir spannende Zeiten. Es bahnt sich
in der Geschichte des offentlich-rechtlichen Rundfunks
ein Wendepunkt an. Es stehen groBen Reformen an, die
die Medienlandschaft nachhaltig verindern werden. Es ist
hochste Zeit fiir diese Reformen.

(Beifall Freie Demokraten)

Die Lander haben zu diesen Reformen bereits Eckpunkte
beschlossen. Verschiedene Kommissionen arbeiten an den
Details. Die Konkretisierung des Auftrags und des Ange-
bots stehen im Fokus. Die Angebote miissen alle erreichen,
insbesondere auch junge Menschen. Der regionale Auftrag
der ARD muss stérker sichtbar werden. Die gesetzlich fest-
gelegten Qualitdtsmalstibe miissen erfiillt werden.

Das Zweite, worum man sich mit der Reform ganz zentral
kiimmern will, sind die Effizienz der Organisation und
die Strukturen des offentlich-rechtlichen Rundfunks. ARD,
ZDF und das Deutschlandradio werden zur Zusammenar-
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beit verpflichtet werden. Mehrfachstrukturen miissen abge-
baut werden. Es soll eine gemeinsame Organisationseinheit
fiir die Technik geben. Plattformsysteme sollen eingerich-
tet werden.

Leitungs- und Aufsichtsstrukturen sollen reformiert wer-
den. Ein neues Vergiitungssystem fiir Leitungs- und Fiih-
rungsfunktionen soll entwickelt werden. Die Neuordnung
des Verfahrens zur Beitragsfestsetzung ist ebenfalls Be-
standteil dieser Reformen. Die Lénder tberpriifen diese
Verfahren, und immer mehr zeichnen sich auch die Kontu-
ren dieser Reformen ab.

Dann kommen wir zu etwas, was in Hessen grofle Traditi-
on hat, was in Hessen auch eine hohe Qualitdt entwickelt
hat und tiber viele Jahre und Jahrzehnte aufgebaut worden
ist. Wir kommen zur Zukunft unserer Rundfunkorchester.
Der Zukunftsrat hat empfohlen, die Unterhaltung und Fi-
nanzierung der Rundfunkorchester zu tberpriifen. Jeder
weill, was das bedeutet, ndmlich, dass es hierbei natiirlich
um die Finanzierung geht. Dies kann eine Herausforderung
und eine Chance sein. Es kann aber auch zum langsamen
Sterben dieser wunderbaren Orchester fiihren.

Darum sollten unser hr-Sinfonieorchester und die hr-Big-
band unbedingt erhalten bleiben. Sie sind wichtige Be-
standteile unserer kulturellen Landschatft.

(Beifall Freie Demokraten, Riidiger Holschuh (SPD)
und Jirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN))

Sie verkdrpern nicht nur genau jene kulturell-foderale Viel-
falt, die vom offentlich-rechtlichen Rundfunk abgebildet
werden soll, sondern sie haben mittlerweile einen Standard
erreicht, der in unserer Republik einmalig ist. Allein des-
halb sind sie es wert, auf diesem Niveau weiterarbeiten zu
konnen.

Gleichzeitig miissen wir anerkennen, dass die Finanzierung
dieser wunderbaren Orchester im Rahmen der anstehenden
Reformen auf den Priifstand kommt. Hier setzt unser An-
trag an. Wir schlagen vor, dass das hr-Sinfonieorchester
und die hr-Bigband in eine offentlich-rechtliche Stiftung
uiberfiihrt werden. Dieses Modell bietet entscheidende Vor-
teile:

Effizienz. Die Stiftungslosung entspricht dem Gebot der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit.

Regionale Stirkung. Die Stiftung wiirde den regionalen
Auftrag der ARD stérken, wie es auch gefordert wird.

Qualititssicherung. Die Moglichkeit, in einem deutlich ho-
heren Maf3e eigene finanzielle Einnahmen zu generieren.

Die Stiftung kann flexibel auf Verdnderungen der Medien-
landschaft reagieren und innovative Formate entwickeln.
Wir zeigen, dass es moglich ist, Strukturen zu verdndern
und gleichzeitig kulturelle Werte zu bewahren.

Lassen Sie uns ein Zeichen setzen mit diesem Antrag fiir
die Zukunftsfahigkeit des 6ffentlich-rechtlichen Rundfunks
und fiir eine lebendige Kulturlandschaft in Hessen.

(Beifall Freie Demokraten)

Unser Vorschlag kdnnte auch Modell sein fiir andere Bun-
desldnder, und es konnte auch mit anderen Bundesldandern
kooperiert werden. Uns liegt die Zukunft der Rundfunkor-
chester sehr am Herzen, weil sie iiber viele Jahre hinweg
eine ungeheure Qualitdt aufgebaut haben und damit eine

wunderbare Bereicherung fiir die Kulturlandschaft in unse-
rem Land sind.

Ich will aber an dieser Stelle auch nicht verhehlen, dass
mir sehr wohl bekannt ist, dass natiirlich auch die Landes-
regierung bereits Uberlegungen in die Richtung hat, wie
man diese Rundfunkorchester erhalten kann.

Darum wiirde ich mich freuen, wenn dieser Antrag ein An-
stof3 fiir die Debatte und fiir den Erhalt dieser wunderbaren
Orchester ist. — Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als néchster Rednerin gebe ich Frau Abgeordneter Kalve-
ram, Fraktion der Sozialdemokraten, das Wort.

Esther Kalveram (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Herzlichen Dank an die FDP fiir diesen Antrag,
der es uns im Parlament ermoglicht, Werbung fiir unser
wunderbares hr-Sinfonieorchester und die hr-Bigband zu
machen. Die beiden haben die Aufmerksamkeit des Parla-
ments ndmlich mehr als nur verdient und erhalten sie viel
zu selten.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Freie Demokraten)

1929 als eines der ersten Rundfunksinfonieorchester
Deutschlands gegriindet, steht das hr-Sinfonieorchester
deutschlandweit ebenso flir musikalische Tradition wie
auch fiir Modernitét. Das zeigt auch die beeindruckendste
Liste musikalischer Urauffiihrungen. Die hr-Bigband ist
eine der weltweit besten Formationen ihrer Art. Beide er-
freuen sich groBer Beliebtheit, und regelmaBig sind ihre
Konzerte ausverkauft.

Also eigentlich alles gut? Nein — Herr Abgeordneter Rock
hat darauf hingewiesen —; denn wir stehen gerade am An-
fang einer groflen Debatte iiber den 6ffentlichen Rundfunk,
in der es auch um die Frage geht, was unabdingbar zu den
Kernaufgaben des offentlichen Rundfunks gehort. Zurzeit
finanziert der offentlich-rechtliche Rundfunk in Deutsch-
land 19 Klangkorper, eine europaweit einzigartige kulturel-
le Vielfalt und eine, deren Existenzberechtigung im Zuge
von Spariiberlegungen leider immer wieder in Zweifel ge-
zogen wird.

Aber gerade durch die regionale Aufstellung der Rund-
funkanstalten und die regionale Aufstellung ihrer Klang-
korper existiert hier ein Alleinstellungsmerkmal. In dem
Sinn bin ich auch ein bisschen skeptisch bei Zusammenle-
gungen, die Sie angedeutet haben.

Fiir die Musikkultur in Deutschland sind die Klangkorper
im Grunde unverzichtbar. Und dennoch hat der 6ffentlich-
rechtliche Rundfunk keinen origindren Auftrag des Gesetz-
gebers, Orchester, Bigbands oder auch Chére zu unterhal-
ten. Das ist ein Dilemma, das wir ohne Zweifel 16sen
miissen.

Es geht also darum, zu priifen, ob und in welchem Umfang
die Offentlich-Rechtlichen auch in Zukunft Klangkorper
unterhalten und finanzieren kénnen oder ob man neue Mo-
delle finden muss. Aber all das kann wirklich nur im engen
Dialog mit den Orchestern und den Bands und auch — in
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anderen Bundesldndern — den Choren erfolgen. Das muss
uns allen sehr bewusst sein.

Eben deshalb haben CDU und SPD im Koalitionsvertrag
vereinbart, dass wir in Gesprache mit dem Hessischen
Rundfunk iber die Zukunft seiner Klangkorper eintreten
wollen. Herr Rock, Sie haben es gesagt: Diese Gespriche
finden gerade statt. Sehr deutlich ist, dass uns allen dar-
an gelegen ist, beide Klangkdrper zu erhalten. Sie sind
ein wichtiger Teil unseres Kernauftrags im Kultur- und
Bildungsbereich.

Also: noch einmal herzlichen Dank, liebe FDP-Fraktion,
dass Sie uns die Gelegenheit geben, tiber die hessischen
Klangkdrper zu sprechen. Thr Antrag allerdings greift viel
zu kurz, und er kommt auch viel zu friih.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Es muss jetzt erst einmal darum gehen, alle Moglichkeiten
gemeinsam im Dialog auszuloten, um hinterher zu errei-
chen, dass Sinfonieorchester und Bigband fiir uns hier in
Hessen erhalten bleiben. — Herzlichen Dank.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Vizeprisidentin Angela Dorn:

Als ndchstem Redner erteile ich Herrn Abgeordneten
Frommrich, Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, das
Wort.

Jiirgen Frommrich (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich fin-
de es sehr schon, dass wir uns in dieser Frage hier in
ziemlicher Einigkeit bewegen. Da gibt es den einen oder
anderen, der mit dem Rundfunk und dem 6ffentlich-rechtli-
chen Rundfunk insgesamt Probleme hat, aber, ich glaube,
die Mehrheit dieses Hauses hat das nicht.

Deswegen auch von meiner Seite herzlichen Dank an die
Kolleginnen und Kollegen der Freien Demokraten fiir den
Aufschlag, iiber die Frage der Zukunft der Klangkorper des
Hessischen Rundfunks zu reden.

Ich weiBl aus vielen Gesprachen — ich schaue gerade Axel
Wintermeyer an —, auch in der Vergangenheit, dass wir
dieses Thema schon des Ofteren und insbesondere im Zu-
sammenhang mit der Rundfunkfinanzierung diskutiert ha-
ben. Ich weill auch, dass gerade Axel Wintermeyer einer
der grolen Anhénger dieser Klangkorper des Hessischen
Rundfunks ist. Deswegen glaube ich, es ist aller Ehren
wert, dass wir frithzeitig anfangen, dartiber zu reden, wie
man dieses herausragende kulturelle Gut, das der Hessi-
sche Rundfunk mit dem Sinfonieorchester und mit der
Bigband zur Verfiigung stellt, erhalten kann, wie man eine
gute Finanzierung und vor allen Dingen eine auskommli-
che Finanzierung hinbekommt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer einmal das Sinfonie-
orchester gehort hat, wer — ich habe das leider nicht live
erfahren, aber am Radio zum Teil mitgehort — den Auftritt
an der Weseler Werft, an der Europdischen Zentralbank
mitgehort hat, der weill, das sind ganz grofBle kulturelle
Ereignisse. Ich glaube, wir sollten uns einig sein, dass wir
diese groBen kulturellen Ereignisse vorantreiben und alle
Anstrengungen unternehmen, damit wir diese Klangkorper
auch in Zukunft ausreichend finanzieren.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Dirk Bam-
berger und Axel Wintermeyer (CDU))

Es ist angesprochen worden — Kollegin Kalveram hat es
angesprochen, aber der Kollege Rock auch — Wir haben
den Auftrag, die Reform des offentlich-rechtlichen Rund-
funks zu diskutieren. Die Aufgabe ist immens, wie man
auch feststellt, wenn man sich ansieht, wie unterschiedlich
die Auffassungen sind — auch innerhalb des Konzerts der
Ministerprasidenten. Da gibt es sehr unterschiedliche Auf-
fassungen. Ich glaube aber, dass wir uns diesem Reform-
bedarf ndhern miissen, weil fiir uns demokratische Frak-
tionen das Uberleben eines guten offentlich-rechtlichen
Rundfunks ein ganz wichtiges und erhaltenswertes Gut
ist. Deswegen ist es wichtig, dass wir diesen o6ffentlichen
Rundfunk in die neue Zeit bringen und so aufstellen, dass
er als 6ffentlicher Rundfunk fiir uns weiterhin gute Dienste
leistet, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Dirk Bam-
berger und Axel Wintermeyer (CDU))

Wir haben mittlerweile auch schon einige Vorschlige zur
Reform des offentlichen Rundfunks gehort. Es gibt den
Bericht des Rats fiir die zukiinftige Entwicklung des 6f-
fentlich-rechtlichen Rundfunks. Da gibt es zu den Klang-
korpern auch verschiedene Punkte, die dort angefiihrt wer-
den. Erstens soll geschaut werden, ob es einen ausdriickli-
chen Auftrag dafiir gibt, diese Klangkorper zu unterhalten.
Zweitens, ob diese Klangkorper weiter so organisiert und
finanziert werden sollen, wie es zurzeit der Fall ist. Drit-
tens sollen frithzeitig Strategien entwickelt werden, wie
man diese Klangkorper weiterentwickelt.

Ich glaube schon — ich wei} nicht, ob der Antrag an den
Ausschuss tiberwiesen wird, aber dafiir wiirde ich pladie-
ren —, dass wir die verschiedenen Moglichkeiten, die es
gibt, diskutieren sollten. Die Stiftungsldsung ist mit Sicher-
heit eine Losung. Wenn wir es schaffen wiirden, dass so-
wohl Private als auch Offentlich-Rechtliche — also auch
das Land Hessen oder aber auch der hr — an einer solchen
Stiftung beteiligt wéren, dann wire das ein Weg, damit wir
die Klangkorper weiter gut finanzieren konnen. Vielleicht
gibt es auch noch andere Wege. Ich weill aus fritheren
Gesprichen, dass es dafiir auch Ideen gibt. Deswegen freue
ich mich auf die Diskussion. Ich glaube, dass wir alle
an einem Strang ziehen sollten, um diese Klangkdrper zu
erhalten. Das ist ein groBes kulturelles Gut, das wir haben.
Wir sollten es hegen und pflegen und dafiir sorgen, dass es
gut in die Zukunft kommt. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, SPD, verein-
zelt CDU und Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herzlichen Dank, Kollege Frommrich. — Das Wort hat der
Abgeordnete Arno Enners, AfD-Fraktion. Bitte sehr.

Arno Enners (AfD):

Herr Prisident, meine Damen und Herren! In Deutschland
gibt es 23 offentlich geforderte Rundfunkorchester und
-chdre. Deutschlandweit schaffen diese Klangkorper circa
2.000 Arbeitsplatze.

(Unruhe — Glockenzeichen)
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Beim Hessischen Rundfunk sind zwei dieser 23 Klangkor-
per angesiedelt: das hr-Sinfonieorchester und die hr-Big-
band.

Meine Damen und Herren, 42 Cent des Rundfunkbeitrags
entfallen auf die insgesamt 23 Klangkorper. Diesen 42
Cent aus jedem Beitrag stehen im Schnitt rund 450 gespiel-
te Konzerte gegeniiber, die ihren Weg iiber Radio oder
Internet in die Offentlichkeit finden. Eine Ubertragung ins
Fernsehen findet dagegen kaum statt. Anscheinend ist der
Quotendruck selbst fiir Nischensender zu hoch. Das ist
nicht den Orchestern, sondern den Sendern am Ende anzu-
lasten.

(Beifall AfD)

Im Internet sind einige Ensembles stark aufgestellt — hier-
bei tatsdchlich auch die hervorragenden Orchester des Hes-
sischen Rundfunks. Die Wahrscheinlichkeit ist grof3, dass
man bei einer Internetsuche nach den Klangkorpern der
Sendeanstalten eben genau bei den Aufnahmen des hr-Or-
chesters oder der -Bigband landet.

Meine Damen und Herren, leisten all diese mit Beitrags-
mitteln finanzierten Orchester auch einen Beitrag zur Er-
flillung des gesetzlichen Auftrags der Rundfunkanstalten,
bzw. brauchen wir Rundfunkorchester iiberhaupt fiir ei-
ne mediale Grundversorgung? Der Zukunftsrat sagt dazu
deutlich: Einen ausdriicklichen Auftrag des Gesetzgebers,
dass Rundfunkanstalten Klangkorper unterhalten, gibt es
nicht. — Somit ist es durchaus auch legitim, die Klangkdor-
per zu hinterfragen.

Spannend hierbei ist die Haltung der FDP dazu. Man kann
zweifellos behaupten, dass die FDP nicht genau weil3, wo
sie denn hinsteuert. Die hessische FDP will die Orchester
behalten, aber ausgliedern. Die FDP-Fraktion im Landtag
von NRW will wiederum den Kahlschlag und hat dazu in
ihrem Positionspapier geschrieben — ich zitiere —:

,HFur die Erfillung des Programmauftrags nicht
notwendige sendereigene Einrichtungen werden per-
spektivisch aufgelost, wie beispielsweise Chore und
Klangkorper.*

Auch der medienpolitische Sprecher der FDP-Bundestags-
fraktion Hacker spricht davon, dass sich die Sendeanstalten
zukiinftig auf ihre gesetzlich vorgegebenen Kernaufgaben
fokussieren sollten. Die Klangkdrper zéhlen fiir ihn aber
explizit nicht dazu.

Meine Damen und Herren der FDP, Sie sollten sich zu-
kiinftig mit Ihren Kollegen bundesweit beraten und abstim-
men, um eine einheitliche Linie zu den Klangkdrpern, aber
auch zu anderen Themen zu finden.

(Beifall AfD — Jirgen Frommrich (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN): Rundfunk ist Landersache!)

Dies konnte vielleicht auch dabei helfen, dass Thre Wahler-
gebnisse wieder messbar werden.

(Beifall AfD)

Wir von der AfD vertreten jedenfalls bundesweit einheit-
lich das Konzept des Grundfunks mit tiefgreifenden Pro-
grammreformen in den Sendeanstalten. Wie ich eben schon
sagte: 42 Cent, also ca. 187 Millionen Euro der insgesamt
fast 9 Milliarden Euro an Rundfunkbeitrigen kosten diese
Klangkorper und Chore.

Meine Damen und Herren, es gibt sicherlich weit wichti-
gere Positionen, die im Rahmen von Reformen zur Dispo-
sition stehen, als die Klangkorper. 21 Fernseh- und 66
Radioprogramme sowie mehr als 120 Online- und App-
Angebote lassen einigen Raum, um fiir ein schlankeres
und kostengiinstigeres Angebot im Unterhaltungsbereich
zu sorgen. Genau hieran erkennt man deutlich, dass die
Klangkdrper nicht die oberste Prioritdt bei den Einsparun-
gen haben sollten. Fangen wir also besser bei den Dingen
an, die im Uberfluss vorhanden sind und richtig Geld kos-
ten.

Meine Damen und Herren der FDP, Sie schreiben hier
einfach einen kleinen Abschnitt aus dem Bericht des Zu-
kunftsrats in einen Antrag hinein und glauben, am Ende
damit durchzukommen. Das kann man so machen. Dabei
iibersehen oder blenden Sie einfach aus, dass es eine kom-
plexe Abwigung zwischen medialem Grundauftrag, Teil
der Kulturlandschaft, Arbeitspldtzen und Kosten gibt. Das
lasst sich eben nicht einfach so ausgliedern.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, das ist inhaltliche Oberflach-
lichkeit.

(René Rock (Freie Demokraten): Was ist Thr Vor-
schlag?)

Dem stimmt die AfD mit Sicherheit nicht zu. Da muss
schon etwas handwerklich deutlich Besseres kommen,
Herr Rock.

(Beifall AfD — Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
Abschaffen, oder?)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Enners. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Dirk Bamberger, CDU-Fraktion. Dirk, bitte.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ich habe da
nichts herausgehort!)

Dirk Bamberger (CDU):

Sehr geehrter Herr Prisident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Eine wunderbare Gelegenheit, heute {iber die interna-
tionalen musikalischen Aushéngeschilder unseres Landes
zu sprechen: iiber das hr-Sinfonieorchester, das néichste
Woche iibrigens auf groBe Japan-Tournee geht und dort
wieder Werbung fiir unser wunderschones Bundesland
Hessen macht, und die hr-Bigband, die wegweisend ist
in der Branche, wenn Sie so wollen. Es ist gut, dass die
FDP das Thema heute anspricht. Es ist nicht neu. Uber
die Klangkorper des offentlich-rechtlichen Rundfunks wird
immer wieder, hiufig und viel gesprochen — auch in der
Vergangenheit hier in Hessen. Es hat natiirlich auch seine
Hintergriinde.

Bevor ich aber darauf eingehe, mochte ich doch vielleicht
ganz kurz auf den Vorredner der AfD zuriickkommen. Ich
bin schon etwas iiberrascht, Herr Kollege von der AfD.
Gerade Sie, gerade lhre Fraktion, berufen sich immer wie-
der auf Deutschland als das Land der Dichter und Denker
und der Hochkultur. Wo aber setzen Sie in samtlichen De-
batten immer zuerst den Rotstift an?

(Zuruf AfD: Bei der GEZ!)
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Wo wollen Sie als Erstes mit der Motorsense durchgehen?
Durch die Kultur. Das ist doch verlogen. Das ist doch
heuchlerisch. Das passt doch gar nicht.

(BeifaLl CDU, SPD, Freie ]_)emokraten und verein-
zelt BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das passt doch gar nicht zu Ihren AuBerungen und zu
Threm Verstdndnis von Deutschland und der groBlen deut-
schen Kultur. Ausgerechnet da setzen Sie als Erstes den
Rotstift an.

Was Sie vorhin geduflert haben, hitten Sie nicht gedufert,
hitten Sie sich einmal mit der Arbeit der Klangkorper des
Hessischen Rundfunks beschéftigt. Kultur kann es nie zu
viel geben. Es kann auch nie zu viel Musik geben.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt Freie Demokra-
ten)

Die hr-Bigband und das hr-Sinfonieorchester wirken in
vielen Bereichen weit ins Land hinein, weit in die ldndli-
chen Raume hinein. Viele Kooperationsprojekte werden
gemeinsam mit den hessischen Schulen bestritten. Viele
Aktivitidten sorgen dafiir, dass Schiilerinnen und Schiiler
in unserem Land, dass Jugendliche und Kinder an Musik
herangefiihrt werden, dass sie auch an Richard Wagner
herangefiihrt werden.

(Zuruf Andreas Lichert (AfD))

An dieser Stelle berufe ich mich auf Stefanie Klee vom
HMYV, die diese Zusammenarbeit mit diesen professionel-
len Orchestern zu schétzen weil. Das ist unheimlich wich-
tig fiir unser Land. Warum wird das hier nicht erwédhnt?
Vermutlich, weil es Thnen nicht recht ist.

(Beifall CDU, vereinzelt SPD und Freie Demokra-
ten)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, iiber die Arbeit
der Klangkorper des Hessischen Rundfunks ist viel Richti-
ges und Gutes gesagt worden. Diese miissen wir erhalten.
Gerade in schwierigen Zeiten diirfen wir diese nicht infra-
ge stellen. Die vielféltigen Aktivitdten werden nicht jeden
Tag live im dritten Programm des Hessischen Rundfunks
ausgestrahlt. Sie konnen das aber auch in der Mediathek
und auf YouTube verfolgen. Sie kénnen unheimlich viele
verdffentlichte Beitrdge verfolgen, die nicht nur von Hes-
sinnen und Hessen gesehen werden, nicht nur von den Zu-
schauerinnen und Zuschauern des Hessischen Rundfunks,
sondern die weltweit gesehen werden. Die Zugriffszahlen
zeigen, dass dieses hr-Sinfonieorchester und diese hr-Big-
band einen unheimlich guten und starken Ruf haben und
eine sehr gute Arbeit machen. Deswegen setzen wir uns
dafiir ein, dass sie erhalten bleiben.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Ja, es braucht eine Losung dafiir, wie wir die Zukunft
dieser Ensembles sichern. Da sind wir ganz bei der FDP.
Wir miissen nach einer Losung suchen. In der Vergangen-
heit haben wir {iber verschiedene Modelle gesprochen. Das
Stiftungsmodell mag eine mogliche Losung sein. Es gibt
aber noch andere.

Der Hessische Rundfunk, Florian Hager allen voran, befin-
det sich derzeit in einem Struktur- und Reformprozess, der
wichtig ist. Genau in diesen Prozess fillt diese Diskussion.
Ich glaube, dass man die Diskussion um die Klangkorper
in diesem Kontext betrachten muss, aber nicht losgelost als
einzelner Antrag hier im Parlament. Natiirlich ist das eines

der Themen, die wir diskutieren miissen. Aber wir miissen
das auch im Gesamtkontext betrachten.

Deswegen ist es richtig, sich im Ausschuss gemeinsam
Gedanken dariiber zu machen, wie wir die Zukunft dieser
Ensembles sichern kdnnen, die fiir Hessen so unglaublich
wichtig sind.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich mdochte es
noch einmal in aller Deutlichkeit sagen. Wir fithren hier ja
auch ein Stiick weit eine Kulturdebatte. Die Abschaffung
der Klangkorper des Hessischen Rundfunks ist iiberhaupt
nicht geplant. Es klang vorhin so, als stiinden diese Klang-
korper zur Disposition. In Diskussionen kommt das natiir-
lich immer wieder einmal hoch. Fiir uns als regierungs-
tragende Fraktion stehen die Klangkorper des Hessischen
Rundfunks nicht zur Disposition. Den Wortbeitragen der
GRUNEN und der FDP habe ich entnommen, dass sie das
genauso sehen. Dariiber freue ich mich. Der AfD ist die
Kultur moglicherweise ein Dorn im Auge; denn sie ist
aufklarend, vermittelnd und liberal.

(Zuruf AfD)

Das passt nicht ganz in Thr Weltbild. Umso wichtiger ist
es, dass wir diesen wichtigen Teil der hessischen Kultur
erhalten und zukunftsfest machen. — Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD, vereinzelt BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Bamberger. — Das Wort hat Herr
Staatssekretir Kuhn.

Benedikt Kuhn, Staatssekretir und Chef der Staats-
kanzlei:

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Damen und Her-
ren Abgeordnete! Wir haben in Hessen eine unglaublich
vielfaltige Musiklandschaft. Ich glaube, diese Einschét-
zung teilen wir gemeinsam. Das schafft gerade in dieser
Zeit wichtige Orte der Begegnungen und wichtige Orte des
Zusammenhalts. Das starkt Kultur und Identitit. Das sind
auch Schwerpunkte unserer christlich-sozialen Koalition.
Deswegen sagen wir sehr klar: Wir wollen diese vielfaltige
Musiklandschaft in Hessen genau so erhalten.

(Beifall CDU und SPD)

Aber auch das gehort zur Wahrheit dazu: Wir haben aktu-
ell anspruchsvolle Konsolidierungshaushalte in Bund und
Léndern zu schniiren. Aulerdem verhandeln wir aktuell —
das wurde auch schon angesprochen, und an dieser Stelle
komme ich ganz konkret zu den Klangkorpern des Hessi-
schen Rundfunks — den Reformstaatsvertrag. Dabei sind
die Klangkorper natiirlich auch ein Thema, das intensiv in
den Verhandlungen diskutiert wird. Das alles stellt uns vor
enorme Herausforderungen.

Wir sind aber iiberzeugt, die Klangkdrper des Hessischen
Rundfunks sollten es uns wert sein. Wir wollen dieses Spit-
zenorchester, wir wollen diese Bigband in Hessen erhalten.

(Beifall CDU und SPD)

Wir stehen als Landesregierung, als Koalition sehr klar zu
den Klangkorpern des Hessischen Rundfunks. Deswegen
befinden wir uns, wie wir es auch im Koalitionsvertrag
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vereinbart haben, in intensiven Gesprachen mit dem Inten-
danten des Hessischen Rundfunks, mit Florian Hager. Ich
bin absolut iiberzeugt davon — und alles weist in diese
Richtung —, wir finden einen gemeinsamen Weg.

An dieser Stelle mochte ich aber auch sagen, sofern ich das
sagen darf: Wir brauchen an dieser Stelle keine Nachhilfe
von der FDP.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): Denkanstofe,
keine Nachhilfe!)

Ich mochte daran erinnern, dass unser Ministerpréasident
und damaliger Landtagsprésident Boris Rhein die Gespri-
che zur Zukunft der Klangkorper des Hessischen Rund-
funks iiberhaupt erst initiiert hat.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Wenn ich das einmal sagen darf: Damals waren Sie am
kritischsten.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): Wie kommen
Sie darauf?)

Jetzt prasentieren Sie uns hier unsere Idee. Ich kann Thnen
versichern: Wir sind bereits weiter als die drei Spiegelstri-
che Thres Antrags, den Sie uns présentieren. Wir werden
den Landtag zeitnah {iber den Stand der Gespriche infor-
mieren. Wir werden zeitnah iiber das Konzept informieren,
wenn wir das gemeinsam in der Koalition einer Losung
zugefiihrt haben, wenn wir ein Konzept haben, mit dem
wir gemeinsam mit dem hr eine Zukunftsperspektive auf-
machen kénnen.

An dieser Stelle mochte ich mich der Freude des Abgeord-
neten Frommrich anschlieBen, dass wir hier ein konstruk-
tives Thema diskutieren, bei dem es auch Einigkeit gibt.
Die vergangene Sitzungswoche war — wenn ich das so
sagen darf — eher von Klamauk geprégt. In dieser Woche
beschéftigen Sie sich mit einem Weltorchester anstatt mit
einer Provinzposse. Deswegen darf ich sagen: Die Rich-
tung stimmt. — Vielen herzlichen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Herr Kollege Rock hat noch einmal um das
Wort gebeten.

René Rock (Freie Demokraten):

Herr Prdsident, sehr geehrte Damen und Herren! Lieber
Herr Staatssekretir, ich mdchte die gute Stimmung aufgrei-
fen, die ich hier im Plenum wahrgenommen habe. Wir
werden unseren Antrag nicht zwingend kurzfristig zur Ab-
stimmung stellen. Wir werden unseren Antrag natiirlich an
den Ausschuss iiberweisen. Die gute Stimmung, die wir
vernommen haben im Sinne der Weiterfiihrung der Orches-
ter, werden wir natiirlich aufgreifen und hoffentlich einen
gemeinsamen Weg finden, weil es aus meiner Sicht nicht
nur eine Uberlegung der Regierung ist, sondern einer brei-
ten demokratischen Mehrheit, dass diese tolle Kultur auch
weiterhin in Hessen Bestand hat. Daher freue ich mich
iiber das Angebot und werde mich auch ganz personlich
einbringen.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Wahlpro-
gramm!)

Das Missverstindnis, das es vielleicht auf der einen oder
anderen Seite wihrend der Gesprache im Vorfeld gegeben
hat, will ich damit auch ausrdumen. In unserem Landtags-
wahlprogramm stand der Erhalt der beiden Orchester ganz
zentral mit Blick auf die Frage der Kultur.

(Beifall Freie Demokraten)

Deshalb werden wir ganz stringent dranbleiben. Wir wer-
den alles tun, was in der Macht einer Oppositionsfraktion
steht, um diese Orchester zu erhalten. Das ist die Moglich-
keit, die Diskussion anzustoBen und zu versuchen, hier
etwas Gemeinsames auf den Weg zu bringen. Ich sehe kei-
nen Dissens, sondern einen gemeinsamen Weg. Der Fort-
bestand der beiden Orchester ist ein tolles Ziel. — Vielen
Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Rock. — Kollege Arno Enners, Sie
haben das Wort.

Arno Enners (AfD):

Herr Prisident! Herr Kollege Bamberger, Sie kdnnen sich
iiberlegen, ob Sie meine Rede nicht verstanden haben oder
ob Sie aus Boswilligkeit einfach die Tatsachen verdrehen.

Ich habe mich ganz klar fiir die Orchester ausgesprochen
und habe gesagt, die Einsparungen sind eher im program-
matischen Bereich zu sehen; denn dort ist am meisten
Uberfluss an Dingen, bei denen man Geld sparen kann.

Wenn Sie sich hierhin stellen und sagen, wir wiirden Kul-
tur und Unterhaltung kiirzen und beschneiden wollen, dann
ist das ganz einfach die Unwahrheit. Wie gesagt, Sie kon-
nen sich iiberlegen: nicht verstanden oder Boswilligkeit.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank. — Kollege Dirk Bamberger, auch Sie diirfen
noch einmal.

Dirk Bamberger (CDU):

Sehr geehrter Herr Kollege Enners, das mochte ich direkt
ein Stiick weit aufgreifen. Wenn es um Musik geht, ergrei-
fe ich gerne noch einmal das Wort.

Ihre Ausfiihrungen waren gar nicht anders zu verstehen als
so, wie ich es hier wiedergegeben habe.

(Beifall CDU und SPD)

Sie haben vom ersten Satz an betont, wie viele Orchester,
wie viele Klangkorper es im 6ffentlich-rechtlichen Rund-
funk gibt. Es war nicht irgendein Unterton, der da zu
vernehmen war, sondern es war extrem deutlich zu verneh-
men, dass Thnen das schlicht und ergreifend zu viel ist.

Noch einmal: Uberall dort, wo wir Kulturdebatten fithren,
ist es immer die AfD, der das Thema Kultur nicht passt.
Der AfD ist das Thema Kultur immer und immer wieder
ein willkommener Anlass, Grundsatzdebatten zu fiihren,
Debatten dariiber zu fiithren, ob das Geld nicht viel besser
an anderen Stellen verwendet werden sollte. Im Kontext
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des offentlich-rechtlichen Rundfunks war daher gar nichts
anderes zu erwarten, als dass Sie hier eine Position ver-
treten, die die Klangkdrper des Hessischen Rundfunks tat-
sdchlich infrage stellt. Das sage ich in aller Deutlichkeit
und in aller Klarheit.

(Zurufe AfD)

— Herr Enners, von mir aus kénnen Sie es noch fiinfmal
wiederholen. Sie haben es aber in Ihrer Eingangsrede vol-
lig anders dargestellt. Es war vollig anders zu verstehen.

Deshalb bleibe ich dabei: Wir als regierungstragende Frak-
tion bekennen uns ganz klar zu den Klangkdrpern des
Hessischen Rundfunks. Uns ist deren Erhalt wichtig, uns
ist deren Zukunftssicherung wichtig, und wir werden iiber
Tragerschaften und Trigermodelle sprechen. Das tun wir
sehr gerne. Die Intention, Gespriache zu fithren und iber
die Zukunft der Klangkoérper zu sprechen, ist aber nicht
neu, sondern schon relativ alt, und es sind schon hiufig
Gespriache gefiihrt worden. Diese Diskussion fiihren wir
gerne weiter, und zwar vor allem gemeinsam mit den Be-
troffenen, mit denen, die es angeht, und nicht iiber deren
Kopfe hinweg.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:
Vielen Dank, Kollege Dirk Bamberger.

Der Antrag soll zur weiteren Beratung an den Hauptaus-
schuss iiberwiesen werden. — Allgemeine freudige Zustim-
mung.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Antrag

Fraktion der Freien Demokraten
Digitale Zwillinge — Planung neu denken
— Drucks. 21/1075 —

Bei mir steht folgender Vermerk: Zwischen den Fraktionen
ist vereinbart, dass alle Reden zu Protokoll gegeben wer-
den. — Ich sehe, dass das allgemeine Zustimmung findet.
Wird auch die Rede der Landesregierung zu Protokoll ge-
geben? — Das ist der Fall.

(siehe Anlagen 1 bis 6)

Der Antrag wird dem zustdndigen Fachausschuss zur wei-
teren Beratung iibergewiesen. Ein sehr verniinftiges Ver-
fahren.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 14 auf:

Antrag

Fraktion der AfD

Das versprochene Vertrauen in die Polizei endlich in
Realpolitik umsetzen — Rotationserlass sofort abschaf-
fen

— Drucks. 21/1076 —

Das Wort hat Frau Kollegin Weegels.

Sandra Weegels (AfD):

Sehr geehrter Herr Prisident, meine Damen und Herren!
Wie oft haben wir von der Landesregierung nun schon
gehort, wie sehr sie die Landespolizei schétzt. Kritik am
realen Handeln lassen Sie, meine Damen und Herren auf

der Regierungsbank, jedoch allzu oft an sich abprallen und
versinken lieber in Lobgeséngen auf die eigene Politik.

Der letzte CDU-Innenminister ist der Polizei immer wieder
in den Riicken gefallen. Allzu oft wurde ein Generalver-
dacht gehegt. Ich erinnere an dieser Stelle an den negativen
Hohepunkt dieser Zeit: die Auflosung des SEK.

Sie, Herr Staatsminister Poseck, haben zwar bereits Mal3-
nahmen angeschoben, die durchaus in die richtige Rich-
tung gehen; insgesamt gesehen, hat sich aber die von Ih-
nen immer wieder betonte Wertschitzung der Polizei nicht
ausreichend in realpolitischem Handeln niedergeschlagen,
obwohl die ,,Renaissance der Realpolitik* das zentrale An-
liegen dieser Koalition sein sollte.

Mit dem im Jahre 2023 eingefiihrten Rotationserlass bei
der hessischen Polizei wurde vornehmlich auf die Emp-
fehlungen der sogenannten Nuflberger-Kommission einge-
gangen. In dieser Kommission salen unter anderem ein
langjihriger Bundestagsabgeordneter der GRUNEN, ein
Journalist, der Leiter des Demokratiezentrums Hessen, die
Direktorin des Deutschen Instituts fiir Menschenrechte so-
wie der Landespolizeiprésident, also ein Politiker in Uni-
form. Wirklich einbezogen wurde die Landespolizei — die
Ausfiihrungsebene oder die Ebene der Vorgesetzten — hier-
bei nicht.

(Beifall AfD)

Zum allgemeinen Verstidndnis: Der Rotationserlass des
Landes Hessen zielt darauf ab, dass Polizisten immer nur
kurze Zeitrdume auf einer Dienststelle verbringen und
dann im Sinne einer Rotation auf die nichste Dienststelle
versetzt werden.

Das Konzept der Job-Rotation kommt aus dem wirtschafts-
wissenschaftlichen Bereich und soll der Personalentwick-
lung im Sinne der personlichen Weiterbildung bzw. der Er-
weiterung von Fachkenntnissen dienen. Was in wirtschaft-
lich titigen Unternehmen durchaus sinnvoll ist, kann aber
nicht im Verhiltnis 1 : 1 auf die Polizei {ibertragen werden.
Denn hier stehen dem vermeintlichen Entwicklungsaspekt
folgende Nachteile gegeniiber:

Erstens. In polizeilichen Einsatzsituationen, in denen die
Beamten Gefahr laufen, verletzt zu werden, ist das Vertrau-
en zum Partner essenziell notwendig. Die Kollegen miissen
sich blind vertrauen konnen. Man muss wissen, wie der
Partner in diesen Lagen denkt und handelt. Dieses Vertrau-
en kann aber nur durch Kontinuitit aufgebaut werden. Eine
Rotation — und damit stindig neue Partner — verhindert
aber genau diesen Vertrauensaufbau untereinander.

Zweitens. Der Rotationserlass ist eine erhebliche Belastung
fiir das Privatleben der Polizeibeamten. Haufige Versetzun-
gen bedeuten gleichzeitig auch haufige Umstellungen fiir
die Familie, insbesondere wenn ein Beamter Kinder hat,
sei es im Kindergarten- oder im schulpflichtigen Alter.

Drittens. Insbesondere im internen Bereich der Polizei
wird durch den Erlass verhindert, dass sich sachkundige
Beamte in den jeweiligen Aufgabenbereichen etablieren.
Zugleich werden jene Beamte, die das Erfahrungswissen
schon haben, nun auf andere Dienststellen versetzt. Die-
se verlorene Kompetenz ist meist nicht einfach durch die
Kompetenz anderer Kollegen zu ersetzen.

Diese nur kurze Auflistung zeigt die Denkfehler im Kon-
zept der Job-Rotation bei der Polizei. Diese Denkfehler
fihren am Ende dazu, dass der Rotationserlass bei weiten
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Teilen der Belegschaft der hessischen Polizei auf Unver-
standnis und auf erhebliche Ablehnung st6ft. Denn, was
man immer wieder hort, wenn man sich mit Beamten an
der Basis unterhdlt, ist mehr als deutlich: ,,Die Stimmung
war noch nie so schlecht.*

Herr Innenminister, erst am Dienstag haben Sie zum wie-
derholten Mal die Polizei wertschétzend als ,,Herzstiick un-
serer Sicherheitsarchitektur* bezeichnet. Diese Sicherheits-
architektur torpediert der Rotationserlass massiv, indem er
dafiir sorgt, dass fundiertes Fachwissen kaputtgeht, zwin-
gend notwendige soziale Strukturen aufgeldst und dadurch
fragil verlaufende Einsitze provoziert werden. Zudem wird
dieser Erlass nicht nur von mir als Ausdruck mangelnden
Vertrauens in die sozialen Strukturen der hessischen Poli-
zel interpretiert. Das sollte wohl kaum Thr Ziel sein.

Meine Damen und Herren, die zwangsweise Rotation fiihrt
neben dem Verlust von Erfahrungswissen, der Belastung
fiir die betroffenen Beamten und deren Familien auch zu
einer Beeintrachtigung der Einsatzbereitschaft und letzten
Endes zu einem Vertrauensverlust bei den Polizeibeamten,
die taglich fiir unser aller Sicherheit den Kopf hinhalten.

Daher beantragen wir heute die Abschaffung des Rota-
tionserlasses, um den kommunizierten Worten der Wert-
schitzung auch reale Taten folgen zu lassen.

Wir bitten deshalb alle Fraktionen, parteipolitische Erwa-
gungen oder ,,.Brandmauern® um der Sache willen hint-
anzustellen und unserem Antrag zuzustimmen. Die hessi-
schen Polizisten werden es Thnen danken.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Weegels. — Das Wort hat der
Abgeordnete Holschuh, SPD-Fraktion.

Riidiger Holschuh (SPD):

Herr Prisident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen
Sie mich in wenigen Minuten kurz skizzieren, wobei es
uns bei dem Rotationserlass geht. Der Rotationserlass wur-
de eingefiihrt, um unsere Polizei zukunftsfdhig zu machen.
Er zielt darauf ab, Polizistinnen und Polizisten auf ver-
schiedenen Ebenen besser zu qualifizieren und ihnen die
Moglichkeit zu geben, in unterschiedlichen Bereichen Er-
fahrungen zu sammeln.

In einer Welt, in der die Herausforderungen immer viel-
faltiger und komplexer werden, vom Terrorismus bis zur
Cyberkriminalitét, ist es entscheidend, dass unsere Polizei
flexibel und professionell aufgestellt und vor allem gut
ausgebildet ist. Genau das ermoglicht der Rotationserlass.

(Beifall SPD, CDU und Vanessa Gronemann
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Ich mochte hier noch einmal betonen, dass sich auch die
Expertenkommission im Zuge der Arbeit des NSU-Unter-
suchungsausschusses — Sie haben eben wieder versucht,
das in ein despektierliches Licht zu stellen — fiir dieses In-
strument ausgesprochen hat. Die Kommission empfahl ein
Rotationsmodell, um zu verhindern, dass Polizistinnen und
Polizisten zu lange in hoch belasteten Revieren arbeiten
und dadurch tiberfordert werden oder gar abstumpfen.

Es ist vollig falsch, wenn die AfD behauptet, dieser Erlass
wiirde Unsicherheiten schaffen oder soziale Strukturen in-
nerhalb der Polizei zerstéren. Die Idee der Rotation basiert
darauf, dass Polizistinnen und Polizisten durch den Wech-
sel von Aufgaben und Einsatzorten ihre Kompetenzen er-
weitern. Sie lernen, mit neuen Situationen umzugehen, sich
in verschiedenen Umfeldern zurechtzufinden und ihre so-
zialen Kompetenzen zu stirken. Das ist kein Ausdruck
von Misstrauen, sondern ein Zeichen von Vertrauen in
die Weiterbildung unserer Beamtinnen und Beamten, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und Vanessa Grone-
mann (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Dieser Prozess hat einen weiteren entscheidenden Vorteil.
Er fordert die Resilienz der Beamtinnen und Beamten.
Durch den systematischen Wechsel in neue Bereiche sind
sie in der Lage, mit unterschiedlichen Herausforderungen
umzugehen, was ihnen langfristig hilft, ihre Leistungsfa-
higkeit und ihre Gesundheit zu bewahren. Der Rotationser-
lass sorgt dafiir, dass niemand in einer Aufgabe feststeckt,
und ermoglicht neue Perspektiven, die fiir den Polizei-
dienst unserer Meinung nach unerlésslich sind.

Nun zur Frage der Verweildauer: Es ist wichtig, zu ver-
stehen, dass der Rotationserlass keineswegs starr ist. Die
Hochstverweildauer von fiinf Jahren kann in besonders
spezialisierten oder belasteten Einheiten angepasst werden.
Das zeigt, dass der Erlass flexibel genug ist, um auf die
spezifischen Bediirfnisse unserer Polizeikrifte einzugehen.
Der AfD-Antrag ignoriert diese Flexibilitdt vollig und
stellt den Erlass als rigide Mallnahme dar. Das entspricht
schlicht nicht der Realitét.

Ein weiteres Argument, das ich gern aufgreifen mdchte,
ist die Behauptung der AfD, der Rotationserlass wiirde
das Vertrauen in die Polizei untergraben. Lassen Sie uns ei-
nes klarstellen: Es geht hier nicht um Misstrauen, sondern
um professionelle Weiterentwicklung. Unsere Polizistinnen
und Polizisten sollen die bestmogliche Ausbildung und
die besten Voraussetzungen haben, um ihre Aufgaben zu
erfiillen. Das bedeutet, sie miissen auch die Mdglichkeit
haben, sich in unterschiedlichen Bereichen weiterzubilden
und Erfahrungen zu sammeln.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU und Vanessa Grone-
mann (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Natiirlich ist es nach der Einfiihrung eines so weitgehenden
Erlasses wichtig, das nach einer gewissen Zeit zu tiberprii-
fen. Bei allen neuen Instrumenten ist eine Evaluation be-
sonders wichtig. Lassen Sie uns also im néchsten Jahr die
Erfahrungen anschauen, die wir mit diesem Erlass gemacht
haben. Uns ist dabei wichtig, dass besonders das Thema
,,Familie und Beruf* im Vordergrund steht. Es ist natiirlich
klar, dass man schauen muss, wie die Versetzungen laufen.
Natiirlich muss man auch ganz eng mit den Personalvertre-
tungen zusammenarbeiten und schauen, wie sich der Erlass
entwickelt hat, und daraus seine Schliisse ziehen.

(Beifall SPD)

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage?
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Riidiger Holschuh (SPD):

Nein, dafiir ist die Zeit heute zu kurz. — Was bedeutet das
fiir die Attraktivitit des Polizeiberufs? Es ist kein Geheim-
nis, dass junge Menschen, die sich fiir den Polizeidienst
entscheiden, nicht nur Sicherheit und Stabilitit erwarten,
sondern auch eine Chance auf Weiterentwicklung und auf
neue Herausforderungen. Genau das bietet der Rotations-
erlass. Er sorgt dafiir, dass der Polizeidienst dynamisch
und abwechslungsreich bleibt, was natiirlich auch fiir die
Rekrutierung von Nachwuchskriften entscheidend ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Antrag der AfD zielt
darauf ab, ein Instrument abzuschaffen, das unsere Polizei
starkt und zukunftsfahig macht. Der Rotationserlass ist
ein Schliissel zur Professionalisierung unserer Polizei. Wir
miissen sicherstellen, dass unsere Beamtinnen und Beam-
ten nicht nur heute, sondern auch in Zukunft den vielfalti-
gen Herausforderungen gewachsen sind. Das schaffen wir
nur, indem wir ihnen die Mdglichkeit geben, sich weiterzu-
entwickeln.

Deshalb bitte ich Sie, den Antrag der AfD abzulehnen
und den Rotationserlass als Teil unserer modernen Polizei-
struktur zu unterstiitzen. Lassen Sie uns gemeinsam dafiir
sorgen, dass unsere Polizei flexibel, stark und vor allen
Dingen bestens vorbereitet bleibt. — Danke schon.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Holschuh. — Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Vanessa Gronemann, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN. Bitte sehr.

Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Priasident, meine Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor dem Hintergrund der
Drohbriefserie NSU 2.0 und der bei den Ermittlungen auf-
gedeckten Chats mit rechtsextremistischen Inhalten sowie
illegaler Datenabfragen in Polizeidienststellen wurde die
Expertenkommission ,,Verantwortung der Polizei in einer
pluralistischen Gesellschaft eingesetzt. Der im Juli 2021
vorgelegte Bericht enthélt einen umfangreichen Katalog
von Malinahmen, die allen voran das Ziel haben, das verlo-
ren gegangene Vertrauen in die Polizei wiederherzustellen.

Die letzte Regierung hatte es sich ausdriicklich zur Aufga-
be gemacht, diese Maflnahmen umzusetzen. Ich mdochte
ausdriicklich begriiien, dass Innenminister Poseck das fort-
fiihren und auch weiterentwickeln will.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die AfD hat sich jetzt hier eine MaBBnahme herausgepickt
und mochte, dass diese beendet wird. Der sogenannte Ro-
tationserlass basiert, wie es der Kollege Holschuh eben
gesagt hat, auf dem Vorschlag der Kommission. Der Vor-
schlag lautet — ich zitiere —:

»Das Rotationsmodell soll regelhaft, organisations-
angepasst und zielgerichtet sein und insbesondere
auch verhindern, dass Einzelne zu lange in Brenn-
punktrevieren bleiben und damit mdglicherweise
dauerhaft iiberfordert sind oder abstumpfen. Insbe-
sondere auch fiir jene, die ein erstes Fiihrungsamt
iibernehmen, ist es wichtig, dass sie bereits auf meh-

reren verschiedenen Dienststellen Erfahrung sam-
meln konnten.*

Im Jahr 2023 wurde daraufhin der Erlass ,,Rotation von
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten in der hessischen
Polizei veroffentlicht. Dieser Erlass gilt seit dem 1. Febru-
ar 2024.

Er sieht unter anderem vor, dass die Hochstverweildauer
in den ersten 15 Jahren nach dem Abschluss des Studiums
in einem Aufgabenbereich oder bei einer Organisationsein-
heit grundsétzlich fiinf Jahre betrdgt. Wenn Sie sich diesen
Erlass angeschaut haben — was ich voraussetze, wenn wir
hier dariiber reden; auch der Kollege hat das schon ge-
sagt —, wissen Sie auch, dass Organisationseinheiten, falls
notig, abweichende Regelungen treffen kénnen, zum Bei-
spiel, wenn es um besonders spezialisierte Organisations-
einheiten geht. Sie wissen auch, dass der Erlass, beginnend
ab dem néchsten Jahr, evaluiert wird und danach regelma-
Big evaluiert, also weiterentwickelt werden soll. Ehrlich
gesagt, mehr ist dazu eigentlich nicht zu sagen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollegin Gronemann. — Das Wort hat der
Abgeordnete Thomas Hering, CDU-Fraktion. Thomas, bit-
te.

Thomas Hering (CDU):

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ja, ganz offen bekannt: Dieser Rotationserlass kann
durchaus ambivalent betrachtet werden. Er kann vielleicht
auch kritisch betrachtet werden, aber dann bitte nicht, um
Stimmung zu machen, nicht mit einem iiberméfBigen Miss-
trauen ohne Wiirdigung der Ausnahmeregelungen und der
Flexibilitdten und auch nicht ohne Betrachtung der im Lan-
de Hessen ohnehin schon vorhandenen Rotationsrichtlinien
fiir die Landesbeamten.

Allein mit der Titelzeile dieses Antrags ,,Das versprochene
Vertrauen in die Polizei endlich in Realpolitik umsetzen —
Rotationserlass sofort abschaffen verkennen Sie die vielen
Initiativen, MaBnahmen und Stellungnahmen — ganz aktu-
ell auch aus unserem Hause — zum Schutz der Polizeikréfte
sowie unser Bekenntnis, unser Respekt-Paket, unsere Soli-
daritdt weit iiber Hessen hinaus. Das ist Realpolitik mit
Durchschlagskraft im Bundesrat.

(Beifall CDU und SPD)

Nun ist die Polizei auch stindigen Verdnderungen unter-
worfen. Es gibt dadurch manch neues Denken, auch rund
um Personalentwicklungen. Ganz konkret bei unseren Poli-
zistinnen und Polizisten: Der Weg gerade zu Beginn des
Polizeiberufs fithrt heute nicht mehr zwangsliufig iiber
Rhein-Main, iiber die Bereitschaftspolizei oder {iber unvor-
hersehbare Einsatzbefehle in der Schutzpolizei, sondern es
geht oftmals ziemlich schnell zur Wunschdienststelle. So
umsténdlich es frither war, es brachte auch Lernerfahrun-
gen mit sich: personliche Reife, breite Sichtweisen, den
Blick fir den anderen innerhalb und auf3erhalb der Polizei,
und es half auch gegen ein Lagerdenken.

Natiirlich wird auch aus Polizeikreisen berichtet, dass eine
zwangsweise Rotation Sorge vor Mehrbelastungen mit sich
bringen kann. Denken wir an Wegstrecken, Fahrzeiten,
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Neuorientierungen, Eingliederungen, Wechsel des Umfelds
und der sozialen und dienstlichen Kontakte. Deswegen
sollten wir die Ausnahmeregelungen im zweiten Teil des
Erlasses, aber auch die Mdoglichkeiten pragmatischer Lo-
sungen und Absprachen innerhalb der Behdrden und der
einzelnen Dienststellen zur Kenntnis nehmen.

Nun folgt der thematische Wechsel zu den Dienststellen
selbst und zur Organisation: Was unser Bundesland be-
trifft, so gibt es neben den Endverwendungsdienststellen
— das sind meistens die Wunschdienststellen: wohnortnah,
zu Hause bei der Familie — auch die ,,Durchlauferhitzer®,
wohnortfremde Brennpunktdienststellen mit besonderem
Personalbedarf und Fluktuation. Wenn hier Stammpersonal
zu hdufig wechselt, kann das durchaus auch Reibungsver-
luste bringen. Auf der anderen Seite konnen die Endver-
wendungsdienststellen von ldngeren Verweildauern profi-
tieren, weil die Beamtinnen und Beamten gute Ortskennt-
nisse, eine hohe Motivation, in ihren Dienstbezirken zu
arbeiten, und gute Kontakte zu den Biirgerinnen und Biir-
gern und zu den Institutionen haben.

Auch besonders zu trainierende Einheiten waren heute
schon Thema. Auch diese brauchen eventuell eine lingere
Verweildauer. Dann aber sollten sie — und so geschieht es
durch Dienst- und Fachaufsicht auch — die Betrachtung
von auflen zulassen, um bedenklichen Entwicklungen oder
einem Korpsgeist vorzubeugen. Hier greift der praventive
und fiirsorgliche Ansatz des Erlasses einmal konkret.

Allerdings fand ich es schon sehr dramatisch und sehr
verkiirzt von Thnen, Frau Weegels, dem fritheren Minister
vorzuwerfen, er sei hier den Beamtinnen und Beamten in
den Riicken gefallen. Es gab auch einen gewissen Reakti-
onsdruck, so weh es mir tut, das feststellen zu miissen;
denn ich fiebere mit allen Kolleginnen und Kollegen. Aber
es gab bedenkliche Entwicklungen und Vorfille. Da musste
man auch eine MaBnahme ergreifen. Diese kann evaluiert
werden.

Es braucht also eine mehrdimensionale Betrachtungsweise,
individuelle Angebote und Riickkopplungen, damit das im
Rahmen der Rotation Akzeptanz finden kann; aber dann
wirklich in erster Linie zur Férderung von Fachwissen und
sozialer Kompetenz, so wie auch im Antrag ausformuliert,
und nicht mit der Gewichtung auf Aufsicht und Kontrolle.
Einen Misstrauenserlass konnte ich nicht mittragen. Somit
lege ich Wert auf die Uberpriifbarkeit auch hinsichtlich der
Wirkungsentfaltung auf die Kolleginnen und Kollegen.

Erlasse sind immer auf ihre Verdnderungsbedarfe zu prii-
fen. Somit sind Anpassungen oder gar Riicknahmen nicht
ausgeschlossen. Warten wir die Erfahrungen ab, aber ha-
ben wir auch Vertrauen in die Landesregierung, die deutli-
che Signale setzt. Haben wir Vertrauen in unseren Innen-
minister. Gehen wir gemeinsam diesen Weg. Spalten wir
nicht, sondern suchen wir einen Weg, der den Institutionen
und Organisationen dient, aber auch unseren Beamtinnen
und Beamten die Wertschétzung gibt. — Danke schon.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Hering. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Moritz Promny, FDP-Fraktion. Moritz, bitte.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Sehr geehrter Herr Président, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Herr Kollege Hering, ich bin Thnen dankbar,
dass Sie die Ambivalenz und die Mehrdimensionalitét
adressiert haben. Ich glaube, es ist wichtig, dass wir uns
dieser Sache bewusst werden. Als Freie Demokraten haben
wir uns in der Vergangenheit mehrfach kritisch mit dem
Rotationserlass auseinandergesetzt. In unseren Kleinen An-
fragen haben wir gezielt die Herausforderungen aufgegrif-
fen, die sich dann aus der praktischen Umsetzung des Er-
lasses ergeben. Wir haben nachgehakt, welche Ausnahmen
es gibt und wie der Erlass in der Praxis angewendet wird.

Viele Beamtinnen und Beamte fiihlten sich durch den
Erlass in ihren beruflichen Entwicklungen eingeschrénkt.
Dieser Erlass fithrt zum Verlust von Erfahrungswissen und
Expertise und belastet die betroffenen Beamtinnen und Be-
amten und ihre Familien. Er beeintrachtigt in gewisser Art
und Weise auch die Einsatzbereitschaft der Polizei.

Meine Damen und Herren, die Kontinuitdt der Arbeit ist
gerade in sicherheitssensiblen Bereichen wie der Polizei
von enormer Bedeutung; denn Kontinuitidt bedeutet Ver-
trauen in die Polizei, und zwar nicht nur in den organisato-
rischen Aspekt, sondern auch hinsichtlich der Sicherheit.
Fiir uns ist klar: Wir sehen die Rotation bei der Polizei
kritisch. Sie bringt eine gewisse Unruhe in die Strukturen
und in die Teams, die vielleicht auf Bestdndigkeit angewie-
sen sind. Das ist genau der entscheidende Punkt. Bei der
Polizei geht es um organisatorische Abldufe, es geht um
Vertrauen, es geht um Zusammenarbeit, und nicht zuletzt
geht es um die Sicherheit der Kolleginnen und Kollegen.
Ich glaube, das ist sogar ganz entscheidend.

Wir konnen nicht einfach auf die Landesverwaltung ver-
weisen, wo die Rotation bereits ein gingiges Instrument
der Personalentwicklung ist. Meines Erachtens sind die
Verhiltnisse hier nicht vergleichbar. Ich glaube, das miis-
sen wir anerkennen. Kollege Holschuh, ich entnehme Ihren
Einlassungen, dass Sie das auch in das Blickfeld nehmen.

Aber ich will noch einmal deutlich machen, dass die Rota-
tion durchaus ein sinnvolles Instrument sein kann, wenn
sie mafivoll und zielgerichtet eingesetzt wird. Es gibt si-
cherlich Bereiche, in denen ein regelméBiger Wechsel sinn-
voll sein kann, um neue Perspektiven zu gewinnen und
eine Weiterentwicklung zu fordern, oder auch dann, wenn
Polizisten zu lange in einer Brennpunktdienststelle arbeiten
und dann innerhalb der Stadt wechseln.

Ich glaube, der aktuelle Erlass hat bei vielen Polizistinnen
und Polizisten zu Frustrationen gefiihrt, weil ihre personli-
chen und beruflichen Belange nicht in ausreichender Art
und Weise beriicksichtigt wurden. Dennoch sage ich hier
in aller Deutlichkeit und auch sehr klar: Wir als Freie De-
mokraten werden den Antrag der AfD ablehnen; denn die-
ser Antrag unterstellt, dass der Erlass als Ausdruck eines
mangelnden Vertrauens in die sozialen Strukturen der hes-
sischen Polizei interpretiert werden miisse. Meine Damen
und Herren, das ist eine Unterstellung, und die kdnnen wir
so nicht mittragen.

(Beifall Freie ngokraten, CDU, SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Die Rotation ist ein anerkanntes Instrument der Perso-
nalentwicklung, das keineswegs das Vertrauen in unsere
Polizistinnen und Polizisten infrage stellt. Kollege Hol-
schuh und auch Kollegin Gronemann haben es angespro-
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chen: Das wurde von der Expertenkommission in ihrem
Abschlussbericht 2021 auch empfohlen. Die Kommission
sah ja gerade vor, in einem Rotationssystem einerseits
die Moglichkeit zu schaffen, Fehlverhalten frithzeitig zu
erkennen und zu ahnden, andererseits aber auch die gute
Arbeit der Polizeibeamten dort zu stirken, wo das der Fall
ist.

Trotz unserer kritischen Haltung zum Rotationserlass er-
kennen wir an, dass es jetzt wichtig ist, zundchst die
angekiindigte Evaluation abzuwarten, bevor wir voreilige
Schliisse ziehen. Der Erlass ist auch noch nicht so lange
in Kraft. Auch das ist etwas, was wir anerkennen miissen.
Belastbare Aussagen zur Wirkung auf die Polizei kdnnen
nach unserer Einschitzung zum jetzigen Zeitpunkt nicht
getroffen werden.

Deswegen werden wir weiterhin ein wachsames Auge auf
die Umsetzung und die Auswirkung dieses Erlasses haben,
auch im Hinblick auf die Nachwuchsgewinnung bei der
Polizei. Sollte sich im Rahmen der Evaluation zeigen, dass
die negativen Auswirkungen tiberwiegen, werden wir uns
selbstverstindlich fiir entsprechende Anpassungen einset-
zen. Aber ich habe Ihre Einlassung heute so verstanden,
dass das seitens der regierungstragenden Fraktionen so
auch vorgesehen ist.

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss: Ich
glaube, es ist entscheidend, dass wir keine vorschnellen
Entscheidungen treffen, wie es die AfD heute fordert. Wir
brauchen keine emotionalen Schnellschiisse, sondern eine
sachliche Debatte, eine faktenbasierte Analyse und dann
die entsprechenden Schlussfolgerungen. Nur so kénnen wir
auch die bestmoglichen Losungen fiir die Polizistinnen und
Polizisten in unserem Land finden. — Herzlichen Dank fiir
Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall Freie Demokraten und CDU)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Promny. — Das Wort hat der Abge-
ordnete Dirk Gaw.

Dirk Gaw (fraktionslos):

Herr Prisident, meine sehr geehrten Damen und Herren
Abgeordnete, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ja,
es stimmt: Wenn Sie an einer Dienststelle Thren Dienst
verrichten, Sie fithlen sich dort wohl, und mit der Familie
ist alles geregelt, und dann wird Thnen gesagt: ,,Sie miissen
diese Dienststelle verlassen, dann ist das fiir den einzel-
nen Beamten nicht schon.

Was aber fur den einen nicht schon ist, kann fiir den ande-
ren durchaus sinnvoll sein. Denn, wenn er sich eventuell
nicht dort wohlfiihlt oder zu einer Dienststelle versetzt
wird, die vielleicht ndher an seinem Heimatort gelegen ist,
dann ist das wiederum gut. Das heif3t also, dieser Rotati-
onserlass ist im Endeffekt Fluch und Segen zugleich. Was
fiir den einen schlecht sein mag, mag fiir den anderen gut
sein.

Dariiber hinaus gibt es einen Punkt, der hier noch nicht
angesprochen wurde: Selbstverstidndlich dient es der Si-
cherheit der einzelnen Beamten, aber in erster Linie dahin
gehend, dass, wenn sie an einer Dienststelle sind, wo sie
sehr stark belastet sind, diese Belastung irgendwann einmal
wegfillt. Aber es geht auch darum, Distanz zu dem Milieu

und zu den Menschen, mit denen sie dort tagtdglich zu tun
haben, zu wahren. Das ist auch im Interesse der Polizisten.
Wenn diese Distanz schwindet bzw. sie an einer Dienststel-
le arbeiten, die hoch belastet ist — zum Beispiel in einer
Grof3stadt in der Innenstadt in einem Bereich, wo sehr viel
Kriminalitdt vorherrscht —, dann kann es durchaus sein,
dass sie auch personlich in den Fokus einiger Krimineller
geraten. Von daher ist der Rotationserlass in diesem Fall
durchaus wieder sinnvoll, wenn sie dann die Dienststelle
wechseln konnen.

Ich will damit sagen: Es ist natiirlich verstindlich, wenn
ein solcher Erlass kommt, dass er erst einmal fiir Unruhe
sorgt — insbesondere bei den Leuten, die, wie ich eingangs
gesagt haben, sich auf Dienststellen wohlfiihlen. Wenn ei-
ne Rotation dann noch in irgendwelchen speziellen Berei-
chen stattfindet, wo jemand gut eingearbeitet ist, was ja
nicht zwangslaufig der Fall ist, bzw. wo dann entsprechend
fiir Nachwuchs oder eine anschlieende Besetzung gesorgt
wird, dann ist das wiederum kein Problem.

Das heiflt, diese Rotation, die man dann dort erlebt, ist
eben nicht per se grundsétzlich schlecht. Sie ist durchaus
auch gut. Das ist ja von einigen hier auch schon angespro-
chen worden. Im Ubrigen findet eine Evaluation statt. Das
bedeutet auch, dass man sich ein bisschen beruhigen kann
— vielleicht auch der eine oder andere Beamte auf den
einzelnen Dienststellen, der die Rotation jetzt sehr kritisch
betrachtet.

Vizeprisident Frank Lortz:

Herr Kollege, Sie miissen zum Schluss kommen.

Dirk Gaw (fraktionslos):

Es ist ja nicht zwangsldufig so, dass hier immer mit der
Brechstange vorgegangen wird. Es gibt Moglichkeiten. Es
wird draufgeschaut. Ich glaube, wir sollten ein bisschen
entspannt bleiben, abwarten, was passiert, und ein klein
wenig Vertrauen in die Polizeifiilhrung und auch in unser
Innenministerium haben und schauen, was am Ende dabei
herauskommt. Dann kénnen wir uns noch einmal konkret
dariiber unterhalten. — Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksam-
keit.

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Gaw. — Das Wort hat der Innminis-
ter, Staatsminister Prof. Poseck. Bitte sehr.

Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, fiir Si-
cherheit und Heimatschutz:

Sehr geehrter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich will mit den Worten beginnen, die der
Vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei Hessen, Jens
Mohrherr, gestern gesagt hat: Der Antrag der AfD ist ,,Po-
pulismus pur®. — Ich glaube, ein Gewerkschaftsvorsitzen-
der steht nicht in dem Ruf, der Landesregierung nach dem
Mund zu reden. Genauso wenig steht er in dem Ruf, die
Interessen der Belegschaft zu vernachldssigen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)
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Ich will berichten von meinen Eindriicken in der hessi-
schen Polizei, die ich bei sehr vielen Besuchen vor Ort
und vor allen Dingen in den Gesprachen mit den Beamtin-
nen und Beamten gewinnen konnte. Wir haben eine hoch
engagierte, professionelle und kompetente Polizei. Unsere
Beamtinnen und Beamten verfligen iiber beeindruckende
Lebensldufe. Mich hat zutiefst beeindruckt, dass die meis-
ten bei unterschiedlichen Dienststellen und Einheiten tétig
gewesen sind und dabei durchaus auch viel auf sich ge-
nommen haben — auch Ortswechsel —, und das im Ubrigen
auch schon vor dem Erlass, iiber den wir heute reden.

Ich will einrdumen: In den zahlreichen Gespriachen habe
ich unterschiedliche Auffassungen iiber den Rotationser-
lass gehort. Es gibt Sorge innerhalb der Bediensteten, es
gibt aber auch durchaus Zustimmungen. Die Perspektiven
und Blickwinkel auf dieses Rotationsverfahren sind eben
auch unterschiedliche.

Ich will zunéchst einmal auch etwas zur Entstehungsge-
schichte dieses Rotationserlasses sagen. Es geht dabei
nicht um Misstrauen in unsere Polizei. Diese MaBnahme
ist eine wohldurchdachte Entscheidung meines Vorgéngers
gewesen. Es gab eine Expertenkommission, die hochkara-
tig besetzt war und die diesen Vorschlag unterbreitet hat.

Aber dabei ist es nicht geblieben. Dieser Erlass ist nicht
einfach nur von oben herab in die Welt gesetzt worden,
sondern dieser Erlass ist auch mit dem Hauptpersonalrat,
also der Vertretung der Bediensteten, besprochen worden.
Diese Malinahme ist im Konsens durchgefiihrt worden.
Das halte ich an dieser Stelle schon fiir entscheidend, und
das widerspricht deutlich dem, Frau Weegels, was Sie hier
zu diesem Erlass und dem Vorgehen gesagt haben.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und vereinzelt Freie Demokraten)

Rotation ist an sich etwas Gutes, weil Rotation immer
wieder unterschiedliche und neue Erfahrungen erméglicht,
weil Rotation Flexibilitdt bedeutet und weil Rotation so-
wohl im Interesse der Bediensteten als auch im Interesse
der Dienststellen sein kann. Diesem Ziel dient der Rotati-
onserlass.

Aber richtig ist natiirlich auch, dass Rotation kein Selbst-
zweck sein darf und dass es bei der Rotation auch Zielkon-
flikte geben kann — beispielsweise im Hinblick auf Spezi-
aleinheiten, bei denen besonderes Spezialwissen erforder-
lich ist, und beispielsweise auch im Hinblick auf personli-
che Interessen, die einer Rotation — das ist verstdndlich —
an der einen oder anderen Stelle entgegenstehen konnen.

Der Rotationserlass versucht, diese unterschiedlichen Ge-
sichtspunkte aufzugreifen, indem er eben auch eine Viel-
zahl von Ausnahmetatbestdnden zur Rotation festlegt.

Wie auch schon die Vorredner gesagt haben: Wir stehen
jetzt am Anfang des Rotationserlasses. Wir machen gegen-
wartig die ersten Erfahrungen mit diesem neuen Erlass.

Lassen Sie uns diese Erfahrungen doch erst einmal abwar-
ten und in Ruhe auswerten. Wir sollten hier seriés und soli-
de bei diesem durchaus wichtigen Thema fiir die hessische
Polizei vorgehen.

Deshalb habe ich auch sehr deutlich gesagt: Ich bin an
einer ganz ernsthaften Evaluation interessiert, und ich bin
auch bereit, Verdnderungen vorzunehmen, wenn sich die-
se als sinnvoll erweisen — zum Beispiel auch eine wei-
tere Ausweitung von Ausnahmetatbestinden oder andere

weitere Maflnahmen. Ich méchte dieses Thema zu einem
guten Ergebnis fithren, bei dem sowohl die Vorteile der
Rotation genutzt als auch die Interessen der Bediensteten
beriicksichtigt werden kénnen. — Herzlichen Dank fiir Thre
Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und vereinzelt Freie Demokraten)

Vizeprisident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister. — Da der Minister in der Rede-
zeit geblieben ist, Frau Kollegin Weegels, kann ich Thnen
32 Sekunden anbieten — plus X.

Sandra Weegels (AfD):

Vielen Dank, Herr Pridsident. — Herr Staatsminister, ich
freue mich schon, dass Sie den Rotationserlass durchaus
kritisch betrachten und auch evaluieren wollen. Ich mdchte
einfach einmal in diesem Hause fiir Verstindnis werben:
Wer in die Polizeistruktur hineinschaut und schaut, was da
an sozialen Strukturen wichtig ist, um Einsétze zu bestrei-
ten — in einem Mafle, dass da eben auch Qualitidt moglich
ist —, der stellt fest, es sprengt jetzt schon, und so ist es
leider nun einmal, Fachdienststellen, wenn man eben diese
Rotation fortfiihrt. Deswegen appelliere ich, dass man jetzt
die ReiBleine zieht, damit man letztendlich dafiir sorgt,
dass das Fachwissen auf den Dienststellen bleibt. Sie hier
im Hause tun bei der Polizei einfach niemandem einen
Gefallen, wenn dieser Rotationserlass weiter Bestand hat.
Von daher appelliere ich an Ihre Vernunft. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisident Frank Lortz:
Vielen Dank. — Es gibt keine weiteren Wortmeldungen.

Die AfD-Fraktion hat den Wunsch, dass wir {iber diesen
Antrag direkt abstimmen. Es ist keiner dagegen. Dann
stimmen wir auch ab. Wer dem Antrag der Fraktion der
AfD, Drucks. 21/1076, zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. — Das ist die AfD. Wer ist dagegen? — CDU,
SPD, GRUNE und Freie Demokraten. — Das war es. Damit
ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf:

EntschlieBungsantrag

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Einsatz verdient Respekt — dafiir setzen wir uns fiir die
Blaulichtfamilie ein

— Drucks. 21/1084 —

Es beginnt der Kollege Alexander Bauer, CDU-Fraktion.

Alexander Bauer (CDU):

Hochverehrter Herr Préasident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Unsere Einsatzkrifte von Polizei, Feuer-
wehr und Rettungsdiensten sorgen 24/7 fiir Recht und Ord-
nung. Sie sind verldsslich da, wenn wir in Notsituationen
geraten, und retten tdglich Menschenleben. Sie sind die
wahren Helden des Alltags.

(Beifall CDU und SPD)


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/4/01084.pd%66

Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 23. Sitzung - 10. Oktober 2024 1437

Die Frauen und Ménner dieser sogenannten Blaulichtfami-
lie verdienen daher unser aller Dank, Respekt und Wert-
schitzung fiir das, was sie tun. Doch leider ist die Realitét
eine andere. Statt Dank, Wertschédtzung und Respekt erfah-
ren diese Helden des Alltags Tritte und Schlége. Thnen
wird gedroht. Sie werden bedréingt, bespuckt und beleidigt.
In Hessen wurden im vergangenen Jahr 5.251 Einsatzkraf-
te Opfer einer Straftat, {iberwiegend einer Gewalttat oder
eines Hoheitsdeliktes. Das ist ein trauriger Rekord, meine
Damen und Herren, und ich sage dazu auch im Wortsinne:
Das ist tatsdchlich asozial.

Wir miissen allerdings den Blick weiten; denn es betrifft
nicht nur die Blaulichtfamilie, sondern man muss feststel-
len, dass auch die Beschiftigten in staatlichen Amtern
immer haufiger Aggression und Gewalt erfahren, beispiels-
weise in Ordnungs-, Sozial- und Auslinderdmtern. Auch
Schulen sind nicht verschont; denn Gewalt gegen Lehr-
krifte ist mittlerweile an der Tagesordnung. Meine Damen
und Herren, bei einem klaren Blick auf die Wirklichkeit
miissen wir feststellen: Gewalt gegen Einsatz-, Schutz-
oder Rettungskrifte wie auch gegen Beschiftigte im 6f-
fentlichen Dienst — sosehr das hier alle bedauern mégen —
ist mittlerweile im Arbeitsalltag angekommen.

Daraus folgt fiir uns viererlei: Erstens. Jeder Ubergriff
ist ernst zu nehmen, zu melden und zur Anzeige zu brin-
gen. Hier darf es kein falsches Schamgefiihl und auch
keine Hiirden geben. Zweitens. Téter miissen konsequent
verfolgt und bestraft werden. Sicherheitskréfte, Retter und
Helfer in Uniform sind eben kein Freiwild fiir Kriminelle,
fiir Staatsverdchter oder fiir Frustrierte. Drittens. Betroffe-
ne brauchen Unterstiitzung. Viertens. Natiirlich miissen die
Mitarbeiter auf solche Situationen vorbereitet und geschult
werden.

Meine Damen und Herren, wir miissen alles unternehmen,
um die Menschen zu schiitzen, die unser Land jeden Tag
am Laufen halten — ob auf dem Amt oder als Retter in der
Not. Wir haben eine Fiirsorgepflicht fiir unsere Bedienste-
ten, und wir miissen die schiitzen, die uns schiitzen.

(Beifall CDU und SPD)

Meine Damen und Herren, die Hessische Landesregierung
tut dies, und das ist auch gut so. Wir steuern dagegen. Mit
einem Null-Toleranz-Erlass hat das hessische Justizminis-
terium bereits vor drei Jahren dafiir gesorgt, dass solche
Vergehen eben nicht sang- und klanglos eingestellt, son-
dern konsequent verfolgt werden. Die hessischen Staatsan-
waltschaften und die Amtsanwaltschaft Frankfurt haben
zudem flichendeckend Sonderdezernate fiir ebensolche
Fille und auch fir Angriffe auf Amtstridger eingerichtet.
Der damalige Justizminister, Prof. Dr. Roman Poseck,
sorgte dafiir.

Jetzt hat er als Innenminister ein Respekt-Paket fiir un-
sere Einsatzkréfte geschniirt. Darin enthalten ist beispiels-
weise die Erhohung der Polizeizulage — ein symbolischer
Beitrag, um die Wertschédtzung auszudriicken —, sie sollte
bekanntlich zum 01.01. um 22 % auf 160 Euro erhdht
werden. Meine Damen und Herren, das ist ein Beispiel,
ein Baustein, wie man Respekt zum Ausdruck bringen
kann, den wir als CDU-Fraktion natiirlich nachdriicklich
unterstiitzen.

Die hessische Angriffsentschddigung ist auch ein Punkt,
den man hier erwdhnen darf, denn sie ist bundesweit ein-
malig. Es ist eine besondere Situation, dass Einsatzkrifte,

die ein solches Leid erfahren mussten, hier bis zu 2.000
Euro erhalten kénnen.

Wir wollen auch dafiir sorgen, dass der strafrechtliche
Schutz durch eine Anderung des Strafgesetzbuches auf
Bundesebene endlich erfolgt. Da gibt es mittlerweile Be-
wegung. Wir hatten eine Bundesratsinitiative in Berlin
gestartet. Die Bundesregierung macht sich jetzt auf den
Weg, ecine Verbesserung, eine Verschiarfung des Strafrechts
herbeizufiihren, was wir nachdriicklich unterstiitzen.

Wir Hessen haben schon immer gefordert, das Strafmal}
bei titlichen Angriffen von den bisherigen drei Monaten
auf mindestens sechs Monate zu erhéhen; denn dadurch
wire das Verhdngen von Geldstrafen nicht mehr moglich.
Werden Einsatzkréfte gezielt in einen Hinterhalt gelockt,
soll eine Mindeststrafe von einem Jahr verhidngt werden.
Das ist mittlerweile auf Bundesebene angekommen. Der
Bund fordert mittlerweile sogar fiinf Jahre. Man kann se-
hen, dass Hessen wirkt — auch auf Bundesebene. Wir haben
das Thema angeschoben, wie damals Peter Beuth im Jahr
2015, und sind auf einem guten Weg, das Strafrecht in
diesem Sinne zu verscharfen.

(Beifall CDU und SPD)

Wir wollen damit deutlich machen: Das Unrecht solcher
Taten ist keine Petitesse und keine Bagatelle. Es liegt an
uns, meine Damen und Herren, die Mitmenschen, die jeden
Tag fiir uns da sind und den Laden am Laufen halten, mit
Respekt, Freundlichkeit und Wertschétzung zu behandeln.

Es ist eine Schande — wenn ich dariiber nachdenke —, dass
wir in Hessen mittlerweile Sichtschutzwinde anschaffen
miissen, damit die Feuerwehrkameradinnen und -kamera-
den bei der Rettung von Verletzten Gaffer abhalten kon-
nen. Es ist auch eine Schande — wenn ich dariiber nach-
denke —, dass wir unsere Polizei mit Spuckschutzhauben
ausstatten miissen. Und es ist auch eine Schande, dass mitt-
lerweile eingepreist ist, dass man Polizisten als ,,Bullen-
schweine“ bezeichnen darf, ohne dass das strafrechtliche
Konsequenzen hat. Damit fangt Respekt schon an. Mit der
Wortwabhl fingt Respekt schon an.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Bauer, Sie miissen bitte zum Schluss kommen.

Alexander Bauer (CDU):

Ich komme zum Schluss. — Meine Damen und Herren,
wir akzeptieren es nicht, dass hier Menschen in diesem
MaBe geschiadigt werden. Einsatzkréfte sind Freund und
Helfer. Es sind Partner in Uniform, und viele von ihnen
leisten diesen Dienst auch ehrenamtlich. Der letzte Satz
ist: Wir haben eine gemeinsame Aufgabe, dass wir den
Menschen in Uniform stirker Schutz bieten. Die Hessische
Landesregierung hat dazu einige MaBBnahmen auf den Weg
gebracht. Dafiir bitte ich Sie um Ihre Unterstiitzung. —
Danke schon.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die AfD erteile ich dem Abgeordneten Schleich das
Wort.



1438 Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 23. Sitzung - 10. Oktober 2024

Pascal Schleich (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, werte Kollegen Abgeord-
nete, geschitzte Kameradinnen und Kameraden! Als ich
den Titel des uns vorliegenden EntschlieBungsantrags las,
freute ich mich schon auf die heutige Debatte mit Thnen
allen. Ich habe in dem Moment wirklich gedacht, die regie-
rungstragenden Fraktionen wiirden endlich etwas fordern,
was den Kameraden bei den Feuerwehren, beim DRK,
beim THW und bei allen anderen in ihrer ehrenamtlichen
Tatigkeit wirklich helfen konnte. Leider wurde ich beim
Lesen aber enttduscht; denn, wenn man sich die Punkte des
Antrags anschaut, merkt man schnell, es ist wie immer: Es
sind viele schone Worte, aber es hilft rein gar nichts, was
Sie geschrieben haben.

Erstes Beispiel, Punkt 1, ich zitiere:

,Der Landtag ist sich der unschétzbaren Bedeutung
der Arbeit der Einsatzkrifte von Polizei, Feuerwehr
und Rettungsdiensten fiir das Gemeinwesen und die
innere Sicherheit bewusst.*

Werte Kollegen der SPD und der CDU: Muss der Landtag
das nun beschlieen, weil Sie das vorher wirklich nicht
wussten?

(Beifall AfD)

Ich sage Thnen: Wir von der AfD waren uns schon immer
dariiber bewusst, dass die Feuerwehr, die Polizei, die Ret-
tungsdienste und alle weiteren Mitglieder der von Thnen
benannten Blaulichtfamilie eine unschétzbar wertvolle Ar-
beit fiir dieses Land und fiir seine Bevdlkerung leisten.

Zweites Beispiel, Punkt 2, ich zitiere:

,Der Landtag steht uneingeschriankt an der Seite der
Polizistinnen und Polizisten, Feuerwehrfrauen und
Feuerwehrménner, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Rettungsdienste sowie ihrer Familien und wird
alle ihm zur Verfligung stehenden rechtlichen Mog-
lichkeiten ausschopfen sowie Haushaltsmittel priori-
siert zur Verfligung stellen, damit Einsatzkréfte fiir
ihre herausfordernde Arbeit iiber bestmdgliche Rah-
menbedingungen verfiigen.*

Kommen wir zum ersten Teil des langen Zitats. Ich frage
Sie noch einmal, werte Kollegen der CDU und der SPD:
Standen Sie vorher nicht uneingeschrénkt an der Seite die-
ser Gruppen? Da Sie wieder einen Beschluss dieses Hohen
Hauses benoétigen, bin ich mir wirklich nicht sicher.

(Stephan Griiger (SPD): Blodsinnige Polemik! —
Matthias Korner (SPD): Wenn man mit der Rhetorik
an jeden Threr Antrdge herangehen wiirde!)

Ich komme zum zweiten Teil dieses langen Zitats.
(Stephan Griiger (SPD): Kindergarten!)

Ich freue mich, dass Sie bei den Haushaltsmitteln bei die-
sen Personengruppen priorisieren wollen. Ob Sie das wirk-
lich auch so umsetzen, werden wir aufmerksam verfolgen.

(Beifall AfD)

Jetzt konnte ich mit diesen Beispielen weitermachen und
zu jedem Ihrer sieben Punkte etwas sagen. Dafiir reicht
meine Redezeit aber leider nicht.

(Zurufe Alexander Bauer (CDU) und Miriam Dahl-
ke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Ich mochte auf das wirklich Wichtige zu sprechen kom-
men: auf die Wertschitzung. Diese zeigt sich auf kommu-
naler Ebene am stirksten; denn dort sind die Ehrenamtli-
chen aktiv. Sie zeigt sich durch moderne Fahrzeuge, durch
eine gute personliche Schutzausriistung, durch Gerdtehiu-
ser, die immer wieder modernisiert werden. Dort konnen
Sie die von Thnen beschworene Wertschitzung umsetzen;
denn dort sind meistens entweder Sie, werte Kollegen der
SPD, oder Sie, werte Kollegen der CDU, in der Verantwor-
tung.

Aber gerade dort fehlt es immer wieder an dem eben Ge-
nannten. Wir haben Fahrzeuge, die iiber 40 Jahre im Dienst
sind — und immer noch. Wir haben Gerétehduser, die
grundlegende Forderungen nicht erfiillen kdnnen. Wir ha-
ben freiwillige Feuerwehren, die selbst Schutzausriistung
kaufen miissen, weil Thre Vertreter nicht die ndtigen Haus-
haltsmittel bereitstellen mochten.

(Beifall AfD)

Verehrte Kollegen, ich mochte Thnen sagen, dass wir die-
sen EntschlieBungsantrag von Thnen nicht brauchen. Denn
das, was Sie begriiBen, was Sie feststellen, was Thnen an-
scheinend noch nicht bewusst war, das wussten wir von der
Alternative fiir Deutschland schon lange.

(Beifall AfD)

Ich sage es Thnen ganz klar und deutlich: Die Kameradin-
nen und Kameraden der Feuerwehr, des Deutschen Roten
Kreuzes, des Technischen Hilfswerks, die Polizisten und
alle weiteren Gruppen, die zur Blaulichtfamilie gehdren,
brauchen keine weiteren Lippenbekenntnisse von Thnen.

(Beifall AfD)

Sie brauchen eine wirkliche Unterstiitzung vor Ort. Dort
versagen Sie immer wieder. Machen Sie lhre Hausaufga-
ben auf kommunaler Ebene. Damit wire der Blaulichtfa-
milie wirklich geholfen. — Vielen Dank fiir Thre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Als Nachster hat sich Herr Abgeordneter Sack von der
SPD-Fraktion zu Wort gemeldet. Bitte sehr.

Sebastian Sack (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wer die Rettungskrifte angreift, greift uns alle an. Ich ste-
he hier nicht nur als Landtagsabgeordneter, sondern auch
als Einsatzkraft, die dieses Thema schon im wahrsten Sin-
ne des Wortes hautnah erlebt hat.

Seit meinem 17. Lebensjahr bin ich aktives Mitglied in
der freiwilligen Feuerwehr. Schon beim allerersten Einsatz
versuchten Schaulustige, mir mit einer Schippe einen drii-
berzuziehen, weil ich sie aufgrund der Gefahrlage des Ein-
satzes nicht durchlassen konnte. Feuerwehrkameradinnen
und -kameraden kamen mir zur Hilfe.

Wenn ich mit Kolleginnen und Kollegen des Rettungs-
dienstes und der Polizei spreche, berichten sie mir, dass
sie im Grunde genommen an fast jedem Tag im Dienst
mindestens einmal respektlos behandelt werden, wenn
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sie nicht sogar beleidigt oder bedroht werden oder im
schlimmsten Fall sogar korperliche Gewalt erfahren. Es
blieb auch bei mir nicht bei dieser einen schockierenden
Erfahrung. Es kamen weitere dazu.

Die Statistiken zeigen deutlich, dass die Gewalt in den un-
terschiedlichsten Formen gegeniiber den Einsatzkriften der
Polizei, der Feuerwehr und der Rettungsdienste zugenom-
men hat. Deswegen sage ich das hier noch einmal ganz
deutlich: Zuallererst gilt unser aller Respekt und unsere
Hochachtung all den hessischen Einsatzkriften, die sich
davon nicht abhalten lassen und 24 Stunden am Tag und
365 Tage im Jahr fiir uns alle da sind. Ich sage von ganzem
Herzen dafiir Danke.

(Beifall SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Selbstverstindlich werden wir dabei nicht stehen bleiben.
Es braucht mehr als gute Worte. Ich will gerne noch einmal
ausfithren, was wir unter Respekt verstechen. Wenn man
genau liest, sicht man, wie viel wir auf allen Ebenen fiir
diese Blaulichtfamilie tun. Lesen hilft.

Wer Rettungskrifte angreift, greift uns alle an. Das ist
der bittere Ernst. Ich will es Thnen einmal anhand der
Feuerwehr exemplarisch verdeutlichen. Das ist auf den
Rettungsdienst und die Polizei iibertragbar.

Wenn man in einen Einsatz geht, muss man sich in Sekun-
denbruchteilen ganz viele Gedanken machen. Wenn wir in
den Einsatz gehen, etwa mit dem Stichwort Hausbrand,
dann muss ich als Fithrungskraft bei der Feuerwehr schon
iiberlegen, wie ich den Einsatz angehe. Jede weitere Kraft
muss das im Kopf durchgehen und sich des Einsatzes
bewusst sein. Die Kameradinnen und Kameraden riisten
sich mit Pressluft aus, um gleich einen Menschen aus dem
Brand zu retten.

Man schaut, ob man alles an Bord hat. Wer hat welche
Lehrginge absolviert? Wer kommt noch nach? Gibt es ei-
nen Rettungswagen und eine Drehleiter? Wie muss man
den FEinsatz sichern? Das muss man alles bei der Anfahrt
bedenken.

Vor Ort muss man kldren, wie viele Menschen eigentlich
betroffen sind. Welche Krifte miissen noch alarmiert wer-
den? Von welcher Seite geht man hinein? Geht man {iber-
haupt hinein, oder ist das zu gefdhrlich? Wo brennt es
genau? Habe ich alle Menschen heraus? Wie bekomme
ich das Geschehene in den Griff? Welche Gefahren lauern
noch? Gibt es vielleicht einen Einsturz oder eine Ausbrei-
tung des Feuers — und, und, und?

Kurzum: Einsatzkréfte miissen sich allein bei einem einzi-
gen Einsatz sehr viele Gedanken machen. Aber um eines
sollen sie sich auf gar keinen Fall Gedanken machen miis-
sen: Werden sie, wihrend sie anderen das Leben retten,
am Ende noch beleidigt, bedroht oder gar angegriffen? Das
darf nicht sein.

(Beifall SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Denn das richtet sich nicht nur gegen die Einsatzkrifte.
Es richtet sich eben auch gegen die, die helfen. Es richtet
sich gegen uns alle. Deshalb haben wir als Koalition dieses
Respekt-Paket geschniirt.

Der Einsatz verdient Respekt. Respekt ist nicht nur ein
Wort. Es ist ein Versprechen mit ganz vielen Facetten. Re-
spekt heiflt fiir uns, dass wir die hauptamtlichen Kréfte fiir

ihre Einsétze auch angemessen entlohnen. Die Feuerwehr-
und die Polizeizulage werden wir erhhen. Den Lohn wer-
den wir schrittweise weiter erhéhen.

Respekt heiflt fiir uns, dass wir den Einsatzkriften auch
weiterhin mehr Kolleginnen und Kollegen an die Seite
stellen. Wir werden sie entlasten und die Zahl der Stellen
bei der Polizei erhohen. Natiirlich werden wir auch die
Ausstattung zu deren Schutz auf jeder Ebene weiterentwi-
ckeln.

Respekt heiit, dass wir Gewalt gegen die Einsatzkréfte
nicht nur verurteilen, sondern dass wir uns dafiir starkma-
chen, dass diese Form der Gewalt auch rechtlich deutlicher
geahndet wird. Wir setzen uns fiir eine Bundesratsinitiative
ein, mit der die Erhhung des Mindeststrafmalles gefordert
wird.

Respekt heilit, dass wir denen, die Opfer der Gewalt wur-
den, unbiirokratisch helfen. Als einziges Bundesland zah-
len wir eine Angriffsentschiadigung.

Respekt heifit aber auch, dafiir zu sorgen, dass es gar nicht
erst so weit kommt. Préventiv sollten viele MaBnahmen
initiiert werden, die den Respekt und die Solidaritit in
unserer Gesellschaft fordern. Das sind der Runde Tisch
»Gewalt gegen Einsatzkrifte®, Dialogformate, Veranstal-
tungen, aber auch die Schutzschleife und vieles andere.
Machen wir uns also gemeinsam fiir die stark, die sich
jeden Tag fiir uns starkmachen. Dieser Einsatz verdient
von uns allen Respekt.

(Beifall SPD, CDU und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Auch deshalb méchte ich das zum Schluss meiner Rede
noch einmal deutlich machen: Fast alle, mit denen ich
damals angefangen habe, sind ebenfalls nach wie vor aktiv
im Einsatz bei der Feuerwehr. Warum ist das so? Das ist
so, weil es auch viel gibt, fiir andere da zu sein. Das Hobby
— fiir einige ist das ein Job —, anderen in Not zu helfen,
macht wirklich Freude. Es ist als Gesellschaft unser aller
Job, dafiir zu sorgen, dass das auch weiterhin so ist. Ich bit-
te um Zustimmung zu unserem EntschlieBungsantrag. Wir
sollten auf allen Ebenen gemeinsam Respekt fiir unsere
Einsatzkréfte zeigen. — Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall SPD, CDU und vereinzelt
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN erhilt nun
Frau Klaes das Wort.

Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Abgeordnete!
Vorweg mochte ich sagen, es ist Viertel nach fiinf Uhr.
Der Respekt und das Niveau sinken immer weiter. Anstatt
konstruktiv im Parlament {iber Antridge zu diskutieren und
iiber unterschiedliche Meinungen zu debattieren, liefern
Sie hier nur populistische Polemik. Das ist unfassbar.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
2¢lt SPD)

Ich komme jetzt auf den EntschlieBungsantrag der Fraktio-
nen der CDU und der SPD zu sprechen. Die Sicherheits-
behorden und die Einsatzkrifte sind ein Eckpfeiler und
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Garant fiir die innere Sicherheit unseres Landes. Sie sind
tiglich vor Ort im Einsatz. Sie setzen sich tdglich fiir die
Sicherheit aller Menschen hier ein. Sie machen das an 365
Tagen im Jahr.

Sie zu stiarken, auf hohem Niveau auszustatten und einsatz-
bereit zu halten, ist unser aller Verpflichtung. Es ist das
Technische Hilfswerk, das den Menschen etwa bei Hoch-
wasserkatastrophen hilft. Es sind die Rettungskrifte, die
verletzte Menschen versorgen. Es ist die Feuerwehr, die
den Menschen bei Brinden hilft. Es ist die Polizei, die die
Menschen vor Gefahren schiitzt.

Das sind auch die ehrenamtlich titigen Menschen, die sich
in ihrer Freizeit fiir das Gemeinwohl einsetzen. Sie alle
leisten Grof3es. Thnen gilt unser Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, vereinzelt
SPD und Alexander Bauer (CDU))

Die Einsatzkréfte der Polizei, der Feuerwehr, des Techni-
schen Hilfswerks und der Rettungsdienste gehen im Dienst
fiir die Gesellschaft oft bis an ihre Grenzen. Nicht selten
riskieren sie fiir die Sicherheit ihre eigene Gesundheit. Da
wir zurzeit eine Gesellschaft haben, in der Hass und Ge-
walt immer spiirbarer, selbstbewusster und lauter werden,
braucht es gerade deswegen starke Einsatzkréfte, die ein-
greifen und schiitzen.

Doch leider macht diese Gewalt auch vor den Einsatz-
kriften keinen Halt. Hinzu kommen die sinkende Wert-
schitzung und das fehlende Verstdndnis fiir ihre Tétigkeit.
Immer 6fter und immer mehr Einsatzkréfte werden behin-
dert, bedroht und angegriffen. Diese Angriffe sind auf das
Schirfste zu verurteilen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, vereinzelt
CDU und SPD)

Denn das sind nicht nur Angriffe auf die Menschen. Viel-
mehr sind das auch Angriffe auf unseren Rechtsstaat.

Am Unfallort z&hlt jede Minute. Doch Einsatzkrédfte miis-
sen heute immer damit rechnen, dass sie durch Schaulus-
tige behindert, bedringt oder bedroht werden. Teilweise
bremsen auch Fahrerinnen und Fahrer auf der Gegenfahr-
bahn plotzlich ab, um zu gaffen. Das kann Folgen haben
und zu weiteren Unféllen fithren.

Die Arbeit der Polizei und der Rettungskréfte zu behindern
schadet nicht nur den Einsatzkriften, die die Menschen in
Deutschland im Auftrag des Staates beschiitzen, sondern
es schadet auch den Betroffenen, fiir die jede Hilfe zahlt.
Deswegen braucht es gezielte Malinahmen.

Ja, das Respekt-Paket flir die Sicherheits- und Rettungs-
kréfte, der Runde Tisch ,,Gewalt gegen Einsatzkrafte®, die
Erhohung der Polizeizulage und der Feuerwehrzulage sind
sehr gute MaBnahmen, die wir GRUNE unterstiitzen und
fiir notwendig halten.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Riidiger
Holschuh (SPD))

Aber all diese Gesetze und Mallnahmen werden nur dann
erfolgreich sein, wenn wir unsere Einsatzkrifte so ausstat-
ten, dass sie tatsdchlich leistungsfdhig sind und bleiben.
Deshalb sage ich mit Blick auf die kommenden Haushalts-
verhandlungen noch einmal: Wir wissen und spiiren alle,
dass unsere Sicherheit von innen und auflen angegriffen
wird. Es werden auch Menschen angegriffen, die im Ein-
satz fiir die Sicherheit arbeiten.

Deswegen wire es ein falsches Signal, bei der Sicherheit
und Gefahrenabwehr zu sparen. Die Menschen, die uns
taglich schiitzen, verdienen nicht nur Respekt und Aner-
kennung, sondern auch eine gute Ausstattung.

Wir als GRUNE unterstiitzen deswegen den Entschlie-
Bungsantrag von SPD und CDU. Denn auch wir finden:
Einsatz verdient Respekt, und unsere Einsatzkréfte miissen
weiterhin geschiitzt werden. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néchster Redner ist Herr Abgeordneter Promny von den
Freien Demokraten. Bitte schon.

Moritz Promny (Freie Demokraten):

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Unsere Einsatzkréfte leisten einen unverzichtbaren Beitrag
zur Sicherheit unserer Gesellschaft und unseres Landes
und riskieren dabei oft Leib und Leben. Wir Freie Demo-
kraten unterstiitzen den Antrag von SPD und CDU auch in
weiten Teilen.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt CDU)

Doch wie so oft greift er an einigen Stellen nach unserer
Einschitzung zu kurz. Die vorgeschlagenen Maflnahmen
sind wichtig und richtig, aber der Respekt gegeniiber un-
seren Beamtinnen und Beamten sollte weit stdrker zum
Ausdruck kommen. Das ist jedenfalls unsere Einschitzung.

Meine Damen und Herren, es ist unerldsslich, dass unsere
Einsatzkréfte auch strukturelle Verbesserungen erfahren,
die ihre Arbeit langfristig erleichtern. Der Handlungsbe-
darf wird deutlich durch die alarmierende Anzahl von vier
Millionen Uberstunden, die bei der hessischen Polizei auf-
gelaufen sind. Die Uberlastung zeigt, dass die Personalsi-
tuation dringend verbessert werden muss.

Natiirlich nehmen wir wahr, dass jetzt 50 zusétzliche Stel-
len im Nachtragshaushalt 2024 geschaffen worden sind.
Aber, meine Damen und Herren, die Gewerkschaft der Po-
lizei fordert mindestens 1.000 zusétzliche Polizeibeschif-
tigte. Das ist auch die richtige Zahl an der Stelle.

(Beifall Freie Demokraten)

Es gibt auch bei der Beihilfe erhebliche Probleme, die
dringend behoben werden miissen.

(Stephan Griiger (SPD): Deswegen ist die FDP ge-
gen die Schuldenbremse?)

— Kollege Griiger, Respekt zeigt sich auch hier; denn viele
Polizeifamilien, Versorgungsempfanger und Pflegebediirf-
tige kdmpfen mit finanziellen Engpéssen, weil die Bearbei-
tung ihrer Antrdge und die Zuweisung der Mittel viel zu
lange dauern.

(Beifall Freie Demokraten)

Auch bestehende Regelungen wie die Ubernahme von
Schmerzensgeldanspriichen nach § 81a HBG miissen rei-
bungslos funktionieren. Der Rechtsschutz fiir Einsatzkraf-
te muss schnell und unkompliziert gewéhrt werden. Eben-
so miissen Verfahren zur Anerkennung von qualifizierten
Dienstunfillen beschleunigt werden. Es muss aber auch
genauso um eine verfassungsgeméfe Besoldung gehen und
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um Qje Vereinbarkeit von Familie und Beruf, den Abbau
von Uberstunden und von Verwaltungsaufgaben.

Polizistinnen und Polizisten, Mitarbeitende der Rettungs-
dienste und Feuerwehrleute, die fiir die Sicherheit in unse-
rer Gesellschaft sorgen, diirfen nicht Opfer von Gewalt
werden.

(Beifall Freie Demokraten, SPD und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Im Jahr 2023 ist die Zahl der gewalttitigen Ubergriffe auf
Polizistinnen und Polizisten auf einen Hochststand gestie-
gen: Uber 5.000 Polizisten wurden Opfer solcher Angriffe.
Dabei ist jeder Angriff einer zu viel.

(Beifall Freie Demokraten, CDU, SPD, BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und Dirk Gaw (fraktionslos))

Aus der Antwort auf unsere Kleine Anfrage vom April
dieses Jahres geht Folgendes hervor: Im Jahr 2023 wurden
723 Verfahren gegen bekannte Beschuldigte wegen Wider-
stands gegen Vollstreckungsbeamte und tétliche Angriffe
eingestellt. Damit ist die Zahl der Einstellungen in den
letzten Jahren im Vergleich zum Vorjahr sogar gestiegen.

Und ja, Kollege Bauer, die CDU will die Mindeststrafe
in Féllen von titlichen Angriffen, die keinen besonders
schweren Fall darstellen, von drei auf sechs Monate anhe-
ben und so bei Verurteilungen ein Aufweichen in die Geld-
strafe nicht mehr moglich machen und damit sozusagen
spiirbare Sanktionen aussprechen.

Wenn man sich die Zahlen dazu anschaut, ist es aus meiner
Sicht wert, dass wir das auch erortern; denn im Jahr 2023
gab es 238 Fille einer Geldstrafe und 33 Freiheitsstrafen.
Die Zahlen sprechen an der Stelle fiir sich.

Unterm Strich gehen wir Freie Demokraten davon aus,
dass die Tater spiliren miissen, dass der Rechtsstaat wehr-
haft ist. Dazu braucht es intensive Ermittlungen, weniger
Einstellungen und vor allen Dingen eine schnelle Ahndung
der Taten. — Vielen Dank fiir die Aufmerksambkeit.

(Beifall Freie Demokraten, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und vereinzelt CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Als Néchster hat sich der fraktionslose Abgeordnete Gaw
zu Wort gemeldet. Sie haben das Wort, bitte schon.

Dirk Gaw (fraktionslos):

Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben iiber dieses
Thema hier im Hessischen Landtag schon oft gesprochen.
Ich habe schon oft dazu gesprochen. Fiir mich ist es uner-
traglich, wie vermutlich fiir uns alle, dass unsere Einsatz-
kréafte und auch andere Behordenmitarbeiter immer mehr
Angriffen ausgesetzt sind.

Ich mdchte an dieser Stelle in Erinnerung rufen, dass wir
hier im Hessischen Landtag in der letzten Legislaturperi-
ode in einer Anhorung einen Bericht von Frau Prof. Dr.
Bannenberg dazu gehort haben, die in einer Studie in
Zusammenarbeit, wenn ich mich recht erinnere, mit dem
Deutschen Beamtenbund einige Erkenntnisse gewonnen
hat.

Zu diesen Erkenntnissen gehorte vor allem — das ist mir
noch gut in Erinnerung geblieben —, dass es wichtig wire,
dass es moglichst schnell, also zeitnah, zu Anklagen und
nach Moglichkeit auch zu Verurteilungen kommen miisste,
damit man wenigstens einen gewissen praventiven Effekt
erzielen kann. Wenn wir das hinbekommen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, dann erreichen wir auch etwas
fiir unsere Einsatzkrifte.

Denn, wie gesagt: Ich glaube, dass es fiir uns alle unertrag-
lich ist, wenn Menschen irgendwo hinfahren, um zu helfen,
oder einfach nur ihre Arbeit machen oder in Behoérden
sitzen und dort angegriffen werden. — Vielen Dank, meine
sehr geehrten Damen und Herren.

(Vereinzelter Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung erteile ich Herrn Staatsminister
Poseck das Wort.

Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, fiir Si-
cherheit und Heimatschutz:

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! ,,Einsatz verdient Respekt™ — unter die-
sem Motto haben wir als Hessische Landesregierung ein
Respekt-Paket geschniirt, um die Bedeutung und Wert-
schdtzung gegeniiber unseren Einsatzkriften zum Aus-
druck zu bringen.

Ich bin den Regierungsfraktionen ausgesprochen dankbar,
dass sie heute durch diesen Antrag die Blaulichtfamilie
in den Mittelpunkt dieser Debatte stellen; denn wir sind
allen Einsatzkrédften der Blaulichtfamilie zu groem Dank
verpflichtet. Sie sorgen fiir unser aller Sicherheit, und das
rund um die Uhr.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
Freie Demokraten und Dirk Gaw (fraktionslos))

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Schleich, Thr Debatten-
beitrag war erschreckend; das will ich an dieser Stelle
sagen. Er war zum einen zur Hélfte vollig inhaltslos.

(Zuruf Pascal Schleich (AfD))

Dabei wurde deutlich, dass Thnen Einsatzkrifte nicht wirk-
lich am Herzen liegen. Er war zum anderen dadurch ge-
kennzeichnet, dass Sie wieder einmal ein Zerrbild der
Wirklichkeit gezeichnet haben.

Wir haben leistungsfahige, gut ausgestattete Feuerwehren
in Hessen, ndmlich mehr als 2.400 — auch dank der Kraft-
anstrengungen der Kommunen, die an dieser Stelle die pri-
mire Verantwortung fiir die Ausstattung tragen. Das Land
unterstiitzt auch mit einer Rekordsumme.

Ich bin fast jeden Tag unterwegs, besuche Feuerwehren,
weihe Fahrzeuge und Feuerwehrhduser ein. Dabei be-
kommt man eben auch einen Eindruck von dem herausra-
genden Niveau unserer Feuerwehren vor Ort. Ich will mich
ganz herzlich bei den Abgeordneten von BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN, SPD, CDU und FDP bedanken, die ich
immer wieder bei den Feuerwehrterminen treffe und die
damit auch ihre enge Verbindung zu unseren freiwilligen
Feuerwehren ausdriicken. Die AfD treffe ich dort in der
Regel nicht.
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(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Ich bin es leid: Fast jeden Tag gibt es Meldungen iiber
neue Angriffe auf unsere Einsatzkrifte. Schauen wir uns
allein die letzten Tage an.

Feuerwehrkameradinnen und -kameraden miissen einen
Brand in Steffenberg im Landkreis Marburg-Biedenkopf
16schen. Sie werden beleidigt und mit einem Messer be-
droht. Ein Fahrzeug wird in Frankfurt angehalten. Der
Beifahrer schldgt auf die Feuerwehr. Ich habe mich vor ei-
nigen Wochen hier im Vorraum auch auf Veranlassung von
und gemeinsam mit dem Landtagsabgeordneten Alexander
Bauer mit einem Feuerwehrkameraden aus Heppenheim
unterhalten, der eine Stralenabsperrung durchgefiihrt hat
und dafiir mit drei Faustschlagen attackiert wurde.

Hinter den nackten Zahlen, die die Vorredner schon ge-
nannt haben, die sich leider auf Rekordniveau bewegen,
befinden sich personliche Schicksale. In unseren Unifor-
men sind Menschen. Diese Taten machen etwas mit diesen
Menschen. Deshalb sind wir aufgerufen, sie bestmdglich
zu schiitzen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Freie Demokraten)

Wir brauchen an dieser Stelle dringend eine wirkliche
Wende. Das ist — das will ich zundchst hervorheben —
vor allen Dingen auch eine Aufgabe der gesamten Gesell-
schaft. Wir brauchen eine Gesellschaft, in der wiederum
mehr Respekt, Toleranz und Friedlichkeit im Mittelpunkt
stehen. Dabei muss klar sein, dass Einsatzkrifte zu schiit-
zen sind und dass sie nicht angegriffen werden diirfen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
Freie Demokraten und Dirk Gaw (fraktionslos))

Dartiber hinaus ist diese Situation aber auch ein Hand-
lungsauftrag fiir die Politik. Deshalb handeln wir an dieser
Stelle mit unserem Respekt-Paket. Wir heben die Polizei-
zulage an. Wir erweitern die Angriffsentschiadigung, die
es nur in Hessen gibt. Wir starten Formate, bei denen
wir mit Biirgern, mit Schiilern ins Gesprach kommen, um
fiir die Bedeutung unserer Einsatzkréfte zu sensibilisieren.
Wir treten dafiir ein, dass Ubergriffe auf Einsatzkrifte stir-
ker bestraft werden, ndmlich im Mindestmall mit sechs
Monaten. Wenn die Taten aus einem Hinterhalt begangen
werden, sogar im Mindestmal3 mit einem Jahr. Das bringt
Abschreckung. Das bringt vor allem auch den Unwertge-
halt dieser widerwartigen Taten zum Ausdruck.

(Beifall CDU, SPD und Dirk Gaw (fraktionslos))

Es war wohltuend, zu horen, dass sich dieses Haus beim
Schutz unserer Einsatzkrifte im Wesentlichen einig ist.
Uns ist die Blaulichtfamilie sehr wichtig. Daran sollten wir
auch gemeinsam weiterarbeiten. Vielen Dank fiir diesen
Konsens. — Vielen Dank fiir [hre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
Freie Demokraten und Dirk Gaw (fraktionslos))

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank, Herr Staatsminister. — Erneut hat sich Herr
Abgeordneter Schleich von der AfD zu Wort gemeldet. 20
Minuten stehen noch auf Ihrer Uhr.

(Zurufe — Heiterkeit — Unruhe)

— Sekunden. Entschuldigung, natiirlich Sekunden.

Pascal Schleich (AfD):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Sehr geehrter Herr Staats-
minister, ich muss das zurlickweisen. Ich bin selbst Teil der
Blaulichtfamilie. Ich bin ehrenamtlich bei der Feuerwehr
aktiv. Ich bin ehrenamtlich beim Roten Kreuz aktiv. Bei
der Feuerwehr bin ich Kreisausbilder im Vogelsbergkreis.

(Zuruf Minister Prof. Dr. Roman Poseck)

Ich bin Wehrfithrer in meinem Heimatort. Ich kenne die
Probleme, die die Einsatzkrifte beschiftigen. Ich sage Ih-
nen eines: Wissen Sie, warum Sie mich auf solchen Emp-
fangen nicht treffen? Weil ich an der Einsatzstelle bin und
arbeite, im Gegensatz zu Thnen.

(Beifall AfD — Minister Prof. Dr. Roman Poseck:
Die anderen Kameraden sind da!)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der Debatte
angekommen. Es liegen keine weiteren Wortmeldungen
Vor.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den EntschlieBungsan-
trag. Wer diesem EntschlieBungsantrag zustimmen kann,
den bitte ich um das Handzeichen. — Das sind CDU, SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.

(Zurufe: Gaw!)

Wer stimmt dagegen? — Wer enthélt sich? — Moment. Ent-
haltungen kommen von AfD und den Freien Demokraten.
Herr Gaw, ich habe Sie iibersehen. Sie haben zugestimmt.
Ist das korrekt?

(Dirk Gaw (fraktionslos): Das ist korrekt!)

Bei Zustimmung von CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und des fraktionslosen Abgeordneten Herrn
Gaw sowie bei Enthaltung der AfD und der Freien Demo-
kraten ist dieser EntschlieBungsantrag angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 16:

EntschlieBungsantrag

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

25 Jahre Landesbeauftragte fiir Heimatvertriebene und
Spétaussiedler

— Drucks. 21/1085 —

Vereinbarte Redezeit sind fiinf Minuten. Als Erster hat sich
Herr Yiiksel zu Wort gemeldet. Bitte schon.

Turgut Yiiksel (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Es wurde mir gesagt: ,, Tur-
gut tut gut®, deswegen bin ich hier.

(Beifall SPD)

Meine liebe Kolleginnen und Kollegen, Tausende von
Menschen miissen tédglich ihr vertrautes Leben hinter sich
lassen. Weltweit sind derzeit iiber 120 Millionen Menschen
Opfer von Vertreibung und auf der Flucht. Das ist die trau-
rige Realitit. Das sind noch einmal doppelt so viele Men-
schen wie 2014, als die Zahl der Betroffenen von Flucht
und Vertreibung infolge des Zweiten Weltkriegs erstmals
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iibertroffen wurde. Es geschah damals, und es geschieht
heute. Das Thema Vertreibung und Flucht stellt uns alle
vor Herausforderungen. Doch gilt nach wie vor: Niemand
verldsst seine Heimat ohne Grund.

Wir wollen heute all jene in ihrem Tun bestérken, die daran
und an den Beitrag der 1,8 Millionen Heimatvertriebenen
und Aussiedler erinnern, die damals in Hessen eine neue
Heimat gefunden haben.

(Beifall SPD und CDU)

Wir miissen mit Respekt anerkennen, was diese Menschen,
die keine andere Wahl hatten, als ihre Heimat notgedrun-
gen zu verlassen, hier in Hessen geschaffen haben. Es ist
klar, dass Migration auch heute ein integraler Bestandteil
unserer Welt und unserer Gesellschaft ist. Fiir uns gilt auch
heute: Hesse ist, wer Hesse sein will.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, verein-
zelt CDU und Moritz Promny (Freie Demokraten))

Eine lebendige Erinnerungskultur zu pflegen, gehort gera-
de heute zu unseren Pflichten und Aufgaben. Wir setzen
uns fiir die Forderung von Bildungs- und Forschungsinitia-
tiven fiir die hochkomplexen Themen Flucht und Vertrei-
bung ein. Daher sehe ich in der Kooperation der Justus-
Liebig-Universitit in Gieen und des Herder-Instituts in
Marburg einen grofen Gewinn. Ich freue mich auf die zu-
kiinftigen Ergebnisse dieser Zusammenarbeit. Diese fordert
nicht nur den wissenschaftlichen Diskurs. Sie schérft auch
das gesellschaftliche Bewusstsein fiir die Erfahrungen der
Vertriebenen.

Neben der Forschung sind aber schulische Bildung und
gerade frilhe Bildung unverzichtbar fiir das gegenseitige
Verstidndnis und den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Wir
miissen die Erinnerung leben und weiterhin vermitteln
konnen — besonders an junge Generationen, welche bisher
nur indirekt oder gar nicht mit dem Thema Vertreibung
und Flucht in Beriihrung gekommen sind. Schulbesuche in
Gedenkstiitten und Museen, die das menschliche Schicksal
und das kulturelle Erbe der Vertriebenen altersgerecht und
lehrreich aufbereiten, sowie die konsequente Einbeziehung
von Zeitzeugen in den Bildungsprozess sind dabei von be-
sonderer Bedeutung. Es ist unsere Aufgabe, Erinnerungs-
kultur und gesellschaftlichen Wandel immer wieder neu
zusammenzufiihren.

An dieser Stelle mochte ich die vorbildliche Arbeit des
Landesverbandes des Bundes der Vertriebenen hervorhe-
ben.

(Beifall SPD, CDU und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Der BdV hat die Entwicklung digitaler Bildungsformate
maBgeblich vorangetrieben, insbesondere mit Projekten
wie dem Digitalportal ,,Flucht und Vertreibung im europdi-
schen Kontext“. In diesem Zusammenhang mochte ich be-
sonders die Arbeit von Frau Margarete Ziegler-Raschdorf
wiirdigen, die zuvor als Landesbeauftragte titig war.

(Beifall SPD und CDU)

Herrn Andreas Hofmeister, der seit Mérz im Amt ist, win-
sche ich weiterhin viel Erfolg bei seiner wichtigen Arbeit
als Landesbeauftragter, um neue Impulse fiir Heimatver-
triebene und Spétaussiedler in Hessen zu setzen.

(Beifall SPD, CDU und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Pflege einer lebendi-
gen Erinnerungskultur ist heute mehr denn je unsere Ver-
antwortung. Lassen Sie uns diesen Weg gemeinsam weiter-
gehen. — Ich danke fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Meine Damen und Herren, bevor ich den nichsten Redner
aufrufe, mochte ich auf der Besuchertribiine unseren ehe-
maligen Abgeordneten Herrn Caspar herzlich begriifien.

(Beifall)

Die néchste Wortmeldung kommt von der CDU. Herr
Steinraths, Sie haben das Wort.

Frank Steinraths (CDU):

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Seit 25 Jahren setzen sich die Landesbeauftragten
fiir die Belange der Heimatvertriebenen und Spétaussied-
ler hier in Hessen ein. Diese Aufgabe ist eine Notwen-
digkeit; denn unsere Geschichte ist geprdgt von Flucht,
Vertreibung und der Suche nach einer neuen Heimat. Der
Landesbeauftragte unterstiitzt die Landsmannschaften und
Vertriebenenverbdnde bei der Pflege und Forderung ihres
Kulturguts, tragt aber auch dazu bei, dass Spitaussiedler
in unsere Gesellschaft integriert werden, sei es durch be-
rufliche, sprachliche oder gesellschaftliche Unterstiitzung.
Diese Arbeit verdient unsere volle Anerkennung und Un-
terstiitzung. Lieber Andreas Hofmeister, dir fiir die neuen
Aufgaben alles Gute.

(Beifall CDU und SPD)

Heimatvertriebene und Spétaussieder haben Hessen nach
dem Zweiten Weltkrieg entscheidend mitgepragt. Sie ha-
ben beim Wiederaufbau des Landes geholfen. Sie haben
neue Traditionen und Werte eingebracht und damit gezeigt,
dass Vielfalt und Integration zu einer echten Stirke wer-
den konnen. 1,8 Millionen Deutsche haben hier bei uns in
Hessen eine neue Heimat gefunden. Sie haben unser Land
bereichert, und zwar kulturell wie wirtschaftlich.

Lassen Sie uns nicht nur auf die Vergangenheit blicken.
Auch heute leisten der Bund der Vertriebenen sowie die
Verbénde und Landsmannschaften wertvolle Arbeit. Sie
sind Briickenbauer zu den Landern Osteuropas geworden
und fordern die Verstindigung und den Austausch.

(Beifall CDU und SPD)

Der heutige europdische Gedanke und insbesondere das
Leitwort des Bundes der Vertriebenen — ,,Heimatvertriebe-
ne und Heimatverbliebene: Gemeinsam fiir ein friedliches
Europa“ — zeigen, wie wichtig diese Verbindungen fiir den
Frieden und das Miteinander in Europa sind.

Leider ist dieser Satz heute so aktuell wie schon lange
nicht mehr. Der Krieg Russlands gegen die Ukraine flihrt
uns schmerzlich vor Augen, dass der Frieden in Europa
keine Selbstverstdndlichkeit ist. Auch heute sind wieder
Menschen in Europa gezwungen, ihre Heimat zu verlassen,
werden vertrieben und leiden unter dem Schrecken des
Krieges. Deshalb ist gerade jetzt unser Zusammenhalt als
europdische Gemeinschaft und als Gesellschaft wichtiger
denn je.
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Aus diesem Grunde ist es uns ein wichtiges Anliegen,
an dieser Stelle die Arbeit des Bundes der Vertriebenen
und der Landsmannschaften der Heimatvertriebenen und
Spétaussiedler nochmals zu wiirdigen. Diese Arbeit ist ein
zentraler Beitrag zur Volkerverstdndigung. Wir sollten sie
auch zukiinftig tatkriftig unterstiitzen.

Ein besonders positives Beispiel der Forderung ist der
Forschungsschwerpunkt an der Justus-Liebig-Universitit
GieBlen in Kooperation mit dem Herder-Institut fiir histo-
rische Ostmitteleuropaforschung. Dieser Schwerpunkt zur
historischen Erinnerung und zum kulturellen Erbe zeigt,
wie wichtig es ist, die Geschichte der Heimatvertriebenen
und Spataussiedler in den Fokus zu riicken.

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung und die Einbin-
dung in die universitidre Lehre sorgen dafiir, dass dieses
Thema auch fiir kommende Generationen relevant und er-
fahrbar bleibt und auch erlebbar bleibt.

Ebenso begriifen wir die geplanten Abschlusstagungen im
Jahr 2026 und die Veroffentlichung von Studien zu diesem
wichtigen Thema. Der Austausch iiber die Geschichte der
Heimatvertriebenen ist essenziell fiir die Aufarbeitung und
das Bewusstsein, was diese Menschen durchgemacht ha-
ben und was sie heute zu unserer Gesellschaft beitragen.

Ein weiterer Punkt, der uns sehr am Herzen liegt, ist die
Wissensvermittlung an unsere Kinder und Jugendlichen.
Themen wie Flucht und Vertreibung miissen in den Schul-
unterricht integriert werden, um das Bewusstsein fiir diese
Geschichte und deren Folgen zu stiarken.

(Beifall CDU und SPD)

Gedenkstétten und Museen wie der Hessenpark Neu-Ans-
pach oder das Museum des Grenzdurchgangslagers Fried-
land bieten wertvolle Einblicke in diese Thematik und
sollten vermehrt Ziel von Schulklassen werden. Diese For-
derung ist ein wichtiger Schritt, um unsere Geschichte le-
bendig zu halten.

Abschliefend mochte ich den einzigartigen Sonderlehr-
gang fiir Spataussiedlerinnen und Spétaussiedler in Hassel-
roth hervorheben und Thnen bekannt geben. Durch den
Ankauf der Gebiude durch das Land Hessen wird sicher-
gestellt, dass junge Spitaussiedlerinnen und Spétaussied-
ler auch weiterhin die Mdglichkeit haben, die allgemeine
Hochschulreife zu erwerben. Mit einer Erfolgsquote von
nahezu 90 % ist dies ein herausragendes Beispiel fiir die
erfolgreiche Integration und die berufliche Zukunft fiir un-
sere Spétaussiedler.

(Beifall CDU und SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren, wir alle tragen die Ver-
antwortung, das Erbe der Heimatvertriebenen und Spétaus-
siedler zu bewahren und Lehren aus ihrer Geschichte zu
ziehen. Sie haben nicht nur unsere Gesellschaft, sondern
auch unsere Kultur und unser wirtschaftliches Leben malf3-
geblich gepragt. Lassen Sie uns daher auch in Zukunft
alles dafiir tun, dass diese Menschen weiterhin eine Stim-
me haben und ihre Geschichte Teil unserer gemeinsamen
Zukunft bleibt.

Vielen Dank fiir Thre Zustimmung und einen schénen
Abend. — Danke.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Freien Demokraten hat sich Herr Abgeordneter
Piirsiin zu Wort gemeldet.

Yanki Piirsiin (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein Ju-
bildum ist ein guter Anlass, etwas zu wiirdigen, so wie
es die Regierungsfraktionen mit Blick auf 25 Jahre Lan-
desbeauftragte fiir Heimatvertriebene und Spétaussiedler
vorhaben. Ein solches Jubildum ist auch ein guter Anlass,
um zuriickzublicken, in diesem Fall in das Jahr 1999. Die
CDU hatte das 25-jéhrige Jubildum bereits fiir eine Presse-
mitteilung am 18. Juni dieses Jahres genutzt. Diese beginnt
mit den Worten:

,,Vor 25 Jahren hat die CDU das Amt des Landesbe-
auftragten fiir Heimatvertriebene und Spataussiedler
in Hessen geschaffen, ...«

Fast richtig.
(Beifall Freie Demokraten)

Es mag zwar der im Jahr 1999 amtierende Ministerprési-
dent Roland Koch gewesen sein, der in der Plenarsitzung
am 22. April 1999 die Benennung ecines Beauftragten
fiir Heimatvertriebene und Spétaussiedler verkiindet hat.
Grundlage hierfiir war die Koalitionsvereinbarung ,,Hessen
handelt” zwischen CDU und FDP fiir die 15. Wahlperiode.
Dort heif3t es auf Seite 51:

,»Die Koalitionsfraktionen werden einen Beauftrag-
ten fiir Heimatvertriebene und Spataussiedler ernen-

13

nen.

Ernannt wurde der Kollege Rudolf Friedrich durch CDU
und FDP.

(Beifall Freie Demokraten und Ingo Schon (CDU))

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU, den Kuchen
nimmt daher auch die FDP fiir sich in Anspruch.

Die Stelle des Vertriebenenbeauftragten konnte die CDU
damals wohl nur mit ihrem Koalitionspartner FDP einfiih-
ren. Die aktuellen Koalitionspartner der CDU, bis jiingst
GRUNE und jetzt SPD, haben die damals ehrenamtliche
Stelle nicht sonderlich euphorisch begleitet. Wir Freie De-
mokraten sind ein Befiirworter des Engagements fiir Hei-
matvertriebene und Spataussiedler.

(Beifall Freie Demokraten)

Ich darf noch an eine weitere Initiative unter Beteiligung
der Freien Demokraten aus dem Jahr 2012 erinnern. Da-
mals wurde im Januar hier im Landtag ein Antrag der
Fraktionen von CDU und FDP beschlossen, der die Lan-
desregierung bittet, sich bei der Bundesregierung fiir einen
nationalen Gedenktag einzusetzen.

Daher diirfen auch wir den bisherigen Landesbeauftrag-
ten sowie dem aktuellen Landesbeauftragten Andreas Hof-
meister unseren Dank aussprechen und Herrn Hofmeister
fiir seine weitere Arbeit als Beauftragter alles Gute wiin-
schen.

(Beifall Freie Demokraten und CDU)

Des Weiteren gilt unser Dank selbstverstiandlich auch dem
Bund der Vertriebenen sowie den Verbdnden und Lands-
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mannschaften fiir ihre wertvolle Arbeit. Kollege Caspar ist
angesprochen worden. Er ist auch ein Vertreter.

»Die Unterstiitzung der Heimatvertriebenen und
Spéataussiedler sowie deren Verbdnde und Lands-
mannschaften hat in Hessen Tradition und ist eine
Aufgabe des ganzen Landes.”

So heilit es in einem der Tétigkeitsberichte des Landesbe-
auftragten. Dieser Aussage schlieBen wir Freie Demokra-
ten uns uneingeschrankt an und hoffen auch in Zukunft auf
eine gute und an den Interessen der Betroffenen orientierte
Zusammenarbeit mit allen Beteiligten. Wir wirken gerne
daran mit.

(Beifall Freie Demokraten)

Zu dem mit 300.000 Euro pro Jahr durch das Land ge-
forderten Schwerpunktbereich an der Universitdt Giellen
,.Historische Erinnerung und kulturelles Erbe: Vertriebene
und Spétaussiedler in Hessen seit 1945 erwarten wir ger-
ne den fiir das Jahr 2026 angekiindigten Abschlussbericht.
Wir sind sicherlich alle auf die Erkenntnisse, die wir aus
dem Abschlussbericht ziehen konnen, gespannt. Es ist si-
cherlich richtig, sich im Hinblick auf die immer weniger
werdenden Zeitzeugen mit der deutschen Vergangenheit
dieser Jahre, so gut es geht, zu beschéftigen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und SPD, die
Punkte 4 bis 6 Thres EntschlieBungsantrags kann ich nicht
richtig nachvollziehen. Im Jahr 2024 soll der Landtag et-
was begriilen, was bereits im Jahr 2022 von CDU und
GRUNEN mit einer Laufzeit bis 2026 etabliert wurde.
Oder benétigen Sie filir ein besseres Befinden eine nach-
tragliche Bestétigung, dass Sie vor zwei Jahren etwas rich-
tig gemacht haben?

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Das macht
ihr doch auch immer! Ist doch schon!)

Was die Fordereinrichtung in Hasselroth angeht — Punkt 8
Ihres Antrags —, freue ich mich, dass wir Sie bei der Fort-
filhrung des dort in bewéhrter Form etablierten Sonderlehr-
gangs nun an unserer Seite haben. Im Jahr 2022 standen
Teile des Lehrgangsortes, von der Einrichtung genutzte
bundeseigene Gebdude, zum Verkauf. Das hat die Landes-
regierung genutzt; alles andere hitte den Fortgang der
Ausbildung gefahrdet. Wir Freie Demokraten haben dies
seinerzeit zum Thema gemacht, nachdem von der Landes-
regierung keine Signale dazu kamen, wie es in Hasselroth
weitergeht.

(Beifall Freie Demokraten)

Ich komme zum letzten Punkt Thres Antrags. Dass wir
auch weiterhin dazu verpflichtet sind, uns angesichts histo-
rischer und aktueller Vertreibungserfahrung fiir Volkerver-
standigung, Versohnung und ein geeintes Europa einzuset-
zen, sollte niemand in den demokratischen Fraktionen in
diesem Hause ernsthaft bestreiten.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Vielen Dank, Herr Piirsiin. — Néchster Redner ist der Abge-
ordnete Bocklet von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.

Marcus Bocklet (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Prisidentin, meine sehr verchrten Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Um die Spannung et-
was herauszunehmen: Wir GRUNE tragen den Antrag von
CDU und SPD mit. Er ist fast gleichlautend mit unserem
Antrag vom Dezember 2022, und wir werden dem, was
wir vor fast genau zwei Jahren fiir richtig befunden haben,
nédmlich, dass man Vertriebenen und Spétaussiedlern hilft
und sie bei der Eingliederung unterstiitzt, heute nicht wi-
dersprechen. Das finden wir heute richtig, das fanden wir
damals richtig. Danke fiir die Wiederholung.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich habe bei meiner damaligen Rede darauf hingewiesen:
Auch ich habe, wie viele in meiner Fraktion, zum Beispiel
Kollegin Dahlke und Kollegin Anders, Eltern, die unter die
Bezeichnung Vertriebene oder Spétaussiedler fallen. Meine
Mutter kam aus dem sogenannten Sudetenland, war eine
Vertriebene. Ich weil3 aus Gesprachen in der Familie, dass
es tatsdchlich bei vielen um Schmerz, Leid und die Trauer
ging, die Heimat verloren zu haben, aber ich weil} auch,
dass viele, die hierhergekommen sind, bereit waren, sich
fiir die Demokratie einzusetzen, und nicht zuriickgeblickt
haben.

Ich weill auch um die Diskussionen in den Sechziger- und
Siebzigerjahren mit den sogenannten Revanchisten, die be-
stimmte Grenzen nicht anerkennen wollten oder Gebiets-
forderungen hatten. Ich bedanke mich beim Landesverband
Hessen und beim Bundesverband der Vertriebenen, dass
man deutliche Akzente gesetzt hat, dass man heute zu einer
europdischen, zu einer friedlichen Losung steht, dass man
revanchistische Forderungen ein fiir allemal begraben hat
und fiir die Bundesrepublik Deutschland einsteht.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU, SPD
und Freie Demokraten)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zwei Punkte fehlen aller-
dings in Threm Antrag, und die ich wiirde gerne noch ein-
mal in Erinnerung rufen. Herr Steinraths, Sie haben ganz
elegant etwas aus unserem Antrag aus dem Jahre 2022
ausgelassen. Sie haben zu Recht den Forschungsschwer-
punkt der Universitdt genannt, haben eine Arbeitsgruppe
erwéhnt; aber ich fand es besonders spannend, dass der
Arbeitsauftrag fiir diese Arbeitsgruppe ist, dass sie sich der
Erforschung des Prozesses der Eingliederung der Vertrie-
benen und der Spitaussiedler seit dem Zweiten Weltkrieg
in Hessen und in Deutschland widmen soll, besonders im
Vergleich zu wichtigen Migrationsbewegungen, die es an-
sonsten gab. Das heifit, wir kdnnen heute feststellen, dass
die Eingliederung von iiber 1,8 Millionen Spétaussiedlerin-
nen und Spétaussiedlern in Hessen ein Erfolgsmodell ist.
Diese Menschen haben das Land mit aufgebaut. Sie wur-
den erfolgreich eingegliedert, sie haben hier eine gliickli-
che Zukunft aufbauen kénnen.

Sie wollen eine Forschung anstoflen, die wir ausdriicklich
unterstiitzen. Wir wiirden dieses Erfolgsmodell gerne nicht
nur auf die Zielgruppe der Vertriebenen und Fliichtlinge,
sondern auf alle Betroffenen anwenden. Stehen Sie dann
doch bitte dazu, dass das fiir alle erfolgreich sein soll, und
beenden Sie die Diskussion dariiber, ob es ,,bessere* oder
»schlechtere® Vertriebene gibt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Zweitens. In Threm EntschlieBungsantrag hétte ich gerne
wenigstens einen einzigen Satz dazu gelesen, was die Ur-
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sache fiir Flucht und Vertreibung war. Der konnte so lau-
ten: Flucht, Vertreibung und grofes Leid sind ausgeldst
worden durch den terroristischen faschistischen Zweiten
Weltkrieg, den Adolf Hitler begonnen hat. — Man hitte
zumindest ein Mal erwidhnen konnen, dass die Ursache all
dessen der Krieg war, nichts anderes. Das sollte man heute
einmal klar benennen. Das ist nicht vom Himmel gefallen,
sondern das waren Folgen eines Krieges.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Diese beiden Punkte fehlen in dem Antrag. Ansonsten gilt
unser Dank den Organisationen und Institutionen, die sich
um die Eingliederung der genannten Gruppen kiimmern.
Ich glaube tatséchlich, dass das ein Erfolgsmodell ist. Wir
haben uns als GRUNE mit dem Vorsitzenden des Bundes
der Vertriebenen in Hessen getroffen. Wir stehen gern wei-
ter an der Seite derer, die diese Arbeit unterstiitzen, und
auch der Landesbeauftragte, Andreas Hofmeister, kann mit
unserer Unterstiitzung rechnen. Das ist eine gute Arbeit,
eine wichtige Arbeit. Gliick auf und herzlichen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, vereinzelt
CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die AfD-Fraktion spricht Herr Abgeordneter Schulz.

Dimitri Schulz (AfD):

Wertes Prasidium, liebe Kollegen! Werter Herr Hofmeister,
auch wir als AfD-Fraktion sind froh dariiber, dass es bei
uns in Hessen das Amt des Beauftragten fiir Heimatvertrie-
bene und Spétaussiedler gibt. Hessen hat im bundesweiten
Vergleich wohl mehr als jedes andere Bundesland bei der
Aufnahme und Integration von Volksdeutschen aus dem
Ausland geleistet.

Dieses Amt ist gerade heute von grofler Bedeutung; denn
wir erleben fast tagtiglich eine mediale Hetze und Ver-
leumdungen, insbesondere gegen Russlanddeutsche, insbe-
sondere im zwangsfinanzierten Staatsfunk. Mit Schlagzei-
len wie ,,Russlanddeutsche — wenn die GroBeltern Putin-
Anhidnger sind“ und stindigen Berichten, dass wir eine
,Hfinfte Kolonne* seien, dass wir riickstindig seien, rassis-
tisch und iiberhaupt antidemokratisch. Wenn man sich das
in den Offentlich-Rechtlichen so anhort, muss man fast
meinen, dass die illegalen Einwanderer viel besser, gebil-
deter, tlichtiger und vor allem toleranter seien als unserei-
ner. Von einem Hinweis auf diese Hetze und Verleumdung
fehlt im Antrag der Regierungsfraktionen leider jede Spur.

(Beifall AD)

Die gezielte Diffamierung der Russlanddeutschen durch
die Medien wird von CDU und SPD im Gegenteil gedul-
det, wenn nicht sogar durch die Rundfunkrite heimlich
gefordert.

Es hat auch einen iiblen Beigeschmack, dass Sie sich jetzt
fiir die jahrelang verzogerte Einrichtung eines Schwer-
punktbereichs zur Erforschung unserer Geschichte selbst
auf die Schulter klopfen.

(Beifall AfD)

Wenn man da genauer hinschaut, was ist da tiberhaupt?
Jemand von der Uni GieBen hat das ausgeplaudert. Dieser
Schwerpunktbereich sollte die Eingliederung von Vertrie-

benen, Fliichtlingen und Spétaussiedlern seit dem Zweiten
Weltkrieg mit weiteren fiir Deutschland und Hessen beson-
ders wichtigen Migrationsbewegungen vergleichend unter-
suchen. Auf der Webseite des Herder-Instituts findet man
fast dieselbe Ankiindigung: Der Schwerpunktbereich solle
einen Beitrag zur Einbindung des Themas ,,Integration von
Vertriebenen und Spitaussiedlern in die vergleichende In-
tegrationsforschung leisten. Es geht also darum, uns mit
nicht deutschen Migranten gleichzusetzen.

(Beifall AfD)

Man hat immerhin Peter Haslinger als Leiter gewinnen
konnen, einen sehr renommierten Osteuropa-Historiker.
Das hort sich wunderbar an, aber Haslinger ist bereits
Lehrstuhlinhaber an einer anderen Universitit und aufler-
dem Leiter des Herder-Instituts. Viel Zeit wird er fiir den
neuen Schwerpunktbereich in Gielen wohl nicht aufbrin-
gen konnen. Wer arbeitet also sonst noch dort? Siehe da,
bei einer der nur drei Mitarbeitenden handelt es sich um
eine queere Aktivistin.

(Zurufe SPD)

Diese organisiert die Chill-out-Lounge des Gielener AStA
auf der Schwulenparade. Auflerdem setzt sie sich vor allem
dafiir ein, dass es an der Uni Gielen kostenfreie Menstrua-
tionsprodukte gibt und dass man seinen Geschlechtseintrag
im Uni-System so oft dandern kann, wie man will.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Was sagt das
aus? — Weitere Zurufe CDU, SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

In diese Hénde hat die CDU also die Erforschung der Inte-
gration der Heimatvertriebenen und Spéataussiedler gelegt.

(Beifall AfD — J. Michael Miiller (Lahn-Dill)
(CDU): Was sagt das denn aus? — Weitere Zurufe
CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Da versteht man auch, warum unsere Geschichte mit ande-
ren Migrationsbewegungen vergleichend erforscht werden
soll.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Unséglich! —
Weitere Zurufe CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Das wird dann so aussehen, dass alle Leute mit sogenann-
tem Migrationshintergrund in einen Topf geworfen werden
und dass nicht unterschieden wird zwischen Leuten mit
deutschen Wurzeln, die legal in ihr eigenes Land heimkeh-
ren, und illegalen Einwanderern, die hier nichts verloren
haben.

(Beifall AfD — Zurufe CDU, SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Die CDU versucht noch immer, sich als Advokat der
Spétaussiedler zu inszenieren. In Wirklichkeit ist sie ih-
nen ldngst in den Riicken gefallen. Die Union hat Erika
Steinbach, eine wirkliche, ehrliche Streiterin fiir die Vol-
kerverstindigung und die Aufbereitung des Unrechts, das
an Volksdeutschen im Ausland begangen wurde, aus der
Partei gemobbt. Danach hat die CDU als Beauftragten fiir
Aussiedlerfragen einen treuen Parteisoldaten eingesetzt.
Jetzt macht sie sogar gemeinsame Sache mit unserem er-
klarten Gegner und fordert Schwerpunktbereiche, mit de-
nen unsere Leidensgeschichte relativiert werden soll. Wir
Spéataussiedler und Heimatvertriebene haben im roten So-
zialismus genug durchlitten.
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(Holger Bellino (CDU): Was maflen Sie sich alles
an!)

Wir wurden millionenfach deportiert, entrechtet, erniedrigt,
und Abertausende wurden ermordet.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Herr Schulz, kommen Sie bitte zum Schluss. Thre Redezeit
ist abgelaufen.

Dimitri Schulz (AfD):

Letzter Satz. — Wir wollen nicht auch noch unter dem
neuen, woken Sozialismus leiden miissen. Darauf haben
wir als Volksdeutsche ein Anrecht. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung spricht der Landesbeauftragte fiir
Heimatvertriebene und Spétaussiedler. Herr Andreas Hof-
meister. Sie haben das Wort.

Andreas Hofmeister, Beauftragter der Landesregierung
fiir Heimatvertriebene und Spiitaussiedler:

Sehr geehrte Frau Prdsidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Zundchst darf ich mich fiir die Gelegenheit
bedanken, als Beauftragter der Landesregierung fiir Hei-
matvertriebene und Spitaussiedler heute Abend hier zu
sprechen. Ich danke den Koalitionsfraktionen fiir den Ent-
schlieungsantrag, aber ausdriicklich auch fiir die sachliche
Debatte,

(Zurufe SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Na

jal)
und ich bedanke mich fiir die Zeichen der Unterstiitzung
aus allen Fraktionen, die iiber 25 Jahre die Position des
Landesbeauftragten getragen haben, in dem Rahmen, in
dem sie in diesen 25 Jahren Teil der Landesregierung wa-
ren. Deshalb danke ich ausdriicklich auch der FDP. Ja, wir
wissen, wer damals die Koalition gebildet hat und wer da-
mals den Startschuss geben konnte. Aber mein herzlicher
Dank geht auch an die Kolleginnen und Kollegen von den
GRUNEN, die uns in den letzten zehn Jahren, in denen die
Position Fortbestand hatte, unterstiitzt haben.

Meine Damen und Herren, ich will eines vorwegschicken:
Die Ableitungen, die Herr Schulz von der AfD gerade
vorgenommen hat, sind teilweise abwegig. In gewissen
Bereichen sind sie auch unsiglich.

Wir freuen uns, dass es nach einem langen, miihevollen
Weg gelungen ist, dass das Schicksal von deutschen Hei-
matvertriebenen und von Aussiedlern sowie das Ankom-
men in Hessen und der Weg, den sie in Hessen genommen
haben, an einer hessischen Universitit wissenschaftlich un-
tersucht werden. Wir freuen uns auf die Erkenntnisse. Ich
glaube, das ist es wert.

Herr Schulz, bei dem, was Sie hier vorgetragen haben,
fehlen einem — es tut mir leid — ein Stiick weit die Worte.
Aber das ist leider bei der AfD nicht selten der Fall.

(Beifall CDU und SPD — Zuruf Dr. Frank Grobe
(ATD))

Ich freue mich sehr, seit Mérz dieses Jahres als Landes-
beauftragter die Belange der Heimatvertriebenen und Spat-
aussiedler noch intensiver begleiten zu diirfen als bisher im
parlamentarischen Betrieb. Aufgrund meiner Herkunft ist
das fiir mich personlich eine Herzensangelegenheit, aber
seit vielen Jahren auch fiir die jeweils amtierenden Landes-
regierungen. Ich danke ausdriicklich den fritheren Kollegen
Rudi Friedrich und Margarete Ziegler-Raschdorf, auf deren
Arbeit ich aufbauen kann.

Eines moéchte ich ausdriicklich noch sagen: Wir kommen
mit der Aufgabe, die mir zugeschrieben ist, die am Ende
des Tages aber auch im Landeshaushalt und in verschiede-
nen Einrichtungen Abbildung findet, einem Auftrag aus
dem Bundesvertriebenengesetzes nach, das sinngemaf aus-
sagt, dass wir dazu beitragen sollen, Tradition und Brauch-
tum der deutschen Heimatvertriebenen zu bewahren, und
gleichzeitig die Integration von Aussiedlern und Spétaus-
siedlern befordern sollen. Hessen ist dabei Vorreiter unter
den Bundesldndern; auch das gehort dazu. Gefolgt sind
in den Jahren danach mit eigenen Beauftragten und Forder-
kulissen Bayern, Baden-Wiirttemberg, Sachsen, NRW und
seit Kurzem auch Berlin. Es wire wiinschenswert, wenn
weitere Bundeslidnder diesem Beispiel folgen wiirden.

Meine Damen und Herren, der Auftrag bleibt aktuell: Spét-
aussiedler, nun mafigeblich Deutsche aus Russland, kom-
men auf der Grundlage des Bundesvertriebenengesetzes
nach wie vor in unser Land, in das Land ihrer Ahnen.
Sie haben ein besonderes Kriegsfolgenschicksal: Kollek-
tivstrafen, Deportation, Entrechtung. Sie nutzen nun die
Moglichkeit zur Riickkehr ins Land der Vorfahren.

Mit dem Aufnahmebescheid sind sie Deutsche mit allen
Rechten und Pflichten, und gleichzeitig haben sie einen
speziellen Bedarf; denn die Frage der Identitdtsfindung
steckt bei Spétaussiedlern — das erlebe ich in den Gespra-
chen stindig — noch immer ganz tief drin. In Russland wa-
ren sie im Zweifel die Deutschen, in Deutschland werden
sie mitunter als Russen verunglimpft. Eine Aufgabe ist da
natiirlich, das Ankommen, das Integrieren und das Gefiihl,
dass man hier aufgenommen ist, zu beférdern.

Deshalb ist beispielsweise Hasselroth eine wichtige Ein-
richtung, um ganz konkret bei der Bildung anzusetzen.
Aber genauso wichtig sind die Begegnungsstitten, die von
der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland, aber
auch von der Interessengemeinschaft der Deutschen aus
Russland in Hessen an verschiedenen Stellen organisiert
werden; denn dort wird Begegnung ermoglicht. Dort wird
Austausch ermoglicht. Junge Menschen werden dort abge-
holt, aber genauso gibt es eine Gemeinschaft der Alteren,
die letztendlich hier eine neue Heimat gefunden haben.
Deshalb geht ein ausdriickliches Dankeschon an die Lands-
mannschaft der Deutschen aus Russland und an die Inter-
essengemeinschaft der Deutschen aus Russland.

(Beifall CDU und SPD)

Ich will ganz aktuell ein Dankeschon in diese Richtung sa-
gen; denn sie haben in den letzten zweieinhalb Jahren auch
bei der Aufnahme und Betreuung von ukrainischen Fliicht-
lingen sehr segensreich gewirkt. Eine gewisse Néhe, eine
gewisse Verwandtschaft gibt es, und die Erfahrungen, die
Ukrainerinnen und Ukrainer mitgebracht haben, ndmlich,
dass ihnen die Heimat genommen wurde, dass die Heimat
unter Druck geraten ist, dass sie die Heimat verlassen
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mussten und dadurch das Unrecht vonseiten Putins iiber sie
gekommen ist, haben leider sehr viele Beziige zu fritheren
Zeiten. Von daher ist es gut und richtig, dass Deutsche aus
Russland in Hessen auch entsprechend wirken.

Was die Heimatvertriebenen betrifft: Ja, es gibt einen Wan-
del von der Erlebnis- zur Bekenntnisgeneration. Hessen
in der heutigen Form ist nach dem Zweiten Weltkrieg
entstanden. Wir wissen, dass viele Heimatvertriebene hier
eine neue Heimat gefunden haben. Sie kamen an mit dem
Schicksal des Heimatverlusts, der Vertreibung und der Ent-
rechtung, aber sie haben hier ein Ankommen in einer Form
organisiert, die beispielgebend ist. Deshalb ist es auch so
wichtig, an die Leistungen zu erinnern.

Georg August Zinn hat einmal gesagt: ,,Hesse ist, wer Hes-
se sein will.“ Ein Motiv fiir die Einfithrung des Hessentags
war es, Menschen zusammenzufithren, das Hessenland zu-
sammenzufiihren, eben weil so viele Heimatvertriebene in
Hessen ihre Heimat gefunden haben.

(Beifall CDU und SPD)

Zahlreiche Hinweise zeugen in unseren Stddten und Ge-
meinden davon, von Stralennamen {iber Kirchenbauten bis
zu dem Phénomen, dass Handwerkszweige nach Hessen
kamen. Der Instrumentenbau ist das eine, die Glasindus-
trie das andere. Die Glasfachschule in Hadamar, die als
Landesschule bis heute besteht, ist von Heimatvertriebenen
aus dem Sudetenland aus der Taufe gehoben worden. Wir
haben also ganz viele Beziige dazu.

Deshalb ist es so wichtig, dass wir heute, wenn wir iiber
Identitdt und die Frage, was uns ausmacht und was unse-
re Wurzeln sind, reden, auch die Heimatvertriebenen und
die Spataussiedler weiterhin im Fokus behalten und immer
auch Mahnungen aussprechen, was totalitire Regime an-
richten kdnnen; denn durch Heimatverlust und Entrechtung
waren die Heimatvertriebenen am Ende mafBgeblich die
Leidtragenden. Das sind wiederum die Dinge, auf die wir
ganz aktuell schauen miissen.

Ich danke ausdriicklich dem Bund der Vertriebenen/Verei-
nigte Landsmannschaften fiir seine wertvolle Arbeit. Wir
werden diese Arbeit mit der Unterstiitzung des Parlaments
weiterhin begleiten. Ich hoffe auf ein weiterhin gutes Mit-
einander. — Ich danke Thnen sehr.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:
Vielen Dank, Herr Hofmeister.

Wir kommen zur Abstimmung des EntschlieSungsantrages
Drucks. 21/1085. Ich mochte Sie bitten, die Hand zu he-
ben, wenn Sie diesem EntschlieBungsantrag zustimmen
konnen. — Das sind CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN, AfD und die Freien Demokraten. Die fraktionslosen
Abgeordnete sind derzeit nicht anwesend. Damit ist der
Antrag angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 17:

Antrag

Fraktion der Freien Demokraten

Gemeinsames Dach iiber dem Kopf — genehmigungs-
freier Dachgeschossausbau gegen Wohnungsnot

— Drucks. 21/1101 —

Die vereinbarte Redezeit betrdgt fiinf Minuten je Fraktion.
Am Rednerpult steht schon Dr. Naas von den Freien De-
mokraten. Bitte schon.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist 18.08 Uhr. Wir sind
auf der Zielgeraden. Aber ich mdchte Thnen noch einen
sehr guten und konstruktiven Antrag vorlegen, ndmlich
einen Antrag der Freien Demokraten zum Thema Dachge-
schossausbau.

(Beifall Freie Demokraten)

Unter der Uberschrift ,,Gemeinsames Dach iiber dem Kopf
— genehmigungsfreier Dachgeschossausbau gegen Woh-
nungsnot® mochten wir dafiir werben, dass wir alle den
Dachgeschossausbau in den Blick nehmen; denn er bietet
groBartige Potenziale. Wir haben uns gestern mit dem The-
ma Auflenentwicklung befasst. Wir Freie Demokraten ha-
ben bereits Vorschldge zur Gebédudeklasse E geliefert — E
wie einfach, E wie experimentell. Wir haben gestern auch
gefordert, dass mehr Bauland im Auflenbereich geschaffen
wird. Aber, Frau Kollegin Barth, wir wollen auch die In-
nenentwicklung nicht vernachlissigen. Da sind wir uns,
glaube ich, einig. Deswegen ist heute unser konstruktiver
Vorschlag, die Dachgeschossausbauten zu forcieren.

Wie geht das? Indem man Dachgeschossausbauten geneh-
migungsfrei stellt, und zwar in einem weiteren Umfang ge-
nehmigungsfrei als bisher. Es gibt bereits genechmigungs-
freie Ausbauten von Dachgeschossen — das wissen Sie alle,
die Sie sich mit dem Thema schon beschéftigt haben, bes-
ser als ich —, aber es gibt auch noch Bereiche, wo Sie eine
Genehmigung brauchen. Wir Freie Demokraten sagen: Das
Dach hat schon eine gewisse Hohe, eine gewisse Ausdeh-
nung, es hat einen First, es hat zumeist eine Dachrinne,
und insofern gibt es eine gewisse Begrenzung der Kubatur.
Wenn man dieses schon genehmigte Dach ausbaut, indem
man es mit Gauben oder mit anderen Ausbauten versieht,
insbesondere wenn man es energetisch verbessert, dann ist
das fir den Wohnraum, aber vielleicht auch fiir andere
Zwecke ein groBer Vorteil.

(Unruhe — Glockenzeichen)

Deswegen sagen wir: Ja, wir wollen Standsicherheit
gewdhrleistet haben, wir wollen Brandschutz uneinge-
schrinkt gewihrleistet haben; aber wenn es um Fahrstiih-
le geht, wenn es um Barrierefreiheit geht, wenn es um
Stellpldtze geht, sind wir zu Abstrichen bereit, um mehr
Wohnraum zu schaffen. Deswegen sagen wir auch: Die
Landesregierung soll eine konkrete Anderung der Hessi-
schen Bauordnung vorschlagen. Wir haben es bewusst
weich formuliert, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Anhaltende Unruhe — Glockenzeichen)
— Vielen Dank, Frau Prisidentin.

Wir hitten keine Probleme gehabt, einen konkreten Ande-
rungsvorschlag zu der HBO vorzulegen; aber wir haben
das bewusst nicht getan, damit wir hier die Mdglichkeit
haben, zu einem gemeinsamen Vorschlag zu kommen, den
wir dann auch gerne unterstiitzen.

(Beifall Freie Demokraten)

Die Zahl der Baugenehmigungen ist um die Hilfte einge-
brochen. Deswegen tut es dringend not und ist es dringend
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Zeit, dass wir gegensteuern. Ein Vorschlag ist, die Geneh-
migungsfreiheit von Dachgeschossausbauten jetzt endlich
anzugehen. Das will unser Antrag. Wir bitten deswegen
um Zustimmung. — Herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Als Néchste hat sich die Abgeordnete Jost von der CDU zu
Wort gemeldet. Bitte schon.

Tanja Jost (CDU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Die bestehende Wohnungsnot zu beenden
ist zweifellos eine der dringendsten Herausforderungen
unserer Zeit. Besonders in den Ballungszentren und stid-
tischen Gebieten steigen die Wohnkosten kontinuierlich
an. Gleichzeitig beobachten wir einen starken Riickgang
der Zahl der erteilten Baugenehmigungen. Die gestiegenen
Baukosten koénnen weder der Bund, das Land noch die
Kommunen kompensieren.

Vor diesem Hintergrund wird immer wieder diskutiert, wie
vorhandene Kapazititen besser genutzt und bestehende
Gebédude nachverdichtet werden kdnnen. Allein in Frank-
furt ist von einem Potenzial von ca. 15.000 neuen Woh-
nungen durch den Ausbau von Dachgeschossen und durch
Aufstockungen auszugehen. Im gesamten Rhein-Main-Ge-
biet sind es sogar 250.000 Wohnungen. Dachgeschossaus-
bauten und Aufstockungen — die, lieber Herr Dr. Naas,
haben Sie ndmlich in Threm Antrag vergessen, aber ich bin
dafiir da, um sie hinzuzufiigen —

(Vereinzelter Beifall CDU — Dr. Stefan Naas (Freie
Demokraten): Wenn das ansonsten Konsens ist, freu-
en wir uns!)

der hoheren Gebdudeklassen bieten zusitzliche Moglich-
keiten, ungenutzten Raum in bereits bestehenden Gebau-
den zu aktivieren, und zwar ohne neue Grundstiicke zu
versiegeln. Daneben kdnnten viele dieser Gebdude im Zu-
ge des Ausbaus auch energetisch saniert werden, was zur
Erreichung unserer Klimaziele beitrigt. Okonomie und
Okologie koénnen hier gemeinsam gedacht und gelebt wer-
den.

Durch Deregulierung, vereinfachte Baugenechmigungsver-
fahren und Senkung von Baustandards muss es privaten
Bauherren, Investoren und Vermietern kiinftig leichter ge-
macht werden, neuen Wohnraum zu schaffen. Ein geneh-
migungsfreier Ausbau ist jedoch nicht gleichbedeutend,
lieber Herr Dr. Naas, mit einem planlosen Ausbau. Der
Dachgeschossausbau muss baurechtlich und statisch sicher
erfolgen.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Steht doch
alles im Antrag!)

Wir sprechen hier von einer rechtlichen Vereinfachung,
nicht von einer Aufhebung aller Vorschriften.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Richtig!)

Es geht darum, durch vereinfachte Standards und klare
Leitplanken den Prozess zu beschleunigen. Die christlich-
soziale Koalition ist sich dieser Herausforderung bewusst
und hat bereits im Koalitionsvertrag auf Seite 76 MafBnah-

men fiir die Schaffung von neuem Wohnraum festgeschrie-
ben. Ich zitiere — auch noch einmal fiir Sie —

,»Wir werden priifen, wie wir die Rahmenbedingun-
gen optimieren konnen, damit durch Aufstockung
von Gebduden neue Wohnungen entstehen. Geneh-
migungsrechtliche Hindernisse fiir solche Mafinah-
men bauen wir ab. Dazu wollen wir beispielsweise
den Kommunen eine Satzungserméchtigung zur Er-
hohung der [Ausnutzung der Geschossfldchenzahl]
(GFZ) in bestehenden Bebauungsplidnen bis zu 1,0
schaffen.”

Zusammengefasst bedeutet dies, dass die christlich-soziale
Koalition sogar noch weiter geht als in dem FDP-Antrag
gefordert. Zusitzlich optimieren wir die Rahmenbedingun-
gen fiir die Aufstockung von Gebéduden als eine realpoliti-
sche, schnell umsetzbare Moglichkeit im Kampf gegen die
Wohnungsnot.

(Beifall CDU und SPD)

Wir werden in Kiirze MaBinahmen zur Novellierung der
Hessischen Bauordnung vorlegen, in denen die Anregun-
gen des Biindnisses fiir Wohnen und der Kommission ,,In-
novation im Bau“ und damit die Impulse der Fachleute
aufgenommen werden. Die Regierungskoalition hat den
Dachausbau und noch weitere Mafinahmen moglicher Er-
leichterungen auf dem Radar. Dabei werden alle Punkte
bedacht, die in dem Antrag der FDP enthalten, in der
Fachwelt schon diskutiert und in anderen Landern schon
umgesetzt sind.

Es ist politisch durchaus nachvollziehbar, liebe FDP, dass
Sie sich hier ein Fleilsternchen erarbeiten mdchten.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Entschuldi-
gung, dass wir auch eine eigene Programmatik ha-
ben! — Weitere Zurufe)

Es ist aber auch klar, dass wir auf die Vorschlidge der
Kommission warten. Ich gehe davon aus, dass Thr Antrag
in diesem Zusammenhang mitberaten werden soll, wenn er
sich bis dahin nicht langst erledigt hat. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Néchste Rednerin ist Frau Abgeordnete Barth von der
SPD.

Elke Barth (SPD):

Frau Présidentin, meine Damen und Herren! Irgendwie ist
Herr Dr. Naas immer ganz aufgeregt, wenn ihm Frauen am
Mikrofon widersprechen. Das ist mir schon ganz oft bei
Ihnen aufgefallen, Herr Dr. Naas.

(Heiterkeit — Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokra-
ten) — Zurufe Freie Demokraten — Weitere Zurufe)

— Jetzt bin ich dran, bitte wieder abregen. Das geht bitte
nicht von meiner Redezeit ab.

Ich bin ja nun nicht die Einzige und Erste, die sich wun-
dert, weshalb die FDP heute diesen Antrag stellt, mit dem
sie wieder einmal auf einen bereits fahrenden Zug auf-
springt. Bitte nicht falsch verstehen, auch wir halten den
genechmigungsfreien Dachgeschossausbau fiir einen guten
und richtigen Vorschlag.
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(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): Aber ihr seid
doch auf dem Zug!)

Nur, genau wie Thr Antrag zum Gebéudetyp E in der letz-
ten Plenarwoche ist das jetzt keine neue, bahnbrechende
Idee der Freien Demokraten — die Kollegin Jost hat das
zitiert, was sich dazu schon im Koalitionsvertrag findet —,
sondern ein Vorschlag, der spétestens, seitdem die Kom-
mission ,,Innovation im Bau“ vom Wirtschaftsministerium
einberufen wurde, viele Befiirworter gefunden hat.

(Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

Ein Potenzial von 240.000 Wohnungen, das wir allein im
Rhein-Main-Gebiet durch Dachgeschossaufstockungen he-
ben konnten, hat Prof. Karsten Tichelmann von der TU
Darmstadt in seinen Untersuchungen ermittelt. Insofern ha-
ben wir, so glaube ich, alle ein groBes Interesse, hier die
Hiirden so niedrig wie mdglich zu halten und vor allem
auch weiter zu senken.

(Zuruf Freie Demokraten: Dann stimmen Sie doch
zu!)

Fiir Aufstockungen miissen wir keine neuen Flachen ver-
siegeln. Auch die Akzeptanz der Bestandsbevolkerung —
dariiber haben wir gestern gesprochen — ist hoher. Eines
der deutschlandweit grofiten Aufstockungs- und Verdich-
tungsprojekte ist iibrigens in den letzten Jahren in Hessen,
und zwar in der Frankfurter Platensiedlung, entstanden. Al-
lerdings hitten sich die Bauherren von der ABG schon da
einfachere Verfahren fiir die iiber 600 neuen Wohnungen
gewiinscht, die dort entstanden sind.

Schaut man sich die niedersichsische Bauordnungsnovelle
an, die seit dem Juli 2024 Giiltigkeit erlangt hat, findet
man darin neben dem genehmigungsfreien Dachgeschoss-
ausbau noch diverse weitere Vorschldge, die wir diskutie-
ren. Nicht nur Dachgeschosse, sondern UmbaumafBnahmen
und Nutzungsénderungen werden dort generell erheblich
erleichtert, Standards abgesenkt, und vor allem haben die
Niedersachsen nun festgelegt, dass ein Gebdude nach dem
Umbau nicht mehr leisten muss als zuvor — mit Ausnah-
me der CO,-Reduzierung. Es gibt keine hoheren Anforde-
rungen an vorhandene oder neue Bauteile als im Bestand
vorhanden. Nur die Anforderungen, die ein Gebdude zum
Zeitpunkt seiner Erstellung erfiillen musste, gelten weiter-
hin. Das ist innovativ.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Die Stellplatzsatzung haben die Niedersachsen iibrigens
generell abgeschafft. Das gilt nicht nur bei Dachgeschoss-
aufstockungen. Letzteres ist iibrigens in den hessischen
Kommunen schon heute mit der Hessischen Bauordnung
moglich. Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
FDP, wir wollen mutiger werden — aber nicht wie Sie nur
in EinzelmafBnahmen. Das macht bei einer Bauordnungs-
novelle natiirlich auch Sinn. Wir mochten ein Gesamtpaket
schniiren.

(Beifall SPD und CDU — Dr. Stefan Naas (Freie
Demokraten): Noch mehr Vorschlédge!)

—Ja, du kriegst gleich etwas fiir deinen Themenspeicher.

Hierin werden Sie sicher den Gebaudetyp E und den Dach-
geschossausbau finden und — falls noch weitere Ideen fiir
den Themenspeicher benétigt werden, dann aber bitte nicht
als FDP-Idee, wenn es im nichsten Plenum gebracht wird
— die Reduzierung von Grenzabstinden, die Erleichterung
von UmbaumaBnahmen und Nutzungsdnderungen, nicht

nur beim Dachausbau, Stellplatzsatzung, weniger Sonder-
bauten, eine Genehmigungsfiktion, und, und, und. Liebe
Kolleginnen und Kollegen von der FDP, warten Sie es
doch einfach mal ab. Diese Koalition will eine Novelle, die
den Namen auch verdient hat.

(Lachen Freie Demokraten)

Das ist moglich. Das sehen wir auch in anderen Bundes-
landern.

(Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

— Es geht schon wieder los mit der Aufregung. — Das ist
moglich. Das sehen wir auch in anderen Bundesldndern,
die sich schon auf den Weg gemacht haben, und wir wer-
den diesen Weg hier auch beschreiten. — Vielen Dank.

(Beifall SPD und CDU)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Als Néchster hat sich Herr Abgeordneter Schulz von der
AfD zu Wort gemeldet.

Dimitri Schulz (AfD):

Verehrtes Prasidium, liebe Kollegen! Lieber Herr Naas, Thr
Antrag zeugt mal wieder von einer guten Absicht, ist aber
nichts weiter als eine Finte. Auch wir als AfD sind dafiir,
dass Immobilienbesitzer so viel Freiheit bekommen sollen
wie moglich und dass es den Staat nichts angeht, was der
Immobilienbesitzer mit seinem Eigentum macht —

(Widerspruch SPD)

solange er damit nicht die Freiheit oder die Sicherheit an-
derer Menschen einschrinkt. Die unbiirokratische Ermog-
lichung von Dachgeschossausbau steht deshalb sogar im
AfD-Programm.

Ihr Antrag bleibt trotzdem eine Finte; denn Sie stellen den
Dachgeschossausbau als Allheilmittel dar. Das ist er aber
nicht. Es ist natiirlich keine so iible Finte wie die sozialisti-
sche Verschworungstheorie vom Leerstand als Grund fiir
Wohnungsnot;

(Zurufe SPD: Ah!)

denn unter dem Vorwand der Leerstandsbekdmpfung wer-
den grundlegende Grundrechte wie der Schutz des Eigen-
tums verletzt.

(Beifall AfD — Zuruf SPD)

Das ist hier zum Gliick nicht der Fall. Im Gegenteil wiirde
die Erleichterung des Dachgeschossausbaus weniger Biiro-
kratie und weniger staatliche Eingriffe in das Privateigen-
tum bedeuten. Deswegen sind wir als AfD dafiir.

Die griinlichen Ausfithrungen im FDP-Antrag — von wegen
CO,-Ausstof und Klimaschutz —

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Das ist jetzt
eine Beleidigung!)

sind wohl eher als Biicklinge vor dem griinen Koalitions-
partner im Bund zu sehen. Solche Hirngespinste haben in
diesem alles in allem verniinftigen Antrag eigentlich nichts
zu suchen.

(Beifall AfD — Lachen Dr. Stefan Naas (Freie Demo-
kraten))
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Das éndert aber nicht das Geringste an der glasklaren
Tatsache, dass der Dachgeschossausbau so gut wie keine
Linderung der Wohnungsnot in den hessischen Ballungs-
rdumen mit sich bringen wiirde. Er wire genauso wie die
gesamte Idee der Nachverdichtung nur ein Tropfen auf den
heiflen Stein.

(Beifall AfD)

Dachgeschossausbau ist schon allein aus Griinden der Sta-
tik nur im Promillebereich moglich und wiirde niemals
den massiv gestiegenen Bedarf decken. Daran dndert auch
die stdndige Werbung der deutschen Architektenkammer
nichts. Denn das ifo Institut hat einen wesentlich realisti-
scheren Blick auf den Einfluss von Dachgeschossausbau
geworfen und die potenziellen Zahlen deutlich herunterge-
setzt.

Viel wichtiger als Dachgeschossausbau ist daher substanzi-
eller Neubau. Wir brauchen Tausende von neuen Wohnun-
gen. Das hat mit dem Elefanten im Raum zu tun, der in
Threm Antrag vollig ignoriert wird,

(Beifall AfD)

namlich die millionenfache Nettozuwanderung, die 2015
unter Merkel begonnen hat

(Beifall AfD — Widerspruch CDU)

und sich auch jetzt noch immer weiter fortsetzt. Ihre Par-
teifreunde in der Berliner Ampel schleppen zusammen mit
dem rot-griinen Koalitionspartner so viele Leute hierher,
dass man alle Gebdude in ganz Hessen aufstocken miisste,
damit sich {iberhaupt etwas dndert.

(Beifall AfD)

Wenn Sie also wirklich etwas gegen die Wohnungsnot in
den hessischen Ballungsrdumen tun wollen, dann sagen Sie
Thren Parteifreunden im Bund, dass sie die Ampelkoalition
endlich platzen lassen sollen. Denn vor der migrationsbe-
dingten Wohnungsnot wird uns der Dachgeschossausbau
leider nicht retten kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir BUNDNIS 90/DIE GRUNEN spricht Frau Abgeordne-
te Feldmayer. Sie haben das Wort, bitte sehr.

Martina Feldmayer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Mit
fortschreitender Zeit sinkt leider das Niveau in der Debatte
hier etwas. Aber ich versuche, das mit meinem Beitrag
wieder ein bisschen auszugleichen.

Was das Thema Potenzial von Aufstockungen von Gebau-
den und Dachgeschossausbau angeht, gibt es eine Studie
der TU Darmstadt und des Pestel-Instituts. Darin ist die
Rede davon, dass es da ein Potenzial von 2,3 bis 2,7 Mil-
lionen Wohneinheiten gibt, die durch den Dachgeschoss-
ausbau geschaffen werden konnen. Nehmen Sie von der
AfD das doch bitte einmal zur Kenntnis.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU und
vereinzelt SPD)

Aber ich mochte mich jetzt nicht weiter mit der AfD
beschiftigen; denn diesem wirren Beitrag konnte man ja
kaum folgen.

Prinzipiell finde ich es wichtig, Herr Naas, dass die
FDP auch das Thema bezahlbaren Wohnraum, Erleichte-
rung von Baugenehmigungen und Entschlackung der Hes-
sischen Bauordnung angeht. Da erfahren wir von vielen
Stellen, dass es bei der Kommission ,,Innovation im Bau“
vielerlei Vorschlidge gibt. Sie greifen jetzt nach und nach
die einzelnen Vorschldge auf und bringen sie hier in den
Landtag ein, und wir debattieren dariiber hier und dann
auch noch im Ausschuss.

(Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

Ich wiirde mir wiinschen, dass wir irgendwann einmal
kompakt am Stiick iiber die Vorschldge, die dann vorgelegt
werden, alle zusammen diskutieren kénnen, und zwar an-
hand einer Vorlage. Wir werden das Thema auf jeden Fall
konstruktiv begleiten. Denn auch uns ist daran gelegen,
die Hessische Bauordnung einfacher zu machen und damit
auch das Wohnen bezahlbarer zu machen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt CDU)

Ich will vielleicht noch ein Thema ansprechen, das bei
,2Aufstocken immer aufkommt. Wir alle wissen, wenn ein
Gebédude aufgestockt werden soll, dann stellt sich in vielen
Kommunen immer noch die Frage nach den Stellplatzen.
Miissen die errichtet werden? Wo werden die realisiert?
Man mdchte sie natiirlich nicht im Vorgarten, im Griinen,
realisieren. Daher ist das natiirlich eine Frage des Geldes,
aber auch der Okologie. Wir gehen da auch mit und sagen:
Bei einem Dachgeschossausbau ist es nicht unbedingt not-
wendig, Stellplatze zu schaffen. Das ist nur teuer und 6ko-
logisch auch nicht so sinnvoll. Daher geht der Vorschlag in
die richtige Richtung.

Meine Damen und Herren, ich kann es relativ kurz machen
— wir werden vielleicht von der FDP, von Herrn Naas, noch
mehr Vorschlige bekommen zur ,Innovation im Bau“,
wenn die Landesregierung dieses Baupaket vorlegt; dann
haben wir das alles einmal auf dem Tisch und koénnen alle
zusammen dariber diskutieren —:

(Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))
Uns ist daran gelegen, das Wohnen bezahlbarer zu machen,

(Andreas Lichert (AfD): Das haben wir die letzten
zehn Jahre ja gesehen!)

aber auch darauf zu achten, dass es oOkologisch ist und
dass wir klimaneutral werden. Darauthin werden wir die
Vorschldge tberpriifen. Wir warten, wie gesagt, darauf,
was die Landesregierung vorlegt. Herr Naas, der Antrag
ist vollig in Ordnung. Wir diskutieren dann weiter im Wirt-
schaftsausschuss. — Vielen Dank.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freie De-
mokraten)
Vizeprisidentin Dr. Daniela Sommer:

Fiir die Landesregierung erteile ich Staatsminister Mansoo-
ri das Wort. Bitte sehr.
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Kaweh Mansoori, Minister fiir Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und léindlichen Raum:

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Abgeordnete,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Dr. Naas,
Sie hatten es, glaube ich, gestern schon angekiindigt

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Davor auch
schon!)

— vorher auch schon —, dass wir heute {iber das Thema
Dachgeschossausbau sprechen werden. Ich dachte eigent-
lich, dass das sozusagen das Ende einer versdhnlichen De-
batte zum Thema Wohnungsbau werden konnte. Das war
vor der Rede des AfD-Abgeordneten. Aber darauf komme
ich gleich noch einmal zu sprechen.

Ich bin froh, dass wir in groBer Einigkeit im Haus immer
wieder betonen, welche Rolle die Erleichterung des Woh-
nungsbaus und von UmbaumaBnahmen spielt, weil es in
der Tat — gerade bei den Herausforderungen, die wir ha-
ben — nicht genug kluge Vorschlige geben kann, denen
wir dann in fachlicher, konstruktiver Auseinandersetzung
nachgehen. Deswegen will ich mich an dieser Stelle fiir
diesen Vorschlag bedanken.

Gleichwohl — das ist in der Diskussion auch schon deut-
lich geworden — ist vieles von dem, was eingefordert
wird, heute schon weitestgehend genechmigungsfrei mog-
lich. Herr Dr. Naas, ich habe Sie so verstanden, dass es
Ihnen auch um die regulatorischen Rahmenbedingungen
geht, beispielsweise mit Blick auf die Stellplatznachweise.

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Steht so drin,

jal)
Das sind sicherlich Fragen, mit denen wir uns dann fun-
diert auseinandersetzen werden, wenn die Vorschlige aus
der Praxis, aus der Kommission ,Innovation im Bau“ da
sind. Ich will mich an dieser Stelle stellvertretend bei
Herrn Caspar fiir die IHK und bei den Unternehmen be-
danken, die an dieser Kommission aktiv mitwirken, weil es
in der Tat darauf ankommt, dass wir die unterschiedlichen
Perspektiven aus Wissenschaft, Verbanden und Unterneh-
men miteinander biindeln, um so zu praxisnahen Losungen
zu kommen.

Fakt ist, die aktuelle Gesetzeslage erlaubt im Bereich von
Dachgeschossausbauten relativ viel. Sie erlaubt beispiels-
weise auch Einbauten von Fenstern und Ahnlichem und
macht lediglich eine Einschrinkung, wenn in die Bausub-
stanz eingegriffen wird, wenn damit die Statik bertihrt
wird. Da muss dann auch eine Statikerin oder ein Statiker
eingebunden werden. Das alles sind Dinge, an denen wir
alle miteinander eigentlich ein Interesse haben sollten.

Was das Thema Aufzug betrifft, so ist ein Aufzug grund-
sitzlich erst dann erforderlich, wenn der Fuflboden mehr
als 13 Meter iiber dem Boden liegt. Ich wiirde tippen, dass
das hier etwa 7 Meter sind. Wir reden also iiber die doppel-
te Hohe. Der Fuflboden wird bei Dachgeschossausbauten
regelmaBig nicht verschoben, es sei denn, wir reden tiber
Aufstockungen, was ein anderes Thema wiére.

Aber auch da sind Ausnahmen mdglich. Trotzdem ergibt
es Sinn, sich damit auseinanderzusetzen, wie wir tiber Aus-
und Umbauten einen Teil der Losungen fiir die Bewilti-
gung des Wohnraummangels auf den Weg bringen kdnnen,
weil es regulatorische Vorgaben sind, weil es zu hohe Bau-
standards sind, die dem Wohnungsbau die Errichtung von
bezahlbaren Wohnungen erschweren. Wir wollen seitens

dieser Koalition jedenfalls alles unternehmen, damit das in
Zukunft besser wird.

(Beifall CDU und SPD)

Dann erlauben Sie mir noch zwei Sétze zu einer Rede, die
heute — es war fast zu beflirchten — wieder komplett neben
der Sache gelegen hat, die nimlich das Thema Dachge-
schossausbau mit Migration verkniipft hat.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Sie konnen es in jeder Statistik nachlesen: Uns werden
in dieser Region bis 2028 eine viertel Million Arbeitskréf-
te fehlen — eine viertel Million Arbeitskrifte. Wenn wir
alle Hebel in Bewegung setzen, um die Uberginge von
Schule in Beruf zu verbessern, um die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf zu verbessern, um dafiir zu sorgen,
dass sich Menschen lebensbegleitend weiterqualifizieren
konnen, dann wird es immer noch Menschen geben, die
sich um die Pflege unserer Angehorigen kiimmern, die am
Flughafen arbeiten und die dafiir sorgen, dass dieser Laden
in Hessen lduft. Das wird ohne Zuwanderung nicht gehen.

(Beifall CDU, SPD und vereinzelt BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Wir haben gestern viel iiber Art. 1 des Grundgesetzes ge-
sprochen. Es gibt Sitze in diesem Artikel, die wahrschein-
lich jeder auswendig kennt: ,,Die Wiirde des Menschen
ist unantastbar. Sie zu achten und zu schiitzen ist Verpflich-
tung aller staatlichen Gewalt.“ Das kriegt wahrscheinlich
jeder hin.

Es gibt aber noch einen Absatz 2: ,,Das Deutsche Volk
bekennt sich darum zu unverletzlichen und unverduBerli-
chen Menschenrechen als Grundlage jeder menschlichen
Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der
Welt.“ Solange Sie das nicht gelesen und verstanden ha-
ben, verschonen Sie uns bitte mit Seminaren zu unserem
Grundgesetz.

(Beifall CDU und SPD)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Herr Staatsminister, eine Frage — ich wollte Sie eben nicht
unterbrechen —: Lassen Sie eine Frage des Abgeordneten
Lichert zu?

Kaweh Mansoori, Minister fiir Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und lindlichen Raum:

Frau Prisidentin, ich glaube, das tut nichts zur Sache.
Nein, die lasse ich nicht zu.

(Beifall CDU und SPD)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Dann kommen wir zur zweiten Runde. Ich darf dem Frak-
tionsvorsitzenden der Freien Demokraten, Herrn Dr. Naas,
das Wort geben. Die Redezeit in der zweiten Runde betrégt
drei Minuten.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Vielen Dank, Frau Présidentin. — Ich hétte nicht gedacht,
dass heute der groffte Anwalt dieses Antrags der Woh-
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nungsbauminister wird, zumindest war das nicht meine
anfingliche Einschdtzung, aber es ist so. Insofern darf ich
mich fiir die wirklich sehr konstruktive Debatte bedanken.

Aber ich will mit dem AfD-Kollegen anfangen. Ich bin
daraus tiberhaupt nicht schlau geworden. Irgendetwas steht
im Wahlprogramm, und dann ist man am Ende trotzdem
dagegen. Hauptsache, man hat es am Ende mit Migration
verbunden. Ich glaube, so kann man es vielleicht zusam-
menfassen. Aber das ist wirklich am Thema vorbei gewe-
sen.

(Vereinzelter Beifall Freie Demokraten, CDU und
SPD)

Ich bin mir nicht ganz sicher, ob die Kollegin von der CDU
den Antrag bis zum Schluss und auch die Begriindung ge-
lesen hat. Bei der Kollegin Barth bin ich mir sicher. Aber
was mich da doch immer wieder erstaunt: Selbst wenn wir
uns in einem Ziel einmal einig sind, sie schafft es immer
wieder, da noch einen negativen Schlag reinzubringen. Ich
weill auch gar nicht, wie wir es machen sollen. Mal sind
unsere Antrige zu spit, mal sind sie zu frith, meistens sind
sie liberfliissig. Ich weil3 gar nicht, was das sein soll.

(Zuruf Elke Barth (SPD))

Ich kann Thnen eines sagen: Wir haben eine eigenstindige
Programmatik. Solange dieser Minister, [hr Minister, eine
Ankiindigung an die néchste fligt, am Ende aber nie mit
Resultaten kommt — zumindest sehe ich bisher keine —,
gestatten Sie uns, weiter Antrdge zu stellen. Das ist doch
logisch.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Zurufe SPD)

— Ja, wann kommt denn etwas? Es ist doch Aufgabe der
Opposition, vielleicht auch ein bisschen Druck zu machen.
Eigentlich sollte man sich dariiber freuen. Das ist an dieser
Stelle doch bewusst versdhnlich formuliert. Wir haben hier
ein gemeinsames Thema. — Ich finde es auch gut und rich-
tig, weil es am Ende um die Freiheit geht, um die Freiheit
eines jeden Einzelnen, das eine oder andere Dachgeschoss
vielleicht noch auszubauen. Die Details haben wir hier
diskutiert. Wir freuen uns auf die weitere Diskussion im
Ausschuss.

(Zuruf Elke Barth (SPD))

— Frau Kollegin Barth, vielleicht kommen wir an der Stelle
auch zu einem gemeinsamen Punkt. — Das ist natiirlich
nicht abschlieBend oder allumfassend gemeint, sondern das
ist ein Einzelaspekt, den wir herausgegriffen haben, der,
glaube ich, gut und richtig ist, den Sie bei uns in der Pro-
grammatik finden, den Sie bei Thnen in der Programmatik
finden. Deswegen: Lassen Sie uns daraus ein gemeinsames
Projekt machen; denn dieses Haus hat hier doch eine Ge-
meinsamkeit, die sollte man auch betonen. — Herzlichen
Dank.

(Beifall Freie Demokraten — Martina Feldmayer
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Sie haben mich
vergessen! — Heiterkeit)

Prasidentin Astrid Wallmann:

Als Nichster hat der Abgeordnete Lichert von der AfD-
Fraktion das Wort.

Andreas Lichert (AfD):

Danke sehr, Frau Présidentin. — Die Einladung des Minis-
ters nach seiner unsouverdnen Reaktion nehme ich sehr
gerne an.

Herr Minister, es ist immer wieder zu beobachten: Wenn
einem die Argumente ausgehen, dann greift man zu Tot-
schlagargumenten.

(Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Das
machen Sie doch die ganze Zeit!)

Das Hypermoralische, das Sie jetzt auch gerade wieder
aufblitzen lassen, ist genau so etwas.

(Beifall AfD — Stephan Griiger (SPD): Nicht immer
von sich auf andere schlieen!)

Sie haben einen kleinen demografischen Exkurs gemacht:
Wir brauchen die Migration. — Warum brauchen wir sie?
Weil iiber Jahrzehnte eine zutiefst familienfeindliche Poli-
tik in diesem Land gemacht wurde.

(Beifall AfD)

Dieser familienfeindlichen Politik gehort natiirlich auch
die Misere auf dem Wohnungsmarkt an.

(Zuruf Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Welche Normalverdiener-Familie kann sich denn noch eine
ordentliche Wohnung in Frankfurt leisten?

(Beifall AfD)

Jetzt tun Sie wieder alle so, als wéren wir gewissermallen
das Problem. — Wenn die AfD weg wire, dann wiirden
nur die kritischen Stimmen fehlen, die Probleme wiren
trotzdem noch da.

(Beifall AfD)

Wenn Sie stindig das Hohelied auf die Migration singen,
die jetzt gewissermallen ausbaden soll, wo Sie auf anderen
Politikfeldern in den letzten Jahrzehnten versagt haben,
waére es dann nicht vielleicht schlau, erst den Wohnraum zu
schaffen, erst die Schulkapazititen, erst die Kapazititen im
Gesundheitswesen? Wére das nicht vielleicht der kliigere
Weg?

(Beifall AfD — Zuruf Turgut Yiiksel (SPD))

Nein, Sie schaffen es nicht. Sie schaffen es noch nicht
einmal, jetzt hinterherzukommen. Das FEinzige, was Sie
schaffen, ist, weiterhin die Grenzen offen zu halten und
uns noch dafir vorzuwerfen, dass wir die Menschenwiirde
verletzen wiirden,

(Lara Klaes (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ja! —
Gegenrufe AfD)

obwohl Sie in der Ampelkoalition in Berlin genau die
MaBnahmen umsetzen, die wir seit Jahren fordern.

(Beifall AfD)

Innenminister Poseck stellt sich hierhin und spricht vom
»Stoppschild an der Grenze®. Ja, wer hat es erfunden? Die
AfD.

(Beifall AfD — Zuruf Stephan Griiger (SPD))

Art. 1 des Grundgesetzes ist die Lektion aus dem histori-
schen Desaster des Nationalsozialismus.

(Zuruf Bijan Kaffenberger (SPD))
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Es bindet aber vor allen Dingen die Staatsgewalt, dass
Individuen, dass Menschen nie wieder reine Objekte staat-
licher Willkiir werden diirfen. Das ist die Lektion: Staats-
gewalt wird dadurch gebunden und nicht die Meinungsfrei-
heit der Biirger.

(Beifall AfD)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Herr Abgeordneter Lichert, nach dem Titel des Antrags
geht es um den Dachgeschossausbau. Ich wiirde Sie bitten,
wieder zur Sache zu sprechen.

(Beifall — Zurufe)

Andreas Lichert (AfD):

Selbstverstindlich, Frau Prisidentin, gehorche ich. Ich hét-
te einen dhnlichen Zwischenruf beim Minister auch als
respektvoll empfunden.

(Zurufe)

Ich musste ja schlieBlich auf den Minister eingehen. —
Aber ich bedanke mich fiir [hre Aufmerksamkeit. Ich glau-
be, der Punkt ist angekommen. — Vielen Dank.

(Beifall AD)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es liegen keine
weiteren Wortmeldungen vor.

Damit werden wir den Antrag der Fraktion der Freien De-
mokraten, Drucks. 21/1101, vereinbarungsgeméfl an den
Ausschuss fiir Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und
landlichen Raum iiberweisen.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 18 auf:

Entschliefungsantrag

Fraktion der CDU, Fraktion der SPD

Hessen als Austragungsort des Bundes-Digital-Gipfels —
starkes Signal fiir die Bedeutung der Digitalisierung in
Hessen

— Drucks. 21/1118 —

Die vereinbarte Redezeit betragt fiinf Minuten. Als erstem
Redner darf ich Herrn Abgeordneten Kaffenberger von der
SPD-Fraktion das Wort erteilen.

Bijan Kaffenberger (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, liecbe Anwesende! Hessen
ist der Austragungsort des Bundes-Digital-Gipfels. Am 21.
und 22. Oktober kommen in Frankfurt unter dem Motto
»Deutschland Digital. Innovativ. Souverin. International.
1.500 Teilnehmende aus Wirtschaft, Wissenschaft, Zivilge-
sellschaft und Politik zusammen. Ich sage lhnen: Das ist
ein starkes Signal und steht sinnbildlich fiir die Bedeutung
der Digitalbranche bei uns in Hessen.

Der Umsatz der 11.000 Unternehmen in Hessen belduft
sich auf rund 40 Milliarden Euro, und die Branche be-
schéftigt rund 130.000 Personen. Damit gehort sie zu den
wichtigsten aller Branchen in unserem Bundesland.

Wir belegen damit auch im Digitalranking des Branchen-
verbands Bitkom den ersten Platz unter den Flachenlan-
dern. Doch wir sind auch in anderen Bereichen spitze, die
auf dem diesjéhrigen Digital-Gipfel eine Rolle spielen. Wir
nehmen unter anderem auch Vorreiterrollen in Themen wie
Cybersicherheit, aber auch der Resilienz ein.

Erst am Montag waren die Bundesinnenministerin, unsere
Digitalministerin und der Wissenschaftsminister zu Besuch
beim LOEWE-Zentrum emergenCITY. Auf dem Digital-
Gipfel kann man dann erfahren, wie der Aufbau eines na-
tionalen Krisenresilienzzentrums erfolgen konnte.

Auch das Nationale Forschungszentrum fiir angewandte
Cybersicherheit, ATHENE, haben wir am Montag besucht
und erfahren, was es mit dem Cybersecurity-Wetterbericht
auf sich hat. Welche Strategien gegen Desinformationen
aktuell erforscht werden, wird auch auf dem Digital-Gipfel
zu erfahren sein.

Ein weiterer Schwerpunkt ist das Megathema kiinstliche
Intelligenz. Dabei steht auf dem Digital-Gipfel die Frage
im Mittelpunkt: Wie schaffen wir es, alle Menschen in
Deutschland beim Thema KI mitzunehmen?

Das ist gut so; denn digitale Teilhabe und Mitbestimmung
in Unternehmen bei der Einfithrung von KI sicherzustellen
sowie auch moglichen Diskriminierungen durch Algorith-
men priventiv zu begegnen, ist aus meiner und aus unserer
Sicht eine der wesentlichen Voraussetzungen dafiir, dass
wir Digitalisierung sozial und gerecht gestalten.

Auch tiber die unbegriindeten Sorgen, was die Verluste von
Arbeitsplitzen angeht, miissen wir sprechen. Dazu passt
auf dem Digital-Gipfel das Panel ,,Von Assistenz bis Teil-
habe: Wie KI dem Fachkraftemangel entgegenwirkt®.

Zu dieser und anderen Fragen rund um KI tragen in un-
serem Bundesland bereits viele Initiativen bei, einerseits
hessian.Al, das KI-Innovationslabor, das Zentrum verant-
wortungsbewusste Digitalisierung, ZEVEDI, und auch Al
Quality & Testing Hub. Aber auch Cloud-Anbieter, IT-
Dienstleistungen sowie, wie wir alle wissen, die hohe An-
zahl von Rechenzentren sind ein zentraler Bestandteil der
hessischen Digitalwirtschaft. Wir haben in Hessen Europas
grofiten Internetknoten, den DE-CIX, und wir sind ein Top-
standort der Rechenzentrumsbranche mit insgesamt 30 %
aller Kapazitéten.

KI braucht vor allem aktuell noch eines, und das ist
Rechenleistung. Auf dem Digital-Gipfel soll auch deswe-
gen die Frage diskutiert werden: ,,Rechenzentrumsstandort
Deutschland — was ist der Weg nach vorne?

In Hessen wird aber auch daran geforscht, wie wir KI
verniinftig werden lassen. Wir treiben damit die Entwick-
lung der KI der ndchsten Generation ressourceneffizient
voran. Wir arbeiten hier gemeinsam mit den hessischen
Hochschulen an einem Erfolg im Rahmen der Exzellenzin-
itiative. An dieser Stelle passt, glaube ich, der Titel des
Panels vom Dienstagmorgen ,,Datenkraftwerk Rhein-Main
— KI meets Innovation* perfekt.

Das sind die Innovationen, die ganz Deutschland bei einem
so wichtigen Thema voranbringen konnen. Wenn wir Digi-
talisierung nidmlich so gestalten, dann wird Deutschland
digital, innovativ, souverén, international, und Hessen als
Austragungsort des Digital-Gipfels ist dabei an der Spitze
mit Rechenzentren, Resilienz, KI und Cybersicherheit. —
Vielen Dank.


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/8/01118.pd%66
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(Beifall SPD und CDU)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Nachster hat der Abgeordnete Stirbock
der Freien Demokraten das Wort.

Oliver Stirbock (Freie Demokraten):

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Kollege Kaffenberger, Sie haben eben so ziemlich
alle Buzzwords, die ich vonseiten der Landesregierung in
den letzten fiinf Jahren gehort habe, zusammengetragen.
Thre Rede war irgendwie so erwartbar, als sei sie von
ChatGPT geschrieben.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten), an
Bijan Kaffenberger (SPD) gewandt: Deine Oppositi-
onsreden waren besser!)

Sie haben es in Threr Rede und auch in dem Antrag als
,starkes Signal flir die Bedeutung der Digitalisierung in
Hessen beschrieben, dass Frankfurt Gastgeber des Digi-
tal-Gipfels ist.

Also, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Koalition,
dass ein Digital-Gipfel in Hessen etwas mit der Bedeutung
der Digitalisierung in Hessen zu tun hat, ist genauso rich-
tig, wie die Ubernahme des Vorsitzes der Ministerprisiden-
tenkonferenz durch Ministerprasident Boris Rhein etwas
mit dessen Bedeutung zu tun hat. Das sind einfach Fragen,
die damit zusammenhéngen, dass es nach Turnus geht,
aber nicht nach Bedeutung.

(Beifall Freie Demokraten und B[':J_NDNIS 90/DIE
GRUNEN - Zuruf Daniel May (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN))

Ubrigens, auch wenn es nach Bedeutung ginge, also nach
der Bedeutung der Digitalisierung in Hessen oder nach der
bundesweiten Bedeutung des Ministerpréisidenten, wiére es
lacherlich, wenn ausgerechnet die Wahl auf Hessen fiele.
Das wire geradezu absurd, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Zuruf: Dann miisste alles in Hessen stattfinden!)

Das war eine digitale Mérchenstunde, die Sie uns geboten
haben, die Sie uns hier erzihlt haben zu beinahe schlech-
tester Sendezeit, die man hier im Plenum haben kann. Der
Stand der Digitalisierung in Hessen gibt iiberhaupt keinen
Anlass fiir Euphorie, und der Digital-Gipfel ist lediglich
ein Feigenblatt fiir eine sehr mediokre Digitalpolitik im
Lande Hessen.

(Beifall und Zurufe Freie Demokraten)

Erstens. Die Landesregierung briistet sich damit, dass 56 %
aller Haushalte Zugang zu Glasfaser haben. Das bedeutet
aber auch, dass fast die Hélfte der Hessinnen und Hessen
noch im Steinzeit-Internet surfen muss. Das bedeutet, dass
die Glasfaserquote in Lédndern wie Spanien oder Schweden
mit {iber 80 % viel hoher liegt; im ldndlichen Flachenland
Schleswig-Holstein sind es 82 %. Hessen hingt weiter im
digitalen Stau fest, wiahrend andere Lénder langst auf der
Uberholspur sind.

(Beifall Freie Demokraten)

Sie loben Thr Digitalministerium, es sei ein Ministerium
,»mit weitreichenden Kompetenzen* — vielleicht ist es eher
ein Mysterium. Doch nach fiinf Jahren ist es in Wahrheit
so — siehe das Thema HZD-Ruckeln usw. usf. —, dass es
immer noch ein Ministerium im Aufbau ist, Frau Sinemus,
ein zahnloser Tiger.

(Beifall Freie Demokraten)

Sie erwdhnen die kiinstliche Intelligenz, Herr Kollege Kaf-
fenberger, und die KI-Zukunftsagenda, das Hessische Zen-
trum fir Kiinstliche Intelligenz. Doch wie viele KI-Start-
ups sind in den letzten Jahren eigentlich in Hessen ent-
standen? Wie viele Patente wurden angemeldet? Wie viele
KI-Fachkréifte wurden ausgebildet? Auf all diese Fragen
bictet Thr Antrag keine Antworten — viele Worte, wenig
Substanz.

(Beifall Freie Demokraten — Bijan Kaffenberger
(SPD): Stellt doch eine Anfrage!)

— Wir haben gerade eine sehr umfassende GroBle Anfrage
zu KI gestellt, Herr Kollege Kaffenberger.

Die Regierungsfraktionen loben das Programm ,,Starke
Heimat Hessen®, im Smart City Index aber sind hessische
Stiadte abgehingt. Wo ist denn der Plan, um alle hessischen
Kommunen, von Frankfurt bis zum kleinsten Dorf im
Vogelsberg, auf ein einheitliches digitales Niveau zu brin-
gen? Wo sind die verbindlichen Standards fiir E-Govern-
ment-Losungen? Statt smarter Stidte bietet Hessen einen
Flickenteppich, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall Freie Demokraten)

Sie sprechen von niedrigschwelligen Angeboten, von den
Lotsen. Das ist auch alles in Ordnung, aber es wére
viel niedrigschwelliger, wenn es uns gelingen wiirde, end-
lich einmal Systeme zur Verfiigung zu stellen, die wider-
spruchsfrei sind und die von den Biirgern intuitiv genutzt
werden konnen. Werfen Sie einmal einen Blick darauf, wie
das in Estland lauft. Da hat man ein super Dashboard,
in dem sich jeder zurechtfindet. Dafiir braucht man dann
wahrscheinlich auch keine Lotsen mehr, weil es einfach
selbsterklirend ist. Davon sind wir leider in Hessen und
auch in Deutschland insgesamt noch sehr weit weg.

(Beifall Freie Demokraten)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ja, Frankfurt ist
ein bedeutender Standort fiir Rechenzentren, aber beim
Thema Start-ups und Griindungen liegen wir bestenfalls im
unteren Mittelfeld — da geht noch mehr.

Ihr Antrag erinnert mich an Handy-Dummies, zum Bei-
spiel in Laden in der Frankfurter Innenstadt.

(Heiterkeit Markus Fuchs (AfD))

Die Hiille sicht modern aus, aber im Inneren ist nur ein
nutzloses Stiick Plastik.

Wir freuen uns auch, dass der Digital-Gipfel nach Hessen
kommt; das als versohnliches Signal zum Ende. Es braucht
aber eine Digitalstrategie, die mehr ist als nur ein wirres
Wimmelbuch, und eine Koalition, die handelt, statt schon-
zureden.

(Beifall Freie Demokraten und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)
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Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Néchster hat der Abgeordnete Leve-
ringhaus von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN das Wort.

Torsten Leveringhaus (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Présidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Wir haben jetzt noch zwei Antrdge, den iiber
den Digital-Gipfel und den iiber die Weinlagenwanderung;
mal schauen, was amiisanter ist.

Zum EntschlieBungsantrag mit dem Titel, er ist schon
erwihnt worden: ,,Hessen als Austragungsort des Bundes-
Digital-Gipfels — starkes Signal fiir die Bedeutung der Di-
gitalisierung in Hessen®. Ja, ich sage es gleich am Anfang
meiner Rede, auch wir freuen uns, dass der Digital-Gip-
fel jetzt nach Frankfurt kommt und dass die gemeinsame
Bewerbung der schwarz-griinen Landesregierung und der
Stadt Frankfurt im letzten Jahr erfolgreich war.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Nur, und das ist ein groBes Nur, die Erwédhnung, dass
Frankfurt und die Rhein-Main-Region fiihrende Standorte
der Digital- und Finanzwirtschaft sind, ist keine wirklich
neue Erkenntnis. Zahlreiche Studien, Rankings und Be-
richte haben schon dariiber berichtet, unter anderem auch
der Branchenverband Bitkom.

Dazu kommt noch: Durch diese Veranstaltung, so wichtig
und toll sie auch ist, wird kein einziger Meter Glasfaser
in Hessen verlegt, und es wird kein einziger neuer Mobil-
funkmast gebaut. Die Glasfaserversorgung und der Mobil-
funkausbau sind doch die entscheidenden Kriterien, wenn
wir iliber einen starken digitalen Standort reden. Der An-
tragstitel wie auch der gesamte Antrag sind mal wieder
eher PR- als Digitalministerium.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Freie Demo-
kraten und Markus Fuchs (AfD))

Ich habe mich beim Lesen des Antragstitels und des An-
trags auch gefragt: Kam vielleicht fiir die derzeitige Ko-
alition die FuBball-EM doch etwas zu frith? Denn sonst
hétten wir vielleicht einen Antrag gehabt: Hessen als Aus-
tragungsort fiir vier Gruppenspiele und ein Achtelfinalspiel
— starkes Signal fiir die Bedeutung des Fuf3balls in Hessen.
Das wire eine dhnliche Kategorie gewesen.

(Heiterkeit und Beifall BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN, Freie Demokraten und Markus Fuchs (AfD))

Aber einmal auf den Inhalt geschaut, kommt er einem
dann doch leidlich bekannt vor. Am 13. Mérz dieses Jah-
res habe ich eine Rede iiber den EntschlieBungsantrag
,Hessische Digitalwirtschaft weiter stirken und zukunfts-
sicher ausbauen* gehalten. Am 10. Juli habe ich hier im
Haus zum Antrag ,,Hessen als Top-Rechenzentrumsstand-
ort weiter stiarken™ gesprochen. Der hier nun vorliegende
EntschlieBungsantrag ist quasi ein Mix aus diesen beiden
Antrigen; da hat man ein bisschen was zusammengewor-
fen. Das kann man machen, ja.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): ChatGPT!)

Aber ich glaube, es gibt im digitalen Bereich genug zu
tun, auf das man seine Energie eher verwenden kdnnte, ja,
vielleicht sogar miisste.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich habe gerade schon den Zwischenruf ,,ChatGPT* ge-
hort. Wenn der Antrag mittels KI entstanden ist, sollte man
vielleicht einmal am Prompting arbeiten, dabei kommen
dann vielleicht auch bessere Antrage raus. Aber ich gehe
trotzdem noch einmal die einzelnen Punkte durch:

Erstens. Der Antrag hebt hervor, dass durch den Digital-
Gipfel neue Netzwerke entstehen und Innovationen voran-
getrieben werden. Das mag ambitioniert und gleichzeitig
sinnvoll klingen, aber seien wir doch mal ehrlich: Das ist
doch Standard, das ist doch das Wesen einer jeden grof3en
Konferenz. Die Vernetzung von Politik, Wirtschaft und Zi-
vilgesellschaft ist bei solchen Gipfeln kein neues Konzept,
sondern das zentrale Anliegen einer solchen Veranstaltung.

Zweiter Punkt. Die Digitalisierung im Alltag zu vereinfa-
chen und Inklusion zu fordern, sind wichtige Themen. V4l-
lig unbenommen, da gehen wir d’accord. Der Antrag nennt
hier als Beispiel das Di@-Lotsen-Projekt. Dieses Projekt
existiert seit Jahren — genau gesagt, seit 2021 — und wird
hier lediglich wiederholt. Auch hier gilt wieder: Es gibt
keinen neuen Ansatz, keine Weiterentwicklung, die uns
heute irgendwie iiberraschen oder inspirieren kann.

Im vierten Absatz lese ich dann viel Lob dafiir, dass die
Bedeutung der Digitalisierung erkannt und ein eigensténdi-
ges Digitalministerium geschaffen wurde. Wenn man sich
an dieser Stelle zum wiederholten Male selbst solche weit-
reichenden Kompetenzen zuschreibt, muss man sich aber
auch irgendwann einmal fragen: Nutze ich als Ministerium
diese denn ausreichend? Oder stellt sich fiir viele Auflen-
stehende nicht immer mehr die Frage, was die immer gro-
Ber werdende Anzahl an Mitarbeitenden in diesem Haus
eigentlich macht?

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es ist sehr erfreulich, dass die Projekte, die teilweise weit
in die letzte Legislaturperiode zuriickreichen und unter
Schwarz-Griin eingefiihrt wurden, so erfolgreich sind und
fortgefithrt werden. Aber auch hier gilt wieder: Nichts
Neues kommt in diesem Antrag.

Natiirlich ist es wichtig, dass wir uns immer wieder verge-
wissern, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Aber, und
das ist ein grofBles Aber, sollten wir hier nicht eher nach
vorne schauen und neue, mutige Ideen diskutieren? Wenn
wir iiber Digitalisierung reden, dann sollten wir Innovati-
on fordern — nicht nur auf Veranstaltungen, sondern auch
durch politische Entscheidungen. Mehr machen anstatt nur
reden sollte hier unsere Richtschnur sein.

Digitalisierung soll den Menschen dienen — mit diesem
Motto sind Sie, Frau Prof. Dr. Sinemus, mit dem Digital-
ministerium gestartet. Digitalisierung noch stirker in den
Alltag der Menschen bringen, Digitalisierungsprojekte, die
erfolgreich umgesetzt worden sind, bei den Menschen be-
kannter machen und Hiirden abbauen, anstatt immer wie-
der bekannte Erfolge zu feiern: Das, und genau das, wiirde
den Menschen dienen, und nicht in jeder Plenarsitzung
aufs Neue andauernde Aufzahlungen von bekannten Initia-
tiven. — Danke fiir [hre Aufmerksamkeit.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Néchster hat der Abgeordnete Fuchs
der AfD-Fraktion das Wort.
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Markus Fuchs (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine Damen und Herren,
werte Kolleginnen und Kollegen! Ich kann Sie schon ein-
mal beruhigen, ich werde nicht {iber Migration reden.

(Beifall AfD — Heiterkeit Sandra Weegels (AfD) —
Zurufe Bijan Kaffenberger (SPD) und Tarek Al-Wa-
zir (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN))

Wir sprechen heute iiber den Bundes-Digital-Gipfel. Dazu
haben meine beiden Vorredner, Herr Stirbock und Herr
Leveringhaus, alles Richtige gesagt. Das kann man so un-
terschreiben.

Letztlich steht der Antrag in der Tradition der Koalitions-
fraktionen, das Parlament als Akklamationsorgan der poli-
tischen Selbstbeweihrducherung zu betrachten. Angesichts
des digitalpolitischen Weihrauchs sollte man im Plenum al-
lerdings schwere Atemschutzmasken verteilen, um die Ab-
geordneten der Opposition vor asthmatischen Erstickungs-
anféllen zu schiitzen.

(Beifall AfD)

Positiv zu bewerten ist allenfalls die Beriicksichtigung
meiner letztens gedufBerten Kritik beziiglich der Formulie-
rung von Antragstiteln. Ansonsten hiee der Antrag mit
Sicherheit: Hessen als Austragungsort des Bundes-Digital-
Gipfels weiter starken.

Damit wéren wir beim Hauptproblem des Antrags. Es fehlt
ihm an Stérken und schlicht an nennenswertem Inhalt. Das
sind wir aber mittlerweile gewohnt. Wie immer wird Buzz-
word-Bingo betrieben. Es werden Selbstverstidndlichkeiten
begriifit und hervorgehoben. Der Istzustand wird beschrie-
ben, und es wird betont, wie toll die Landesregierung doch
arbeitet. — Wissen Sie, was? Das sei Ihnen durchaus ver-
gonnt. Es ermiidet auf Dauer aber selbst den geneigtesten
Leser.

Exemplarisch mochte ich ein paar Punkte herausgreifen.
Wenn es zum Beispiel unter Punkt 1 heiflt, unter anderem
solle der Landtag betonen — Zitat —:

»Im Digitalranking der deutschen Linder des Bran-
chenverbands Bitkom belegt Hessen unter den Fla-
chenldndern den dritten Platz ...“,

dann offenbart der Antrag seinen Charakter als politischer
Ablassbrief. Ist das etwas, worauf man stolz sein sollte,
was man betonen sollte?

(Beifall AfD)

Denn Hessen liegt hinter Bayern und Baden-Wiirttemberg
auf Platz 3 bei den Flachenldndern, insgesamt sogar auf
Platz 5. Eine Poleposition ist das nicht, und diesen Um-
stand sollte der Landtag natiirlich nicht begriilen oder be-
tonen.

In Punkt 3 diirfen wir dann die weltbewegende Aussage
zur Kenntnis nehmen:

»Sowohl in der Wirtschaft, der Verwaltung oder im
Alltag der Biirgerinnen und Biirger konnen durch ei-
ne funktionierende Digitalisierung Prozesse verein-
facht und beschleunigt sowie Aufwinde und Kosten
reduziert und damit Ressourcen geschont werden.*

(Volker Richter (AfD): Hort, hort!)

Werte Kolleginnen und Kollegen, das ist so richtig wie
trivial. Danke fiir diese revolutionére Erkenntnis.

(Beifall AfD)

Das ist seit vielen Jahren die Rechtfertigung und auch der
wesentliche Beweggrund fiir die Digitalisierung. Jenseits
solcher unstrittigen Allgemeinplitze sollte man sich eine
ganz andere Frage stellen: Wie weit ist Hessen bei der
Umsetzung des OZG? Wie weit sind wir bei der Verwal-
tungsdigitalisierung? Die Antwort lautet wie immer: hinter
Bayern.

(Beifall AfD)

Insofern sollte sich die Landesregierung iiberlegen, ob sie
nicht doch den Gang nach Canossa beschreitet.

In Punkt 5 wird hervorgehoben, dass ,,insbesondere inter-
kommunale® — jetzt kommt es — ,,und innovative Digita-
lisierungsvorhaben‘ unterstiitzt werden sollen: ,,insbeson-
dere ... innovative®, also nicht ausschlielich innovative.
Wenn Innovation im Bereich der hessischen Digitalisie-
rung ein hervorzuhebender Sonderfall ist, wundert einen
natiirlich wenig.

Insofern mdgen die Antragsteller dariiber in stiller Andacht
meditieren und in sich gehen, aber bitte nicht dieses Ple-
num mit wenig hilfreichen Weihrauchbombchen in Form
von solchen EntschlieBungsantrigen bewerfen.

Kommen wir ganz zum Schluss noch zu Punkt 6. Dort
wird hervorgehoben, dass rund 73 % der Haushalte auf
Geschwindigkeiten von bis zu 1 GBit/s zugreifen kdnnen.
— Das mag zwar so sein, ist als Information aber nur die
halbe Wahrheit. Interessant ist nicht der Maximalwert, son-
dern der reale Durchschnittswert in der Praxis. Der liegt
laut Netzwelt in Hessen bei 97 MBit/s fiir den Download
und 32 MBit/s fiir den Upload. Das Nadelohr entscheidet
iber den Gang der Kamele auf die Datenautobahn.

(Beifall AfD)

Nichts gegen Kamele und Autobahnen. Aber Hessen ist
vom Zustand einer digitalen Oase noch weit entfernt.

Meine Damen und Herren, Digitalisierung ist eine Dauer-
aufgabe und eigentlich fiir parteipolitisches Klein-Klein
eher ungeeignet. Ungeeignet sind aber auch solche Antré-
ge, weil sie erstens keinerlei Erkenntnisgewinn bringen
und zweitens nichts zum Fortschritt der Digitalisierung
beitragen.

Die heifle Luft, die wir damit produzieren, ist vielleicht fiir
die kommunale Warmeplanung interessant, aber das ist ein
anderes Thema. — Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall AfD)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Nichster hat der Abgeordnete der
CDU-Fraktion, Pohlmann, das Wort.

Jan-Wilhelm Pohlmann (CDU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Warum stellen wir einen solchen Antrag? Das
konnte man aus den Redebeitrdgen eben heraushéren. Wir
stellen den Antrag, weil wir uns sehr freuen, dass der Bun-
des-Digital-Gipfel in diesem Jahr in Frankfurt stattfindet.
Deshalb ist es durchaus ein Anlass, dariiber zu sprechen.
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Wenn dieses digitale Thema Thnen in der Opposition nicht
so wichtig ist, dass Sie es nicht fiir einen Antrag oder Ahn-
liches hernehmen, dann diirfen Sie uns nicht ankreiden,
dass das Thema fiir uns sehr wichtig ist.

Herr Stirbock, es ist kein Zufall, dass der Bundes-Digital-
Gipfel in Hessen stattfindet. Ich zitiere Thren Bundesminis-
ter fiir Digitales und Verkehr, Herrn Volker Wissing:

.Frankfurt und die ganze Region sind ein Aushiange-
schild unserer Digitalwirtschaft.

(Beifall CDU)

Man konnte eben aus Threr Rede nicht so heraushoren, dass
dem so ist.

(Zuruf Michael Boddenberg (CDU))

Wir sind entsprechend stolz darauf. Unter dem Motto
,Deutschland Digital. Innovativ. Souverdn. International.*
treffen sich 1.200 Menschen aus Wirtschaft, Wissenschaft,
Politik und Gesellschaft, um iiber die wichtigen digitalen
Zukunftsthemen zu sprechen. In Hessen ist die Digitalwirt-
schaft mittlerweile ein groflerer Arbeitgeber als der Fahr-
zeug- oder Maschinenbau. Der Kollege Kaffenberger hat
es erwidhnt. Mit der Rechenzentrumsbranche, deren Infra-
struktur sich zu {iber zwei Dritteln in Hessen befindet, sind
wir auch ein Topstandort.

Die Entwicklung der hessischen Digitalwirtschaft ist eine
Erfolgsgeschichte und Ergebnis von guter, verldsslicher
und innovativer Digitalpolitik der Hessischen Landesregie-
rung.

Priasidentin Astrid Wallmann:

Herr Pohlmann, eine Frage. Erlauben Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Stirbock?

Jan-Wilhelm Pohlmann (CDU):

Das konnen wir hinterher bereden. Herr Stirbock hat eben
schon viel heifle Luft produziert.

(Beifall CDU)

Mit dem Digital-Gipfel soll auch das Bewusstsein der Be-
volkerung fiir die Digitalisierung gestarkt werden. Von die-
ser Digitalisierung konnen alle Menschen profitieren. Sie
erdffnet Chancen in allen Lebensbereichen.

Im Zentrum des Digital-Gipfels steht die Vernetzung. Wir
in Hessen haben schon zahlreiche Moglichkeiten der Ver-
netzung geschaffen. Sie wurden eben schon genannt, bei-
spielsweise hessian.Al, das Zentrum fiir Kiinstliche Intelli-
genz, oder das Zentrum verantwortungsbewusste Digitali-
sierung, um nur einige Beispiele zu nennen.

Das ist unser Ansatz in Hessen, Verkniipfung, Vernetzung
in diesem Bereich voranzubringen, weil man nur so das
Thema Digitalisierung weiter voranbringen kann.

Smarte Stddte und Regionen sind ein besonderes Thema
des Bundes-Digital-Gipfels. Wir in Hessen haben mit dem
Forderprogramm ,,Starke Heimat Hessen® insbesondere ein
Programm, das interkommunale und innovative Digitali-
sierungsvorhaben im Bereich Smart Region entsprechend
voranbringt.

Digitale Infrastruktur ist natiirlich elementarer Bestandteil,
um digital erfolgreich zu sein. Die Zahlen haben wir eben

auch gehort. 97 % der Schulen in Hessen haben Glasfaser-
netz, 99 % der Krankenhduser. 73 % aller Haushalte ha-
ben einen gigabitfdhigen Anschluss, und 56 % haben laut
einer BREKO-Studie einen Glasfaseranschluss zumindest
vor der Haustiir liegen.

(Beifall CDU und SPD)

Im Bereich des Mobilfunks wurden in den letzten zwei
Jahren allein 4.000 Masten neu gebaut bzw. ertiichtigt.
Das ist auch Ergebnis von guter Politik, indem wir Ver-
einfachungen bei den rechtlichen Vorgaben geschaffen ha-
ben, indem wir mit Kooperationen mit den Telekommuni-
kationsunternehmen gearbeitet haben. Dies trdgt spiirbare
Friichte.

Herr Stirbock, wenn Sie von anderen Léndern sprechen,
dann sprechen Sie auch nicht von Bundeslindern. Sie
schauen nach Estland und wohin auch immer. Wenn wir
nach Deutschland schauen, dann ist Hessen, was die Aus-
baugeschwindigkeit angeht, in diesem Bereich top. Das sa-
gen vor allem auch die Telekommunikationsunternehmen,
wenn Sie mit ihnen reden.

(Beifall CDU und SPD)

Egal, wo man hinkommt: Spricht man mit Telekommuni-
kationsunternehmen, egal mit wem, loben sie Hessen iiber
den Klee. Das konnen Sie hier nicht wegdebattieren.

(Zurufe Oliver Stirbock und Dr. Stefan Naas (Freie
Demokraten))

Schauen wir uns Hessen an. Wir haben zusammen mit
Rheinland-Pfalz das Breitbandportal geschaffen, den kom-
plett digitalen Genehmigungsprozess im Bereich Breit-
bandausbau. Dieses Produkt wird mittlerweile von fast
allen Bundesldndern genutzt. Das ist wieder ein Beispiel
dafiir: Hessen ist Vorbild im Bereich der Digitalisierung.

Ich freue mich auch, dass das Land Hessen zusammen
mit der Stadt Frankfurt zum Digital-Gipfel auch noch ein
Begleitprogramm veranstaltet. Das unterstreicht den hohen
Stellenwert der Digitalisierung. Wir nutzen es auch als
Plattform, um Hessen weiter voranzubringen — und die
Themen, die uns wichtig sind. Deshalb reden wir heute
dariiber. Deshalb wird auch dieses Begleitprogramm dort
veranstaltet.

Denn wir sind erfolgreich, wir sind Vorbild in den ver-
schiedenen digitalen Bereichen. Deshalb werden wir den
Weg weitergehen, ganz im Sinne des Bundes-Digital-Gip-
fels: innovativ, souverdn und international. — Vielen Dank
fiir Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und SPD)

Priasidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Nichste hat Frau Staatsministerin Prof.
Sinemus das Wort.

Prof. Dr. Kristina Sinemus, Ministerin fiir Digitalisie-
rung und Innovation:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Zunéchst ein-
mal sei vorangestellt: Der Digital-Gipfel ist nicht turnusge-
mal, sodass er wie ein Wanderzirkus von Bundesland zu
Bundesland fahrt, sondern es ist tatsdchlich so, dass man
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sich bewirbt und dann nach Qualitit des Antrags ausge-
wihlt wird.

Herr Stirbock, ich weil3 nicht, ob Sie sich einfach einmal
von Threm Kollegen Volker Wissing aufschlauen lassen,
wie ein solcher Prozess stattfindet. Er hat in jedem Fall in
der letzten Digitalministerkonferenz deutlich gesagt: Hes-
sen hat den qualitativ besten Antrag abgegeben. Deswegen
wird dort der Digital-Gipfel stattfinden.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Genau das wollen wir tun. Wir wollen ein guter Gastgeber
sein. Wir wollen zeigen, was wir beim Thema Digitales
bisher geschafft haben. Wir wollen nicht nur Netzwerk auf-
bauen, sondern auch Kooperationen fiir die Zukunft voran-
bringen. Deswegen wird das Leitmotiv zur Préisentation
unseres Standortes sein: ,,Hessen — Die digitale Skyline
Europas*.

Prasidentin Astrid Wallmann:

Frau Staatsministerin, lassen Sie eine Frage des Abgeord-
neten Stirbock zu?

Prof. Dr. Kristina Sinemus, Ministerin fiir Digitalisie-
rung und Innovation:

Dafiir ist die Zeit zu kurz. — Eine Skyline ist mehr als
eine Silhouette. Sie ist identitatspragend fiir eine Stadt oder
Region.

(Unruhe)

— Herr Stirbock, vielleicht hoéren Sie einmal zu, da kann
man auch noch etwas lernen.

(Heiterkeit AfD)

Eine Skyline bietet gleichzeitig eine Orientierung weit dar-
iiber hinaus. ,,Hessen — Die digitale Skyline Europas®“ —
mit diesem Motto wollen wir klarmachen, dass Frankfurt
das zentrale Datenkraftwerk Kontinentaleuropas und Herz-
stiick einer vitalen Digitalwirtschaft ist, die Zukunftsper-
spektiven, insbesondere auch fiir Unternehmen, bietet.

Die Zahlen sind vom Kollegen Kaffenberger genannt
worden. Wir sind bei der Bitkom-Studie tatsichlich auf
Platz 1. Wir haben 130.000 Beschéftigte, 11.000 Unterneh-
men, und wir machen einen Umsatz von 40 Milliarden
Euro pro Jahr. Damit haben wir die anderen Branchen
iiberholt. Wenn das nicht ein Spitzenstandort ist, dann weif3
ich es auch nicht.

(Beifall CDU und SPD)

In das vom Bund gewihlte Gipfel-Motto ,,Deutschland Di-
gital. Innovativ. Souverén. International.* passt daher auch
unser europdischer Rechenzentrumsstandort, der fiir eine
prosperierende Wirtschaft die Basis der Zukunft ist. Nur
durch digitale Innovationen kdnnen wir — auch das wurde
angesprochen — die Resilienz unseres Landes stérken und
die digitale Transformation aktiv gestalten. Die Rahmenbe-
dingungen hierfiir miissen fair und fordernd gestaltet wer-
den. Deswegen werden wir uns auch iiber die européischen
Rahmenbedingungen unterhalten: den DMA, den DSA und
den Al Act, den wir umzusetzen haben.

Es ist uns besonders wichtig, an dieser Stelle deutlich zu
machen: Wir sind nicht nur ein starker Rechenzentrums-
und Digitalwirtschaftsstandort, sondern wir wollen unsere

Wettbewerbsfahigkeit und Innovationskraft — gerade im
KI-Bereich — so voranbringen, dass unsere Ausdeutung des
Al Acts Innovationsfreundlichkeit bedeutet. Auch das wird
ein Thema auf dem Digital-Gipfel sein.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Kurz vor dem Digital-Gipfel haben wir die Digitalminister-
konferenz. Dort bringt Hessen einen Beschlussvorschlag
ein, der genau diese verlédsslichen Rahmenbedingungen fiir
die Digitalwirtschaft sicherstellen mochte. Andere Bundes-
lander unterstiitzen das und sagen: Hessen geht den richti-
gen Weg, und wir folgen diesem Beschlussvorschlag; denn
wir brauchen einen Wettbewerbscheck und einen Innova-
tionscheck, damit der gemeinsame digitale Binnenmarkt
in der Digitalwirtschaft auf Augenhdhe partizipierend statt-
finden kann. Da sind wir ein herausragender europédischer
Standort.

(Vereinzelter Beifall CDU und SPD)

Hessen und die Rhein-Main-Region sind Vorreiter in The-
men wie KI, FinTech und Smart Cities. Wenn Sie sich
den Smart-City-Stufenplan der Bundesregierung anschau-
en, dann sehen Sie, dass dieser aus dem hessischen Best-
Practice-Modell — ndmlich aus der Geschiftsstelle Smarte
Region als Modellprojekt — gestrickt worden ist.

(Vereinzelter Beifall CDU und SPD)

Deswegen haben wir iiberhaupt keinen Grund, falsche Zu-
riickhaltung zu zeigen. Ich finde, dass alle hier stolz darauf
sein konnen, dass wir Ausrichter des Bundes-Digital-Gip-
fels sind und damit auch zeigen koénnen, dass wir nicht
nur jetzt, sondern auch in Zukunft ein beliebter Investiti-
onsstandort sind.

(Beifall CDU und vereinzelt SPD)

Ich weill nicht, ob es an Ihnen vorbeigegangen ist. Ich
mochte hervorheben: Google hat im Oktober vergangenen
Jahres in Hanau in ein eigenes Cloud-Rechenzentrum fiir
Deutschland investiert. Anfang des Jahres hat Microsoft
bekannt gegeben, zusitzliche Cloud-Kapazitéten in der Re-
gion zu schaffen. Schlielich hat Amazon eine Investition
in H6he von 8,8 Milliarden Euro bis 2026 angekiindigt.

Das alles zeigt: Auch die Wirtschaft glaubt an unseren
Standort und an die Zukunft. Wir sind im Rhein-Main-Ge-
biet eine Region mit groBer Dynamik und Attraktivitt.
Damit sind wir — das wollen wir auch verstirkt bleiben
— wettbewerbsfahig im européischen Wettbewerb, und das
brauchen wir.

Das Leitprogramm fiir unseren Digital-Gipfel ,,Hessen —
Die digitale Skyline Europas“ zeigt die Chancen der Zu-
kunft auf dem Markt der digitalen Mdglichkeiten. Wir ma-
chen erlebbar, was Digitales ist. Am RoBmarkt kénnen Sie
verschiedene Projekte — den DigitalTruck, die Di@-Lotsen
und andere anfassbare Digitalprojekte — erleben. Ich freue
mich darauf, dass wir Gastgeber sind und als Innovations-
standort eine starke Digitalwirtschaft, eine leistungsféhige
Dateninfrastruktur mit klugen Képfen und zukunftsweisen-
den Ideen zeigen konnen.

Ich danke schon jetzt all denen, die aktuell ganz hart dafiir
arbeiten — nicht nur bei uns, sondern auch auf Bundesebe-
ne —, dass wir ein Schaufenster iiber Hessen hinaus, auch
nach Europa, sind. Das zeigt: Wir sind digital gut aufge-
stellt und wollen es auch weiter sein. Vor allen Dingen
wollen wir ein guter Gastgeber sein. Ich hoffe, dass Sie
daran auch teilhaben werden.
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(Anhaltender Beifall CDU und SPD)

Prisidentin Astrid Wallmann:
Vielen Dank, Frau Staatsministerin.

Ich lasse nun iiber diesen EntschlieBungsantrag, Drucks.
21/1118, abstimmen.

(Wiebke Knell (Freie Demokraten) gibt eine Wort-
meldung ab.)

— Frau Knell, auf die Wortmeldung habe ich schon gewar-
tet, aber das machen wir gleich.

Ich darf fragen: Wer stimmt diesem Antrag zu? — Das
sind die Fraktionen von CDU und SPD. Ich darf fragen:
Wer stimmt dagegen? — Das ist die Fraktion der AfD. Ich
darf fragen: Wer enthélt sich? — Das sind die Fraktionen
von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Freien Demokraten.
Damit ist dieser Antrag angenommen.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 21 auf:

Antrag

Fraktion der Freien Demokraten

Update fiir die hessische Weinkultur: Weinbergsfahr-
ten erleichtern

— Drucks. 21/1142 —

Als Erste hat sich — kurz vor knapp — die Fraktionsvorsit-
zende der Freien Demokraten gemeldet. Frau Knell, Sie
haben das Wort. Fiinf Minuten Redezeit.

Wiebke Knell (Freie Demokraten):

Herzlichen Dank. — Liebe Frau Présidentin, sehr geehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Das Beste kommt zum
Schluss. Sie konnen dem Antrag alle zustimmen, dann ha-
ben wir etwas fiir die Winzer getan.

Ich mochte trotzdem etwas erzdhlen. Goethe sagte schon:
,,.Das Leben ist zu kurz, um schlechten Wein zu trinken.* In
Hessen miissen wir das zum Gliick nicht; denn wir haben
nicht nur den besten Riesling, sondern auch Spitzenwein-
giiter und eine groBartige Weinkultur.

(Beifall Freie Demokraten, vereinzelt CDU, SPD
und Vanessa Gronemann (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN) — Zurufe)

—Ja, da sind wir uns schon einmal einig.

Der Wein hat iiber viele Jahrhunderte unser Brauchtum
gepriagt. Man sagt oft: Wein ist nicht nur ein Getrank,
sondern auch ein Stiick Kultur in der Flasche. — Unsere
Feste in Hessen beweisen genau das. Bei den Weinfesten
wird Kultur gelebt und gepflegt.

(Beifall Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

Zum Gliick nicht nur hier in der Region, sondern Gott
sei Dank auch in Nordhessen, auch bei uns, gibt es jetzt
Weinfeste. Ich weill das personlich sehr zu schitzen, weil
ich in der Schwalm mit Apfelwein-Cola aufwachsen muss-
te. Da ist es dann doch besser, wenn man den Riesling
kennenlernt. Die Weinkultur hat auch die Sprache in den
Weingegenden geprégt. Das ist gut so, und das wollen wir
als Freie Demokraten bewahren.

Meine Damen und Herren, jetzt haben wir in Hessen einen
neuen Minister, der den Weinbau direkt in den Namen des

Ministeriums aufgenommen hat. Das finde ich gut, weil
das die Bedeutung des Weinbaus fiir Hessen unterstreicht.
Der Minister kommt sogar noch aus einer Winzerfamilie.

Aber leider hatten wir noch keine Gelegenheit, iiber Wein-
bau zu diskutieren. Das wollen wir Freie Demokraten heu-
te dndern. Wir wollen nicht ganz allgemein {iber dieses
Thema philosophieren — das kann man nach dem Plenum
machen —,

(Marius Wei3 (SPD): Thr redet doch gar nicht iiber
Weinbau, ihr redet iiber Weinbergsfahrten!)

sondern wir haben einen konkreten Vorschlag mitgebracht.
Das ist ein erster Aufschlag, um unsere Winzer zu unter-
stiitzen. Da kommt auch noch mehr, keine Sorge. Eines
ist uns aufgefallen: Es gibt im Rheingau kaum noch einen
Anbieter — —

(Unruhe)
— Es ist unglaublich laut, {iberall — echt anstrengend.

(Axel Wintermeyer (CDU): Wir denken an den
Wein!)

— Den kann man aber auch still genief3en.

Also: Es gibt im Rheingau kaum noch einen Anbieter, der
Weinbergsfahrten anbietet, also seine Géste mit dem Plan-
wagen durch Weinberge fahrt. Fiir den oberen Rheingau,
also Hochheim, Wicker, Florsheim und Kostheim, gibt es
von ehemals etwa zehn Anbietern nur noch einen einzigen,
der willens und auch in der Lage ist, die geforderten Aufla-
gen zu erfiillen.

Uns ist auch eine zweite Sache aufgefallen: Im Nachbar-
bundesland Rheinland-Pfalz sieht das ganz anders aus; da
gibt es diese Angebote sehr zahlreich. Dafiir muss es einen
Grund geben. Diese Fahrten sind gesetzlich auf Bundes-
ebene geregelt; sie fallen unter die StraBenverkehrs-Ord-
nung. Dazu gibt es entsprechende Ausnahmeverordnungen
und Weiteres mehr, Fakt ist aber: In Rheinland-Pfalz gilt
das gleiche Bundesrecht wie in Hessen. Nur wird es von
der dortigen Weinbauministerin, meiner Parteifreundin Da-
niela Schmitt, ganz offensichtlich anders ausgelegt.

(Axel Wintermeyer (CDU): Was machen denn die
Auflagen in Rheinland-Pfalz?)

— Das sage ich gleich.

(Axel Wintermeyer (CDU): Die Winzer sind auf der
Palme in Rheinland-Pfalz!)

Ich habe mich dazu mit Winzern ausgetauscht; sie haben
mir berichtet, was es alles braucht, um so eine Weinbergs-
fahrt durchzufiihren.

(Zurufe)

— Wir haben auch viele Winzer in der FDP. Das stimmt,
und das ist auch gut so.

(Fortgesetzte Zurufe — Glockenzeichen)

— Es ist gerade echt anstrengend. Sie konnen nachher alle
Thren Wein oder Ihr Bier oder was auch immer trinken; wir
sind gleich fertig, es ist bald rum.

(Beifall Lisa Gnadl (SPD) — Zuruf von der Regie-
rungsbank: Sie konnen Thre Rede auch zu Protokoll
geben! — Weitere Zurufe)
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Ich habe mich jedenfalls mit den Winzern ausgetauscht,
und die haben mir berichtet, was es alles braucht, um so
eine Weinbergsfahrt gemdfl dem aktuellen, in Hessen gel-
tenden Erlass durchzufiihren. Das ist typisch deutsch; denn
dazu miissten Sie einen Verkehrsleiter in Betrieb nehmen.
Dazu brauchen Sie wiederum einen IHK-Erlass-Kurs, und
dann geht es noch um Themen wie den Personenbeforde-
rungsschein,

(Zuruf CDU: Den hat der Hochheimer aber!)
technische Anforderungen und vieles mehr.

Wenn Sie dann den entsprechenden Erlass aus Rheinland-
Pfalz danebenlegen und das abgleichen, stellen Sie fest,
dass Weinbergsfahrten dort einfacher, unbiirokratischer
und besser geregelt sind.

(Axel Wintermeyer (CDU): Stimmt nicht!)
— Doch, das stimmt.
(Axel Wintermeyer (CDU): Nein!)

Dort gibt es ndmlich konkrete Handlungsempfehlungen fiir
Felder- und Weinbergsfahrten. Da wird genau beschrieben,
was man tun muss, damit diese Fahrten durchgefiihrt wer-
den konnen. Der entsprechende Erlass in Hessen behandelt
die Weinbergsfahrten gar nicht separat. Das ist ganz offen-
sichtlich die schlechtere Regelung.

Meine Damen und Herren, unser Antrag ist ein nett ge-
meinter Hinweis an den Weinbauminister, dass Sie Ihre
Erlasslage im Ministerium einfach einmal {iberpriifen, wer-
ter Herr Jung, weil eben unsere hessischen Winzer hier auf
Probleme treffen, die im Nachbarbundesland offensichtlich
so nicht vorgefunden werden.

Es wire eine gute Sache, wenn wir uns ein Beispiel an
Rheinland-Pfalz nehmen.

(Beifall Freie Demokraten — Zurufe CDU: Ei, ei, ei!
— Oje! — Weitere Zurufe)

Das ist eine Forderung der hessischen Weinkultur, die
nichts kostet. Es geht eben auch nicht um kommerzielle
Anbieter.

(J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU): Wie, was ist
denn daran nicht kommerziell?)

Es geht nicht um Junggesellenabschiede mit lauter Musik,
die am Ende von Eventagenturen angeboten werden, und
die Billigweine aus Supermérkten — —

(Dr. Frank Grobe (AfD): Doch, natiirlich!)

— Nein, genau darum geht es nicht, sondern es geht nur um
die Fahrten und ausschlieBlich um Winzer, die ihre Géste
mit ihrem eigenen Traktor durch ihre eigenen Weinberge
beférdern und dabei iibrigens ausschlieBlich ihren eigenen
Wein ausschenken diirfen.

(Beifall Freie Demokraten — Zuruf Axel Wintermey-
er (CDU))

Deswegen empfehle ich auch, unserem Antrag zuzustim-
men.

Ich mochte abschlieBen mit den Worten: Ein guter Wein
kennt keinen Kompromiss. — Genauso sollten wir auch
keine Kompromisse eingehen, wenn es darum geht, unsere
Winzer zu unterstiitzen.

(Beifall Freie Demokraten)

Prisidentin Astrid Wallmann:
Vielen Dank, Frau Knell.

(Zuruf: Vielleicht gibt es eine zweite Runde! —
Wiebke Knell (Freie Demokraten): Wenn man kei-
nen Bock hat, soll man weggehen!)

Als Néchster hat der Abgeordnete Hofmann der SPD-Frak-
tion das Wort.

Alexander Hofmann (Wiesbaden) (SPD):

Sehr geehrte Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Liebe Wiebke Knell, ob Thr Antrag wirklich den
Winzern hilft, daran mache ich erst einmal ein grof3es Fra-
gezeichen. Thr Antrag beschiftigt sich nicht wirklich mit
Weinbau, sondern, wie gesagt, mit diesen Weinbergsfahr-
ten.

(Zustimmung Wiebke Knell (Freie Demokraten))

Wenn wir eines aus Rheinland-Pfalz wirklich ibernommen
haben, ist es, dass Weinbau jetzt im Titel des Ministeriums
steht — erst einmal nicht mehr.

Ich hétte gehofft, dass wir ein bisschen mehr dariiber erfah-
ren, wieso wir heute und vor allen Dingen im Plenum iiber
Weinbergs-, Felder- oder Funzelfahrten,

(Heiterkeit BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

wenn man es so nennen will, sprechen miissen. Nicht nur
wir Wiesbadener Abgeordnete hitten, statt diesen Antrag
jetzt zu besprechen, unseren Wein schon gemiitlich zu
Hause trinken kénnen.

(Zuruf CDU: So ist es!)

Das hitte uns allen zu dieser spaten Stunde ein bisschen
besser getan, aber seis drum.

(Beifall SPD und CDU)

Wir als Koalition erkennen ganz explizit die kulturelle Be-
deutung des Weinbaus an. Davon bilden einen ganz klei-
nen Teil — von mir aus — diese Weinbergsfahrten. Ich habe
es bisher tatsdchlich noch nicht geschafft, so eine Fahrt zu
machen, obwohl der Rheingau genau vor der Tiir ist.

(Wiebke Knell (Freie Demokraten): Dann reden Sie
doch nicht von Dingen, von denen Sie keine Ahnung
haben! — Gegenrufe: Oh!)

— Entschuldigung. Ich laufe — —

Priasidentin Astrid Wallmann:

Entschuldigen Sie bitte, Herr Abgeordneter Hofmann. —
Ich bitte, dass wir das Thema jetzt in Ruhe diskutieren.
Das ist der letzte Tagesordnungspunkt, bevor wir in die
Ferien starten.

(Zurufe)

Das Wort hat Herr Hofmann. Ich bitte, dem Redner mit
dem notigen Respekt zuzuhoren.

(Fortgesetzte Zurufe)
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Alexander Hofmann (Wiesbaden) (SPD):

Ich habe es bisher noch nicht geschafft, so eine Funzelfahrt
zu machen.

(Ingo Schon (CDU): Schade! — Weitere Zurufe)

Ich hatte schon mehrere Einladungen dazu, aber ich laufe
einfach lieber mit meinen zwei Fiilen durch die schonen
Weinberge.

(Beifall J. Michael Miiller (Lahn-Dill) (CDU))

Das ist viel schoner und entspannender, aber ich kann ver-
stehen, dass die freiheitsliebende und autoliebende Partei
der Freien Demokraten lieber mit dem Auto oder dem Tre-
cker durch die Weinberge fahren will. Das ist auch véllig
in Ordnung.

Ich habe auch nicht verstanden, wieso Sie sich nicht erst
einmal vielleicht in einer Kleinen Anfrage oder in einem
Berichtsantrag oder im Ausschuss, oder in einem Brief an
den Minister oder auch mit einem Anruf im Ministerium
informiert haben, wie diese Fahrten tatsdchlich in Hessen
geregelt sind und wie biirokratisch oder unbiirokratisch das
Ministerium die aktuellen Regelungen bewertet. Oder Sie
hitten vielleicht beim Weinbauverband nachfragen kénnen,
ob das wirklich ein groes Thema ist. Da kann ich Thnen
sagen: Das ist es nicht.

Es gibt, wie gesagt — das haben Sie auch ausgefiihrt —,
den Erlass des Wirtschafts- bzw. Verkehrsministeriums und
nicht des Weinbauministeriums, der die Genehmigung sol-
cher Fahrten regelt. Die hessische Regelung wird als we-
sentlich unkomplizierter, biirgerfreundlicher und vor allen
Dingen auch weniger detailliert als der rheinland-pfélzi-
sche Erlass erachtet.

(Axel Wintermeyer (CDU): Genau so ist es!)

Dieser Erlass bietet einen viel flexibleren Ermessensspiel-
raum, der es den zustindigen Behorden ermdglicht, die
Genehmigung von Fall zu Fall zu priifen.

Bekannt ist, dass es in der Vergangenheit auch zu gefihr-
lichen Situationen gekommen ist, bei denen iiberladene
Planwagen oder Kutschen Fahrgiste transportierten. Ich
habe Ihnen vier Uberschriften aus den letzten zwdlf Mona-
ten mitgebracht:

Erstens. Schwerer Unfall bei Planwagen. 14 Menschen
werden verletzt, zwei davon schwer.

Zweitens. Planwagenunfall, Verantwortliche miissen Buf3-
gelder zahlen.

Drittens. Anhénger stiirzt bei Maifahrt um, mehrere
Schwerverletzte.

Viertens. Ausflug mit Planwagen endet im Graben — zwolf
Verletzte.

Das alles waren keine hessischen Vorfille,
(Wiebke Knell (Freie Demokraten): Aha!)

und das ist auch gut so. Da sind nicht einmal die Unfille,
wo ein Gast vielleicht ein bisschen was getrunken hat, ein-
berechnet. Aber diese Vorfille zeigen eben auch, wie wich-
tig dann doch manchmal vielleicht strengere Vorschriften
sind. Eine Lockerung der Regelungen, wie von der FDP
vorgeschlagen, konnte das Risiko vielleicht auch von sol-
chen Zwischenfillen unnétig erhohen.

Ein weiterer Aspekt, den ich ansprechen mochte, betrifft
die Prioritdtensetzung. Staatsminister Jung hat gestern erst
bei der Ubergabe der Erntekronen gesagt: Wir befinden
uns gerade mitten in der Weinlese.

Wir stehen, glaube ich, auch beim Weinbau vor deutlich
grofleren Herausforderungen, wie beim Klimawandel oder
auch bei wirtschaftlichen Problemen. Da stellt sich die
Frage, ob Vereinfachungen bei Weinbergsfahrten wirklich
die zentrale Debatte und vielleicht auch die erste Debatte
zum Weinbau in dieser Legislaturperiode sein sollten, liebe
Freie Demokraten.

(Beifall SPD und CDU)

In diesem Sinne sehen wir heute tatsdchlich keine akute
Notwendigkeit, das bestehende Verfahren grundlegend zu
dndern. Flexibilitdt und Sicherheit miissen Hand in Hand
gehen. Die bestehenden Regelungen bieten hierfiir bereits
eine ausgewogene Losung. Es bedarf keiner Updates. Aber
wir sprechen auch im Ausschuss dariiber. — Vielen Dank.

(Beifall SPD, CDU und Lara Klaes (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN))

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Nachster hat der Abgeordnete Resch
der AfD-Fraktion das Wort.

Marcus Resch (AfD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! ,Update flir die hessische Weinkultur:
Weinbergsfahrten erleichtern — ja, warum eigentlich
nicht? Das Ziel der Freien Demokraten, die Weinkultur
in Hessen zu erhalten und zu fordern, ist durchaus be-
grilBenswert — hessische Winzer gleichberechtigt zu ihren
rheinland-pfalzischen Nachbarn zu stellen eigentlich auch.
Warum eigentlich nicht?

(Zuruf Axel Wintermeyer (CDU))

Hessen hat eine lange Tradition im Weinbau, die von der
Romerzeit bis heute reicht. Die Weinbergsfahrten gehoren
als Brauchtumsveranstaltung zur Vermittlung der Weinkul-
tur in Hessen und anderen Bundeslédndern. Auch das wére
absolut forderungswiirdig.

Doch leider kommt es wihrend solcher Fahrten bundesweit
zu schweren Unfillen. Ein Beispiel: Am 1. Mai 2024 sind
im silidbadischen Kandern beim Umstiirzen eines Anhén-
gers 30 Mitfahrer schwer verletzt worden, drei davon so
schwer, dass eine Verbringung ins néchste Krankenhaus
per Rettungshubschrauber angeordnet werden musste. Die
Kosten dafiir? Dartiber streiten sich die Beteiligten heute
noch. Einer der beteiligten Schwerverletzten ist bis heute
querschnittsgelahmt. Wer diese Kosten zu zahlen hat, ist
bis heute auch noch nicht geklart.

Dieser Vorfall — es gibt tatsdchlich noch sieben weitere
schwere Vorfille — ist kein Einzelfall. Schwere Unfille
durch umkippende, zum Teil nicht verkehrssichere Fest-
wagen sind immer wieder zu beklagen. Das hat zuletzt
die ADD in Trier auf den Platz gerufen. Die Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion fangt aufgrund anhdngiger
Gerichtsprozesse und Beschwerden anderer Winzer mit der
Priifung von Anbietern und Geréten an.



Hessischer Landtag - 21. Wahlperiode - 23. Sitzung - 10. Oktober 2024 1463

Man muss sich auch in Hessen die Frage stellen, ob diese
Fahrten tatsdchlich Brauchtum oder eher Gewerbe sind.
Das macht ndmlich fiir die Finanzierung und fiir Versi-
cherungsgesellschaften sehr wohl einen sehr grofen Unter-
schied.

(Beifall AfD)

Was muss man abwigen? Auf der einen Seite steht der
notige, zu fordernde Tourismus nach zwei Jahren tiefroter
Zahlen durch die Corona-Zeit. Auf der anderen Seite ste-
hen natiirlich die Sicherheit der Touristen und auch die
Vermeidung negativer Schlagzeilen durch Unfille. Eigent-
lich kann man wieder nur auf Rheinland-Pfalz Bezug neh-
men; denn dort gibt es seit 2018 den Erlass, dass alle
gewerblichen Fahrten die Auflagen des Personenbeforde-
rungsgesetzes erfilllen miissen. Diese Auflagen werden
regional aber nur selten iiberpriift. Eine Art des legeren
Gewohnbheitsrechts bei den Fahrten in die Weinberge hat
sich eingeschlichen, erscheint aber aufgrund der Schwere
und der Haufigkeit der Unfdlle doch bedenklich. Oft soll
— so munkelt man hinter vorgehaltener Hand — auch der
tibermdBige Alkoholkonsum bei den Giésten eine Rolle
spielen. Koénnte man sich vorstellen.

(Andreas Lichert (AfD): Was?)

— Komisch, oder? — Diese Art von Gewohnheitsrecht gab
es auch in Hessen. Die Einteilung dieser rein touristischen
Fahrten als Brauchtumsveranstaltungen ist nur schwerlich
zu erfiillen. Bei Unfillen wirft dies natiirlich wiederum
die Frage der Haftung auf. Was kostet den Winzer zum
Beispiel eine Helikopterrettung auf dessen Gebiet, auf des-
sen eigenem Grund und Boden und mit dessen Planwagen
dieser Unfall passiert ist? Da wird es schon weniger lustig.

(Beifall AfD)

Nach einem Artikel aus dem ,,Mannheimer Morgen* vom
26. Juni 2024 plant die rheinland-pfélzische Regierung nun
das Ende dieser sogenannten akzeptierten legeren Grauzo-
ne, indem die Weinbergsfahrten eindeutig den gewerbli-
chen Fahrten zugeordnet werden. Diese Aktion ist garan-
tiert nicht gegen die Winzer gerichtet, sondern hat juristi-
sche, sicher auch versicherungstechnische und monetére
Griinde.

Die AfD begriiit natiirlich die Forderung der Weinkul-
tur, sieht allerdings bei den wenigen Weinbergsfahrten
keine Notwendigkeit, diese in motorisierten Planwagen
durchzufiihren, von denen einige nur sehr bedingt stral3en-
tauglich sind. Unser Hauptaugenmerk wiirde bei der For-
derung von qualitativ hochwertigen, umweltschonenden
Weinbergswanderungen liegen. Wir werden uns daher bei
diesem Antrag enthalten, die Reaktionen der zustidndigen
Behorden in Hessen und in Rheinland-Pfalz, wie ADD,
sorgfiltig beobachten und das Thema bei Bedarf noch ein-
mal auf den Plan bringen. — Vielen herzlichen Dank.

(Beifall AfD)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Als Néchster hat der Abgeordnete Schon
der CDU-Fraktion das Wort.

Ingo Schon (CDU):

Frau Prisidentin, meine Damen und Herren! Hessen ist
ein Weinbauland, und zwar ein ganz herausragendes. In
allen Teilen Hessens wird Wein angebaut: am Boddiger
Berg, in der Rhon und natiirlich im Rheingau und an der
Bergstrale. Seit Anfang dieses Jahres ist die Hessische
Bergstralie aber nicht mehr das kleinste deutsche Weinan-
baugebiet. Das ist inzwischen der Mittelrhein. Von den
iiber 2.000 Hektar bestockter Rebflédche vor gut 100 Jahren
im Mittelrhein sind inzwischen weniger als 450 Hektar
iibrig geblieben. Das Weltkulturerbe hat sein Gesicht in
den letzten Jahren ziemlich verdndert.

Der deutsche Weinbau — meine Damen und Herren, das
steht da pars pro toto — steht vor den gréBten Herausfor-
derungen seit dem Zweiten Weltkrieg. Und in dieser Zeit
stellt die FDP als die Wirtschaftspartei — jedenfalls begreift
sie sich so — einen Antrag zu Funzelfahrten. Das finde ich
tatséchlich ziemlich beeindruckend.

(Beifall CDU und SPD)

Der Kollege Hofmann hat aus meiner Sicht in der Sache
alles gesagt. Wir werden dieses Nischenthema natiirlich
mit aller Sorgfalt behandeln. Aber ich sage Thnen: Ich fin-
de es tatsdchlich einigermaBlen verwunderlich, dass man
in Zeiten multipler Herausforderungen fiir den Weinbau
dieses Thema heute auf die Tagesordnung setzt. Ich freue
mich aber sehr, dass wir die Gelegenheit haben, einmal
iiber Weinbau, Weinkultur und Brauchtum zu sprechen.
Aber, wie gesagt, es hdtte aus meiner Sicht viele andere
Themen gegeben, mit denen man sich aus diesem Anlass
heraus hitte befassen konnen, zum Beispiel mit der Politik
der Européischen Union.

(Oliver Stirbock (Freie Demokraten): Warum habt
ihr noch nichts gemacht?)

Aus der neuen Kommission droht neue Biirokratie. Erneut
sind nachteilige Verdnderungen im EU-Haushalt und auch
bei der GAP im Gesprach — haben Sie nicht angesprochen.
Das macht aber nichts. Unser Europaminister ist in Briissel
bereits sehr aktiv

(Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten): Ja, bei Frau
von der Leyen!)

und wird dieses dicke Brett sicherlich bohren.
(Beifall CDU und SPD)

Sie hitten iliber die Herausforderungen durch den Klima-
wandel sprechen kdnnen:

(Wiebke Knell (Freie Demokraten): Was hat das da-
mit zu tun?)

Starkregen, Trockenheit, invasive Insekten und dadurch die
Gefahren neuer Krankheiten. Sprechen Sie einmal mit den
Winzerinnen und Winzern. Das sind viel groere Proble-
me, die die da haben, als Funzelfahrten. Das haben Sie
nicht gemacht, macht aber nichts.

(Beifall CDU und SPD — Wiebke Knell (Freie De-
mokraten): Das kann man aber nicht 16sen!)

Unser Umweltminister und auch der Wissenschaftsminis-
ter sind mit der Hochschule Geisenheim, einer der besten
Weinbauhochschulen der Erde, da sehr aktiv. Auch dafiir
herzlichen Dank. Die Landesregierung macht da eine her-
ausragende Arbeit.
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(Beifall CDU und SPD)

Sie hétten iiber den Rhein-Main-Link sprechen kénnen, der
droht, einige der besten Weinlagen in Hessen mit einem
Federstrich von der Landkarte zu tilgen und damit dem
Rheingau ein Stiick seiner Seele zu nehmen. Da kdnnten
Sie in Berlin tatsachlich auch selbst titig werden und selbst
etwas tun. Das haben Sie aber auch nicht angesprochen.
Auch das macht aber nichts. Axel Wintermeyer war bei der
Bundesnetzagentur. Der Ministerprisident hat den Bundes-
kanzler personlich angeschrieben. Auch da sind wir aktiv.
Auch da danke ich den Beteiligten fiir ihren Einsatz.

(Beifall CDU und SPD)

Oder Sie hitten, meine Damen und Herren der FDP, {iber
die allergrofte Herausforderung sprechen kdnnen, vor der
der deutsche Weinbau steht. Das ist nicht — oder jeden-
falls nicht nur — die allgemeine Wirtschaftslage. Es ist die
Markt- und Absatzsituation. Einige sprechen vom Uberan-
gebot, vom Preisverfall. Es geht um Discounterpreise und
die geringe Rentabilitdt. Auf dem viertgroBBten Weinmarkt
der Erde, auf dem deutschen Markt, trinken gerade einmal
40 % der Konsumenten deutschen Wein — und das mit fal-
lender Tendenz. Da miissen wir dagegenhalten. Das haben
Sie auch nicht angesprochen. Das ist schade; denn, wenn
man iiber Weinkultur spricht, dann ist das eine zentrale
Frage.

Auch da tun wir einiges. Ich nenne Schlagworter: Forder-
und Entwicklungsprogramm Wein, HALM, Pheromonfor-
derung, Steillagenforderung. Leider kann ich jetzt nicht in
die Tiefe gehen, aber ich danke unserem Landwirtschafts-
minister, der zum ersten Mal in der Geschichte des Landes
Weinbauminister ist — und ich danke auch seiner Vorginge-
rin sehr herzlich, dass sie den Weinbau und die besonderen
Kulturen immer im Blick hatten. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Thnen, liebe FDP, rufe ich zu: Wenn es Thnen wirklich um
die hohe kulturelle Bedeutung des Weinbaus in Hessen
geht, dann nehmen Sie andere Themen auf die Agenda;
denn der Weinbau steht vor wirklich grundlegenden Veran-
derungen. In Landern wie Spanien, Italien und Portugal
sind die Wein- und Rebflichen seit den Neunzigerjahren
um iiber ein Drittel geschrumpft. So weit sind wir in
Deutschland noch nicht, aber es gibt Weinanbaugebiete,
die eben diesen Weg gehen. Dariiber miissen wir reden.
Das miissen wir angehen.

(Wiebke Knell (Freie Demokraten): Stell doch mal
einen Antrag!)

Deswegen mochte ich zum Ende einen Appell an Sie alle
richten. Er ist ernst gemeint, auch wenn er vielleicht witzig
klingt. Wenn Sie zur Flasche greifen, dann greifen Sie zu
deutschem Wein. Trinken Sie deutschen Wein. Sprechen
Sie Gastronomen an, sprechen Sie Firmen an, damit sie aus
den wunderbaren 13 deutschen Weinanbaugebieten Wein
einkaufen; denn jede Flasche deutschen Weins sichert Ar-
beitspldtze in diesem Land. Jede Kiste deutschen Weins
sichert hessische Kulturlandschaften. Jeder von Thnen, je-
der von uns kann am Ende dariiber mitentscheiden, wie die
deutschen Weinanbaugebiete in 20, in 30 Jahren im wahrs-
ten Sinne des Wortes aussehen werden. — Vielen Dank.

(Beifall CDU und SPD — Wiebke Knell (Freie De-
mokraten): Fangen Sie einmal an mit dem Landtags-
restaurant!)

Prisidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank. — Jetzt wiirde ich gerne dem néchsten Redner
das Wort erteilen. Das ist Herr Miiller von BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN.

(Zuruf Wiebke Knell (Freie Demokraten))

— Ich wiirde jetzt noch einmal um Aufmerksamkeit bitten.
Ich bitte auch, die bilateralen Gespriche einzustellen. Es
scheint ein emotionales Thema zu sein. — Herr Miiller, Sie
haben das Wort.

Hans-Jiirgen Miiller (Witzenhausen) (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Frau Knell,
das ist ein wirklich {iberraschender Antrag, der mich sehr
verwundert hat. Dieser hat explizit nichts mit Wein zu tun,
sondern mit Feldrundfahrten. Ich habe selbst jahrelang ein-
oder zweimal im Jahr solche Feldrundfahrten gemacht.

(Zuruf CDU: Junggesellenabschied!)

Ich muss sagen, das war ausgesprochen unbiirokratisch.
Das ging entweder mit eigenem Traktor, oder man beauf-
tragte einen Dienstleister. Bei einem Beauftragten habe ich
schon einmal mit dem Minister auf einem Pferdewagen ge-
sessen. Das sind Betriebe, die wissen, was sie tun. Sie ha-
ben eine ordentliche Versicherung. Das kostet ein bisschen
Geld. Die haben eine Lizenz. Das funktioniert wunderbar.

Deshalb weil3 ich nicht genau, worauf Sie eigentlich hin-
auswollen. Vielleicht ergibt sich das noch irgendwie bei
den Ausschussberatungen. Ich denke, das werden wir im
Ausschuss beraten.

Ich kann nur sagen, bei so etwas braucht es eine ordentli-
che Versicherung, eine Betriebshaftpflicht usw. Ich durch-
blicke aber nicht genau, was Sie wollen. — Trotzdem scho-
nen Abend Thnen allen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, CDU und
SPD)

Prasidentin Astrid Wallmann:

Vielen Dank, Herr Miiller. — Als Néchster hat der zustiandi-
ge Weinbauminister das Wort. Herr Jung, Sie haben das
Wort.

(Mathias  Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Die Redezeit ist gesetzt!)

Ingmar Jung, Minister fiir Landwirtschaft und Um-
welt, Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat:

Frau Prisidentin, meine Damen und Herren! Das mit der
Zustdndigkeit ist so eine Sache. — Herr Miiller hat tatsédch-
lich vieles von dem gesagt, was mir auch durch den Kopf
gegangen ist. Die letzte dieser Fahrten, die ich gemacht
habe, habe ich gemeinsam mit Thnen gemacht. Da hat es
jedenfalls funktioniert.

(Mathias  Wagner (Taunus) (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN): Nehmt doch mal die Frau Knell mit!)

— Frau Knell kann beim nichsten Mal gern mitkommen.
Das ist jetzt aber gar nicht das Thema.
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Offen gestanden, finde ich es etwas schade, dass wir bei
der ersten Debatte iiber den Weinbau mit dem Titel ,,Up-
date fiir die hessische Weinkultur® am Ende nur iiber ein
Thema sprechen, das zumindest nicht das ist, auf das ich
standig von Weinbauverbanden und Winzern angesprochen
werde.

(Beifall CDU und SPD)

Wir haben uns den Erlass natiirlich gemeinsam mit dem
Kollegen Mansoori angeschaut. Wir werden auch schauen,
ob wir das eine oder andere vielleicht noch klarer fassen
konnen. Nach unserer ersten Analyse ist es aber ein kurzer,
klarer Erlass, der alles regelt, was geregelt werden muss.
Wenn Sie mir eine E-Mail geschrieben hétten mit der Bitte,
sich das anzuschauen, dann hétte ich diese E-Mail an das
Wirtschaftsministerium weitergeleitet. Dieser klare, kurze
und unbiirokratische Erlass — ein herzliches Lob {iibrigens
an Tarek Al-Wazir — ist aus dem Jahr 2022.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und verein-
zelt CDU)

Wir schauen, ob man an dieser Stelle vielleicht noch etwas
konkretisieren kann.

Jetzt ganz ehrlich: Bei Ingo Schons Rede habe ich kurz
iiberlegt, ob ihm irgendjemand zuvor meinen Stichwortzet-
tel gegeben hat; denn ich hatte all diese Punkte selbst auf
dem Zettel und wollte sie ansprechen. Das mag daher kom-
men, dass wir beide aus dem oberen Rheingau kommen
und dort aufgewachsen sind und wir die Probleme dort
tatsdchlich kennen.

Wir haben tatsdchlich eine Absatzkrise auf dem deutschen
Markt, insbesondere auf dem Offenweinmarkt. Wir haben
das Problem, dass wir hier zu wenig konsumieren. Nein,
nicht zu wenig konsumieren, sondern zu wenig deutschen
Wein konsumieren.

(Heiterkeit und Beifall)

— Ich habe es doch gar nicht so gemeint. — Im Ergebnis
gehort schon dazu, dass die Anbaufliche insgesamt nach
oben geht, wihrend der Konsum zuriickgeht. Schauen
Sie sich das aber einmal an. Ingo Schon hat die Zahl
genannt. 41 % der in Deutschland konsumierten Weine
sind aus Deutschland. Das ist insbesondere fiir ein Land
wie Hessen bedeutsam. Da sind wir uns doch hoffentlich
alle einig. Wir haben 100 Millionen Euro Umsatz. Wir
haben 900 Betriebe, die mit ihren Familien davon leben,
die Wertschopfungsketten erhalten, die Kulturlandschaft
erhalten. Wir haben als Land Hessen das grofite Weingut
Deutschlands mit ausgezeichneten Weinen. Wir haben mit
der Hochschule Geisenheim einen Schatz, wie ihn fast nie-
mand sonst in Europa hat. Es gibt vielleicht noch eine
weitere vergleichbare Anstalt. Uns gelingt es leider immer
noch nicht genug, zu zeigen, was wir alles haben und wor-
auf wir stolz sein konnen.

(Beifall CDU und SPD)

Sie kennen das doch auch, meine Damen und Herren.
Sie gehen zu Veranstaltungen, und jemand erzdhlt Thnen:
Wir machen heute Abend ein ganz besonderes Buffet. Wir
haben ganz tolle Produkte. — Dann wird immer erklért:
Alles ist regional. Wir haben Fleisch vom Nachbarort. Die
Eier sind vom Nachbarn auf der anderen Strallenseite. Die
Nudeln haben wir aus dem néchsten Ort geholt. Alles ist
regional. — Und dann steht da der franzdsische Wein auf
dem Tisch. Das passiert uns leider immer wieder. Da miis-

sen wir das Bewusstsein schéirfen. Wir miissen zeigen, was
wir in Hessen haben. Auflerdem miissen wir offener und
klarer dafiir eintreten.

(Beifall CDU, SPD und Wiebke Knell (Freie Demo-
kraten))

Wir haben die Absatzforderung fiir beide Weinbauverbén-
de fiir die Jahre 2024 und 2025 erhoht. Wir haben die
Pheromonforderung erhalten. Wir verdoppeln die Steilla-
genforderung zumindest ab 40 Grad Hangneigung. Wir
sind im intensiven Austausch mit den Weinbauverbédnden,
und wir arbeiten alle daran. Lassen Sie uns doch gemein-
sam Uber die Fragen diskutieren, die die Winzerinnen und
Winzer wirklich beschéftigen.

Frau Knell, Sie sagen zu Recht, dass in Hessen weni-
ger Weinbergsfahrten stattfinden. Wie ist es aber mit der
Marktwirtschaft und mit der Kultur? Sie sprechen von der
Kultur. Diese Weinbergsfahrten haben bei uns einfach eine
geringere Tradition. Diese Funzelfahrten finden traditionell
in Rheinhessen statt, und das ist auch gut so. Das ist doch
schon. Dann kann man hiniiberfahren und das dort einmal
wahrnehmen.

(Vereinzelter Beifall CDU und SPD)

Unsere hessischen Winzerinnen und Winzer haben eben
andere Konzepte entwickelt. Wenn ich denen jetzt erzdhle,
dass das das Problem sein soll, nehmen sie das nicht ernst.
Wir sind mitten in der Weinlese. Mein Heimatort ist einer
der letzten, in dem in diesem Jahr die Weinlese stattfindet.
Wir sind mitten in der Rieslinglese. Da kann man jetzt
keine Funzelfahrten machen. Unterstiitzen Sie die Winzer,
fahren Sie einmal raus und schauen sich an, was die ma-
chen.

Ich freue mich, wenn wir die Debatte erweitern konnen.
Wir konnen ja gerne im Ausschuss schauen, ob wir den
Antrag um einige Dinge anreichern.

(Hans-Jirgen Miiller (Witzenhausen) (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN): Oder eine Weinbergsfahrt!)

Wir koénnen noch iiber ein paar andere Dinge sprechen.
Das wiirde mich jedenfalls freuen.

(Unruhe)

— Meine Damen und Herren, jetzt wird es so laut, dass ich
besser authore. — Im Ergebnis freue ich mich sehr, dass
wir heute Abend die Gelegenheit hatten, zum ersten Mal
iiber den Weinbau zu sprechen. Sollte uns die Prisidentin
jetzt gleich entlassen, was ich hoffe, wiinsche ich Thnen
allen einen wunderschonen Feierabend, wenn Sie wollen,
vielleicht bei einem guten Glas hessischem Wein. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall CDU, SPD, vereinzelt AfD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Priasidentin Astrid Wallmann:
Vielen Dank.

Nach dieser lebhaften Debatte tiberweisen wir diesen An-
trag an den Landwirtschaftsausschuss.

Die Appelle aufgreifend, die vorhin bereits genannt wor-
den sind, wiinsche ich Thnen zwei schone Herbstferienwo-
chen. GenieBlen Sie sie. Trinken Sie vielleicht ein Glas
deutschen Wein. Machen Sie eine Weinbergsfahrt oder
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auch etwas anderes. Kommen Sie auf jeden Fall gesund
wieder.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 19:46 Uhr)
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Anlage 1 (zu Tagesordnungspunkt 13)

Nach § 109 Absatz 2 GOHLT zu Punkt 13 der
Tagesordnung, Drucks. 21/1075, zu Protokoll ge-
gebene Stellungnahme

Oliver Stirbock (Freie Demokraten):

Sehr geehrte Damen und Herren, stellen Sie sich vor, Sie
wdren ein Biirgermeister oder eine Biirgermeisterin und
hiitten die Fdhigkeit, in die Zukunft zu blicken. Sie kénnten
sehen, wie sich Ihre Stadt entwickelt, welche Auswirkungen
Thre Entscheidungen haben, und sogar Probleme l6sen, be-
vor sie schwierig werden. Klingt das wie Science-Fiction?
— Digitale Zwillinge machen das moglich.

Digitale Zwillinge sind das digitale Abbild einer Stadt. Im-
mer mehr Kommunen und Versorgungsunternehmen nutzen
die damit verbundenen Chancen. Ich will das gerne an
konkreten Beispielen beschreiben:

In Hannover wurde ein digitaler Zwilling entwickelt, der
die Sonneneinstrahlung auf Ddcher und Winde simuliert.
Dabei wird sogar der Einfluss des Baumbestands beriick-
sichtigt. Dieses Modell erméglicht eine prizise Planung
von Solaranlagen und unterstiitzt so direkt die Energiewen-
de in der Stadt.

Stuttgart nutzt einen digitalen Zwilling zur Modellierung
von Luftschadstoffbelastungen. Durch die Verkniipfung von
Verkehrsdaten, Windsimulationen und 3-D-Stadtmodellen
konnen Prognosen zur Luftqualitdt erstellt werden mit dem
Ziel, die Luftqualitdit zu verbessern.

In Hamburg wurde ein ,, Cockpit fiir Stddtische Infrastruk-
turen”, CoSI, entwickelt. Dieses Tool integriert sozial-
statistische Informationen mit Fachdaten verschiedener
Disziplinen und ermoglicht so eine interdisziplindre Pla-
nung stddtischer Infrastrukturen. Das 3-D-Stadtmodell von
Hamburg mit seinen 380.000 Gebduden wird in der gesam-
ten Stadtplanung eingesetzt.

In Hamburg konnen aber auch Privatpersonen von diesen
Daten profitieren. Das virtuelle Stadtmodell steht als Open
Data im Transparenzportal des Landesbetriebs Geoinfor-
mation zur Verfiigung. Hier zeigt sich, wie wichtig eine
umfassende Open-Data-Strategie ist.

Aber auch hessische Kommunen und Versorger nutzen das
Konzept digitaler Zwillinge:

Die Mainova, Hessens grdfiter Energieversorger, hat ei-
nen digitalen Zwilling der Stadt Frankfurt erstellt, um die
kommunale Wirmeplanung umzusetzen. Hier werden alle
Leitungen, Straflen, Gebdude usw. digital erfasst, um die
Fernwdrmeversorgung effektiv zu planen.

Auch kleinere Gemeinden wie Hofbieber im Landkreis Ful-
da sehen darin Chancen. Die Gemeinde Hofbieber plant,
bis 2030 klimaneutral zu werden, indem sie einen digitalen
Zwilling zur Umweltmodellierung nutzt. Dieser nutzt Um-
weltdaten und 3-D-Simulationen, um die realen Bedingun-
gen nachzubilden. Dies reicht von CO,-Emissionen bis hin
zur Wéirmeausbreitung und zu Uberschwemmungsrisiken.

Diese Beispiele zeigen: Digitale Zwillinge sind keine Zu-
kunfismusik, sondern schon heute ein wertvolles Werkzeug
fiir innovative Stadtplanung und -verwaltung.

Sehr geehrte Frau Ministerin, ja, wir wissen auch, dass
das Land schon vereinzelt solche Projekte fordert, bei-
spielsweise die Stadt Wiesbaden aus dem Programm ,,Star-
ke Heimat Hessen". Da geht es um Verkehrsplanung. Nur,
liebe Landesregierung: Das ist alles viel zu langsam, we-
nig zielgenau und schwerfdllig.

Unsere Fraktion war letzte Woche in Tallinn, der estni-
schen Hauptstadt. Wer noch nicht dort war: Ich kann Ihnen
einen Besuch nur empfehlen. Da kommen Sie aus dem
Staunen nicht mehr raus. Wir sind dagegen ein digitalpoli-
tisches Entwicklungsland.

Was Sie, Frau Ministerin, als grofie Errungenschaft feiern,
das gibt es dort schon zehn oder 20 Jahre. Der Vertrag fiir
den Autokauf oder die Unterzeichnung des Mietvertrages
fiir die Wohnung: selbstverstindlich digital, weil die digi-
tale Signatur sicherer ist als ein Blatt Papier. Die Anmel-
dung eines Unternehmens? Zehn Minuten online. Wihlen?
Uber 50 % der Menschen stimmen digital ab, kiinfiig sogar
mit dem Handy.

Deshalb unser Appell: Lehnen Sie sich nicht zuriick. Fei-
ern Sie sich nicht fiir Dinge, die im Rest Europas lingst
selbstverstandlich sind. Geben Sie endlich Gas, indem Sie
unseren Antrag unterstiitzen und eine Strategie fiir eine
flichendeckende Nutzung von Tools wie digitalen Stadtmo-
dellen vorlegen.
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Anlage 2 (zu Tagesordnungspunkt 13)

Nach § 109 Absatz 2 GOHLT zu Punkt 13 der
Tagesordnung, Drucks. 21/1075, zu Protokoll ge-
gebene Stellungnahme

Sebastian Sommer (Hochtaunus) (CDU):

Bevor ich auf den Antrag der FDP eingehe, mochte ich
kurz erldutern, was ein digitaler Zwilling ist und welches
Potenzial er bietet. Ein digitaler Zwilling ist ein virtuelles
Modell, das ein reales Objekt méglichst prdzise nachbil-
det. Nehmen wir beispielsweise eine Briicke: Diese wird
mit Sensoren ausgestattet, die verschiedene Funktionsbe-
reiche tiberwachen, wie die Auslastung durch Fahrzeuge,
Temperatur, Wetterbedingungen und Schwingungen. Die
gesammelten Daten werden anschlieffend in ein Verarbei-
tungssystem iibertragen und auf den digitalen Zwilling an-
gewendet.

Mit diesen Daten versorgt, kann der digitale Zwilling ge-
nutzt werden, um Simulationen durchzufiihven, Leistungs-
probleme zu analysieren und vor allem Optimierungsmog-
lichkeiten zu identifizieren. Diese Verbesserungen lassen
sich dann auf das reale Objekt iibertragen. Dank moder-
ner Technik und Digitalisierung sind solche Fortschritte
moglich. Es ist daher sehr zu begriifien, dass wir als
Land die richtigen Rahmenbedingungen schaffen und die
Kommunen darin unterstiitzen, die Vorteile eines digitalen
Zwillings zu nutzen.

Dies spiegelt sich auch in den neun Punkten des FDP-An-
trags wider, auch wenn dieser handwerklich nicht ganz
sauber ist. Antrag und Begriindung sind teils redundant
und gehen ineinander iiber. Dariiber hinaus werden eini-
ge Punkte nur vage angeschnitten, obwohl sie durchaus
verniinftig und diskussionswiirdig sind. Dazu gehdren bei-
spielsweise der Einsatz von Landesmitteln fiir Pilotprojek-
te, die Auswirkungen auf die Wirtschaft, Schulungsangebo-
te fiir kommunale Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder
die Idee von Technologiepartnerschaften.

Ich freue mich auf eine tiefer gehende Diskussion im Aus-
schuss. Wir sollten auch Informationen aus dem Digital-
ministerium einbeziehen, um bestehende Strukturen und
Ideen aus dem Antrag zu verkniipfen. Die Méglichkeiten,
die digitale Zwillinge bieten, sind vielfiltig. Sie schaffen
Mehrwerte fiir die Wirtschaft, Biirgerinnen und Biirger so-
wie fiir die Kommunen. Dies wird im Antrag der FDP mit
viel Prosa beschrieben.

Der Auftrag, digitale Zwillinge zu einem niitzlichen Werk-
zeug fiir unsere Kommunen zu machen, ist richtig und
wichtig. So konnen Planungen, insbesondere im Bereich
der Infrastruktur, wie bei der eingangs erwdihnten Briicke,
erheblich verbessert werden. Unser Ziel muss es sein, digi-
tale Zwillinge zu erméglichen, um reale Verbesserungen zu
schaffen und Infrastrukturen effizienter instand zu halten.

Ich freue mich auf die weitere Diskussion und die Bearbei-
tung im Digitalausschuss.
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Anlage 3 (zu Tagesordnungspunkt 13)

Nach § 109 Absatz 2 GOHLT zu Punkt 13 der
Tagesordnung, Drucks. 21/1075, zu Protokoll ge-
gebene Stellungnahme

Karsten Bletzer (AfD):

Leider besteht der vorliegende Antrag tiberwiegend aus
Fiillmaterial. Selbstverstdindlich stehen die Kommunen
vor grofen Herausforderungen in der Stadtentwicklung.
Selbstverstindlich sind Digitalisierung und die Entwick-
lung digitaler Zwillinge komplexe Herausforderungen.
Und selbstverstindlich konnen digitale Zwillinge helfen, in
den Verwaltungen Fehlentscheidungen zu verhindern. Das
alles ist nicht neu.

Sie fordern die Schulung der Verwaltungsmitarbeiter im
Umgang mit neuen Technologien. Wunderschén — aber le-
sen Sie die Pressemitteilung des Digitalministeriums vom
14. Dezember 2023. Sie informiert dariiber, die Aus- und
Fortbildung der Beschdftigten der Verwaltung im Bezug
zur Digitalisierung zu intensivieren.

Weiter soll die Landesregierung aufgefordert werden, ,,die
Vorteile und Potenziale digitaler Zwillinge nutzbar zu ma-
chen”. Hierzu eine Pressemitteilung des Digitalministeri-
ums vom 9. August 2023: Die Stadt Neu-Isenburg begibt
sich mit Unterstiitzung der Landesregierung auf den Weg
zur Smart City, inklusive digitalem Zwilling des Verkehrs-
netzes.

Olffenbar kennen Sie auch nicht die Projekte Ihrer Bundes-
regierung, zum Beispiel die Modellprojekte Smart Cities.
Das sind 73 Projekte in Deutschland zur Entwicklung von
smarten Stddten und Regionen. Ihre Bundesregierung un-
terstiitzt das Ganze bereits mit vollen 820 Millionen Euro.

Kurzum, zumindest im Moment besteht kein Handlungsbe-
darf, und Sie sind wieder einmal zu spdt.
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Anlage 4 (zu Tagesordnungspunkt 13)

Nach § 109 Absatz 2 GOHLT zu Punkt 13 der
Tagesordnung, Drucks. 21/1075, zu Protokoll ge-
gebene Stellungnahme

Matthias Korner (SPD):

Der Antrag der FDP zur Nutzung der digitalen Zwillinge
hebt wichtige Themen wie die Integration von Echtzeitda-
ten, die Optimierung der Ressourcennutzung und die Ver-
besserung der Biirgerbeteiligung hervor. Es wird deutlich,
dass digitale Zwillinge in der Lage sind, Stidte smarter
und effizienter zu machen. Die geforderte finanzielle Un-
terstiitzung fiir Pilotprojekte in unterschiedlichen Kommu-
nen ist ein sinnvoller Ansatz, um den Einsatz dieser Tech-
nologien in der Praxis zu erproben.

Dennoch zeigt sich, dass der Antrag an einigen Stellen
an Tiefe vermissen lisst. So wird beispielsweise die Ver-
kniipfung zu bestehenden Initiativen wie dem Programm
,,Starke Heimat Hessen" oder der Geschidfisstelle Smarte
Region im Digitalministerium nicht hergestellt. Diese Pro-
gramme sind bereits auf Landesebene aktiv und konnten
mafgeblich zur Umsetzung eines landesweiten Konzepts
fiir digitale Zwillinge beitragen.

Ebenso wird die Verbindung zu den bundesweiten Entwick-
lungen vernachldssigt, zum Beispiel das bis Dezember
2026 laufende Projekt , Digitaler Zwilling Deutschland
des Bundesamts fiir Kartographie und Geoddsie in Frank-
furt. Dieses Projekt soll ein detailliertes digitales Abbild
Deutschlands schaffen, das es ermdglicht, nachhaltige Ent-
scheidungen in raum- und geobezogenen Bereichen zu tref-
fen. Es geht dabei um eine bislang unerreichte Genauig-
keit, die von Hochhdusern bis hin zu Verkehrsampeln alle
grundlegenden Geo-Objekte abbilden soll.

Auch das vom FDP-gefiihrten Bundesverkehrsministerium
ins Leben gerufene Projekt ,, Digitale Zwillinge fiir Infra-
struktur, Bau, Wohnen — von Theorie und Konzeption
in die Praxis* sollte nicht unerwdhnt bleiben. Dieses Zu-
wendungsprojekt bietet potenziellen Anwendern einen um-
fassenden Uberblick iiber konzeptionelle Ansiitze, Anwen-
dungsfille und die praktischen Schritte bei der Einfiihrung
von digitalen Zwillingen. Auf der Webseite des Bundes-
verkehrsministeriums — hatte ich schon gesagt, dass es
FDP-gefiihrt ist? — finden sich dazu interessante Ergebnis-
berichte.

Hier geht es nicht nur um die Technik, sondern um eine
umfassende Strategie, die Konzepte wie BIM, Building In-
formation Modeling, und GIS, geografische Informations-
systeme, integriert, um Daten optimal zu nutzen und Syner-
gien zu schaffen.

Ein digitaler Zwilling ist weit mehr als ein digitales Ab-
bild. Er muss in ein umfassendes technisches und orga-
nisatorisches Gesamtkonzept eingebettet werden, um sei-
nen vollen Nutzen zu entfalten. Dies wird im Antrag der
FDP leider nicht ausreichend beriicksichtigt. Anstatt auf
die Komplexitdit und die notwendigen strukturellen Voraus-
setzungen einzugehen, bleibt der Antrag bei allgemeinen
Schlagworten.

Zum Abschluss meine dringende Bitte: Es gibt bestimm-
te Themen — und die digitalen gehoren definitiv dazu —,
bei denen wir hier im Haus dazu neigen, viele Antrdige

einzubringen, die vor allem auf das Aufzdhlen von Schlag-
wértern abzielen. Das sorgt dann zwar fiir einen beeindru-
ckenden Aufiritt. Einige konnen zeigen, dass sie kompli-
zierte englische Begriffe beherrschen und dass sie iiber
den neuesten Trend aus dem Silicon Valley Bescheid wis-
sen. Es sind dann vielleicht unterhaltsame 30 Minuten.
Aber wirklich weiterbringen — das tut es uns nicht. Ich
wiirde mir wiinschen, dass wir uns das manchmal erspa-
ren.
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Anlage S (zu Tagesordnungspunkt 13)

Nach § 109 Absatz 2 GOHLT zu Punkt 13 der
Tagesordnung, Drucks. 21/1075, zu Protokoll ge-
gebene Stellungnahme

Torsten Leveringhaus (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Wir befinden uns in einer Zeit, in der sich die Anforde-
rungen an Stadtplanung, Infrastruktur und Ressourcenma-
nagement schneller verdndern als jemals zuvor. Die Her-
ausforderungen, vor denen unsere Kommunen stehen, sind
immens. Sie reichen von der effizienten Nutzung von Echt-
zeitdaten bis hin zur Einbindung der Biirgerinnen und Biir-
ger und der Bewdltigung von Krisensituationen.

Vor diesem Hintergrund unterstiitzen wir als GRUNE
grundsdtzlich den vorliegenden Antrag der Freien Demo-
kraten zur Einfiihrung von digitalen Zwillingen fiir die hes-
sischen Stddte und Gemeinden.

Digitale Zwillinge sind ein zukunfisweisendes Konzept. Sie
ermoglichen es uns, einzelne Baumafinahmen oder ganze
Kommunen digital abzubilden und auf der Grundlage von
Echtzeitdaten Simulationen und Vorhersagen durchzufiih-
ren. Damit schaffen wir eine Grundlage, um besser und
schneller auf verdnderte Bedingungen reagieren zu kon-
nen.

Ob es sich um Verkehr, Umweltschutz, Energieeffizienz
oder Krisenbewdltigung handelt — die Einsatzméglichkei-
ten sind vielfiltig und versprechen, unsere Stidte und
Gemeinden effizienter, nachhaltiger und lebenswerter zu
gestalten.

Die Moglichkeit, verschiedene Datenquellen zu integrieren
und in Echtzeit zu analysieren, erdffnet uns neue Perspekti-
ven in der Entscheidungsfindung. Insbesondere die Szena-
rio-Analysen, die mithilfe dieser digitalen Modelle moglich
sind, versetzen uns in die Lage, prdzise und datenbasierte
Entscheidungen zu treffen. Dies fiihrt nicht nur zu einer op-
timierten Nutzung der Ressourcen, sondern auch zu einer
Reduktion von Emissionen und damit zu einem wichtigen
Beitrag zur Erreichung unserer Klimaziele.

Der Antrag hebt aufSerdem hervor, dass die Digitalisierung
nicht nur technologische Vorteile mit sich bringt, sondern
auch die Beteiligung der Biirgerinnen und Biirger fordert.
Durch die Bereitstellung transparenter Daten und Informa-
tionen konnen die Biirgerinnen und Biirger besser in die
Entscheidungsprozesse eingebunden werden. Dies schafft
Vertrauen und stirkt die demokratischen Strukturen auf
kommunaler Ebene. Gerade in Zeiten, in denen das Ver-
trauen in politische Prozesse oft infrage gestellt wird, ist
dies ein besonders wertvoller Aspekt.

An dieser Stelle ein Ergdnzungswunsch: die Einbindung
von Sensoren aus Community-Projekten. Diese mogen eine
geringere Qualitit der Daten aufweisen, sind aber oft in
viel gréflerer Stiickzahl vorhanden. Sie kdnnen als extra
Layer eingebunden werden und somit nach Bedarf ein-
bzw. ausgeblendet werden. Je nach Anforderung kann so
ein engmaschigeres Bild erstellt werden.

Gleichzeitig schdtzen wir so das Engagement von vie-
len Menschen in Hessen wert, die mithilfe von digitaler
Technik ihre Kommune besser machen wollen. Oder, um
Punkt 6 Ihres Antrags zu zitieren: Auch dies fordert aus

meiner Sicht die Partizipation von Biirgerinnen und Biir-
gern und Interessengruppen.

Gleichzeitig sehen wir doch auch die Herausforderungen,
die mit der Einfiihrung dieser neuen Technologie verbun-
den sind. Der Aufbau der technischen Infrastruktur, die
Integration von Echtzeitdaten und die Schulung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sind keine einfachen Aufga-
ben. Sie erfordern Zeit, Ressourcen und eine enge Zusam-
menarbeit mit Technologiepartnern und wissenschaftlichen
Einrichtungen. Hier miissen wir sicherstellen, dass diese
Prozesse reibungslos verlaufen und dass die notwendigen
finanziellen Mittel bereitgestellt werden, um die Umsetzung
in den Kommunen zu erméglichen.

Ein wichtiger Punkt ist, dass nicht nur die grofien Stddte
von den Vorteilen der digitalen Zwillinge profitieren sollen,
sondern auch die kleineren Kommunen. Sie diirfen nicht
abgehdngt werden. Pilotprojekte sind ein guter Weg, um
zu testen, wie diese Technologie in verschiedenen Grofsen-
ordnungen funktioniert und welche spezifischen Herausfor-
derungen aufireten.

Gleichzeitig sei an der Stelle auch darauf hingewiesen,
dass es in der letzten Legislaturperiode schon digitale
Zwillinge in Hessen gab. Erwdhnt sei hier die Stadt Wies-
baden, die dafiir auch eine Forderung des Landes erhalten
hat.

Natiirlich sollten wir nicht naiv sein: Der Einsatz von digi-
talen Zwillingen ist kein Allheilmittel. Aber er bietet uns
die Chance, unsere Planungen intelligenter und voraus-
schauender zu gestalten. Fehler, die in der Vergangenheit
aufgrund fehlender Daten oder mangelhafter Abstimmung
entstanden sind, konnen vermieden werden. Vor allem
in Bereichen wie dem Verkehrsmanagement, der Stadtent-
wicklung und der Krisenvorsorge erwarten wir deutliche
Verbesserungen durch den Einsatz dieser Technologie.

In diesem Sinne freue ich mich auf die Beratung im Aus-
schuss.
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Anlage 6 (zu Tagesordnungspunkt 13)

Nach § 109 Absatz 2 GOHLT zu Punkt 13 der
Tagesordnung, Drucks. 21/1075, zu Protokoll ge-
gebene Stellungnahme

Prof. Dr. Kristina Sinemus, Ministerin fiir Digitalisie-
rung und Innovation:

Digitalisierung ist die Antwort auf einige der dringends-
ten kommunalen Herausforderungen. Die Kommune der
Zukunft wird ein sehr komplexes und vernetztes ,,System
aus Systemen * sein, und einen Teil dieser smarten Kommu-
ne werden die Elemente des digitalen Zwillings bilden.

Daseinsvorsorge modernisieren, Ressourcen schonen, dem
Fachkrdftemangel in der Verwaltung begegnen, Planungs-
und Entscheidungsprozesse optimieren und damit Mehr-
werte fiir Biirger vor Ort schaffen: Digitalisierung ist hier
der richtige Ansatz auf kommunaler Ebene.

Das zeigen auch die vielen Beispiele aus unserer For-
derung smarter Kommunen und Regionen im Programm
., Starke Heimat Hessen ™, mit der wir Kommunen und be-
sonders auch interkommunalen Kooperationen seit 2021
die Umsetzung von Digitalisierungsvorhaben ermoglichen.
Jahrlich stehen dafiir 16 Millionen Euro zur Verfiigung.
Insgesamt 91 Projekte konnten seit Beginn der Férderung
bewilligt werden.

Datenplattformbasierte Projekte und digitale Zwillinge
spielen dabei eine zentrale Rolle. Tools wie der digitale
Zwilling konnen nachhaltig helfen, um Abldufe zu standar-
disieren und diese effizienter und zeitsparender zu gestal-
ten. Zudem bleiben die Daten stets auf dem aktuellsten
Stand. Davon profitieren nicht nur die Beschdftigten der
Verwaltung, sondern durch die Zugriffsméglichkeit ver-
schiedener Abteilungen auch die Biirgerinnen und Biirger,
wenn sie zum Beispiel Anfragen fiir ein Bauvorhaben stel-
len. Das ist biirgerfreundliche Verwaltungsmodernisierung.

Diesen Nutzen mochte ich an einigen Beispielen verdeutli-
chen:

Die Landeshauptstadt Wiesbaden setzt mithilfe einer
., Starke Heimat “-Forderung in Héhe von 371.214 Euro
einen digitalen Zwilling um, damit kiinftig Markierungen
und Beschilderungen mit wenig Aufwand geplant und
tiberblickt werden konnen.

Dass der digitale Zwilling nicht nur fiir grofsere Kommu-
nen relevant ist, beweist Hofbieber: Mithilfe einer Lan-
desforderung in Hohe von 171.360 Euro hilft hier kiinstli-
che Intelligenz beim Finden von Losungen fiir den Klima-
schutz. In einem weiteren Férderprojekt werden mithilfe
von Building Information Modeling mit Kl-unterstiitzter
Mess- und Steuerungstechnik Sanierungs- und Optimie-
rungspotenziale an Gebduden identifiziert.

Die retoflow GmbH aus Kassel entwickelte mithilfe einer
Distr@I-Férderung in Héhe von 158.115 Euro einen di-
gitalen Zwilling des Strom- und Wirmenetzes, mit dem
die Auslastung des gekoppelten Energiesystems untersucht
werden kann. Netzplaner von Stadtwerken und Netzbetrei-
bern kénnen mithilfe der digitalen Plattform das Energie-
system ganzheitlich denken und mit dem Simulationsmodell
Planungsvarianten fiir zukiinftige Versorgungskonzepte er-
stellen.

Sie sehen: Es passiert dank der engagierten Menschen
vor Ort und unserer Unterstiitzung schon einiges in den
hessischen Kommunen.

Wie diese Beispiele zeigen: Digitale Zwillinge bieten Kom-
munen die Moglichkeit, ihre physischen Infrastrukturen
und Prozesse in einer virtuellen Umgebung prdzise zu si-
mulieren und zu iiberwachen.

Diese Beispiele zeigen auch: Die Landesregierung inves-
tiert bereits in die Thematik und ermoglicht Kommunen
mithilfe der Mittel aus dem Programm ,, Starke Heimat
Hessen* die Implementierung digitaler Zwillinge und den
Aufbau entsprechender Datengrundlagen.

Hier gilt: Um das Potenzial von digitalen Zwillingen auf
kommunaler Ebene voll ausschopfen zu kénnen, miissen
vor allem die richtigen Datengrundlagen gegeben sein.
Digitale Zwillinge sind Modelle, die aus Daten erstellt
werden. Und diese Modelle funktionieren umso besser, je
besser die Datengrundlage ist.

Genau diese Schaffung von Grundlagen fordern wir mit
dem Programm ,,Starke Heimat Hessen". Das haben wir
nicht nur in der letzten Legislaturperiode mit insgesamt
rund 64 Millionen Euro getan. Wir werden die Férderung
auch in dieser Legislaturperiode fortsetzen und dabei den
Transfer und die Nachnutzung der bereits erfolgreich um-
gesetzten Projekte in den Fokus riicken.

Wesentliche Voraussetzung fiir die Digitalisierung in den
Kommunen bildet eine moderne und leistungsfihige digita-
le Infrastruktur mit flichendeckendem Zugang zu gigabit-
fahigem Internet, mobilem WLAN, einer liickenlosen Mo-
bilfunkversorgung und starken Rechenkapazititen.

Hier steht Hessen gut da: Uber die Hilfte der Haushalte
verfiigt iiber einen Glasfaserzugang, rund 73 % der Haus-
halte kénnen auf Geschwindigkeiten von bis zu 1 GBit/s
zugreifen, 97 % der Schulen und 99 % der Plankranken-
héuser sind gigabitfihig erschlossen, innerhalb von nur
zwei Jahren wurden tiber 4.000 Mobilfunkstandorte neu er-
richtet oder modernisiert, und mit dem DE-CIX in Frank-
furt befindet sich einer der weltweit gréfiten und leistungs-
fahigsten Internetknotenpunkte in Hessen.

Diese Voraussetzungen schaffen die Grundlage fiir eine
Smart Region Hessen. Sie bilden die Basis, um Technolo-
gien wie den digitalen Zwilling effizient einzusetzen und
so kommunale Prozesse und Entscheidungen nachhaltig zu
verbessern.

Damit auch noch nicht geforderte Kommunen von den Er-
fahrungen der gefirderten profitieren kdnnen, bieten wir
tiber die 2020 gegriindete Geschidfisstelle Smarte Region
Transferformate wie Erfahrungskreise, eine Best Practice
Datenbank, Vorlagen und Blaupausen an. In einem dieser
Erfahrungskreise werden regelmdfig auch die Themen Da-
tenplattform und digitaler Zwilling behandelt.

Diese Angebote der Geschiftsstelle tragen ebenso zur
Qualifizierung von Verwaltungsmitarbeitenden bei wie die
Angebote des KommunalCampus oder auf Bundesebene
der Koordinierungs- und Transferstelle Modellprojekte
Smart Cities, KTS. Denn Hessen agiert hierbei nicht iso-
liert, sondern vernetzt mit Partnern auf Bundes- und EU-
Ebene:
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Erstens. In der Arbeits- und Entwicklungsgemeinschaft Ur-
bane Digitale Zwillinge der Koordinierungs- und Transfer-
stelle Smart Cities, KTS, bearbeiten die geforderten Kom-
munen aus Hessen gemeinsam verschiedene Einsatzberei-
che von digitalen Zwillingen im kommunalen Umfeld wie
., Energieoptimierung und Ressourcenoptimierung”, , Kli-
maschutz, Klimaanpassung und Resilienz* und ,, Mobili-
tdt“.

Zweitens. Dariiber hinaus entsteht gerade eine DIN-Norm
fiir digitale Zwillinge fiir Stddte und Kommunen. Auch
Unternehmen aus Hessen sind hier Teil des mit dieser Auf-
gabe beauftragten Konsortiums und arbeiten daran, dass
diese wichtige Grundlage fiir Kommunen geschaffen wird.

Mit dem Ausbau einer leistungsfihigen digitalen Infra-
struktur, der Forderung innovativer, ressourcenoptimierter
Losungen und der Unterstiitzung des Transfers und der
Nachnutzung begleiten wir Kommunen und Regionen auf
ihrem Digitalisierungsweg. Digitale Zwillinge sind dabei
ein wesentlicher Baustein, auf den wir auch in Zukunft
weiterhin setzen.
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Politische Bildung an Schulen stärken – Demokratie verteidigen
– Drucks. 21/1149 –
	Dringlicher Entschließungsantrag
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Politische Bildung und Wertevermittlung als fester Bestandteil der schulischen Ausbildung wird stetig ausgebaut und weiterentwickelt
– Drucks. 21/1176 –
	Sascha Meier (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Christian Wendel (CDU):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Heiko Scholz (AfD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Heiko Scholz (AfD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Moritz Promny (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Nina Heidt-Sommer (SPD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Dr. Manuel Lösel, Staatssekretär im Ministerium für Kultus, Bildung und Chancen:
	Vizepräsidentin Angela Dorn:

	Antrag
Fraktion der AfD
Finanzplatz Frankfurt darf durch Commerzbank-Übernahme keine Schwächung erleiden
– Drucks. 21/1119 –
	Dringlicher Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Finanzplatz Frankfurt stärken, Marktwirtschaft erhalten
– Drucks. 21/1172 –
	Dringlicher Antrag
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Commerzbank ist integraler Bestandteil des Finanzplatzes Frankfurt
– Drucks. 21/1175 –
	Andreas Lichert (AfD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:

	Dritte Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Gesetz zur Änderung des Hessischen Hochschulgesetzes und des Gesetzes für die hessischen Universitätskliniken
– Drucks. 21/1180 zu Drucks. 21/1093 zu Drucks. 21/646 –
	Ingo Schon, Berichterstatter:
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Dr. Frank Grobe (AfD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Frederik Bouffier (CDU):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Nina Eisenhardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Cirsten Kunz-Strueder (SPD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Moritz Promny (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz:
	Vizepräsidentin Angela Dorn:

	Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Zukunft der hessischen Rundfunkorchester durch öffentliche Stiftung sichern
– Drucks. 21/1074 –
	René Rock (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Esther Kalveram (SPD):
	Vizepräsidentin Angela Dorn:
	Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Arno Enners (AfD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Dirk Bamberger (CDU):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Benedikt Kuhn, Staatssekretär und Chef der Staatskanzlei:
	Vizepräsident Frank Lortz:
	René Rock (Freie Demokraten):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Arno Enners (AfD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Dirk Bamberger (CDU):
	Vizepräsident Frank Lortz:

	Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Digitale Zwillinge – Planung neu denken
– Drucks. 21/1075 –
	Antrag
Fraktion der AfD
Das versprochene Vertrauen in die Polizei endlich in Realpolitik umsetzen – Rotationserlass sofort abschaffen
– Drucks. 21/1076 –
	Sandra Weegels (AfD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Rüdiger Holschuh (SPD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Rüdiger Holschuh (SPD):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Vanessa Gronemann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Thomas Hering (CDU):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Moritz Promny (Freie Demokraten):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Dirk Gaw (fraktionslos):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Dirk Gaw (fraktionslos):
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz:
	Vizepräsident Frank Lortz:
	Sandra Weegels (AfD):
	Vizepräsident Frank Lortz:

	Entschließungsantrag
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Einsatz verdient Respekt – dafür setzen wir uns für die Blaulichtfamilie ein
– Drucks. 21/1084 –
	Alexander Bauer (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Alexander Bauer (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Pascal Schleich (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Sebastian Sack (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Lara Klaes (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Moritz Promny (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dirk Gaw (fraktionslos):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Prof. Dr. Roman Poseck, Minister des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Pascal Schleich (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:

	Entschließungsantrag
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
25 Jahre Landesbeauftragte für Heimatvertriebene und Spätaussiedler
– Drucks. 21/1085 –
	Turgut Yüksel (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Frank Steinraths (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Yanki Pürsün (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dimitri Schulz (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dimitri Schulz (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Andreas Hofmeister, Beauftragter der Landesregierung für Heimatvertriebene und Spätaussiedler:
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:

	Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Gemeinsames Dach über dem Kopf – genehmigungsfreier Dachgeschossausbau gegen Wohnungsnot
– Drucks. 21/1101 –
	Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Tanja Jost (CDU):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Elke Barth (SPD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Dimitri Schulz (AfD):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Vizepräsidentin Dr. Daniela Sommer:
	Kaweh Mansoori, Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum:
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Kaweh Mansoori, Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum:
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Andreas Lichert (AfD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Andreas Lichert (AfD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:

	Entschließungsantrag
Fraktion der CDU, Fraktion der SPD
Hessen als Austragungsort des Bundes-Digital-Gipfels – starkes Signal für die Bedeutung der Digitalisierung in Hessen
– Drucks. 21/1118 –
	Bijan Kaffenberger (SPD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Oliver Stirböck (Freie Demokraten):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Torsten Leveringhaus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Markus Fuchs (AfD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Jan-Wilhelm Pohlmann (CDU):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Jan-Wilhelm Pohlmann (CDU):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Prof. Dr. Kristina Sinemus, Ministerin für Digitalisierung und Innovation:
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Prof. Dr. Kristina Sinemus, Ministerin für Digitalisierung und Innovation:
	Präsidentin Astrid Wallmann:

	Antrag
Fraktion der Freien Demokraten
Update für die hessische Weinkultur: Weinbergsfahrten erleichtern
– Drucks. 21/1142 –
	Wiebke Knell (Freie Demokraten):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Alexander Hofmann (Wiesbaden) (SPD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Alexander Hofmann (Wiesbaden) (SPD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Marcus Resch (AfD):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Ingo Schon (CDU):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Hans-Jürgen Müller (Witzenhausen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
	Präsidentin Astrid Wallmann:
	Ingmar Jung, Minister für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat:
	Präsidentin Astrid Wallmann:

	Anlage 1 (zu Tagesordnungspunkt 13)
	Anlage 2 (zu Tagesordnungspunkt 13)
	Anlage 3 (zu Tagesordnungspunkt 13)
	Anlage 4 (zu Tagesordnungspunkt 13)
	Anlage 5 (zu Tagesordnungspunkt 13)
	Anlage 6 (zu Tagesordnungspunkt 13)


